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AusführungsbestirnmungeM
zum

Einkommensteuergesetz
für

das Herzogtum Oldenburg
vom

12. Mar 1906.

I. Steuerpflicht.
Allgemeine Bestimmungen.

8 i.
Zu Artikel1 des Gesetzes.

1. Nach Artikel1 unterliegen der allgemeinen persönlichen
Steuerpflicht sowohl natürliche wie juristische Per¬
sonen.

Die Steuerpflicht erstreckt sich auf das gesamte
steuerbare Einkommen, soweit nicht Art. 4 entgegen¬
steht. Vergl. ß 4.

2. Für die Besteuerung der natürlichen Personen kommen
in Betracht: Staatsangehörigkeit, Wohnsitz und Aufent¬
halt.

3. Für die Beurteilung der Staatsangehörigkeit sind die
Vorschriften des Reichsgesetzes vom 1. Juni 1870

*) Die Nummer jedes einzelnen Paragraphen der Aussührungs-
bestimmungen stimmt überein mit der Nummer des betreffenden Ar¬
tikels des Gesetzes.



79 8 1.

maßgebend . Nach diesem Gesetze kann eine Person

gleichzeitig die Staatsangehörigkeit in mehreren Bundes¬

staaten besitzen.
4 . Der Begriff „Wohnsitz " ist im Sinne des Doppel¬

besteuerungsgesetzes zu verstehen . Danach hat eine

Person einen Wohnsitz an dem Ort , an welchem sie

eine Wohnung unter Umständen inne hat , welche auf

die Absicht der dauernden Beibehaltung einer solchen

schließen lassen . Der Schwerpunkt der wirtschaftlichen

Tätigkeit ist für das Vorliegen eines steuerlichen Wohn¬

sitzes nicht entscheidend.
Als Wohnung gilt nicht jedes nur zu einem zeit¬

weiligen und vorübergehenden Aufenthalte eingerichtete

oder ausreichende Absteigequartier , sondern es gehört

dazu , daß zum dauernden Aufenthalte Wohnräume ein¬

gerichtet sind , welche dem Steuerpflichtigen für sich

und seinen Haushalt nach Maßgabe der in Betracht

kommenden persönlichen und örtlichen Verhältnisse

standesgemäße Unterkunft gewähren.
Das Jnnehaben einer Wohnung erfordert mindestens

eine Verfügungsgewalt über die Benutzung der Woh¬

nung ; für die Begründung des Wohnsitzes ist auch

die tatsächliche Benutzung der Wohnung Voraus¬

setzung.
Das Vorliegen von Umständen , welche auf die Ab¬

sicht der dauernden Beibehaltung einer Wohnung

schließen lassen , setzt nicht notwendig einen fortgesetzten

ununterbrochenen Aufenthalt voraus ; ein einmal be¬

gründeter Wohnsitz kann auch bei vorübergehender
oder selbst dauernder Abwesenheit vom Orte des Wohn¬

sitzes beibehalten werden.
Der Verlust des Wohnsitzes tritt erst ein , wenn eins

der Merkmale des Wohnungsbegriffs nicht mehr zu¬

trifft , sei es das Jnnehaben einer Wohnung , sei es

die Absicht , eine solche beizubehalten.

Wohnsitz.

3
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Dienstlicher
Wohnsitz.

5 . Bei geschäftsunfähigen oder in der Geschäftsfähigkeit
beschränkten Personen bestimmt sich die Fähigkeit , selb¬
ständig oder mit Genehmigung ihres Vormundes oder
gesetzlichen Vertreters einen Wohnsitz neu zn begründen
oder zu verlegen , nach den Vorschriften des Bürger¬
lichen Rechts.

Vergl . 88 8 ff . B . G . B.
6 . Die Unterbringung einer Person in einer Irren - oder

anderen Heilanstalt begründet ebensowenig wie die Ver¬
büßung einer zeitigen Freiheitsstrafe oder zeitweilige
Abwesenheit vom Wohnorte aus anderen Gründen für
sich allein eine Änderung des Wohnsitzes . Wird aber
z. B . ein Geisteskranker auf vormundschaftliche An¬
ordnung dauernd in einer Anstalt untergebracht , so
erlangt er dort regelmäßig einen Wohnsitz.

7 . Behufs ihrer Ausbildung als Schüler , Studenten usw.
auswärts von den Eltern u . s. w . unterhaltene Minder¬
jährige begründen regelmäßig keinen besonderen Wohnsitz
am Ausbildungsorte.

8 . Militärpersoneu , die nur zur Erfüllung der Wehr¬
pflicht dienen , begründen damit keinen Wohnsitz am
Garnisouorte.

9 . Eine Person kann gleichzeitig an mehreren Orten einen
Wohnsitz haben.

10 . Einen dienstlichen Wohnsitz können nur in Reichs - oder
Staatsdiensten stehende Deutsche haben.

11 . Unter dienstlichem Wohnsitz ist der dem Beamten zur
Ausübung seines Berufs angewiesene Ort zu verstehen,
gleichviel , ob dieser mit dem Orte , wo er Wohnung
genommen hat , zusammentrifft oder nicht.

12 . Der dienstliche Wohnsitz wird mit dem Zeitpunkte be¬
gründet , zu welchem die dienstliche Tätigkeit nach An¬
ordnung der zuständigen Dienstbehörde zu beginnen
hat ; fehlt hierüber eine ausdrückliche Bestimmung , so
ist der Zeitpunkt maßgebend , mit welchem die An-

4
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13.

14.

15.

16.

17.

18.

stelluugs - oder Versetzungsverfügung zur Kenntnis des

Beteiligten gelangt und , sofern der letztere seinen bis¬

herigen Wohnort zu verlassen hat , dies geschehen ist.

Die Abkommandierung der Militärpersonen von ihrem

Garnisonorte wird der Versetzung gleich geachtet , so¬

fern für das Kommando eine längere Dauer als von

6 Monaten von vornherein feststeht.

Bei Beamten der Militärverwaltung liegt dagegen nur

dann eine mit der Verlegung des Wohnsitzes ver¬

bundene Versetzung vor , wenn solche ausdrücklich unter

völliger Lösung des Verhältnisses zu der bisherigen

Behörde ausgesprochen ist.

Nicht jedes noch so kurze Verweilen an einem Orte Aufenthalt,

genügt zur Annahme eines Aufenthalts im Sinne des

Gesetzes . Vielmehr ist eine gewisse Stetigkeit und

Dauer des Aufenthalts an demselben Ort oder doch

im Gebiete desselben Staates erforderlich.

Ein Aufenthalt im Sinne des Artikel 1 ist hiernach

nicht anzunehmen bei Hausierern , die von Ort zu Ort

ziehen und nur kurze Zeit au einem Orte verweilen,

sofern sie sich nicht vorzugsweise im Herzogtum auf¬

halten.

Eine freiwillige Entfernung ist als eine Unterbrechung

des Aufenthalts nicht anzusehen , wenn aus den Um¬

ständen , unter welchen sie erfolgt , die Absicht erhellt,

den Aufenthalt beizubehalten . Vergl . jedoch Ziffer 28

Absatz 1.

Der Besteuerung
unterworfen:

Angehörige des Herzogtums,
Bundesstaaten und Ausländer.

sind nach Maßgabe des Artikel 1 Angehörige des
Herzogtums,

Angehörige an-
Anqehörige anderer derer Bundes¬

staaten und
Ausländer.

Als Angehörige des Herzogtums gelten diejenigen Angehörige des

Staatsangehörigen des Großherzogtums , welche durch Herzogtums.

Wohnsitz , Aufenthalt oder Geburt in engerer Beziehung

5
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Angehörige
anderer

Bundesstaaten.

Ausländer.

Doppel¬
besteuerungs¬

gesetz.

8 1.

zum Herzogtum als zu den beiden anderen Provinzen
des Großherzogtums stehen.

19 . Die Angehörigen des Herzogtums sind grundsätzlich
steuerpflichtig . Erhebt ein solcher Anspruch auf Steuer¬
befreiung , so muß er im Zweifelsfalle seinerseits Nach¬
weisen , daß einer der gesetzlichen Ausnahmefälle vor¬
liegt.

20 . Als besondere Bundesstaaten im Sinne des Ein¬
kommensteuergesetzes gelten die Fürstentümer Lübeck
und Birkenfeld . Den Bundesstaaten steht das Reichs¬
land Elsaß -Lothringen gleich.

21 . Unter Ausland und Ausländern sind nur außerdeutsche
Staaten und Angehörige derselben zu verstehen . Die
deutschen Schutzgebiete gelten als Inland (Z 9 des
Schutzgebietsgesetzes vom 25 . Juli 1900 ) .

22 . Die Heranziehung von Angehörigen des deutschen
Reichs zur Einkommensteuer ist durch das in Anlage ^
abgedruckte Reichsgesetz wegen Beseitigung der Doppel¬
besteuerung vom 13 . Mai 1870 (Doppelbesteuerungs-
gesetz) eingeschränkt . Das Einkommensteuergesetz trägt
dieser Einschränkung Rechnung.

Das Doppelbesteueruugsgesetz will nicht eine mehr¬
fache Besteuerung desselben Einkommens in demselben
Bundesstaate , sondern nur eine Doppelbesteuerung
Deutscher in verschiedenen Bundesstaaten verhindern.
Die Regelung ist aber keine vollständige . Sie trifft
nicht den Fall , daß ein Deutscher in seinem Heimats¬
staate keinen Wohnsitz , aber in mehreren anderen
Bundesstaaten einen solchen hat ; noch den weiteren ^
Fall , daß ein Deutscher in mehreren Staaten , deren
Staatsangehörigkeit er besitzt , einen Wohnsitz hat.
Für derartige Fälle ist die Doppelbesteuerung reichs¬
gesetzlich nicht verboten . Auch bei solcher Sachlage
hat deshalb gegebenenfalls nach Artikel 1 des Ein¬

kommensteuergesetzes im Herzogtums die Besteuerung
6
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zu erfolgen , soweit nicht nach Artikel 78 eine Verein¬

barung mit dem betreffenden anderen Bundesstaat ent¬

gegensteht.

23 . Da die reichsgesetzlichen Bestimmungen dem Landes¬

rechte Vorgehen , so ist ihre Anwendung von der Be¬

obachtung landesgesetzlicher Formvorschriften nicht ab¬

hängig . Eine Beschwerde über die Verletzung des

Doppelbesteuerungsgesetzes oder sonstiger Reichsgesetze

darf deshalb nicht aus dem Grunde zurückgewiese»

werden , weil der Steuerpflichtige die im Einkommen¬

steuergesetze für die Rechtsmittel vorgesehenen Vor¬

schriften , insbesondere auch die Fristbestimmungen , nicht

beachtet hat.

24 . Ob die Besteuerung nach dem Doppelbesteuerungs¬

gesetze gestattet ist , richtet sich ausschließlich nach den

Bestimmungen dieses Gesetzes selbst , nicht etwa nach

der Art seiner Auslegung und Handhabung in anderen

Bundesstaaten . Schließt das Doppelbesteuerungsgesetz

die Besteuerung im Herzogtum aus , so muß sie unter¬

bleiben , wenn auch andere Bundesstaaten von der

ihnen nach demselben gestatteten Besteuerung keinen

Gebrauch machen.

Ist die Besteuerung im Herzogtums nach dem

Doppelbesteuerungsgesetze zulässig , so muß sie gemäß

den Vorschriften des Einkommensteuergesetzes erfolgen

ohne Rücksicht darauf , ob etwa andere Bundesstaaten

den reichsgesetzlichen Bestimmungen zuwider die Be¬

steuerung eintreten lassen . In Fällen der letzteren

Art ist es zunächst Sache der Steuerpflichtigen , die

ungesetzliche Besteuerung durch die Anrufung der zu¬

ständigen Behörden des betreffenden Bundesstaates

rückgängig zu machen.

25 . Der allgemeinen persönlichen Steuerpflicht unterliegen

auch einheimische juristische Personen , d . h . solche , die

ihren Sitz im Herzogtum Oldenburg haben . Es sind

Einheimische
juristische
Personen,

7
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Sitz der
juristischen
Personen.

8 i.

jedoch lediglich die in Artikel1 Ziffer 4 ausdrücklich
genannten steuerpflichtig, nämlich

die Aktiengesellschaften(AZ 178 ff. des Handelsgesetz¬
buchs vom 10. Mai 1897),

die Kommanditgesellschaften ans Aktien (ZA 320 ff.
des Handelsgesetzbuchs),

die Gesellschaften mit beschränkter Haftung (Reichs¬
gesetz, betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haf¬
tung vom 20. April 1892/20. Mai 1898),

die eingetragenen Genossenschaften(Reichsgesetz, be¬
treffend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften
vom 1. Mai 1889/20. Mai 1898).

Die übrigen sind steuerfrei.
Wegen der auswärtigen juristischen Personen vergl.

8 2 Z. 10 ff.

26. Der Sitz einer Gesellschaft des Handelsgesetzbuchs und
einer Gesellschaftm. b. H. ergibt sich aus dem Gesell¬
schaftsvertrage(Z t82 bezw. Z 322 des Handelsgesetz¬
buchs und A 3 des Gesetzes, betreffend die Gesellschaf¬
ten mit beschränkter Haftung) ; derjenige einer einge¬
tragenen Genossenschaft aus dem Statut (A6 des Ge¬
setzes, betreffend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen¬
schaften) und eines eingetragenen Vereins aus dem
Vereinsregister(Z 64 B. G. B.). Als Sitz eines
sonstigen Vereins und einer Stiftung gilt, wenn nicht
ein anderes bestimmt ist, der Ort, an welchem die Ver¬
waltung geführt wird (ZA 24 und 80 B . G. B .).
Der Sitz eines öffentlich rechtlichen Verbandes(Staat,
Kommunalverbandu. s. w.) im Sinne des Einkommen¬
steuergesetzes deckt sich mit dem örtlichen Gebiete des
Verbandes. Vergl. § 2 Z. 10—13.

27. Auf die juristischen Personen findet Artikel 21 Ziffer II
des Gesetzes keine Anwendung(S . Artikel 21 Z. III).

8
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Im Einzelnen ist sodann noch folgendes zu be¬
merken:

28. Der die Steuerbefreiung nach sich ziehende mehr als

zweijährige Aufenthalt im Auslande muß nach dem
Gesetz ein dauernder  sein . Auch ein nur vorüber¬
gehendes Verlassen des Auslandes gilt als Unter¬
brechung des Aufenthalts. Vergl. demgegenüberZ. 16,
Z. 28 Abs. 2 und Z. 33 Abs. 1.

Die erloschene Steuerpflicht lebt wieder auf, sobald
der Aufenthalt im Auslande wieder aufgegeben wird
und nicht etwa Umstände vorliegen, welche die Steuer¬

pflicht nach Artikel1 1t. a. und d ausschließen. Ein
nur vorübergehendes Verlassen des Auslandes, z. B.

zu Besuchszwecken, kann den Wiedereintritt der einmal
erloschenen Steuerpflicht nicht begründen.

29. Das Rechtsverhältnis der dem Herzogtum angehören¬
den, ihren dienstlichen Wohnsitz im Auslande habenden
Reichs- und Staatsbeamten, unter welche auch die

Offiziere fallen, ist nach Artikel1 Ziffer 1 Abs. 2
sowie nach Artikel2 Ziffer 2 und 3 und Artikel4

Ziffer 5 das folgende:
a) das Einkommen aus hiesigem Grundbesitz und

aus hiesigem Gewerbe- und Handelsbetrieb unterliegt
stets der diesseitigen Besteuerung;

b) der das persönliche pensionsberechtigende Gehalt

übersteigende Teil der dienstlichen Bezüge ist stets
steuerfrei;

o) das persönliche pensionsberechtigende Gehalt ist

nur dann steuerfrei, wenn es im Ausland entsprechend
besteuert wird;

ä) das sonstige Einkommen, soweit es nicht nach

Artikel4 Ziffer 2, 4, 6 und 7 frei ist, unterliegt nur
dann nicht der Steuer, wenn der Aufenthalt im Aus¬
lande mehr als 2 Jahre gedauert hat und zugleich das

Eiryet-
bestimmungen.

Zu Artikel t
Z. 1 1t. ° .

Zu Artikel 1
Z. 1 Abs. 2.

9



Zu Artikel l
Ziffer 3.

Einkommen dort zu einer entsprechenden Steuer herau-
gezogen wird.

Die Annahme einer entsprechenden Besteuerung (Ar¬
tikel 1 Ziffer l Abs . 2 und Artikel 4 Ziffer 5 ) , deren
Nachweis dem beteiligten Beamten obliegt , wird durch
die abweichende Form oder Höhe der ausländischen
Steuer nicht ausgeschlossen . Es genügt , daß die Steuer
sich tatsächlich in ähnlicher Weise wie die hiesige Ein¬
kommensteuer auf das Einkommen erstreckt.

30 . Ein nach Artikel 1 Ziffer 3 allgemein steuerpflich¬
tiger Ausländer ist nach Artikel 4 Ziffer 3 mit seinen
Bezügen aus ausländischem Grundbesitz oder Gewerbe¬
betriebe der Einkommensteuer nur dann unterworfen,
wenn er des Erwerbes wegen im Herzogtum einen
Wohnsitz hat oder sich aufhält . Wegen der Inländer
vergl . § 4 Ziffer 6.

31.  Mit dem Aufenthalte des Erwerbes wegen braucht
nicht immer ein Gewerbebetrieb verbunden zu sein.
Gewerbebetrieb ist aber stets eine Beschäftigung des
Erwerbes wegen . Für die Steuerpflicht ist nicht Vor¬
aussetzung , daß der Betreffende des Erwerbes wegen
nach dem Herzogtums gekommen ist , vielmehr ist allein
entscheidend , daß er sich im Herzogtume des Erwerbes
wegen aufhält.

32.  Ein Aufenthalt eines Ausländers im Herzogtume des
Erwerbes wegen liegt nur vor , wenn der Aufenthalt
mit der Absicht längerer Dauer  und mit dem
Hauptzwecke der Erzielung eigenen  Erwerbes ver¬
bunden ist . Durch eine rein gelegentliche und vor¬
übergehende , diesen Charakter während der ganzen
Dauer des Aufenthalts an sich tragende Erwerbs¬
tätigkeit entsteht eine Steuerpflicht nicht . Ebenso¬
wenig wird in dem Falle , daß ein ausländischer An¬
gestellter einer ausländischen Firma im Aufträge dieser
Firma im Herzogtume geschäftlich tätig ist , eine Steuer-
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Pflicht für den Angestellten infolge Aufenthalts des
Erwerbes wegen begründet.

33. Ausländer, welche im Herzogtume weder einen Wohn¬
sitz haben noch des Erwerbes wegen sich auf¬
halten, sind nur dann steuerpflichtig, wenn sie sich
länger als ein Jahr im Herzogtum aufhalten. Dieser
mehr als einjährige Aufenthalt im Herzogtum muß
ein ununterbrochener sein; es ist aber ohne Belang,
ob er an demselben oder an verschiedenen Orten des
Herzogtums stattfindet. Ein nur vorübergehendes Ver¬
lassen des Herzogtums, z. B. zu Besuchszwecken, gilt
nicht als Unterbrechung des Aufenthalts. Vergl. dem¬
gegenüberZ. 28 Abs. 1.

Die Steuerpflicht tritt mit dem Beginne des auf den
Ablauf des Jahres folgenden Monats ein und zwar
nur für die Folgezeit.

Ist die Stenerpflicht begründet, so wird sie durch
eine vorübergehende Abwesenheit nicht aufgehoben.

34. Gibt ein Ausländer im Herzogtume seinen Wohnsitz
unter Fortsetzung des Aufenthalts auf, so tritt die
Steuerpflicht auf Grund des Aufenthalts ein, sobald
letzterer zusammen mit dem mit dem früheren Wohn¬
sitze verbundenen Aufenthalte die Dauer eines Jahres
übersteigt.

35. Wenn ein steuerpflichtiger Angehöriger des Herzogtums
durch Entlassung aus der oldenburgischen Staats¬
angehörigkeit aufhört, Deutscher zu sein, also Aus¬
länder wird, seinen Wohnsitz oder Aufenthalt aber
einstweilen im Herzogtume beibehält, so ist er nach
Maßgabe der für Ausländer geltenden Vorschriften weiter
zu besteuern.

36. Wird die Entlassung eines steuerpflichtigen Angehörigen
des Herzogtums nach Z 18 des Staatsangehörig¬
keitsgesetzes unwirksam, weil der Betreffende nicht
binnen sechs Monaten vom Tage der Aushändi-

11



gung der Entlassungsnrkunde an seinen Wohnsitz außer¬
halb des Reichsgebiets verlegt hat , so ist , da der Un¬
wirksamkeit rückwirkende Kraft innewohnt , die Wieder¬
veranlagung für die rückwärts liegende Zeit vorzu¬
nehmen , sofern die Voraussetzungen vorliegen.

Beschränkte
Steurrpflicht.
Auswärtige

natürtiche und
juristische
Personen.

Zu Artikel 2
Ziffer 1.

8 2 .

Zu Artikel 2 des Gesetzes.

1 . Nur solche Personen fallen unter den die beschränkte
Steuerpflicht behandelnden Artikel 2 , auf welche die
Voraussetzungen der allgemeinen Steuerpflicht gemäß
Artikel 1 nicht zutreffen.

2 . Der Artikel 2 trägt den betreffenden Vorschriften des
Doppelbesteuerungsgesetzes Rechnung . Vergl . dazu Art . 4
Ziffer 2.

3 . Die Artikel 14 und 21 des Gesetzes (s. daselbst ) finden
ans die nach Artikel 2 Steuerpflichtigen keine Anwendung.

4 . Bei der beschränkten Besteuerung gemäß Artikel 2 sind
die mit der Quelle verbundenen Aufwendungen im
Sinne des Artikel 8 zu berücksichtigen.

Das gleiche gilt auch , soweit solche Aufwendungen
in Artikel 9 aufgeführt werden (vergl . 8 9 Z . 34 ) .
Wegen der Schuldzinsen und dauernden Lasten greifen
dabei jedoch die Bestimmungen in Artikel 9 Ziffer 1
Platz , wonach der Abzug nur zulässig ist , wenn die
Schuldzinsen usw . nicht allein mit der Ertragsquelle
in wirtschaftlichem Zusammenhänge stehen , sondern auch
auf ihnen rechtlich hasten (vergl . 8 9 Z . 16 ) .

Die weiteren in Artikel 9 behandelten , nicht zu den
Betriebskosten gehörenden Aufwendungen kommen nicht
in Betracht . Vergl . ß 9 Z . 34.

5 . Der Ausdruck „Gehalte , Pensionen und Wartegelder"
ist im Hinblick ans das Doppelbesteuerungsgesetz in dem¬
selben Sinne wie in Artikel 4 Ziffer 2o zu verstehen.
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Es befassen also die Pensionen auch Witwen- und
Waisengelder und es ist ferner Voraussetzung, daß es
sich um Staatsbeamte bezw. um die Hinterbliebenen
von Staatsbeamten handelt.

6. Die von der Kasse des Herzogtums oder Großherzog¬
tums nur vorschußweise für Rechnung anderer
Kassen  gezahlten Bezüge fallen nicht unter die Vor¬
schrift des Artikel 2. Vergl. K 4 Z . 8.

7. Die Steuerpflicht nach Artikel 2 Ziffer 2 greift ins¬
besondere auch dann Platz, wenn es sich um ge¬
pachteten  Grundbesitz handelt. Vergl. H 4 Z. 5.

8. In Bezug auf die Frage, wann eine Ausübung des
stehenden Gewerbes durch „andere ständige Vertreter"
im Sinne des Gesetzes stattsindet, ist folgendes zu be¬
achten:

a) Ein selbständiger Gewerbetreibender, dessen
Tätigkeit sich lediglich als Ausübung des eigenen
Vermittelungsgewerbes darstellt, betreibt damit
nicht das Gewerbe der von ihm vermöge eines Auf¬
trags- oder Vollmachtsverhältnisses vertretenen aus¬
wärtigen Firma, auch wenn er die Interessen derselben
ständig wahrnimmt.

Dies gilt insbesondere in der Regel von denjenigen
Agenten, welche als Spezialagenten für eine Ver¬
sicherungsgesellschaft tätig sind, d. h. : für die Gesellschaft
im Publikum werben, ihr die zum Abschlüsse von Ver¬
sicherungen bereiten Personen zuführen oder die an sie
aus dem Publikum ergehenden Anträge entgegennehmen,
um den Abschluß der Geschäfte zu vermitteln.

d. Dagegen ist die Begründung einer Betriebsstätte
des auswärtigen Unternehmers und somit seine Steuer¬
pflicht im Herzogtum anzunehmen, wenn der hiesige
ständige Vertreter in einem persönlichen Dien st¬
und Abhängigkeitsverhältnis oder in beamteu-
ähnlicher  Stellung zu dem Unternehmer sich befindet,

Zu Artikel2
Ziffer 2.

Zu Artikel2
Ziffer 3.

13



Zu Artikel 2
Z. 2 und 3.

dessen Willen und beständiger Leitung unterworfen und
eben dadurch dessen Organ und Gehülfe ist.

o. Der das eigene Vermittelungsgewerbe betreibende
Agent (siehe 1t. a) kann zwar durch dieselbe Tätig¬
keit,  die sich als Ausübung des Vermittelungsge¬
werbes darstellt , nicht zugleich als Vertreter eines
Anderen das Gewerbe betreiben und umgekehrt.

Wohl aber kann eine solche Doppelstellung durch
verschiedene von derselben  Person nebeneinander
ausgeübte Tätigkeiten begründet werden . Beispielsweise
ist es nicht ausgeschlossen , daß ein Generalagent mit
beamtenähnlicher Stellung für eine Versicherungsgesell¬
schaft tätig ist und bezüglich desselben Unternehmens
gleichzeitig sein eigenes Vermittelungsgewerbe ausübt.

ä . Für die Entscheidung der Frage , ob ein beamten¬
ähnliches  Verhältnis im Sinne der 1t . d und o vor¬
liegt oder nicht , kommt es weder auf die äußere Be¬
zeichnung des Vertreters an , noch auf die rechtliche
Form , in die das Verhältnis gekleidet ist . Vielmehr
bedarf es in jedem Einzelfalle der Ermittelung , ob nach
den tatsächlichen Verhältnissen (Inhalt des Anstellungs¬
vertrags und gesamte Geschäftsführung ) der Vertreter
als Beamter angesehen werden muß . Dies ist zu be¬
jahen , wenn die Mittelsperson auf Grund des durch
den eingegangenen Vertrag zu dem auswärtigen Unter¬
nehmer begründeten Abhängigkeitsverhältnisses Hand¬
lungen , die ihm von demselben aufgetragen
werden,  vorzunehmen verpflichtet  ist.

Dafür , daß ein Generalagent  im eigentlichen Sinne
die Stellung eines Beamten habe , spricht im allgemeinen
die Vermutung.

9 . Sofern es sich nicht um Aktiengesellschaften , Kommandit¬
gesellschaften auf Aktien , Gesellschaften mit beschränkter
Haftung und eingetragene Genossenschaften handelt
(vergl . Z 19 Z . 33 ), sind die Erträge aus dem hiesige»
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Grundbesitz und dem hiesigen Handel und Gewerbe

ohne Rücksicht auf die Ergebnisse etwaiger auswärtiger

Ertragsquellen zu ermitteln.
Steht jedoch der hier beschränkt steuerpflichtige land¬

wirtschaftliche oder gewerbliche Betrieb mit einem nicht

steuerpflichtigen Betriebe dergestalt in Zusammenhang,

daß eine gesonderte Gewinnberechnuug nach Maßgabe

der allgemeinen Bestimmungen des Einkommensteuer¬

gesetzes nicht ausführbar ist , so muß der Gewinn für

den gesamten Betrieb berechnet und auf die einzelnen

Betriebsftellen nach dem Verhältnisse des Betriebs¬

umfanges unter Berücksichtigung der etwaigen beson¬

deren Betriebs -Einnahmen und - Ausgaben oder , wenn

dieser Weg nicht gangbar , nach verständigem Ermessen

verteilt werden . Nach demselben Grundsatz ist zu ver¬

fahren , wenn der hiesige Grundbesitz oder hiesige Han-

s dels - und Gewerbebetrieb einer hier allgemein steuer¬

pflichtigen Person mit einem nicht steuerpflichtigen

Betrieb in Zusammenhang steht . —
Eine Berücksichtigung des Ortes der Geschäftsleitung

als eines wesentlichen , die Bemessung eines Voraus

rechtfertigenden Umstandes ist dabei an sich nicht aus-

, geschlossen.
Vergl . 8 4 Z . 4 und H 19 Z . 33.

10 . Nach Artikel 2 Absatz 2 sollen mit den Erträgen aus

hiesigem Grundbesitz und aus hiesigen Gewerbe - oder

Handelsanlagen oder sonstigen gewerblichen Betriebs¬

stätten auch diejenigen juristischen Personen , Korpora-

^ tionen , Gesellschaften , Vereine und Stiftungen steuer¬

pflichtig sein , welche ihren Sitz außerhalb des Herzog¬

tums haben . Da die hier aufgeführten Steuerpflichtigen

den natürlichen Personen des Absatz 1 gegenübergestellt

werden , so ist davon auszugehen , daß der dem früheren

Recht entsprechende Absatz 2 nur juristische Personen

im Auge hat , daß also die Aufzählung der Korpora-

Zu Artikel 2
Abs . 2.

1b



928 3.

tionen , Gesellschaften usw . neben  den juristischen
Personen keinen gegensätzlichen , sondern nur einen weiter
ausführenden Charakter hat.

Demnach fallen unter diese Bestimmung von den
Gesellschaften des Handelsgesetzbuchs nicht die offenen
Handelsgesellschaften (M 105 ff . des Handelsgesetzbuchs ),
die Kommanditgesellschaften (M 161 ff . H . G . B .) und
die stillen Gesellschaften (ZZ 335 ff . H . G . B .) , ferner
nicht die Parten -Reedereien als solche, da allen diesen
die juristische Persönlichkeit mangelt . Vielmehr kann
nur eine Steuerpflicht der einzelnen Teilhaber solcher
Gesellschaften in Frage kommen.

Vergl . — insbesondere auch wegen der Parten-
Reedereien — 8 1? Z - 9.

11 . Dagegen fallen neben den Aktiengesellschaften , Kom¬
manditgesellschaften ans Aktien , Gesellschaften mit be¬
schränkter Haftung und eingetragenen Genossenschaften
sämtliche andere Arten von juristischen Personen unter
den Absatz 2 , also auch die öffentlich rechtlichen Ver¬
bände , wie ein fremder Staat , auswärtige politische
Gemeinden , Kirchengemeinden , Schulgemeinden usw.

12 . Wegen des Sitzes der juristischen Personen s. Z 1 Z . 26.
13 . Das Deutsche Reich ist nicht steuerpflichtig , da das

Herzogtum einen Teil des Deutschen Reiches bildet und
man deshalb nicht sagen kann , daß der Sitz des Reiches
außerhalb Oldenburgs sich befinde . Vergl . 8 1 Z . 26.

14 . Ein Nachlaß besitzt keine juristische Persönlichkeit . Er
kann deshalb niemals als solcher zur Steuer herange¬
zogen werden . Vergl . dazu 8 6 Z . 3 und Z 65 Z . 5.

15 . Wegen der einheimischen juristischen Personen s-8 1 Z - 25.

1. Artikel 3 führt diejenigen Personen auf , welche an sich

16
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nach Artikel 1 allgemein steuerpflichtig sein würden,
aber doch Steuerfreiheit genießen sollen.

Eine bei ihnen nach Artikel2 vorliegende beschränkte
Steuerpslicht bleibt unverändert bestehen.

2. Insbesondere sollen auch steuerfrei sein außer den beim
Großherzoge beglaubigten Vertretern anderer Staaten
die diesen Vertretern zugewiesenen  Beamten ; nicht
dagegen die von ihnen engagierten Privatbeamten noch
die sonst angenommenen Dienstverpflichteten.

3. Konsuln und Konsularbeamte können nur auf Grund
besonderer Staatsverträge Steuerfreiheit beanspruchen.

8 4.

Zu Artikel 4 des Gesetzes.

1. Während die nach Artikel 1 allgemein steuerpflichtigen
Personen an sich mit ihrem gesamten  steuerbaren
Einkommen heranzuziehen sind, enthält der Art. 4 eine
Reihe von Ausnahmen, welche zum Teil durch das
Staatsgrundgesetz oder durch Reichsgesetze geboten sind.

2. Vergl. zu Artikel 4 Ziffer 1 den H 13 der Anlage I
zum Staatsgrundgesetze.

3. Die Bestimmungen zu Art. 4 Ziffer 2 tragen den Zß 3
und 4 des Doppelbesteuerungsgesetzes(Anl. ^ .) bezw.
dem § 9 des Schutzgebietsgesetzes Rechnung. Vergl.
dazu Art. 2 und Z 2.

4. Die bei der Bewirtschaftung von Grundstücken oder dem
Betriebe eines Gewerbes in einem anderen Deutschen
Bundesstaat oder in einem Deutschen Schutzgebiet ein¬
getretenen Verluste oder erzielten Überschüsse bleiben
für die diesseitige Einkommensteuer außer Betracht.
Vergleiche jedoch wegen der Veranlagung einer Aktien¬
gesellschaft, Kommanditgesellschaft auf Aktien, Gesell¬
schaftm. b. H. oder einer eingetragenen Genossenschaft

Beschränkte
Steuerfreiheit.

Zu Art. 4 Z. 1.

Zu Art. 4 Z. 2.

Zu Art. 4
Z. 2 1t. u u. 1>
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Zu Art. 4 Z.
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den Z 19 Z . 33 und wegen des Verfahrens im Fall
eines zusammenhängenden steuerpflichtigen und steuer¬
freien Betriebes den ß 2 Z. 9 Abs. 2.

5. Die Steuerfreiheit der Erträge aus Grundbesitz gemäß
Art. 4 A. 2 1t. a tritt auch dann ein, wenn es sich
um gepachteten Grundbesitz handelt. Vergl. 8 2 Z . 7.

6. Die Erträge aus Grundbesitz, welcher im Auslande
(8 1 Z- 21) liegt, oder aus Gewerbe, welches dort be¬
trieben wird, unterliegen bei Inländern der Besteuerung,
und zwar auch dann, wenn die Erträge im Auslände
mit einer gleichartigen Steuer belastet sind.

Wegen der Ausländer s. 8 1 Z- 30 ff.
7. Unter Militärpersonen sind die Personen des Soldaten¬

standes und die Militärbeamten zu verstehen, welche
zum Heer oder zur Marine gehören (8 4 des Reichs¬
militärstrafgesetzbuchsvom 20. Juni 1872).

8. Ausschlaggebend ist, welche Kasse das Gehalt usw.
endgültig zu tragen hat. S . 8 2 Z. 6.

9. Trägt die Reichskasse das Gehalt usw., so tritt
keine Steuerfreiheit ein. Dies trifft insbesondere auch
zu bei den deutschen Militärpersonen und ihren Hinter¬
bliebenen, jedoch mit Ausnahme der bayerischen. Nur
die bayerischen Militärpersonen erhalten ihre Bezüge
aus der Staatskasse ihres Bundesstaats, alle anderen
aus der Reichskasse.

10. Vergl. 8 1 Z- 30 ff.; ferner 8 4 Z. 6.
. 11. Vergl. Reichsmilitärgesetz vom 2. Mai 1874 8 4-6.

12. Welche Personen zum Unteroffizier- und Gemeinenstande
gehören, ergibt die Beilage II zum Gesetze, betreffend
den Servistarif , vom 26. Juli 1897 unter 4— 7.

13. Die Angehörigen des oldenburgischen Gendarmeriekorps
fallen nicht unter die Bestimmung des Art. 4 Z . 4;
deren Dienstbezüge sind also steuerpflichtig.

14. Ist eine Militärperson zu einer Probedienstleistung bei
einer Zollbehörde kommandiert, so ist die vorüber-

18
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gehend an die Stelle der Militärlöhnung tretende

Leistung der Zivilbehörde wie die erstere steuerfrei.
15 . Militärmusiker ,welche gewerbsmäßig gegen EntgeltMusik-

aufführungen veranstalten oder bei solchen Mitwirken,

sind mit dem hieraus fließenden Ertrage steuerpflichtig.

16 . Als in der Kriegsformation befindlich ist jedes Schiff

oder Fahrzeug der Kaiserlichen Marine zu betrachten,
welches außerhalb der heimischen Gewässer allein fährt

(vergl . Z 164 des Reichsmilitärstrafgesetzbuchs vom
20 . Juni 1872 ).

Unter „heimischen Gewässern " ist das Gebiet der

Os0 und Nordsee — die letztere im Norden durch den

Breitenparallel von 60 " Nordbreite , im Westen nördlich
von Schottland durch den Meridian von 3° Westlänge

von Greenwich und südlich von England von der Linie

Dover — Calais begrenzt — zu verstehen.
17 . Siehe § 1 Z . 29 . Zu Art . 4 Z . 5

18.  Art . 4 . Z . 6 ist durch die beiden Reichsgesetze vom ZuArt . 4Z . 6
31 . Mai 1906

а . über die Pensionierung der Offiziere usw .,

б . über die Versorgung der Unterklassen des Reichs¬

heeres usw.
inzwischen abgeändert . Nach diesen Gesetzen sollen die

Verstümmelungszulage , die Kriegszulage und die Alters¬

zulage — welche Zulagen vollständig neu geregelt sind
— steuerfrei bleiben . (Vergl . das . Z 37 Abs . 1 bezw.

8 40 Abs . 3 .) Nur in Bezug auf die Hinterbliebenen

bleibt die Vorschrift des ß 20 des Reichsgesetzes vom

31 . Mai 1901 in Wirkung . (Vergl . ß 77 bezw . 76

der Reichsgesetze vom 31 . Mai 1906 .) Die Steuerfrei¬
heit beschränkt sich nicht auf Kriegsinvalideu und

Kriegshinterbliebene.
Wegen der mit Kriegsdekorationen verbundenen

Ehrensolde vergl . Reichsgesetz vom 2 . Juni 1878 und

Allerhöchsten Erlaß vom 19 . November 1878.

19 2*



Zu Art . 4 Z . 7.

Begriff des
steuerpflichti¬

gen Ein¬
kommens.

Ertrags¬
quellen.

Rohertrag,
Reinertrag.

Roh¬
einkommen,

Rein¬
einkommen.

19 . Die Bestimmung in Art . 4 Z . 7 Hut Bedeutung für
den Fall des Art . 62 Z . 1 des Gesetzes . Sie bewirkt,
daß bei erkrankten und infolgedessen verdienstlos ge¬
wordenen Steuerpflichtigen der nach Art 62 Z . 1 in
Frage kommenden Ermäßigung der Bezug von Kranken¬
geld , Krankenhausverpflegung usw . nicht im Wege steht.

8 5.

Zu Art . 5 — 9 , 11 und 12 des Gesetzes.

(Vergl . §8 5 — 9 , 11 und 12 .)

1 . In den Artikeln 5 — 9 , 11 und 12 wird der Begriff
des steuerpflichtigen Einkommens näher bestimmt (vergl.
dazu I ' uistinA , die Einkommensbesteuerung der Zukunft ) .
Die allgemeinen Bestimmungen sind maßgebend , soweit
nicht das Gesetz im einzelnen abweichende Vorschriften trifft.

2 . Einkommen kann nur entstehen aus dauernden
Quellen der Gütererzeugung.

Die außerhalb der dauernden Quellen  erfolgen¬
den , also einmaligen Gütervermehrungen und -Vermin¬
derungen berühren nur das Vermögen , nicht das Ein¬
kommen . Hierher gehören die in Art . 12 beispielsweise
aufgeführten Einnahmen.

3 . Die Quellen  gewähren zunächst einen Rohertrag.
Durch Ausscheidung aller mit dem Betriebe der Quelle
in ursächlichem Zusammenhänge stehenden Aufwendun¬
gen aus dem Roherträge der einzelnen Quelle ergibt sich
deren Reinertrag.

Die näheren Bestimmungen enthält Artikel 8.

4 . Der Reinertrag sämtlicher Quellen zusammen — wobei
Gewinn und Verlust aus den einzelnen Quellen gegen¬
einander aufzurechnen sind (vergl . 8 6 Z . 7) — bildet
das Roheinkommen  des Steuerpflichtigen . Das
steuerbare Einkommen (Reineinkommen)  findet man,

20
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indem man vom Roheinkommen die dem Steuerpflichtigen
auf Grund rechtlicher Verpflichtungen obliegenden Passiv¬
leistungen nach Maßgabe des Art. 9 abzieht.

Den Bestimmungen der Art. 9 und 11 liegt die Er¬
wägung zu Grunde, daß grundsätzlich sämtliche Leistun¬
gen abzuziehen sind, zu denen der Steuerpflichtige auf
Grund des öffentlichen oder Privatrechts verpflichtet ist,
soweit der Abzug nicht dem Begriffe des Einkommens
widerstreitet; es sich also nicht um Leistungen handelt,
welche

s,) im Bereiche des Vermögens — statt des Ein¬
kommens— sich vollziehen(Art. 11 Z. 1),

d) begrifflich aus dem Einkommen selbst  zu
bestreiten sind. Letzteres gilt für die persönlichen
Bedürfnisse des Steuerpflichtigen selber und seiner
Haushaltungsangehörigen sowie für den von ihm
nach Maßgabe des geltenden bürgerlichen Rechts
etwa außerdem zu gewährenden Unterhalt an Ver¬
wandte gerader Linie (Art. 9 Z . 1 Abs. 1 und
Art . 11 Z. 2). Aus Zweckmäßigkeitsgründen läßt
aber der Art. 9 eine Reihe von Ausnahmen von
dem genannten Grundsätze zu.

5. Als Abzüge vom Roheinkommen  können begriff¬
lich  nicht solche Verpflichtungen in Betracht kommen,
welche mit einer Ertragsquelle in ursächlichem Zusam¬
menhänge stehen; vielmehr hat deren Berücksichtigung
an sich ohne weiteres bei der Bemessung des Reinertra¬
ges der Quelle zu erfolgen (Z . 3). Wenn trotzdem der
Art. 9 eine Reihe solcher Verpflichtungen, als vom
Roheinkommen in Abzug zu bringen, mit aufführt, so
sind hierfür Zweckmäßigkeitsgründemaßgebend gewesen.
Derartige in Art. 9 benannte Verpflichtungen sind nicht
mehr bei der Bemessung des Reinertrages der Quelle
(Art. 8) zu berücksichtigen.

6. Die Berücksichtigung besonderer, die Leistungsfähigkeit der
21
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Iahres-
erträge.

Geldeswert.

6 .

Steuerpflichtigen beeinträchtigender Umstände ergibt sich
aus dem Begriffe des Einkommens nicht . Sie ist des¬
halb nur zulässig auf Grund ausdrücklicher Bestimmung
des Gesetzes (vergl . Art . 21 ).

8 6.

Zu Artikel 6 des Gesetzes.

(Vergl . Z 5 .)

1. Maßgebend für die Besteuerung sind die Jahres¬
erträge.

2 . Auch die für den Rest eines Steuerjahres zu bewir¬
kende Veranlagung hat stets in der Form zu erfolgen,
daß mit Iah res ertrügen gerechnet und ein Jahres¬
steuersatz festgesetzt wird.

3 . Unter Jahreserträgen sind diejenigen Erträge zu ver¬
stehen , welche wirtschaftlich  dem in Betracht kommen¬
den Jahre angehören , und zwar ohne Rücksicht auf den
Zeitpunkt des Eingangs . Daher kommt eine für
mehrere Jahre vorauserhaltene Miete für jedes dieser
Jahre mit dem darauf entfallenden Jahresbetrage zur
Verrechnung . Andererseits unterliegen der Besteuerung
die Jahreserträge einer Erbschaft , auf welche eine Per¬
son ein Recht hat , obwohl sie sich tatsächlich noch nicht im
Besitze der Erbschaft und im Bezüge der Erträge be¬
findet (vergl . 8 2 Z . 14 ).

4 . Für die Besteuerung kommt es nicht darauf an , ob
der Steuerpflichtige bei anderem Verhalten größere Er¬
träge hätte erzielen können ; es kommen nur die ihm
tatsächlich zufließenden oder zustehenden in Betracht.

5 . Zu den steuerpflichtigen Erträgen gehört auch der
Wert der im Haushalte verbrauchten Erzeugnisse oder
Bestände des eigenen landwirtschaftlichen Betriebes und
des eigenen Gewerbebetriebes.

22
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Beide Arten von Erzeugnissen und Beständen sind

mit dem Verkaufswert  in Ansatz zu bringen . Dies

erscheint auch für den Gewerbebetrieb zutreffend , da es

einer ordnungsmäßigen Gewinnberechnung entspricht,

die Verwendung für eigene Zwecke der Verwertung

durch Verkauf gkeichzustellen . Vergl . Z 16 Z . 4 d

und K 17 Z . 4 o.

6 . Im übrigen stellen Ersparnisse von Ausgaben als solche

keine steuerpflichtigen Erträge dar.

7 . Gewinn und Verlust aus den einzelnen Ertragsquellen

sind gegeneinander aufzurechnen . Vergl . tz 5 Z . 4.

8 7.

Zu Art . 7 des Gesetzes.

(Vergl . 8 5 .)

1 . Es bildet nicht das Kapitalvermögen in seiner Gesamt¬

heit eine einzige Ertragsquelle , vielmehr gilt als Er¬

tragsquelle jeder Teil des Kapitalvermögens , welcher

ein wirtschaftlich selbständiges Dasein hat.

2 . Das Entsprechende trifft zu in Bezug auf das Grund¬

vermögen einschließlich der Pachtungen und Mieten.

Als Pachtung im Sinne des Art . 7 Z . 2 gilt nur der

pachtungsweise ausgeübte Betrieb der Landwirtschaft.

3 . Beim Handel und Gewerbe sowie bei der sonstigen

gewinnbringenden Beschäftigung bilden die verschiedenen

für sich selbständig bestehenden Arten verschiedene Er¬

tragsquellen.
Was insbesondere Beamte oder Personen in ähn¬

licher fester Stellung angeht , so muß das bestimmte

amtliche , dienstliche oder sonstige Verhältnis als Er¬

tragsquelle angesehen werden . Ein Wechsel in einer

derartigen Stellung bedeutet also den Wegfall einer

Ertragsquelle und die Entstehung einer neuen.

23
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Abzüge vom
Roherträge.

Rohertrag.

Bei den nicht in einer derartigen festen Stellung
befindlichen dienstverpflichteten Personen , insbesondere
bei den gewöhnlichen Arbeitern und Gewerbegehülfen,
besteht die Ertragsquelle in der Arbeitsfähigkeit und
Arbeitsgelegenheit . Bei solchen Steuerpflichtigen bedeu¬
tet in der Regel der Wechsel des Arbeitgebers keinen
Wechsel in der Ertragsquelle . Ebensowenig fällt bei
den sog . Saisonarbeitern mit dem Eintreten der ar¬
beitslosen Jahreszeit ohne weiteres die Arbeitsquelle
hinweg.

4 . Jedes selbständige Recht auf periodische Hebungen und
Vorteile bildet eine besondere Ertragsquelle.

5 . Im übrigen wird auf A 13 Z . 10 ff . sowie Aß 15
bis 18 und 62 verwiesen.

s 8.

Zu Art . 8 des Gesetzes.

(Vergl . A 5 .)

1. In Bezug aus den Begriff des Rohertrages ist im
landwirtschaftlichen und gewerblichen Betriebe zu unter¬
scheiden einerseits zwischen dem Anlage - oder stehenden
Kapitale , d. i . den bestimmungsgemäß dem Betriebe
dauernd zu erhaltenden Bestandteilen , wie landwirt¬
schaftlichen und gewerblichen Grundstücken , Gebäuden
und sonstigen baulichen Anlagen , Schiffen , Maschinen,
Gerätschaften und sonstigem toten Betriebsinventar , und
andererseits dem Betriebs - oder umlaufenden Kapitale,
d. i. den bestimmungsgemäß fortlaufend dem Verbrauche,
dem Wechsel oder der Formveränderuug unterliegenden
Bestandteilen , wie landwirtschaftlichen Erzeugnissen,
Waren - und Rohstoffvorräten , Geld - und Wertpapieren
u . a . Dem Betriebskapital ist auch das lebende Be¬
triebsinventar zuzurechnen (vergl . Z . 14 ) ,

24



Was an Änderungen auf dem Gebiete des Anlage¬
kapitals vor sich geht , berührt nichl den Einkommens¬
begriff . Ein Zuwachs an diesem Stammvermögen
muß deshalb bei der Ertragsberechnung ebenso außer
Betracht bleiben , wie , abgesehen von der Abnutzung,

ein Verlust . Dagegen entspricht es dem Begriffe des
Betriebskapitals , daß alle an dessen Gegenständen ein¬

tretenden Verluste ohne Rücksicht auf die Ursache — wie
Verluste an Waren durch Diebstahl , Verderben oder

Beschädigung , an lebendem Betriebsinventar durch Ver¬
enden , an Geldmitteln durch Unterschlagung oder Ent¬

wendung aus der Geschäftskasse — den Rohertrag
mindern . Alle Gegenstände des Betriebskapitals sind
zugleich Teile des Rohertrages und alle Veränderun¬
gen in ihrem Bestände und Werte beeinflussen diesen
Rohertrag.

Wegen des Rohertrages bei sonstiger gewinnbringen¬
der Beschäftigung vergl . Z 18.

2 . Es sind nur solche Aufwendungen vom Rohertrag ab - ZuArt . 8Z . i

zuziehen , welche zum Zwecke der Gewinnerzielung , Betriebskosten
d . h. zur Erwerbung , Sicherung oder Erhaltung
des Ertrages  einer Quelle gemacht sind.

Der Zweck muß ein unmittelbarer sein und es können
deshalb z. B . Ausgaben eines Arztes für medizinische
Zeitschriften und Bücher oder für ärztliche Vereine
nicht gekürzt werden . Vergl . 8 18 Z . 18ä.

3 . Die Aufwendungen müssen tatsächlich  gemacht oder es
müssen entsprechende Verpflichtungen tatsächlich entstanden
sein . Es kommen deshalb z. B . die Leistungen solcher frem¬
der Arbeitskräfte , die dem Steuerpflichtigen unentgeltlich
zur Verfügung stehen oder von ihm ohnehin zu unter¬
halten sind , weder in Gestalt von Arbeitslohn noch
von Unterhaltungskosten in Betracht . Andererseits ist
es aber auch ohne Belang , ob tatsächliche Betriebs-
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Durchschnitts¬
sätze für
Gebäude¬

reparaturen.

ausgabeu hätten herabgemindert oder gänzlich vermieden
werden können.

4 . Die Aufwendungen müssen im laufenden Betrieb
einer vorhandenen Ertragsquelle gemacht sein . '

Sie dürfen nicht die Neuschaffung oder Verbesserung,
wohl aber die Erhaltung der Quelle in dem bisherigen
Zustande betreffen.

Unter dem bisherigen Zustand ist derjenige zu ver¬
stehen , in welchem sich die Quelle znr Zeit des Er¬
werbes durch den Steuerpflichtigen befand.

5 . Es sind demnach nicht abzugsfähig die Instandsetzungs¬
kosten , sondern nur die Jnstandhaltungskosten.

Reparaturkosteu , die den Zweck haben , ein Gebäude
in einen Zustand zu versetzen , in dem es bei der Er¬
werbung durch den Steuerpflichtigen sich noch nicht
befunden hat , sind nicht abzuziehen.

6 . Wegen weiterer Beispiele von nicht abziehbaren Aus¬
gaben wird ans Z 11 verwiesen.

7 . Dagegen sind abzugsfähig die Kosten der zur Erhaltung
einer Quelle in dem bisherigen Zustande dienenden
Reparaturen.

Fehlt es bei Gebäuden und anderen baulichen An¬
lagen an zuverlässigen Unterlagen für eine ziffernmäßige
Berechnung der tatsächlich verausgabten Instandhaltungs¬
kosten , so können Durchschnittssätze zu Grunde gelegt
werden , welche unter Berücksichtigung der Art und des
zur Zeit des Erwerbes durch den Steuerpflichtigen
vorhandenen baulichen Zustandes der Anlagen nach den
bestehenden Erfahrungen zu finden sind . Das Staats¬
ministerium behält sich in dieser Beziehung Ver¬
fügung vor.

Vergl . Z 16 Z . 5 a und H 17 Z . 5 a.
8 . Ferner fallen unter die Betriebskosten z. B . Vermögens¬

verwaltungskosten , wie Depotgebühren der Banken und
Honorar des Vormundes ; weiter die Ausgaben für
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Versicherung des werbenden Vermögens einer Ertrags¬
quelle , soweit dieselben etwa noch nicht durch Artikel 9
Ziffer 5 getroffen sein sollten (vergl . 8 9 Z . 25 ) ;
endlich Schadenersatzleistungen , welche im Betrieb einer
Quelle ihren Grund haben.

9 . Im übrigen wird wegen weiterer Beispiele von Be¬
triebskosten auf die ZK 16 bis 18 Bezug genommen.

10 . Abzugsfähig sind auch die nicht in Artikel 9 genannten
öffentlichen Abgaben , sofern dieselben den Charakter
von Betriebskosten haben . In Frage kommen ins¬
besondere die Zölle und die indirekten Steuern . Vergl.
K 9 Z . 22 , 8 16 Z . 5 ll und 8 17 Z . 5 1.

11 . Manches werbende Vermögen einer Ertragsquelle , z. B.
Gebäude , Schiffe , Maschinen und sonstiges Anlage¬
kapital (s. Ziffer 1) , unterliegt nach seiner Natur in¬
folge des Gebrauchs oder sonstiger natürlicher Einflüsse
trotz regelmäßiger Aufwendung von Unterhaltungskosten
dem allmählichen Verbrauche . Sowohl die Notwendigkeit
der Unterhaltung wie die der Erneuerung wirken auf
das Einkommen zurück und haben deshalb im Gesetze
Berücksichtigung gefunden . Wäbrend die Unterhaltungs¬
kosten gemäß Artikel 8 Ziffer 1 abziehbar sind , findet der
Aufwand für die durch die allmähliche Abnutzung er¬
forderlich werdende Erneuerung seine Deckung gemäß
Artikel 8 Ziffer 2 , indem hier jährliche Absetzungen für
die regelmäßige Abnutzung vorgeschrieben werden.

12 . Es soll die regelmäßige  Jahreswertverminderung ab¬
zugsfähig sein , welche durch natürliche Einflüsse oder
durch bestimmungsmäßigen Gebrauch entsteht . Das Ge¬
setz geht davon aus , daß in Bezug auf solche Wertvermin¬
derung eines Vermögensgegenstandcs eine gewisse Regel¬
mäßigkeit besteht , welche festzuftellen ist . Daraus folgt , daß
für die Berechnung der Abzüge dieser Art nicht die auf
Ausgaben sich beziehende Bestimmung des Artikel 13
Ziffer 3 Platz greift . Vielmehr ist es zulässig , für die Wert-

Zu Art . 8
Abs . 2 Z . 2.
Wertvermin¬
derung des
werbenden

Vermögens.

Zulässigkeit
von Normal¬

sätzen.
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Substanz¬
verbrauch.

Lebendes
Inventar.

Verminderung bei gleichartigen Vermögensgegenständen
auf Grund gemachter Erfahrungen allgemein geltende
Sätze als Regel aufzustellen , von denen nur abzu¬
weichen ist , wenn ungewöhnliche Verhältnisse vorliegen.
Das Staatsministerium behält sich vor , in dieser Be¬
ziehung weiteres im Wege der Verfügung anzuordnen.

13 . Aus Ziffer 12 folgt , daß die Bestimmung in Artikel 8
Ziffer 2 nicht auf den Fall sich beziehen kann , daß
der bestimmungsmäßige Gebrauch eines Vermögens¬
gegenstandes in dem Verbrauche der Substanz  be¬
steht . Denn von einer regelmäßigen  jährlichen
Wertverminderung kann dann nicht die Rede sein , da
die Wertverminderung genau von dem Umfange des
Verbrauchs abhängig ist und dieser in den einzelnen
Jahren je nach dem Willen des Steuerpflichtigen äußerst
verschieden sein kann.

Ein derartiger Verbrauch bedeutet eine zur Erwerbung
des Ertrages der Quelle gemachte Aufwendung und
ist gemäß Ziffer 1 des Artikel 8 abzuziehen , soweit
nicht in Artikel 16 III 3 Absatz 3 abweichende Be¬
stimmung getroffen ist . Nach dieser letztgedachten Vor¬
schrift soll , wenn es sich um einen Verbrauch der
Substanz von Grund und Boden bei landwirtschaftlichen
Nebenbetrieben handelt , bei entstehender Wertver¬
minderung ein entsprechender Abzug zulässig , aber nicht
geboten sein . Es entscheidet das billige Ermessen der
Veranlagungsstellen.

14 . Aus Ziffer 12 folgt ferner , daß die Bestimmung in
Artikel 8 Ziffer 2 sich ebenfalls nicht auf das lebende
Inventar beziehen kann . Denn auch bei dem lebenden
Jnveutare findet eine regelmäßige jährliche  Wert¬
verminderung nicht statt . Vielmehr tritt eine Wert¬
verminderung überhaupt erst ein , wenn das betreffende
Tier eine bestimmte Stufe der Entwickelung erreicht hat;
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davor liegt eine Periode der Wertvermehrung und der
Gleichmäßigkeit im Wert.

Eine Wertvermehrung bedeutet einen Betriebsgewinn;
eine Wertverminderung einen Betriebsverlust. Vergl.
dieserhalb Ziffer 1, ferner Z 16 Ziffer 4 a, und o, 5 a
und 1, Z 17 Ziffer 4 d und ä , 5 o und lr, H18 Ziffer 18 o.

15.  Es kommt nur eine Wertverminderung in Betracht,
welche durch den Gebrauch oder durch natürliche
Einflüsse,  also durch Abnutzung  herbeigeführt wird;
dagegen ist eine Wertverminderung infolge eines auf
andere Ursachen, insbesondere auch auf außerordentliche
Vorkommnisse, wie Unglücksfälle, Bctriebsveränverungen
usw., zurückzuführenden Preisrückganges nicht zu be¬
rücksichtigen(Vergl. dazu Z. 1). Es ist also die in
Artikel 8 Ziffer 2 behandelte Abschreibung durchaus
verschieden von der kaufmännischen Abschreibung, bei der
jegliche Wertänderung eine Rolle spielt.

Demnach kommtz. B . bei Bemessung der Abnutzung
eines Gebäudes nur eine Abnutzung in baulicher Hin¬
sicht, nicht auch eine durch Veränderung äußerer wirt¬
schaftlicher Verhältnisse bedingte Minderung der Ver¬
wertbarkeit des Gebäudes in Betracht.

Ferner darf bei Maschinen nicht eine durch Veralten
der Konstruktion, Sinken der Metallpreise oder der¬
gleichen eintretende Wertverminderung in Anrechnung
kommen.

Endlich sind Abschreibungen für eine Entwertung von
Grundbesitz in Folge Preisrückganges überall nicht
zulässig.

16. Der Gebrauch muß ein bestimmungsgemäßer sein.
Wertverminderung infolge sonstigen Gebrauchs stellt
eine nicht anrechnungssähige Verminderung des Stamm¬
vermögens dar.

17.  Die Höhe der durch die regelmäßige Abnutzung ent¬
stehenden jährlichen Wertverminderung richtet sich nach

Abnutzung.

Berechnung
der Wertver¬
minderung.
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Verhältnis
zu den Erneu¬

erungskosten.

Verhältnis
zudenJnftand-
haltungskosten.

Zinseszins¬
rechnung.

Zeitlich
begrenzte An¬

lagen.

dem Substanzwerte des Vermögens und der vermut¬

lichen Gebrauchsdauer desselben . Für die Berechnung
des Substanzwertes und der Gebrauchsdauer ist der

Zeitpunkt maßgebend , zu welchem das Vermögensstück
auf den Steuerpflichtigen übergegangen ist.

18 . Infolge der Berücksichtigung der Wertverminderung
bleibt in jedem Jahre der verbrauchte Teil des be¬

treffenden Vermögensstücks in Gestalt einer entsprechen¬
den Einkommensquote steuerfrei und schließlich der volle

Wert . Demnach ist es unzulässig , bei denjenigen Ver¬
mögensstücken , bei welchen die Abnutzung berücksichtigt
wird , auch die Erneuerungskosten von den Betriebs¬
einnahmen abzusetzen . Letzteres gilt auch für eine teil¬
weise Erneuerung , welche nicht mehr als gewöhnliche
Reparatur angesehen werden kann , z. B . für die Neu¬
bedachung eines Gebäudes.

19 . Für die Bemesfung des Werts der regelmäßigen Ab¬
nutzung ist bei manchem Vermögen der Grad der In¬
standhaltung von Bedeutung . Je mehr Kosten auf die
Instandhaltung verwendet werden , um so länger bleibt
die Ertragsquelle erhalten , um so geringer ist also der
Wert der Abnutzung zu bemessen.

20 . Da der etwaige Ertrag der steuerfrei bleibenden jähr¬
lichen Quote nach den allgemeinen Grundsätzen wiederum
der Steuerpflicht unterliegt , so ist es unzulässig , bei
Bemessung der steuerfreien Quote die Zinseszinsrech-
vung anzuwenden.

21 . Es wird hiermit bestimmt , daß in denjenigen Fällen,
wo Gegenstände des Anlagekapitals (vergl . Z . 1) nur
für eine von vornherein genau und fest bemessene Zeit

ihrem Zwecke dienen sollen und mit Ablauf dieser Zeit
für den Betriebsinhaber minderwertig oder wertlos
werden , der auf die einzelnen Gebrauchsjahre entfallende
Teil des Minderwerts entgegen der Regel als Betriebs-
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ausgabe abgesetzt werden darf. Eine Absetzung wegen
Abnutzung ist daneben nicht zulässig.

Ein derartiger Fall liegt z. B. vor, wenn jemand
auf gemietetem Boden ein gewerbliches Gebäude errich¬
tet hat mit der Verpflichtung, dasselbe zu einem genau
bestimmten Zeitpunkt abzubrechen; oder wenn jemand
als Privatunternehmer eine Straßenbahn anlegt mit
der Verpflichtung, dieselbe nach einer bestimmten An¬
zahl von Jahren an die Gemeinde zu übertragen, wo¬
bei eine etwaige Entschädigung von den Anschaffungs¬
kosten abzusetzen ist; oder wenn jemand ein für eine
bestimmte Zeit laufendes Patent erwirbt.

22. Anspruch auf Berücksichligung der Abnutzung hat nur
der Eigentümer, nicht der Nießbräucher.

23. Im übrigen wird auf die ZZ 11 und 16—18 ver¬
wiesen.

8 9.

Zu Art. 9 des Gesetzes.
(Vergl, ß 5.)

1. Die Passivleistungen der Haushaltungsangehörigen
stehen denen des Haushaltungsvorstandes gleich.

2. Die abzugsfähigen Passivleistungen sind nach ihrem
Betrage für das in Betracht kommende Jahr zu be¬
rechnen.

3. Nicht die tatsächliche Leistung bedingt den Abzug, son¬
dern das Bestehen der rechtlichen Verpflichtung dazu.
Demgemäß find aus früheren Jahren rückständige
Passivleistungen nicht abzugsfähig.

4. Die Berücksichtigung der nach Art. 9 Z. 1 abzugs¬
fähigen Passivleistungen ist gemäß Art. 10 von der
vorschriftsmäßigen und rechtzeitigen Anmeldung ab¬
hängig.
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5 . Die privaten Lasten sind nur dann abzugsfähig , wenn

sie auf einem Rechtsgrunde beruhen und als dauernde,

sich regelmäßig wiederholende Leistungen sich darstellen.

6 . Die aus der gesetzlichen Unterhaltungspflicht gegenüber

Verwandten gerader Linie erwachsenden Ausgaben sind

begrifflich aus dem Einkommen zu decken und deshalb

keine abzugsfähigen Lasten . Hieran wird auch dadurch

nichts geändert , daß etwa die bestehende gesetzliche Ver¬

pflichtung noch vertragsmäßig näher festgelegt wird.

7 . Geht jedoch die gegenüber Verwandten gerader Linie

vertragsmäßig übernommene Last über den Umfang der

auf Grund des B . G . B . bestehenden Unterhaltungs¬

pflicht hinaus , so ist insoweit die Last abzugsfähig.

Da nun angenommen werden muß , daß der Staat

die Besoldung der von ihm vergebenen Stellen so be¬

nutzt , daß der Inhaber der Stelle ein einigermaßen

standesgemäßes Auskommen hat , so hat den im Staats¬

dienste stehenden Personen gegenüber die elterliche

Unterhaltungspflicht in der Regel ihr Ende erreich !.

Besonders festgesetzte Verpflichtungen der Eltern in

Bezug auf Zuschüsse liegen deshalb in solchen Fällen

außerhalb des Bereiches der gesetzlichen Unterhaltungs¬

pflicht und begründen mithin einen Anspruch auf Abzug.

Demnach sind z. V.
a . abzugsfähig die Zulagen an : etatsmäßig ein¬

gestellte Offiziere , Militärärzte , angestellte oder dauernd

engagierte Referendare und Assessoren.

Dagegen sind z. B.
d . nicht abzugsfähig die Zulagen : an Schüler,

Studenten , unbesoldete Referendare und Assessoren,

Einjährig -Freiwillige ; ferner an Offiziersaspiranten,

Fähnriche und solche Offiziere , die das im Etat für

Unteroffiziere oder Gemeine ausgeworfene Dienst¬

einkommen beziehen , da die derartigen Militärpersonen

zufließenden Militärbezüge auf den Gemeinen - und
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Unteroffizierstand zugeschnitten sind , nicht aber auf
Personen , die , um Offizier zu werden , die betreffenden
Stellen zu durchlaufen gezwungen sind ; von einer zum
standesgemäßen Leben einigermaßen auskömmlichen Be¬
soldung kann bei ihnen nicht die Rede fein.

Vergl . 8 18 Z . 34.
8 . Handelt es sich bei einem Alimentationsvertrage zwi¬

schen Eltern und Kindern nicht um die nähere Fest¬
legung des gesetzlichen Unterhaltungsanspruchs , so fällt
der Vertrag nicht unter die Bestimmung der Z . 6.
Treten also z. B . Eltern ihre Besitzung gegen eine
jährliche Rente an ihr Kind ab , so ist letztere ebenso
bei dem Kinde abzugsfähig wie bei den Eltern steuer¬
pflichtig . Vergl . Art . 18 II 2 letzter Absatz und
8 18 Z . 34.

9 . Alimente für uneheliche Kinder find , da letztere nicht
zu den Verwandten des unehelichen Vaters gehören
(B . G . B . ß 1589 Abs . 2 ), abzugsfähig . Vergl.
8 18 Z . 34.

10 . Ebenso ist abzugsfähig der der Ehefrau zu gewährende
Unterhalt , wenn diese infolge dauernder Trennung
nicht zur Haushaltung gehört . Vergl . 8 14 Z - 5 , 6
und 12.

11 . Für die Abzugsfähigkeit der Schuldzinsen ist es ohne
Bedeutung , für welchen Zweck das Schuldkapital ver¬
wandt worden ist ; ebenso ist es bei den dauernden
privaten Lasten ohne Belang , aus welchem Beweg¬
gründe die Verpflichtung übernommen ist , insbesondere
auch , ob eine Gegenleistung ausbedungen ist oder nicht.
Abweichende Bestimmungen werden jedoch in Art . 9
Z . 1 Abs . 2 — 4 getroffen (vergl . Z . 16 ).

12 . Nur Schuldzinsen sind abzugsfähig , nicht aber Be¬
träge , welche der Schuldner neben den Zinsen zur all¬
mählichen Tilgung des Schuldkapitals freiwillig oder
infolge einer rechtlichen Verpflichtung entrichtet . Auch
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in letzterem Falle handelt es sich nicht um eine Passiv¬
leistung, sondern nur um eine Verschiebung innerhalb
des Vermögens. Bergt. Art. 11.

13. Da die Zinsen von Schulden, welche im laufenden
kaufmännischen oder sonstigen gewerblichen Verkehre
bestehen, gemäß Art. 17 Z. 3 bei Ermittelung des
Geschäftsgewinns zu berücksichtigen sind, so dürfen
dieselben nicht noch einmal nach Art. 9 in Abzug ge¬
bracht werden. Vergl. 8 10 Z. 10 s. und 8 17
Z. So.

Die Zinsen von landwirtschaftlichen Betriebsschulden
fallen dagegen unter den Art. 9. Vergl. 8 16 Z. 5 1.

14. Eine auf einem Rechtsgrunde beruhende dauernde
private Last liegt auch dann vor, wenn sich mehrere
Personen untereinander in rechtsverbindlicher Weise zur
dauernden Unterstützung eines Dritten verpflichtet haben;
es ist nicht notwendig, daß auch der Dritte ein klag¬
bares Recht erworben hat.

15. Für die Abzugsfähigkeit einer Last kommt nicht in Be¬
tracht, ob der Berechtigte seinerseits von dem Betrage
steuert.

Za Art. 9 16 . Die Bestimmungen in Art . 9 Z . 1 Abs. 2—4 be-
Z. i Abs.2—4. ordnen den Abzug von Lasten für den Fall , daß

a) ein persönlich Steuerpflichtiger auswärtige, der
Veranlagung nicht unterliegende Ertragsquellen hat,
oder

K) daß keine persönliche, sondern nur eine sachliche
Steuerpflicht gemäß Art. 2 vorliegt.

Die Regel ist für beide Fälle, daß die Lasten dem
persönlich Steuerpflichtigen in Anrechnung zn bringen
sind. Nach dieser Regel hat die Anrechnung also im
ersten Falle stattzufinden, im zweiten dagegen nicht.
Bei beiden Fällen werden aber Ausnahmen in Rück¬
sicht darauf gemacht, daß die Lasten außer ihrer Be¬
ziehung zu der Person des Steuerpflichtigen noch eine
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solche in rechtlicher oder wirtschaftlicher Hinsicht zu
einzelnen Ertragsquellen haben können. Die Aus'
nahmen sind folgende:

Zu a). Die Lasten dürfen nicht abgezogen werden,
as.) soweit sie mit den auswärtigen Ertragsquellen

in wirtschaftlichem Zusammenhänge stehen, d. h. durch
den Erwerb oder Betrieb dieser Quellen entstanden
sind. In solchem Fall ist es ohne Bedeutung, ob
die Lasten etwa auf den einheimischen Ertragsquellen
rechtlich haften;

db) wenn sie ausschließlich auf den auswärtigen
Quellen rechtlich haften. Für solchen Fall soll ohne
Zulassung des Gegenbeweises vorausgesetzt werden, daß
sie mit den einheimischen Ertragsquellen in keinem
wirtschaftlichen Zusammenhang, also überhaupt nicht
in Zusammenhang stehen;

och die Lasten dürfen nur zu einem verhältnis¬
mäßigen Teil abgezogen werden, wenn sie ungeteilt
auf den hiesigen und auswärtigen Ertragsquellen recht¬
lich haften, ohne daß ein wirtschaftlicher Zusammen¬
hang mit einer der Quellen besteht.

Zu ich. Die Lasten müssen entgegen der Regel abge¬
zogen werden, wenn sie mit den hiesigen Ertrags¬
quellen in wirtschaftlichem Zusammenhänge stehen und
außerdem auf ihnen rechtlich haften. Vergl. 8 2 Z , 4.

Dem Obigen nach kann ein auswärtiger Steuer¬
pflichtiger das Recht, Schuldzinsen abzuziehen, sich: nicht
dadurch schaffen, daß er auf den einheimischen Grund¬
besitz eine Anleihe hypothekarisch eintragen läßt, welche
für einen diesem Grundbesitze fremden Zweck ausge¬
nommen ist.

Und ebensowenig kann ein hier persönlich Steuer¬
pflichtiger verlangen, daß ihm Zinsen solcher Schulden
abgezogen werden, die für auswärtigen Grundbesitz
ausgenommen sind.
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Wenn Lasten ungeteilt mit hiesigen und auswärtigen

Ertragsquellen in wirtschaftlichem Zusammenhänge

stehen , z. B . wenn für hiesige und auswärtige Grund¬

stücke ein einheitlicher Kaufpreis geschuldet wird oder

wenn ein Erbe , dem hiesige und auswärtige Grund¬

stücke zufallen , mit Vermächtnissen belastet wird , welche

aus Erbschaftskapitalien usw . nicht gedeckt werden

können , so sind die Lasten nach Verhältnis des Wertes

der betreffenden Ertragsquellen zu teilen und sodann

nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen zu be¬

handeln.

Zu Art. 9Z . 2. 17 . Auch die Vermögenssteuer ist abzugsfähig.
18 . Sämtliche direkte Kommunalabgaben , insbesondere also

auch die Schul - und Kirchenumlagen , unterliegen

dem Abzug ohne Unterschied , nach welchem Maßstabe

sie umgelegt sind.
19 . Unter den Begriff „Deich - und Siellasten " fallen die

sämtlichen Umlagen der im Sinne der Deichordnung

staatlich geregelten Wafferbaugenosscnschaften (Deich¬

bände , Sielachten , Zuwäsferungsgenossenschaften , Müh¬

lenachten , Verlatachten usw .) . Es ist dabei ohne

Bedeutung , ob die Umlagen durch den Hauptzweck der

Sielgenoffenschaften oder durch Nebenzwecke (Art . 271

D . O .) hervorgerufen sind.

20 . Zu den Kommunalabgaben , einschließlich Deich - und

Siellasten , gehören auch die Zinsen und Tilgungs¬

raten der zu Kommunalzwecken oder zu Zwecken staat¬

lich geregelter Wasserbaugenossenschaften aufgenommenen

Anleihen.
21 . Sind von einem Verband einzelne Grundstücke mit

einer Summe vorbelastet und zieht der Verband diese

Summe mit den Umlagen ratenweise ein , so sind der¬

artige Vorbelastungsbeträge nicht abzugsfähig ; dagegen

sind die Zinsen , welche etwa für die Stundung zu

zahlen sind , abzuziehen.

36



Derartige einem Verbände gegenüber bestehende Vor¬
belastungsschulden unterliegen nicht der Anmeldepflicht
gemäß Artikel 10.

22 . Die Berücksichtigung indirekter Steuern des Reichs
oder des Staats sowie indirekter Kommunalabgaben
kann nur gemäß Art . 8 insoweit in Betracht kommen,
als es sich um Betriebskosten handelt . Vergl . 8 8
Z . 10 , 8 16 Z . 5 L. und 8 1? Z . 5 i-

23 . Die Beiträge zu Krankenkassen sind in Abzug zu
bringen ohne Unterschied , ob es sich um eine freiwillige
Versicherung oder um eine zwangsweise handelt ; ob die
Krankenkasse eine private Veranstaltung oder eine öffent¬
lich-rechtliche Anstalt ist ; ob eine Versicherung des Haus¬
haltungsvorstandes oder sonstiger Angehöriger der Haus¬
haltung in Frage steht oder ob eine öffentlich -rechtliche
Verpflichtung zur Zahlung von Beiträgen für andere
Versicherte vorliegt ; endlich ob die Ausgaben den
Charakter von Betriebskosten oder von persönlichen
Ausgaben haben.

24 . Das zu Ziffer 23 Gesagte gilt , soweit zutreffend , in
gleicher Weise für die Beiträge zur reichsgesetzlichen
Unfall - und Invalidenversicherung.

25 . Die Prämien für jegliche Sachversicherung sind ab¬
ziehbar , also auch für die Versicherung des lediglich
den persönlichen Bedürfnissen dienenden Mobiliars;
ferner für Haftpflichtversicherung . Vergl . 8 8 Z . 8.

26 . Die Berücksichtigung der nach Art . 9 Z . 6 abzugs¬
fähigen Ausgaben ist von der in Art . 10 vorge¬
schriebenen Anmeldung abhängig.

27 . Abzugsfähig sind nur die für die Versicherung eines
Kapitals oder einer Rente auf das Leben des Steuer¬
pflichtigen selbst — nicht auch für die Versicherung
auf das Leben eines sonstigen Haushaltungsangehörigen
oder einer anderen Person — zu zahlenden Prämien,

Zu Art . 9 Z . 4.

Zu Art . 9 Z . 5.

Zu Art . 9 Z. 6.
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Zu Art . 9
Z . 3—6.

Zu Art . 9
Z. 2- 7.

und zwar nur bei Versicherungen auf den Todes - oder
den Erlebensfall (sog . abgekürzte Lebensversicherung ),
nicht auch für Aussteuer - , Militär - und andere Ver¬
sicherungen.

28 . Übersteigen die von einem Steuerpflichtigen zu zahlen¬
den Lebensversicherungsprämien zusammen mit den für
Mitglieder der Haushaltung zu entrichtenden Beiträgen
zu Witwen -, Waisen - und Pensionskassen den Betrag
von 300 jährlich , so sind nur 300 abznziehen,
im anderen Falle der tatsächliche Betrag.

29 . Es können nur diejenigen Beitrüge und Prämien ab¬
gezogen werden , welche der Steuerpflichtige aus seinem
steuerbaren Einkommen zu zahlen hat , also nicht die
etwa vom Dienstgeber zu zahlenden , bei der Besteuerung
nicht zur Anrechnung kommenden Beträge . Vergl.
8 18 Z - 7.

30 . Bei Berechnung des Prämienbetrages sind die dem
Versicherten nach dein Maßstabe der gezahlten Prämien
als Dividende oder unter anderer Bezeichnung ver¬
güteten oder angerechneten Beträge abzusetzen.

31 . Ob die Versicherung bei einer inländischen oder aus¬
ländischen Gesellschaft oder Anstalt abgeschlossen ist,
macht keinen Unterschied.

32 . Der Einkauf in sog . Srerbe - oder Begräbniskassen ist
dem Abschluß einer Versicherung auf den Todesfall
gleich zu achten , insofern sich nicht aus den Statuten
oder der Einrichtung einer solchen Anstalt etwas
Anderes ergibt.

33 . Es sind nur die laufenden Beiträge abzugsfähig , nicht
dagegen das etwa zu entrichtende Eintrittsgeld , noch
die etwa nachträglich für vergangene Jahre zu zahlen¬
den Beiträge.

34 . Die zu Art . 9 Z . 2 — 7 behandelten Ausgaben kommen
bei den nach Art . 2 beschränkt Steuerpflichtigen nur
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zum Abzüge , soweit sie nicht persönlicher Natur sind,
vielmehr mit den Ertragsquellen in ursächlichem Zu¬
sammenhänge stehen . Vergl . 8 2 Z . 4.

8 10.
Zu Art . 10 des Gesetzes.

1. Für die in Art . 10 geforderten Anmeldungen ist ent¬
weder ein Formular nach Muster 1 oder das Steuer¬
erklärungsformular (Muster 6 und 7) zu verwenden.

2 . Die Anmeldung muß , um Bedeutung zu erlangen , auf
dem vorgeschriebenen gedruckten Formular erfolgen.
Ein handschriftlich hergestelltes Formular genügt nicht.

3 . Auch soweit im Verwaltungswege die Lieferung oder
die Bereithaltung von Formularen seitens der Be¬
hörden angeordnet werden sollte , entbindet dies die
Steuerpflichtigen nicht von der Verantwortlichkeit , für
die Beschaffung des Formulars ihrerseits zu sorgen.

4 . Die Anmeldung muß , wenn sie Wirkung erlangen soll,
bei dem Vorsitzenden des Schätzungsausschusfes einge¬
reicht werden.

5 . Die Anmeldung muß in jedem Jahre ganz von neuem
erfolgen . Eine Bezugnahme auf ein Vorjahr ist nicht
statthaft.

6 . Voraussetzung für die Möglichkeit der vollen oder teil¬
weisen Berücksichtigung einer verspätet oder unvoll¬
ständig erfolgten Anmeldung ist stets , daß das vorge¬
schriebene Formular benutzt und der Eingang beim
Vorsitzenden erfolgt ist . Solange diese Voraussetzungen
nicht vorliegen , darf unter keinen Umständen eine Be¬
rücksichtigung stattfinden.

7 . Die Berücksichtigung einer verspätet oder unvollständig
erfolgten Anmeldung kann nur im gewöhnlichen Veran¬
lagungsverfahren erfolgen , also zunächst im Schätzungs-
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verfahren , sodann im Einspruchs - und schließlich im
Berusungsverfahren . Der Antrag auf eine ausnahms¬
weise Berücksichtigung ist also an die Beschwerdefristen
gebunden . Die Veranlagungsstellen entscheiden nach
billigem Ermessen.

8 . In Bezug ans die durch einen Antrag auf ausnahms¬
weise Berücksichtigung entstehenden baren Auslagen des
Staates ist die besondere Bestimmung getroffen , daß
sie auch dann vom Antragsteller zu erstatten sind , wenn
er mit seinem Anträge durchdringt.

9 . Im Schätzuugsverfahren kann eine ausnahmsweise Be¬
rücksichtigung einer verspätet oder unvollständig er¬
folgten Anmeldung stattfinden , auch ohne daß ein An¬
trag des Steuerpflichtigen vorliegt.

10 . Folgende Schulden und Lasten brauchen nicht nach
Maßgabe des Art . 10 angemeldet zu werden:

a . Zinsen von Schulden , welche im laufenden kauf¬
männischen oder sonstigen gewerblichen Verkehre be¬
stehen . Vergl . jedoch tz 25 Z . 18 ck.

Handelt es sich um Schulden eines Gewerbetreiben¬
den , welche außerhalb des laufenden  Geschäftsver¬
kehrs erwachsen sind , so müssen dieselben auch dann
nach Art . 10 angcmeldet werden , wenn das geschuldete
Kapital für Zwecke des Geschäfts , z. B . zum Ankäufe
des Geschäftsinveutars , verwandt ist . Das gleiche gilt
für diejenigen Schulden , welche zwar im laufenden
Geschäftsverkehr erwachsen sind , aber inzwischen den
Charakter laufender Geschäftsschulden verloren haben;
wann letzteres geschehen — z. B . infolge besonderer
Verabredung oder längeren Zeitablaufs — , ist nach
den Umständen des einzelnen Falls zu beurteilen.

Vergl . Art . 17 Abs . 2 Z . 3 , 8 17 Z . 11 und 8 9 Z . 13;
d . Schulden und Lasten der steuerpflichtigen Er¬

werbsgesellschaften . Vergl . Art . 19 Z . 1;
o. Vorbelastungsschulden im Sinne des 8 9 Z . 21.
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11. Auf die in Art. 10 Z . I und II vorgeschriebenen Be¬
kanntmachungen findet 8 28 Anwendung.

12. Wegen der Berechnung von Fristen s. Z 74 Z . 4.

8 11-
Zu Art. 11 des Gesetzes.

(Vergl. HZ5 und 8.)

Nicht
abzugsMige
Ausgaben.

1. Der Art. 11 des Gesetzes zählt verschiedene Ausgaben
auf, welche nicht in Abzug gebracht werden dürfen.
Die Aufzählung ist keine erschöpfende, sondern gibt
nur einige Beispiele zu den in Z 5 Z. 4 angeführten
Grundsätzen.

2.  Die in Art. 11 Z. 1 anfgeführten Aufwendungen sind Zu Art. ii
solche, die sich lediglich im Bereiche des Vermögens i-
vollziehen und nicht im laufenden Betriebe der Ertrags¬
quelle vor sich gehen. Vergl. Z 8 Z . 4.

3. Bei Ermittelung des steuerpflichtigen Einkommens aus
Parten -Reederei dürfen die etwa geleisteten Zubußen
nur insoweit in Anrechnung gebracht werden, als die¬
selben nicht infolge von Kapitalanlagen zur Erweite¬
rung des Betriebes oder zu sonstigen Verbesserungen,
sondern infolge von Ausgaben entstanden sind, welche
behufs Fortsetzung des Betriebes in dem bisherigen
Umfange notwendig waren.

4. Zwangsabzüge vom Gehalt eines Beamten zwecks
Schuldentilgung können nur nach Maßgabe des Art. 21
Berücksichtigung finden.

5. Nicht abziehbar sind die Kosten von Neubauten, auch
nicht, wenn letztere an die Stelle durch Brand zer¬
störter Gebäude treten (vergl. 8 8 Z . 1). Wegen
der Erneuerung abgängiger Gebäude vergl. Z 8 Z . 18.

6. Nicht abgezogen werden dürfen die Aufwendungen zur
Verbesserung des Grundbesitzes(Meliorationen), z. B.
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für Wühlen eines Knickhammes , Kleischießen , für eine
Bcuferungs -, Berieselungs - oder Drainierungsanlage.

7 . Es sind nicht abziehbar die Kosten der Instandsetzung
eines Gutes durch Beschaffung des erforderlichen toten
Inventars.

8 . Es können nicht in Abzug gebracht werden : die Kosten
des Kaufstempels beim Grundstückserwerbe , die Ver¬
mittelungsgebühren bei einem Kaufe , die Kosten der
Vermessung eines Grundstücks , die Erbschaftssteuer.

Wegen der Abzugsfähigkeit des Disagios s. 8 19 Z . 32.

9 . Die einem Arzte durch die Anschaffung von In¬
strumenten erwachsenden Kosten dürfen nicht abgesetzt
werden . Vergl . ß 18 Z . 18 ä.

Zu Art . ii 10 . Art . 11 Z . 2 führt Ausgaben auf , welche begrifflich
2 - 2' aus dem Einkommen zu bestreiten sind.

11 . Was begrifflich aus dem Einkommen zu bestreiten ist,
kann nicht abgezogen werden , soweit letzteres nicht in
Art . 9 zugelassen ist . Vergl . 8 9 Z . 11 , 23 ff.

12 . Aus dem Einkommen zu bestreiten sind die persönlichen
Bedürfnisse des Steuerpflichtigen und seiner Haus¬
haltungsangehörigen ; ferner der nach Maßgabe des
B . G . B . etwa an sonstige Verwandte gerader Linie
zu gewährende Unterhalt (Art . 9 Z . 1 Abs . 1).

13 . Zu den persönlichen Bedürfnissen oder zum Unterhalte
gehören Wohnung , Kleidung , Nahrung , Bedienung,
Erziehung , Unterricht , Ausbildung usw.

14 . Aufwendungen für einen zur Annehmlichkeit für den
Besitzer dienenden Hausgarten sind nicht abzugsfähig.

Wird der Hausgarten dagegen im Interesse der
Mieter unterhalten , so stellen sich die Kosten als ab¬
ziehbare Betriebskosten gemäß Art . 8 Abs . 2 Z . 1
dar ; das gleiche gilt , soweit es sich um Aufwendungen
zur Erzielung von Früchten aus dem Garten handelt
(vergl . 8 16 Z . 20 ) .
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15 . Die auf die eigene Wohnung des Steuerpflichtigen
entfallenden Ausgaben für Gas , Wasserleitung , Schorn¬
steinfegen , Müllabfuhr usw . sind als Kosten des
Haushalts nicht abzugsfähig . Vergl . Z 16 Z . 5 s und
8 17 Z . 5 ck.

Hat dagegen der Hausbesitzer derartige Kosten für
eine vermietete Wohnung zu tragen , so handelt es sich
um abziehbare Betriebskosten (vergl . 8 16 Z . 20 ) .

16 . Die Kosten des im Haushalte tätigen Gesindes sind
nicht abziehbar , wohl dagegen die Kosten des im land¬
wirtschaftlichen oder gewerblichen Betriebe beschäftigten
Gesindes . Wird das Gesinde sowohl im Haushalte
wie im Betriebe beschäftigt , so hat eine entsprechende
Teilung der Kosten stattzufinden . Eine rein gelegent¬
liche Verwendung eines für den Betrieb angenommenen
Dienstboten zu Zwecken des Haushaltes oder eines
häuslichen Dienstboten zu Betriebszwecken kommt je¬
doch nicht in Betracht . Vergl . Z 16 Z . 4 d und 5Z;
8 17 Z . 4 o und 5 ll.

17 . Wird jemand durch seine Erwerbstätigkeit gezwungen,
erhöhte Aufwendungen in Bezug auf Beschaffungen zu
machen , welche an sich der Befriedigung persönlicher Be¬
dürfnisse dienen , z. B . für Kleidung , Wohnung usw .,
so können die Mehrkosten , wenn im übrigen die recht¬
lichen Voraussetzungen vorliegen (vergl . K 8 Z . 2
Abs . 2 ), als Betriebskosten in Abzug gebracht werden.

Ausgenommen sind jedoch die in Art . 181 Z . 1
Abs . 1 aufgeführten öffentlichen und privaten Beamten,
indem bei diesen ein Abzug aus Anlaß ihrer Berufs¬
aufwendungen nur nach Maßgabe des Abs . 2 daselbst
zulässig ist . Vergl . dieserhalb 8 18 Z . 21.

18 . Demnach können z. B . Kellner die Mehrausgaben für
Wäsche , Hebammen die Mehrausgaben für Kleidung
in Abzug bringen.

43



120

Nicht
steuerpflichtige
außerordent-

liche
Einnahmen.

8 12.

19. Aufwendungen der Ärzte für Kleidung sind nur in¬
soweit abziehbar, als letztere lediglich und unmittelbar
der Ausübung der ärztlichen Tätigkeit dient. Vergl.
8 8 Z. 2 Abs. 2; ferner 8 18 Ziffer 18 ä.

20. Ausgaben für Erhaltung der Gesundheit eines Steuer¬
pflichtigen, insbesondere für Badereisen, sind nicht ab¬
zuziehen.

21. Im übrigen wird auf die 88 16—18 verwiesen.

8 12.

Zu Art. 12 des Gesetzes.
(Vergl. Z5 .)

1. Die außerhalb der dauernden Ertragsquellen erfolgenden
Gütervermehrungen und -Verminderungen berühren nur
das Vermögen, nicht das Einkommen(vergl. 8 5 Z . 2).
Artikel 12 des Gesetzes führt einige Beispiele an.

2. Fund und Schatz, Einnahmen aus Spiel und Wette
sind nicht steuerpflichtig. Ebenso nicht akademische
Preise, die ohne jede Gegenleistung lediglich infolge
der bis zum Zeitpunkt der Verleihung bekannt ge¬
wordenen wissenschaftlichenLeistungen des Bedachten
verliehen werden; liegt jedoch eine Gegenleistung vor,
wie bei Preisausschreibungen, und stellt sich diese
Gegenleistung nicht als eine rein gelegentliche Tätigkeit
dar (vergl. 8 18 Z- 8 und 9), so sind die Voraus¬
setzungen für eine gewinnbringende Beschäftigung im
Sinne des Art. 18 gegeben. Vergl. 8 18.

3. Verluste durch Diebstahl oder durch Unglücksfälle stellen
nur eine Verminderung des Vermögens, nicht des
Einkommens dar, sofern sie nicht als Betriebsverluste
zu behandeln sind. Dieserhalb wird auf 8 8 Z. 1
verwiesen. Vergl. auch 8 11 Z- 5; ferner 8 16 Z. 4
und 5 und 8 17 Z- 4 und 5.
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4 . Kursveränderungen bei Wertpapieren berühren nur
dann das Einkommen , wenn die Wertpapiere zum ge¬
werblichen Betriebskapitale gehören . Vergl . § 8 Z . 1,
8 15 Z . 7 und Z 17 Z . 4 6 und 5 1.

5 . Wegen der Anrechnungsfähigkeit des Agios s. Z 19
Z . 32.

6 . Einnahmen eines katholischen Geistlichen ans Meß¬
stipendien sind steuerpflichtig ; sie stellen sich nicht dar
als außerordentliche Einnahmen aus Schenkungen.

8 13.

Zu Artikel 13 des Gesetzes.

1 . Wegen der Aktiengesellschaften , Kommanditgesellschaften
auf Aktien , Gesellschaften m . b. H . und eingetragenen
Genossenschaften , für welche zum Teil abweichende Be¬
stimmungen gelten , vergl . Z 19.

2 . Maßgebend für die Berechnung des Einkommens sind
im allgemeinen diejenigen Ertragsquellen , welche zu
Beginn des Steuerjahrs , also am ersten Tage desselben,
bestehen.

Steht jedoch bei einer Ertragsquelle zu Beginn des
Steuerjahrs fest , daß sie im Laufe des Steucrjahrs
zum Wegfalle kommen wird , so ist dies bei der Ver¬
anlagung zu berücksichtigen ; sofern aber in solchem Fall
außerdem feststeht oder gemutmaßt werden kann , daß
eine andere Ertragsquelle an die Stelle treten wird,
ist solches wiederum bei der Berücksichtigung in Betracht
zu ziehen . Demnach sind vorübergehend belegte Kapi¬
talien , welche zur Verwendung im laufenden Betriebe
der Landwirtschaft bestimmt sind , nur mit dem tatsäch¬
lichen Ertrag in Anrechnung zu bringen , da daneben
der Landwirtschaftsbetrieb besonders herangezogen wird.

Berechnung
des steuer¬
pflichtigen

Einkommens.

Zu Art . 13
Z . 1- 3.

Feststehende
u . schwankende

Erträge.
Durchschnitts¬

berechnung.
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Ferner ist in dem Falle , daß sich jemand vor dem 1 . Mai

ein Wohnhaus mit Antritt zum 1 . November gekauft

hat , das dafür bestimmte Kapital nur mit den Halb-

jahrszinseu , jedoch unter Hinzurechnung des halben
Jahresmietwerts zu berücksichtigen.

Im übrigen können Änderungen nur nachträglich nach

Maßgabe der Artikel 61 und 62 Berücksichtigung finden.

3 . Ertragsquellen , welche nicht mehr bestehen , kommen
nicht in Betracht.

4 . Feststehende Erträge (Z . 19 ) sind nach ihrem zu Be¬
ginn des Steuerjahrs zutreffenden und bekannten Be¬
trage , unbestimmte oder schwankende Erträge , abgesehen

von dem Falle der Ziffer 17 , nach dem Ergebnis

eines vorangegangenen Zeitraums zu bemessen.
Bei den feststehenden Erträgen sind Änderungen im

Laufe des Steuerjahrs insoweit zu berücksichtigen , als

sie zu Beginn des Steuerjahrs bereits feststehen . Hier¬
her gehört z. B . der Fall , daß eine demnächstige
Änderung im Zinsfuß eines festgelegten Kapi¬
tals verabredet ist oder daß eine demnächst ein-

tretende Gehaltszulage bereits vor dem 1 . Mai be¬

willigt ist.

5 . Wird nach Beginn des Steuerjahrs eine gesetzliche Ge¬

haltszulage mit Wirkung vom 1. Mai oder früher ab

bewilligt , so gilt sie als bereits zu dieser Zeit bekannt.

6 . Weist eine einheitliche Quelle sowohl feststehende wie

unbestimmte Ertrüge oder zwar feststehende Erträge,

jedoch unbestimmte Ausgaben usw . auf , so ist auch
die Art der Bemessung eine entsprechend verschiedene.

Bezieht also ein Bankbeamter als Vergütung neben
einem festen Gehalte Dividende , so ist das Gehalt als

feststehende , die Dividende als schwankende Einnahme

zu berechnen.
Bei einer verpachteten Landstelle bildet die Pacht-
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summe einen feststehenden Ertrag , während die Repa¬
raturkosten zu den schwankenden Ausgaben gehören.

7 . Ist ein Ertrag an sich feststehend , der endgültige volle
oder teilweise Eingang aber nach den Vermögensum¬
ständen des Schuldners zweifelhaft , so ist die For¬
derung mit ihrem wahrscheinlichen Werte zu verrechnen.
Der wahrscheinliche Wert ist zu schätzen und es ist nicht
etwa die Forderung als schwankende gemäß Art . 13
Z . 2 zu behandeln . Wenn nur der rechtzeitige Ein¬
gang der Forderung zweifelhaft ist , so ist dies ohne
Bedeutung.

8 . Der dem Steuerjahre vorangegangene Zeitraum kann
für die Bemessung des schwankenden Ertrages einer
Quelle nur insoweit in Betracht kommen , als die Er¬
tragsquelle vom Steuerjahr ab zurückgerechnet ohne
wesentliche Unterbrechung bestanden hat.

9 . Die Zeit , während welcher ein Konkursverfahren ge¬
schwebt hat , kann nach Beendigung desselben nicht für
eine Durchschnittsberechnung des steuerpflichtigen gewerb¬
lichen Einkommens des früheren Gemeinschuldners in
Betracht kommen.

10 . Ob die wesentlich gleiche Gestalt einer Quelle zu be¬
jahen ist , ist im einzelnen Falle nach den ganzen Ver¬
hältnissen zu entscheiden . Eine wesentliche Veränderung
wird in der Regel anzunehmen sein , wenn ein Rechts¬
anwalt oder ein Arzt nach einem anderen Orte verzieht,
wenn eine Fabrikarbeiterin sich verheiratet ; dagegen in
der Regel nicht , wenn ein Geschäftsmann in einer Stadt
sein Geschäft in eine andere Straße verlegt . Vergl . 8 7.

11 . Die wesentliche Gleichartigkeit der Ertragsquelle wird
durch die aus der Art des Betriebes mit Notwendig¬
keit entspringenden Schwankungen des Umfanges des¬
selben nicht beeinträchtigt.

12 . Hat sich bei einer Ertragsquelle lediglich der dem
Steuerpflichtigen zustehende Anteil geändert , so wird
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dadurch die wesentliche Gleichartigkeit der Quelle nicht
berührt. Es ist von dem zu findenden Ertrage der
Gesamtquelle dem Steuerpflichtigen der auf ihn ent-
fallende Anteil anzurechnen.

Dagegen hat eine gleichartige Ertragsquelle dann
nicht bestanden, wenn der Steuerpflichtige au derselben
bis dahin überhaupt keinen Anteil hatte.

13. Bei der Bemessung des Ertrages eines Geschäfts nach
einem vorangegangenen Zeitraum ist der Umstand, daß
das Geschäft in aufsteigender Entwickelung oder im
Rückgänge begriffen ist, nicht von Bedeutung.

14. In Art. 13 Z. 2 Abs. 2 wird bestimmt, daß bei Er¬
mittelung des Durchschnitts mehrerer (zwei oder drei)
Jahre solche Jahre , in denen der Steuerpflichtige kein
Einkommen erzielt hat, niemals niedriger als mit Null
augesetzt werden sollen.

Die Bestimmung beschränkt sich streng auf den Fall
der Durchschnittsberechnung;  sie trifft also nicht
zu, wenn lediglich das letzte Jahr in Betracht kommt,
noch findet sie auf die neben den Durchschnittserträgen
in Rechnung zu stellenden sonstigen Erträge Anwendung.

15. Bezieht ein Steuerpflichtiger, dessen Einnahme aus
Handel und Gewerbe oder aus selbstbewirtschaftetem
Grundbesitze nach dreijährigem Durchschnitte zu veran¬
lagen ist, daneben noch Erträge aus irgend einer
anderen Quelle, z. B . aus Kapitalvermögen oder aus
gewinnbringender Beschäftigung, so sind diese sonstigen
Erträge nach den für sie zutreffenden Bestimmungen
zu berechnen.

16. Das landwirtschaftliche Wirtschaftsjahr erstreckt sich vom
1. Mai bis zum 30. April und das gewerbliche Ge¬
schäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember, so¬
fern nicht seitens des Steuerpflichtigen seiner den Be¬
stimmungen des Art. 13 Z . 2 Abs. 2 1t. b bezw. lt . a
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entsprechenden Buchführung ein anderer Jahreszeitraum
zu Grunde gelegt ist.

17 . Bei der gemäß Art . 13 Z . 2 Abs . 4 vorzunehmendeu
Schätzung des Ertrages einer Quelle nach dem mut¬
maßlichen Ergebnisse des Steuerjahres sind die zu
Beginn des Steuerjahres bestehenden Verhältnisse und
Aussichten unter Berücksichtigung der Ziffer 2 zu
Grunde zu legen . Der tatsächliche Verlauf des Steuer¬
jahres ist vorbehältlich der Vorschrift in Art . 61 und
62 ohne Belang.

18 . Ist bei Dividenden und sonstigen Gewinnanteilen von
Aktiengesellschaften usw . der mutmaßliche Betrag für
das Steuerjahr um deswillen zu schätzen , weil der
Steuerpflichtige noch nicht ein Jahr lang Inhaber der
Aktien usw . gewesen ist , während andererseits bei den
betreffenden Aktiengesellschaften usw . ein Jahresabschluß
bereits stattgefunden hat , so ist , wenn nicht besondere
Gründe entgegenstehen , als mutmaßlicher Jahresertrag
die im letzten Jahre verteilte Dividende usw . anzu¬
nehmen.

19.  Als feststehend sind im allgemeinen diejenigen Erträge Zu Art.
aus einer dem Steuerpflichtigen beim Beginne des
Steuerjahres zustehenden Quelle zu erachten , deren
tatsächliches Entstehen für das Steuerjahr mit einem
bestimmten zahlenmäßigen Betrage nach den Verhält¬
nissen beim Beginne des Steuerjahres und unbeschadet
der Bestimmung in Ziffer 4 bereits feststeht oder er¬
wartet werden darf.

20 . Naturalbezüge , deren Umfang feststeht , gelten als fest¬
stehende Erträge , wie z. B . Mietwert der eigenen
Wohnung und freie Verpflegung . Ihr Wert ist nach
den Verhältnissen zu Beginn des Steuerjahres zu
schätzen.

21 . Als feststehende Erträge gelten insbesondere auch die
nach Tages - oder Wochensätzen bedungenen Löhne
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dann, wenn es sich um dauernd beschäftigte Arbeiter,
Handwerksgesellen oder ähnliche Personen handelt. Die
Beschäftigung ist daun als dauernd anzusehen, wenn
die Art des Betriebes der Arbeitsstelle eine nnter-
brechungslose Fortsetzung und dementsprechend auch die
ständige Beschäftigung solcher Arbeiter usw. erwar¬
ten läßt. Durch das Bestehen einer Kündigungsfrist
wird der Charakter der Dauer nicht genommen.

Sog . Saisonarbeiter fallen nicht unter die obigen
Arbeiter, dagegen in der Regel die Gehülfen in sonsti¬
gen Handwerksbetrieben und die Fabrikarbeiter.

22. Bei den unter Z. 21 behandelten Personen ist mit
Rücksicht auf die wegen Krankheits- und Kündigungs¬
möglichkeit hinsichtlich ihrer Bezüge bestehende größere
Unsicherheit ein Zwölftel  des rechnungsmäßigen
Jahreslohnes bei der Besteuerung außer Acht zu lassen.

23. Zu den feststehenden Erträgen gehören insbesondere
auch in bestimmter Höhe verabredete Pachtsummen für
landwirtschaftliche behauste oder unbehanste Grundstücke;
dagegen nicht die Mietsummen für Wohnungen oder
Gebäude.

24. Zu den schwankenden Erträgen gehören Vergütungen,
welche nach Arbeitstagen bemessen werden, sofern es
sich nicht um eine dauernde Beschäftigung handelt.
Vergl. Z. 21.

25. Wenn Ertragsquellen, welche feststehende Erträge zu
bringen pflegen, infolge besonderer Umstände zu Beginn
des Steuerjahres nicht die üblichen Erträge ergeben,
und wenn dieser Zustand voraussichtlich nur ein vor¬
übergehender, nicht für das Steuerjahr fortdauernder
ist, so sind die Erträge als unbestimmte zu behandeln.
Ein derartiger Fall liegt z. B . vor, wenn am 1. Mai
ein zur festen Belegung bestimmtes Kapital vorüber¬
gehend überhaupt nicht oder zu niedrigem Zinsfuß auf
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Scheckkonto belegt ist; ferner wenn ein Handlungsge-
hülfe am 1. Mai zeitweilig außer Stellung ist.

26. Die vorstehenden Bestimmungen finden, soweit zutreffend,
auf die abzugsfähigen Ausgaben sinnentsprechende An¬
wendung.

8 14.
Zu Artikel 14 des Gesetzes.

1. Es ist allein der Haushaltungsvorstand zu veranlagen.
2. Das Einkommen der Haushaltungsangehörigen ist dem

Einkommen des Haushaltungsvorstandes hinzuzurechnen.
3. Haushaltungsangehörigesind diejenigen Familienglieder

— Ehegatte, Verwandte und Verschwägerte—, welche
a. im Haushalte des Haushaltungsvorstandes leben und
d. von ihm wirtschaftlich abhängig sind.

4. Als wirtschaftlich abhängig vom Haushaltungsvorstande
gelten diejenigen Familienglieder, deren Unterhalt ganz
oder zum Teile von ihm bestritten wird, d. h. ihm
ohne genügende Gegenleistung zur Last fällt.

5. Die Ehefrau gilt stets als vom Ehemanne (Haus¬
haltungsvorstand) wirtschaftlich abhängig.

Sofern die Ehefrau nicht dauernd vom Ehemanne
getrennt ist, ist deshalb ihr Einkommen dem Ein¬
kommen des Mannes hinzuzurechneu. Vergl. 8 9 Z . 10.

6. Zum Begriffe der dauernden Trennung im Sinne des
Art. 14 gehört die Tatsache völligen Getrenntseins,
wie im ehelichen Leben, so im Haushalt und in der
Wirtschaftsführung, und zwar herbeigeführt in der er¬
kennbaren Absicht, die Trennung für längere Dauer
festzuhalten.

Fehlt es an dieser Absicht, z. B. bei Verbüßung
einer Freiheitsstrafe seitens des Ehemannes, so bleibt
die selbständige Veranlagung der Ehefrau ausgeschlossen.

51 4*

Veranlagnng
nach Hans-
Haltungen.



1288 14 -

Die Unterbringung des Ehemannes in einer Irrenan¬
stalt rechtfertigt für sich allein noch nicht die Annahme
einer dauernden Trennung . Vergl . dazu Z . 12.

7 . In Bezug auf die wirtschaftliche Abhängigkeit der un¬
verheirateten und verheirateten Kinder gelten die in
Art . 14 Z . 4 Abs . 2 und 3 getroffenen Bestimmungen.

8 . Als verheiratet gelten die Kinder auch dann , wenn sie
verwitwet oder geschieden sind.

9 . Unverheiratete Kinder , welche ihre Arbeitskraft im
wesentlichen außerhalb des wirtschaftlichen Betriebes des
Haushaltungsvorstandes verwerten , wie z. B . Fabrik¬
arbeiter , oder wenn sie volljährig sind , durch einen
ausdrücklichen Vertrag mit dem Haushaltungsvorstande
zu Dienstleistungen verpflichtet oder als Kostgänger
ausgenommen sind , sind damit nicht ohne weiteres
als wirtschaftlich unabhängig anzusehen ; vielmehr soll
nur unter solchen Umständen nicht die gegenteilige Fest¬
setzung Platz greifen . Die Frage der wirtschaftlichen
Abhängigkeit ist dann lediglich nach dem allgemeinen
Grundsatz unter Art . 14 Z . I 4 Abs . 1 (vergl . § 14
Z . 4 ) zu entscheiden . Vergl . 8 24 Z . 9 a.

10 . Kinder , welche außerhalb des Hauses des Haus¬
haltungsvorstandes sich aufhalten und als Lehrlinge,
Dienstboten usw . in einem Dienstverhältnisse sich
befinden , werden nicht als in dem Haushalte des Fa¬
milienhauptes lebend angesehen , sind also selbständig
zu veranlagen . Vergl . 8 22 Z . 6 und 8 24 Z . 8 a.

11 . Den leiblichen Kindern sind auch die Pflegekinder
gleichzuachtcn . Unter den Begriff der Pflegekinder
fallen in der Regel nicht solche Personen , welche bei
dem Haushaltungsvorstande vertragsmäßig gegen Ent¬
gelt untergebracht sind , also z. B . nicht die auf Kosten
der Armenkasse in Familien untergebrachten Kinder.

12 . Die Veranlagung muß stets eine einheitliche sein ; sie
kann nicht in verschiedenen Haushaltungen erfolgen.
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13.

1.

2.

8 15.

Ist ein Steuerpflichtiger selbständig zu veranlagen , so
hat dies von seinem ganzen Einkommen zu geschehen.
Z . B . hat also die dauernd getrennt lebende Ehefrau
die ihr vom Ehemann etwa zu leistende Rente (Z 1361
B . G . B .) mit zu versteuern (Z 18 Z . 33 ), während
der Ehemann letztere als Last in Abzug zu bringen
berechtigt ist (Z 9 Z . 10 ).
Eine Ehefrau kann nicht aus dem Grunde statt des
Ehemannes als Haushaltungsvorstand angesehen werden,
weil sie Eigentümerin des Vermögens oder Inhaberin
des Geschäfts ist , selbst wenn ihr Ehemann gänzlich
ohne eigenes Einkommen und zahlungsunfähig ist.

Anders liegt die Sache , wenn es sich um eine
Steuerpslicht lediglich nach Artikel 2 handelt , auf welche
Artikel 14 keine Anwendung findet . Hier ist stets
diejenige Person zu veranlagen , welcher die Erträge
zustehen.

L . Besondere Vorschriften.

8 15.

Zu Artikel 15 des Gesetzes.

Ertrag aus
Kapital¬

vermögen.

Die allgemeinen Grundsätze über die Berechnung des
steuerpflichtigen Einkommens sind in den §8 5— 9 und
11 — 14 behandelt.
Es macht keinen Unterschied , ob das Kapital , ans
welchem die Erträge stießen , im Herzogtum , in einem
anderen Deutschen Bundesstaat oder im Ausland an¬
gelegt ist.

3 . Nicht unter den Artikel 15 fallen die Zinsen , welche
im Geschäftsverkehre der Handel - und Gewerbetreiben¬
den erwachsen , wohl aber die Zinsen von Kapitalien,
welche für den landwirtschaftlichen Betrieb bestimmt
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Zinsen aus
Kapital¬

forderungen.

Gewinnanteile
von Aktien¬
gesellschaften

usw.

oder in ihm erwachsen sind . Vergl . 8 16 Z . 4ä;
ß 17 Z . 3.

4 . Bei Kapitalforderungen gelangt der für das betreffende
Jahr zngesicherte Jahresbetrag an Kapitalzinsen zur
Anrechnung . Der Zeitpunkt der Fälligkeit ist ohne
Bedeutung ; insbesondere wird also die Anrechnung
auch nicht dadurch gehindert , daß die Zinsen freiwillig
oder auf Grund irgend einer Bestimmung angesammelt
und zum Kapitale geschlagen werden.

5 . Aktien und Genußscheine der Aktiengesellschaften , Ge¬
schäftsanteile von Gesellschaften m . b . H ., Einlagen
eines stillen Gesellschafters , Geschäftsanteile von einge¬
tragenen Genossenschaften , Bergwerkskuxe , Aktien der
Kommanditgesellschaften auf Aktien gelten als Kapital¬
vermögen . Die Erträge daraus sind keine Erträge
aus Gewerbebetrieb ; sie sind also einem hier allgemein
Steuerpflichtigen auch dann anzurechneu , wenn das be¬
treffende Unternehmen in einem anderen Bundesstaat
oder in einem Deutschen Schutzgebiete betrieben wird,
während andererseits Erträge aus derartigen im Herzog¬
tums betriebenen Unternehmungen dann steuerfrei
bleiben , wenn ber Bezugsberechtigte nicht zu den hier
allgemein Steuerpflichtigen gehört . Vergl . dazu
8 17 Z . 9.

6 . Wegen der Berechnung der festen Zinsen wie der un¬
sicheren oder schwankenden Gewinnanteile vergl . Art . 13.

7 . Gewinn oder Verlust durch Steigen oder Fallen des
Kurses trifft nicht das Einkommen , sondern das Ver¬
mögen . Anders verhält es sich im Handels - und Ge¬
werbebetriebe . Vergl . § 12 Z . 4 und Z 17 Z . 4s
und 5 1.

8 . Gewinnanteile von einheimischen Aktiengesellschaften,
Kommanditgesellschaften auf Aktien , Gesellschaften mit
beschränkter Haftung und eingetragenen Genossenschaften
sind dann nur zu einem Teile steuerpflichtig — näm-
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lich soweit sie 3 "/« des eingezahlten Betrages der
Aktien bezw. der Geschäftsanteile übersteigen—, wenn
die vorgeschriebene Anmeldung bis zum 10. Mai
einschl. bei dem Vorsitzenden des Schätzungsausschusses
erfolgt. Ist der 10. Mai ein Sonntag oder Festtag,
so läuft die Frist erst mit dem Ablaufe des nächsten
Werktages ab.

Ein besonderes Formular , wie bei der Anmeldung
von Schuldzinsen usw. gemäß Artikel 10 ist nicht
vorgeschrieben. Die Anmeldung kann auch auf dem
Steuererklärungsformular erfolgen. Im übrigen gilt,
soweit zutreffend, das zu 8 10 Z. 4—9 Bemerkte.

8 16.

Zu Artikel 16 des Gesetzes.

1. Wegen der allgemeinen Grundsätze über die Berechnung
des steuerpflichtigen Einkommens vergl. die HZ5—9
und 11—14. Ferner vergl. 8 2 Z. 9.

2. Die Anrechnung des Ertrages aus einem Grundstück
ist nicht von den Vorschriften des bürgerlichen Rechts
über den Eigentumsübergang durch Auflassung, son¬
dern von dem tatsächlichen Eigentumsbesitz abhängig.

3. Als Reinertrag aus landwirtschaftlichem Betrieb ein¬
schließlich der Viehzucht und der landwirtschaftlichen
Nebenbetriebe gilt der gesamte Rohertrag der maß¬
gebenden Wirtschaftsperiode nach Abzug der Bewirt¬
schaftungskosten, soweit letztere nicht gemäß Artikel 9
zu berücksichtigen sind.

4. In Einnahme sind zu stellen:
a) der erzielte Preis für alle gegen Barzahlung oder

auf Kredit veräußerten Erzeugnisse aus allen Wirt¬
schaftszweigen einschl. des lebenden Wirtschaftsinventars,
für die Verleihung von Zugkraft und anderen Wirt-

Ertrag aas
Grund -

vermögen.

Bewirtschaf¬
tung eigenen

Grundbesitzes;
Viehzucht:

landwirtschaft¬
liche Neben¬

betriebe.
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schaftsmitteln (z. B . landwirtschaftlichen Maschinen)
sowie für die Gewährung sonstiger dem landwirtschaft¬
lichen Betrieb oder landwirtschaftlichen Nebenbetriebe
zuzurechnenden Leistungen (z. B . aus Hengsthalterei ) ;

d ) der Geldwert aller Erzeugnisse , welche im übrigen
verausgabt oder welche zur Bestreitung des Haus¬
haltes des Haushaltungsvorstandes , zum Unterhalte
seiner Angehörigen sowie der nicht zum Wirtschafts-
betriebe gehaltenen Hausgenossen verbraucht oder sonst
zu ihrem Nutzen oder ihrer Annehmlichkeit verwendet
sind ; hierher gehört namentlich auch der Aufwand an
Naturalien für die Beköstigung des zur Hülfeleistung
im Haushalt oder zur persönlichen Bedienung ge¬
haltenen Gesindes sowie für die Unterhaltung der im
wesentlichen dem persönlichen Gebrauche dienenden
Haustiere . Vergl . 8 11 Z . 11 und 16.

In Ansatz zu bringen ist der Verkaufswert zur Zeit
und am Orte der Entnahme.

Vergl . 8 6 Z . 5 und § 17 Z . 4o;

o) der Verkaufswert (vergl . 8 17 Z . 6) des am
Schluffe der Periode vorhandenen Bestandes an lebendem
Betriebskapital einschl . des lebenden Wirtschaftsinven¬
tars (vergl . 8 8 Z . 1) , an landwirtschaftlichen Er¬
zeugnissen und Vorräten , sowie die etwa an die Stelle
von verlorenen Beständen getretenen Versicherungs¬
gelder.

Im wesentlichen dem persönlichen Gebrauche dienende
Haustiere gehören nicht zum Wirtschaftsinventare;

ä ) die Zinsen von Betriebskapitalien ; diese jedoch
nur insoweit , als sie nicht gemäß 8 15 Z . 3 bei den
Kapitalien eingestellt sind.

5 . Von der Einnahme sind als Bewirtschaftungskosten in
Abzug zu bringen die — sei es bereits geleisteten , sei
es noch rückständigen — Ausgaben:
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a ) für die Instandhaltung — nicht auch für die
Erweiterung oder den Neubau — der Wirtschaftsge¬
bäude und der übrigen dem Wirtschaftsbetriebe dienen¬
den oder denselben sichernden baulichen Anlagen
(Mauern , Zäune , Wege , Brücken , Brunnen usw .) .
Vergl . 8 8 Z . 5 und 7;

d ) für die Instandhaltung — nicht auch Erneuerung
oder Vermehrung — des toten Wirtschaftsinventars;

0) für die Anschaffung von lebendem Betriebskapital
(einschl . des lebenden Wirtschaftsinventars ) ;

ä ) für den Unterhalt des lebenden Betriebskapitals
(einschl . des lebenden Wirtschaftsinventars ), soweit der¬
selbe nicht den Wirtschaftserzeugnissen entnommen ist;

s ) für Heizung und Beleuchtung der Wirtschafts¬
räume , nicht auch der für den Haushalt benutzten
Räume . Vergl . 8 11 Z . 15;

ck) für Samen , Pflanzen , Futter - und Dungmittel,
Rohstoffe und sonstige Materalieu , welche für den lau¬
fenden Wirtschaftsbetrieb einschl . der etwaigen Neben¬
betriebe zugekauft worden sind;

§ ) für Gehalt , Lohn und sonstige Dienstbezüge —
soweit dieselben nicht den Wirtschaftserzeugnissen ent¬
nommen sind — an das zum Wirtschaftsbetriebe , nicht
auch an das zum Haushalt oder zu persönlichen Dienst¬
leistungen angenommene Personal . Vergl . 8 11 Z - 11
und 16;

U) die von landwirtschaftlichen Nebenbetrieben zu
entrichtenden indirekten Abgaben , wie Branntweinsteuer,
Zuckersteuer usw . Vergl . 8 8 Z . 10;

1) der Verkaufswert (vergl . 8 17 Z - 6) der aus der
vorangegangenen in die maßgebende Wirtschaftsperiode
übernommenen Bestände an lebendem Betriebskapital
(einschl . des lebenden Wirtschaftsinventars — vergl . Z.
4 o Abs . 2 ) , landwirtschaftlichen Erzeugnissen und
Vorräten;
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ein der Abnutzung entsprechender Prozentsatz des
Substanzwerts der dem Wirtschaftsbctriebe dienenden
Gebäude und des dauernden toten Wirtschaftsinventars.
Vergl . 8 8 Z . 11 ff.

1) die Zinsen von Betriebsschulden ; diese jedoch nur
insoweit , als sie nicht gemäß Artikel 9 Ziffer 1 und
Art . 10 angemeldet werden konnten . Vergl . 8 9 . Z . 13.

6 . Wenn der Inhaber des landwirtschaftlichen Betriebes
geordnete , den Reinertrag ziffernmäßig nachweisende
Bücher nicht führt (Art . 13 Z . 2 Abs . 2 1b. d ) und
dieser Reinertrag — wie es dann die Regel sein wird —
sich auch im übrigen nicht rechnungsmäßig genau be¬
stimmen läßt , so ist er im Wege der Schätzung fest¬
zusetzen (Art . 13 Z . 2 . Abs . 1) .

Bei dieser Schätzung sind , soweit möglich , die den
Ertrag bestimmenden Umstände des Einzelfalls festzu¬
stellen und zu berücksichtigen.

Im übrigen können Anhaltspunkte für die Schätzung
durch Vergleickung mit den zuverlässig bekannt gewor¬
denen Ergebnissen anderer gleichartiger Betriebe ge¬
wonnen werden.

Insbesondere können auch in solchen Bezirken , in
denen Verpachtungen Vorkommen , die in dem maßge¬
benden Wirtschaftsjahre gezahlten Pachtpreise als Grund¬
lage dienen . Dem für die selbstbewirtschaftete Land¬
stelle normal erscheinenden Pachtpreise ist dann unter
Berücksichtigung der vorliegenden besonderen Verhält¬
nisse — größere oder geringere Tüchtigkeit des Steuer¬
pflichtigen, ' mehr oder weniger günstige Ernteergebnisse,
Getreide - und Viehpreise des Jahres und sonstige Ver¬
hältnisse — derjenige Betrag hinzuzusetzen , welcher auf
das außer der Landstelle verwendete Betriebskapital
sowie auf die Aufsicht und Arbeit des Besitzers und
seiner Angehörigen entfällt.
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Schließlich kann der Umstand als Anhalt dienen,
daß das steuerbare Reineinkommen eines Steuerpflich¬
tigen sich deckt mit

a ) dem Übergewinne , welcher am Ende des Wirt¬
schaftsjahres in Kapitalien oder in vermehrtem Werte
des Inventars , der Erzeugnisse und Vorräte vorhan¬
den ist,

b ) den gesamten Kosten des Haushalts,
o) der gezahlten Einkommensteuer.

Diese Erträge sind gegebenenfalls festzustellen bezw . zu
schätzen. Ist kein Übergewinn , sondern ein Fehlbetrag vor¬
handen , so ist dies entsprechend in Rücksicht zu ziehen;
ebenso , wenn z. B . ein Steuerpflichtiger seinen Aufwand
durch freiwillige Zuschüsfe von Angehörigen oder aus
anderen Erträgen (vergl . Art . 4 Z . 2) bestreitet , welche
ihm als steuerpflichtig nicht angerechnet werden dürfen.

7 . Wenn ein Landwirt Pferde , die dem landwirtschaft¬
lichen Betriebe dienen , nebenher  zu seinem persön¬
lichen Gebrauche benutzt , so hat dies für die Steuer¬
veranlagung keine Wirkung.

8 . Das Halten eines Rennstalles wird in der Regel als
persönliche Liebhaberei anzusehen sein . Es kommen
deshalb weder die Einnahmen aus dem Rennstalle noch
die Aufwendungen in Betracht.

Das gleiche gilt von der Ausübung der Jagd . Er¬
träge aus Jagdverpachtung sind dagegen steuerpflichtig.

Vergl . 8 18 Z . 17.
Die Bienenwirtschaft eines Landwirts ist , sofern sie

nicht bloß der Liebhaberei dient , als Gewerbebetrieb zu
behandeln.

9 . Liegenschaften , welche einen landwirtschaftlichen Ertrag
nicht abwerfen , sondern als Bau - , Zimmer - , Holz¬
plätze , Schlacken - oder Schuttablagen oder zu sonstigen
gewerblichen Zwecken (z. B . einer Gärtnerei ) vom Ei-

Bau - ,Zimmer¬
plätze usw .,
Gärtnerei¬
grundstücke.
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Hofräume und
Hausgärten.

Bewirtschaf¬
tung

gepachteten
Grundbesitzes.

Ertrag der vom
Eigentümer

selbst benutzten
Gebäude.

gentümer selbst benutzt werden, sind bet der Ermitte¬
lung des Ertrages aus dem Gewerbebetriebe, welchem
sie dienen, zu berücksichtigen. Vergl. Z. 12.

10. Hofräume und Hausgärten werden bei Einschätzung
des Ertrages aus den Gebäuden, zu welchen sie ge¬
hören, in Anschlag gebracht. Vergl. Z . 13.

11. Das Einkommen des Pächters ist nach denselben Grund¬
sätzen zu ermitteln, wie bei dem Betrieb auf eigenen
Grundstücken unter Hinzurechnung des Mietwerts der
mitgepachteten Wohnung. Jedoch ist folgendes zu be¬
achten:

a) Solche an sich abzugsfähige Ausgaben, welche
vertragsmäßig der Verpächter zu bestreiten hat, wie
z. B . Abgaben, Kosten der Gebäudeunterhaltung, dür¬
fen ebensowenig dem Pächter gutgerechnet werden, wie
die dem Verpächter zur Last bleibende Abnutzung der
Gebäude.

b) Den beim Pächter abzurechnenden Betriebsausga¬
ben treten hinzu: der bedungene jährliche Pachtzins
sowie der Geldwert der vom Pächter neben dem
Pachtpreis übernommenen Naturallieferungen und
Leistungen.

Soweit es sich jedoch um Arbeitsleistungen des Päch¬
ters, seiner Haushaltungsangehörigen, Dienstleute und
Wirtschaftsgespanne handelt, fällt der förmliche Ab¬
zug um deswillen weg, weil die betreffenden Leistungen
auch nicht bei den Einnahmen in die Erscheinung
treten.

12. Für Gebäude oder Gebäudeteile, welche vom Eigen¬
tümer ausschließlich zu seinem Landwirtschafts- oder
Gewerbebetrieb oder zu anderen Erwerbszweigen, ins¬
besondere als Scheunen, Stallungen, Lagerräume,
Speicher, Fabrik- oder Maschinenräume, Ladenräume,
zur Gast- oder Schenkwirtschaft, als Schul- oder Heil-
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anstalten verwendet werden, ist ein besonderer Ertrag
nicht in Ansatz zu bringen. Vergl. Z. 9.

13. Als Ertrag aus den vom Eigentümer oder seinen Haus¬
haltungsangehörigen zu Wohnungs- und hauswirtschaft¬
lichen Zwecken benutzten Gebäuden oder Gebäudeteilen
gilt deren Jahresmietwert, bei dessen Schätzung die
dazu gehörigen Hofräume, Hausgärten, Parkanlagen
und sonstigen Zubehörungen zu berücksichtigen sind.
Vergl. Z. 10.

14. An Orten, an welchen eine größere Zahl von Wohnun¬
gen durch Vermieten genutzt wird, ist der Mietwert
durch Vergleichung mit dem wirklichen Mietertrage
von Wohnungen ähnlicher Beschaffenheit zu ermitteln.

Fehlt es an solchen Vergleichungsgegenständen an
demselben Orte, so ist geeignetenfalls auf die Miet¬
preise ähnlicher Ortschaften znrückzugehen.

Wo auch dieses Auskunftsmittel versagt, ist derjenige
Mietpreis anzunehmen, welcher nach allen in Betracht
kommenden Umständen mutmaßlich im Falle der Ver¬
mietung zu erzielen sein würde.

15. Von dem Mietwerte sind, abgesehen von den Abzügen
des Art. 9, abzusetzen:

u) die Kosten der Instandhaltung des Gebäudes,
nicht aber auch die Aufwendungen für etwaigen Umbau,
Ausbau oder bessere Ausstattung. Vergl. 8 8 Z . 5
und 7;

d) ein angemessener Prozentsatz des Wertes für die
Abnutzung des Gebäudes. Vergl. Z 8 Z. 11 ff.

16. Für Wohnungen bezw. Räume, die der Steuerpflichtige
weder selbst (auch nicht zeitweise, z. B. für Gäste)
benutzt, noch Haushaltungsangehörigenüberläßt, noch
Dritten unentgeltlich einräumt, kann ein Nutzungswert
überhaupt nicht angerechnet werden.

17. In der dauernden Bereithaltung einer Wohnung in
einem dem Steuerpflichtigen gehörenden Hause zur
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Ertrag aus
verpachtetem
Grundbesitz

u . vermieteten
Gebäuden.

Landwirt¬
schaftliche

Nebenbetriebe.

Holzungen.

8 16.

jährlich wiederkehrenden Benutzung durch den Besitzer

und seine Familie — z. B . zum Ferienaufenthalte —

liegt eine die Anrechnung des vollen Mietwertes als

Ertrag begründende Art der Benutzung.

18 . Wegen nicht abzugsfähiger Ausgaben vergl . 8 11.

19 . Vergl . Art . 161.

20 . Zu den abzugsfähigen Beträgen gehören an sich (vergl.
Z . 15 ) insbesondere auch

а ) die Kosten der Instandhaltung der verpachteten

oder vermieteten Gebäude , nicht aber die Aufwendungen

für etwaigen Umbau , Ausbau oder bessere Ausstattung

(vergl . 8 8 Z . 5 und 7 ) ;

б ) ein angemessener Prozentsatz des Wertes für die

Abnutzung der Gebäude (vergl . ß 8 Z . 11 ff .) .

Vergl . ferner § 11 Z . 14 und l5.

21 . Wegen Behandlung der Pachtsummen als feststehende

und der Mietsummen als schwankende Beträge s. 8 13
Z- 23.

22 . Wenn der landwirtschaftliche Nebenbetrieb nicht als

ein selbständiges in sich abgeschlossenes Unternehmen

erscheint , so steht es im Belieben der Veranlagungs¬

stelle , ob sie ihn bei der Ermittelung des Reinertrages

für sich oder mit dem Landwirtschaftsbetriebe zusammen

behandeln will . Die gleiche Freiheit hat der Steuer¬

pflichtige in Bezug auf die Behandlung in der Steuer¬

erklärung.

23 . Wegen des Snbstanzverbrauchs bei landwirtschaftlichen

Nebenbetrieben vergl . 8 8 Z . 13.

24 . Da bei Holzungen der Jahreszuwachs zu besteuern

ist , so sind die Aufforstungskosten , auch soweit sie zur

Erhaltung des Forstbestandes aufgewandt werden,

nicht abzuziehen . Die Aufforstung bedeutet nur eine

Kapitalanlage , wie der Abtrieb eine Kapitalaufnahme.

25 . Der Jahreszuwachs ist unter Vergleichung der beim
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Verkauf auf dem Stamme bei mittlerer Konjunktur zu
erzielenden Preise zu finden. Es können demnach da¬
neben Abtriebskosten nicht in Abzug gebracht werden.

26. Die Betriebskosten, welche zur Gewinnung der steuer¬
baren sog. kleinen Nutzungen aufgewandt werden, sind
abzuziehen.

8 17-

Zu Artikel 17 des Gesetzes.

1. Wegen der allgemeinen Grundsätze über die Berechnung
des steuerpflichtigen Einkommens vergl. die HZ5—9
und 11—14; ferner vergl. 8 2 Z. 9, sowie zu 8 17
Z. 4 und 5 den 8 16 Z. 4 und 5.

2. Die Berechnung des Ertrages aus Handel und Ge¬
werbe erfolgt bei sämtlichen Betrieben, auch denjenigen
der Vollkaufleute, durch Gegenüberstellung der jähr¬
lichen Betriebseinnahmen und Ausgaben nach Maß¬
gabe der allgemeinen Grundsätze des Einkommensteuer¬
gesetzes.

3. Der Ertrag aus Handel und Gewerbe besteht nicht allein
aus dem Gewinne, der durch die unmittelbare Ausübung
der betreffenden gewerblichen und Handelstätigkeit her¬
vorgebracht wird, sondern auch aus dem Gewinne, der
aus Veranlassung des Handels- und Gewerbebetriebes
mittelbar durch irgend welche Zwischennutzungen, ins¬
besondere durch die Früchte, Zinsen usw. des ge¬
werblichen Anlage- und Betriebskapitals(vergl. dazu
8 25 Z. 18 a am Ende) erzielt wird. Hierher gehören
z. B . die Zinsen des Bankiers aus den jeweiligen in
seinem Besitze befindlichen, dem Gewerbebetriebe dienen¬
den Wertpapieren. Vergl. 8 15 Z. 3.

Wegen der Anrechnungsfähigkeit des Agios und
Disagios s. 8 19 Z. 32.
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4 . In Einnahme sind zu stellen insbesondere:

a) die für geschäftliche oder gewerbliche Leistungen
jeder Art bedungenen oder gewährten Provisionen,
Zinsen und sonstigen Gegenleistungen;

d ) der erzielte Preis für alle gegen Barzahlung oder
auf Kredit verkauften Waren und Erzeugnisse , einschl.
des lebenden Betriebsinventars;

o) der Geldwert der aus dem Betriebe entnommenen
Erzeugnisse und Waren , welche im übrigen verausgabt
oder welche zum Gebrauch oder Verbrauche des
Steuerpflichtigen , seiner Angehörigen und der nicht
zum Gewerbebetriebe gehaltenen Dienstboten und
sonstigen Hausgenossen verwendet sind . Verql . dazu
8 16 Z . 4 6 ; ferner 8 11 Z . 16.

In Ansatz zu bringen ist der Verkaufswert zur Zeit
und am Orte der Entnahme . Vergl . 8 6 Z . 5;

ä ) der Verkaufswert des am Schlüsse der maßgebenden
Periode vorhandenen Bestandes an lebendem Betriebs-
inventare , sowie die etwa an die Stelle von verlorenen
Beständen getretenen Versichernngsgelder;

s ) der Kurswert oder Verkaufswert der am Schlüsse
der Periode vorhandenen , zum Betriebskapitale ge¬
hörenden Wertpapiere . Vergl . 8 12 Z . 4 ; ferner
Art . 19 Abs . 2 des Vermögenssteuergesetzes;

4) der Einkaufswert (vergl . Z . 6) des am Schlüsse
der Periode vorhandenen Bestandes an Waren einschl.
der Roh - und Hülfsstoffe nach Maßgabe der derzeitigen
Verhältnisse , insbesondere auch unter Berücksichtigung
der in Folge von Verarbeitung gegen den ursprüng¬
lichen Zustand eingetretenen Wertsteigerung ; sowie
ferner die etwa an die Stelle von verlorenen Beständen
getretenen Versicherungsgelder.

5 . Von der Einnahme sind als Betriebskosten , soweit
letztere nicht nach Artikel 9 zu berücksichtigen sind , ins-
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besondere folgende — sei es bereits geleistete , sei es

noch rückständige — Ausgaben in Abzug zu bringen:

s ) für die Instandhaltung — nicht auch für die
Erweiterung oder den Neubau — der dem Betriebe
dienenden Gebäude und sonstigen baulichen Anlagen.
Vergl . § 8 Z . 5 und 7 , sowie H 16 Z . 5 s.;

b ) für die Instandhaltung — nicht auch Erneue¬

rung oder Vermehrung — des toten Betriebsinventars;

0) für die Anschaffung von lebendem Betriebs-
iuveutare;

ä ) für den Unterhalt des lebenden Betriebsinven¬

tars , soweit derselbe nicht den Warenvorräten und Er¬

zeugnissen entnommen ist;

s ) der Pacht - und Mietzins für die zum Geschäfts¬

betriebe gepachteten und gemieteten Grundstücke , Ge¬

bäude und Utensilien.

Dient ein gemietetes Gebäude dem Steuerpflichtigen

zugleich zur Wohnung und zum Geschäftsbetriebe , so

ist der auf die Wohnung entfallende Teil des Miet¬

zinses nichr von der Einnahme abzusetzen;

1H die Kosten für die im Betrieb erforderliche Hei¬
zung und Beleuchtung . Vergl . ß 11 Z . 15;

g ) die Auschaffungskosten für die eingekauften Roh-

und Hülfsstoffe und Waren , sowie für die sonst im

Betrieb erforderlichen Materialien;
ll ) die Löhnung der für den Gewerbebetrieb an¬

genommenen Angestellten , Gesellen , Gehülfen , Arbeiter
einschl . des Geldwertes der etwa zu gewährenden Be¬
köstigung und sonstigen Naturalleistungen , soweit diese
nicht aus den Betriebsbeständen entnommen worden.
Vergl . § 11 Z . 16;

1) die im Geschäftsbetriebe zu entrichtenden indirekten
Abgaben (Zölle usw ., vergl . 8 8 Z . 10 ) ;

ll ) der Verkanfswert der aus der vorangegangenen
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in die maßgebende Wirtschaftspcriode übernommenen
Bestände an lebendem Betriebsinventar;

1) der Kurswert oder Verkaufswert der in die Wirt
schaftsperiode übernommenen , zum Betriebskapitale ge¬
hörenden Wertpapiere . Vergl . Z 12 Z . 4 ; ferner
Art . 19 Abs . 2 des Vermögenssteuergesetzes;

na) der Einkaufswert (vergl . Z . 6) der in die Wirt¬
schaftsperiode übernommenen Bestände an Warenvor¬
räten einschl . der Roh - und Hülfsstosfe unter Berück¬
sichtigung der in Folge von Verarbeitung gegen den
ursprünglichen Zustand eingetretenen Wertsteigernng;

n ) ein der Abnutzung entsprechender Prozentsatz des
Substanzwerts der dem Betriebe dienenden Gebäude,
sonstigen baulichen Anlagen sowie des dauernden toten
Betriebsinventars . Vergl . Z 8 Z . 11 ff . ;

o) die Zinsen von Schulden , welche im laufenden
Betriebe bestehe » . Vergl . Z 9 Z . 13 und Art . 17
Abs . 2 Z . 3 ; ferner Z 10 Z . 10 a.

6 . Nach Ziffer 4 f und Ziffer 5 na ist bei der Berechnung
des Ertrages aus Handel und Gewerbe für die Ver¬
gleichung des Warenbestandes am Anfang und am Ende
der Periode der Einka n fswert maßgebend , während
bei der Berechnung des Ertrages ans der Landwirtschaft
gemäß Z 16 Ziffer 4 o und 5 i für die zu vergleichenden
Vorräte der Verkaufswert einzustellen ist . Die Be¬
rechtigung dieser Unterscheidung ist darin zu finden,
daß im gewerblichen Betriebe der Gewinn regelmäßig
erst durch den tatsächlichen Absatz  erzielt wird , da¬
gegen im landwirtschaftlichen Betriebe das Wesentliche
die Erzeugung  der landwirtschaftlichen Produkte ist.

Wenn ein Kaufmann Waren zum Wiederverkauf ein-
käuft , so wird durch diesen Einkauf an sich der Wert
der Waren nicht vermehrt ; sie haben für den Kauf¬
mann im allgemeinen lediglich den Einkausswcrt , da
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er für diesen jeden Augenblick sich die Waren beschaffen

kann , während der Weiterverkauf zu dem üblichen Ver¬

kaufspreise sich in der Regel erst im Laufe der Zeit

verwirklichen läßt . Demgemäß kann bei einer Ver¬

gleichung des Warenbestandes am Ende und Anfänge

der Periode auch nur der Einkaufspreis zu Grunde

gelegt werden . Andernfalls könnte sich das Resultat

ergeben , daß ein Kaufmann , welcher sein Warenlager

im Laufe der Periode vermehrt , aber keinerlei Absatz

erzielt , trotzdem steuerlich mit einem Gewinn abschlössc.

Findet in dem gewerblichen Betrieb eine Bearbeitung

der eingekauften Waren (Rohstoffe ) statt , so muß die

dadurch erzielte Wertsteigeruug natürlich berücksichtigt
werden.

Im landwirtschaftlichen Betriebe tritt der Absatz in

seiner Bedeutung für den Gewinn zurück , da es sich

durchgehend um marktgängige Erzeugnisse handelt , welche

jeden Augenblick zu einem ziemlich genau feststehenden

Preise (Verkaufspreise ) verwertet werden können . Hier

ist deshalb die Zugrundelegung des Vcrkaufswertes

von selbst gegeben.
Was von den landwirtschaftlichen Erzeugnissen in

Bezug auf die Verwertnngsmöglichkeit gilt , trifft für

lebende Tiere auch danu zu , wenn sie zum gewerblichen

Betriebskapitale (vergl . Z 8 Z . 1) gehören . Deshalb

ist für diese ebenfalls der Verkaufswert einzustellen.

Bei Wertpapieren ist der Kurswert zu Grunde zu

legen , wenn ein solcher besteht , da die Papiere im all¬

gemeinen in dieser Höhe jederzeit verwertet werden können.

7 . Die von den Gewerbetreibenden geführten Handels¬

bücher , aufgestellten Bilanzen usw . haben an sich lediglich

den Charakter von Beweisstücken . Falls Bilanz und

Gewinn - und Verlustrechnung im einzelnen Fall aber

vorliegen , sollen sie , sofern sie den handelsrechtlichen

Vorschriften entsprechen und soweit sich nicht Unrichtigkeiten

Handelsbücher
usw.
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ergeben, die Grundlage für die nach Maßgabe der Be¬
stimmungen des Einkommensteuergesetzes vorzunehmende
Berechnung des Ertrages bilden.

8. Wenn keine ordnungsmäßige Buchführung besteht,
seitens des Gewerbetreibenden aber sonstige Nachweise
aus seinen Büchern oder sonstwie glaubhaft erbracht
werden, so sind diese nach Möglichkeit für die Schätzung
des Ertrages zu verwerten.

Lassen sich insbesondere der Umsatz, d. h. der sich
aus den baren Einnahmen und den kreditierten For¬
derungen für verkaufte Waren usw. zusammensetzende
Gesamterlös, sowie die Betriebskosten im engeren Sinne
zahlenmäßig Nachweisen, so kann dies als Anhalt dienen,
indem für die einzelnen Warenarten bestimmte Prozent¬
sätze des Umsatzes als Gewinn üblich zu sein pflegen.
Es sind dabei jedoch stets die besonderen Verhältnisse
des einzelnen Betriebes in Rücksicht zu ziehen.

Wo obiges nicht möglich, ist es von Bedeutung, den
Warenverbrauch der einzelnen Gewerbetreibenden, wie
Wirte, Bäcker, Schlächter usw. festzustellen und durch
Vergleichung mit anderen Betrieben derselbe» Art,
deren Ertrag bekannt ist, zu verwerten.

Sind keine genügende direkte Anhaltspunkte gegeben,
so ist auf die Schätzung der ans dem Betriebe zu
deckenden Lebensunterhaltungskosten zurückzugreifen.
Vergl. dieserhalb8 16 Z . 6, a. E.

9. Gewerblicher Ertrag und nicht Kapitalertrag sind
die Gewinnanteile

s.) der Teilhaber offener Handelsgesellschaften,
b) der persönlich haftenden Gesellschafter sowie der

Kommanditisten einer einfachen Kommanditgesellschaft,
o) des persönlich haftenden Gesellschafters bei einer

stillen Gesellschaft,
ä) die Tantiemen, welche die Persönlich haftenden

Gesellschafter einer Kommanditgesellschaft ans Aktien
68



145 8 17.

als solche beziehen , sowie die Gewinnanteile dieser Ge¬

sellschafter für ihre außerhalb des Kommanditisten¬
kapitals gemachten Einlagen,

s ) der Gewinn der Mitreeder aus der Reederei.

Erträge der obigen Art sind demnach einem hier

allgemein Steuerpflichtigen dann nicht anzurechnen,
wenn das betreffende Unternehmen in einem anderen
Bundesstaat oder in einem Deutschen Schutzgebiete be¬

trieben wird , während andererseits Erträge aus der¬

artigen im Herzogtume betriebenen Unternehmungen
auch dann steuerpflichtig sind , wenn der Bezugsberechtigte

nicht zu den hier allgemein Steuerpflichtigen gehört.
Eine Partenreederei wird dort betrieben , wo der

Korrespondentreeder seinen Betrieb hat . (Bergl . Z 2

Ziffer 10 .)
Vergl . zu Obigem Z 15 Z . 5.

tO . Die Zinsen einer im Gewerbebetriebe hinterlegten
Kaution sind gewerblicher Ertrag.

11 . Wann eine dem Gewerbebetrieb entsprungene Forderung
den Charakter des Betriebskapitals verliert , ist nach den

Umständen des einzelnen Falles zu entscheiden . In der

Regel wird es zutreffen , wenn die Forderung unter

Verabredung einer langfristigen Kündigungsbefugnis
gegen Verzinsung gestundet wird . Vergl . Z 10 Z . 10 a.

12 . Besitzt ein Handel - und Gewerbetreibender Kapital-
und Grundvermögen , welches nicht dem gewerblichen
Betriebe dient , so sind die Erträge daraus , auch wenn

sie in den Geschäftsbüchern verrechnet werden , keine

gewerblichen Erträge.

13 . Die Ausgaben eines Gewerbetreibenden für Geschäfts¬
reisen sind nach Abrechnung der etwa ersparten Hans-
Haltungskosten abzugssähig , indem diese Mehrausgabe
sich als Betriebsaufwand darstellt.

14 . Auch solche Beträge sind als Betriebskosten abzugs-
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bringende
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fähig , welche der Gewerbetreibende den zu ihm in kon¬
traktlichen Dienst - oder Arbeitsverhältnissen stehenden
Personen über die vertragsmäßig zugesicherten Gehalts-
nnd Lohnbezüge hinaus als Remunerationen oder
Gratifikationen für geleistete Dienste gewährt.

15 . Unter Gewerbe versteht man eine mit der Absicht auf
Gewinnerzielung unternommene selbständige , berufs¬
mäßige und erlaubte Arbeitstätigkeit , welche sich als
Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehre
darstellt.

Die Unterscheidung des gewerblichen Betriebes von
der gewinnbringenden Beschäftigung hängt vorzugsweise
von dem Merkmale der Selbständigkeit ab . Nur der¬
jenige , welcher auf eigene Rechnung und unter eigener
Verantwortlichkeit (auf eigene Gefahr ) sich in berufs¬
mäßiger Tätigkeit am allgemeinen wirtschaftlichen Ver¬
kehre beteiligt , ist begrifflich Gewerbetreibender . Es
scheiden also aus dem Gewerbebegriffe namentlich alle
für fremde Rechnung und unter fremder Verantwort¬
lichkeit tätigen Personen aus.

Nur der Gewerbebetrieb , nicht die sonstige gewinn¬
bringende Beschäftigung , fällt unter die Bestimmungen
des Art . 2 Z . 3 und Art . 4 . Z . 2 d und 3.

16 . Dem Vorstehenden nach ist der Schiffsführer eines für
fremde Rechnung fahrenden Schiffes nicht Gewerbe¬
treibender.

17 . Ebensowenig ist Gewerbetreibender ein Ziegelmeister,
der nach Vertrag mit dem Ziegeleibesitzer die nötigen
Arbeiter stellt , für das Tausend gefertigter Ziegel eine
bestimmte Vergütung erhält und diese mit den von ihm
angenommenen Arbeitern unter Inanspruchnahme eines
Voraus für seine besondere Mühewaltung teilt.

18 . Die Erbauung von Häusern für eigene Rechnung zum
Zwecke des gewinnbringenden Verkaufs stellt Immo¬
bilienhandel dar.

70



147 8 18.

19. Die gewerbsmäßige Spekulation fällt unter den Begriff
des Gewerbebetriebes.

8 18. -

Zu Art. 18 des Gesetzes.

1. Wegen der allgemeinen Grundsätze über die Berechnung
des steuerpflichtigen Einkommens vergl. die ZZ5 bis 9
und 11 bis 14.

2. Wegen Unterscheidung der „gewinnbringenden Beschäf¬
tigung" vom „Gewerbebetriebe" vergl. K 17 Z. 15 ff.

3. Der Begriff „Beschäftigung" setzt ein positives Schaffen
voraus. Nicht unter diesen Begriff fallen deshalb Spiel
und Wette, und ebensowenig kann ein Lotteriegewinn
als Ertrag gewinnbringender Beschäftigung angesehen
werden.

4. Ein gegen die Strafgesetze oder gegen die guten Sitten
verstoßender Erwerbszweig (Kuppelei, gewerbsmäßige
Unzucht) ist keine gewinnbringende Beschäftigung im
Sinne des Artikel 18.

5. Eine gewinnbringende Beschäftigung kann auch vor¬
liegen, ohne daß eine ausdrückliche Zusicherung einer
Gegenleistung oder eine Vereinbarung über deren Betrag
erfolgt ist.

6. Zur Besteuerung gelangt die gesamte dem Steuer¬
pflichtigen für dessen Tätigkeit ausdrücklich oder still¬
schweigend zugesicherte oder tatsächlich gewährte Gegen¬
leistung. Dies gilt insbesondere von Nebenbezügen,
welche, wie die Weihnachtsgratifikationender kauf¬
männischen Angestellten, zwar nicht auf ausdrücklicher
Vereinbarung beruhen, aber denselben auch ohne eine
solche vom Geschäftsinhaber herkömmlich gewährt zu
werden Pflegen.

Sonstiger
Ertrag.

Zu Art. 18  I.
Gewinnbrin¬

gende
Beschäftigung.
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7 . Ist einem Angestellten als Gegenleistung neben seinem
Gehalt eine zukünftige Alters - oder Witwenversorgung
zugesichert , so ist dies für seine gegenwärtige Besteuerung
ohne Bedeutung.

Soll eine solche Versorgung aus dem Wege verwirk¬
licht werden,

s.) daß der Angestellte Mitglied einer Versorgungs¬
kasse (z. B . Witwen - oder Leibreutenkasse ) wird
und der Dienstgeber für ihn die erforderlichen
Beiträge ganz oder teilweise entrichtet , oder

b ) daß der Dienstgeber das Leben des Angestellten
auf irgend eine Art versichert und seinerseits ganz
oder zum Teile die Prämien zahlt,

so sind die von dem Dienstgeber zu leistenden Beiträge
und Prämien dem Einkommen des Angestellten nicht
hinzuzurechnen.

Ist jedoch im einzelnen Falle nach den ganzen Ver¬
hältnissen anzunehmen , daß die Beitrags - oder Prämien¬
zahlung des Dienstgebers nur dazu bestimmt ist , dem
Angestellten einen entsprechenden Teil seiner Dienst¬
einkünfte in anderer Form zu gewähren , so sind die
betreffenden Beträge steuerpflichtig . Eine solche An¬
nahme soll aber dann ohne weiteres ausgeschlossen sein,
wenn der Dienstgeber ein zahlreicheres Personal be¬
schäftigt und für letzteres oder für einzelne Klassen des
letzteren eine Alters - oder Witweuversorgung allgemein
vorgesehen hat.

Vergl . 8 9 Z . 29.
8 . Wenn es bei einer Zuwendung an dem Merkmale von

Leistung und Gegenleistung fehlt , so ist eine gewinn¬
bringende Beschäftigung begrifflich ausgeschlossen.

9 . Schenkungen oder Vergütungen für rein gelegentliche,
ganz außerhalb einer Quelle gewinnbringender Be¬
schäftigung entwickelte Tätigkeit bilden keinen steuer¬
pflichtigen Ertrag . Vergl . Z 12 Z . 2.
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10 . Trinkgelder sind an und für sich freiwillig geleistete

Geschenke , welche der Besteuerung nicht unterliegen.

Sofern aber Kellner , Hausdiener in Gasthöfen , Kutscher

und ähnliche Bedienstete nach den tatsächlich bestehen¬

den Verhältnissen auf die Trinkgelder der Gäste usw.

als ständige Erträge angewiesen sind und der Dienst¬

herr mit der Annahme der Trinkgelder einverstanden

ist , unterliegen letztere der Steuerpflicht.

11 . Erhält - ein Geschäftsreisender die von ihm tatsächlich

aufgewandten Reisekosten vergütet , so kann diese Ver¬

gütung nur insoweit zur Besteuerung herangezogen

werden , als etwa durch Ersparung im Haushalte der

Betriebsaufwand sich tatsächlich niedriger als die Ver¬

gütung stellt.

12 . Bezieht ein Geschäftsreisender feste Spesen — Tage¬

gelder oder sonstige Pauschalvergütung — , so unterliegt

dieser Bezug nur insoweit der Besteuerung , als er die

dem Geschäftsreisenden erwachsenen Betriebskosten über¬

steigt.

13 . Als Ertrag aus gewinnbringender Beschäftigung gilt

jede Art von Vergütung.
Es ist deshalb außer den baren Bezügen auch der

Geldwert der etwaigen Naturalbezüge eiuschl . des Miet¬

werts der freien Wohnung zu berücksichtigen.

14 . Ausstehende Forderungen aus gewinnbringender Be¬

schäftigung sind ebenso wie Bareinnahmen in Anrech¬

nung zu bringen : soweit sie zweifelhaft sind , mit ihrem

mutmaßlichen Werte.

15 . Im Bereiche der gewinnbringenden Beschäftigung kommt

im Gegensätze zum Gewerbebetriebe die Vermehrung

oder Verminderung der noch nickt verwerteten Erzeug¬

nisse (z. B . Gemälde und Bildwerke der Künstler , die

Werke von Gelehrten , Komponisten usw .) am Ende des

Stenerjahrs gegenüber dem Bestände beim Beginne



desselben nicht in Betracht , da wegen des Mangels
eines objektiven Werts und der völligen Ungewißheit
über die Verwertungsmöglichkeit ein Geldwert im Sinne
des Artikel 6 nicht vorliegt.

16 . Gelegentliche Unterstützungen an Beamte usw ., auch
wenn sie bei Fortdauer oder Wiederkehr eines beson¬
deren Bedürfnisses wiederholt bewilligt werden , sind
keine Gegenleistung für Dienste , vielmehr außerordent¬
lichen Einnahmen aus Schenkung gleichzuachten und
deshalb steuerfrei . Vergl . Z . 29.

17 . Die Jagd in einem gepachteten Bezirke wird regel¬
mäßig nicht zur Gewinnerzielung , sondern zu Zwecken
des Vergnügens , der Erholung usw . ausgeübt . In
solchen Fällen kommt deshalb ein steuerpflichtiger Ge¬
winn ebensowenig wie der Abzug von Betriebskosten
in Betracht.

Das gleiche gilt vom Rennsporte.
Wegen der Jagd auf eigenen Grundstücken und we¬

gen des mit eigenem Grundbesitz in Verbindung stehen¬
den Rennsports vergl . 8 16 Z . 8.

18 . Von den Einnahmen sind gemäß Art . 8 die Geschäfts¬
unkosten sowie ein etwaiger Abnutzungswert in Abzug
zu bringen . Soweit zutreffend , kommen die für den
landwirtschaftlichen und gewerblichen Betrieb Platz grei¬
fenden Grundsätze zur Anwendung . Vergl . 8 8 , Z 11,
8 16 Z . 4 und 5 , 8 - 17 Z . 4 und 5.

Abzuziehen sind z . B . :
a ) diejenigen für den Dienstherrn oder Arbeitgeber

geleisteten Ausgaben , für welche die Entschädigung in
der für die übernommene Tätigkeit gewährten Gegen¬
leistung mit enthalten ist;

d ) die Ausgaben der Rechtsanwälte an Vergütung
für das Personal ; an Miete für die Bnreauränme;
an Bureaubedürfnissen , wie Federn , Tinte und Papier;
die Kosten der laufenden Unterhaltung der Bureau-
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einrichtung , sowie der Wert der jährlichen Abnutzung

der letzteren ; nicht dagegen die Kosten für die erste

Beschaffung , die Vermehrung und die Erneuerung der

Einrichtung;
o) die Ausgaben der ein Fuhrwerk haltenden Ärzte

für die Instandhaltung des Wagens und Geschirrs;

ferner der Wert der jährlichen Abnutzung dieser toten

Jnventarstücke , nicht aber die Kosten der Anschaffung,

Verbesserung , Vermehrung oder Erneuerung ; weiter

die Kosten der Unterhaltung der Pferde ; endlich die

Kosten der Anschaffung der Pferde , wogegen anderer¬

seits der etwaige Erlös aus Verkauf oder Versicherung

in Einnahme zu stellen , auch der Wertunterschied am

Anfang und Ende des in Betracht kommenden Jahres

als Gewinn oder Verlust anzurechnen ist . Vergl . Z16

Z . 4 u . 5 und ß 17 Z . 4 — 6;

ä ) die Ausgaben der Ärzte für die Instandhaltung

der Instrumente und der zur Ausstattung des Sprech-

und Wartezimmers — nicht des Studierzimmers —

dienenden Möbel , sowie der Wert der jährlichen Ab¬

nutzung dieser Gegenstände ; nicht dagegen die Kosten

der Anschaffung und Erneuerung derselben (vergl . 8 11

Z . 9 ) ; ferner bei einem gemieteten Hause der auf

Sprech - und Wartezimmer entfallende Teil des Miet¬

zinses ; weiter die Kosten der Beleuchtung und Heizung

des Sprech - und Wartezimmers , die Ausgaben für

Vertretung usw.
Wegen der Kleidungskoste » der Ärzte vergl . 8 11

Z . 19 , wegen Zeitschriften und Bücher 8 8 Z . 2;

s ) die Ausgaben der Künstler und Gelehrten für die

Besoldung von Mitarbeitern oder Gehülfen ; für die

Beschaffung der zur Ausübung der Berufstätigkeit er¬

forderlichen Materialien ; für Instandhaltung der nöti¬

gen Gerätschaften sowie der Wert der jährlichen Ab¬

nutzung der letzteren.
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Zu Art. 18 11
Abs. 1.

Zu Art. 18 I I
Abs. 2.

8 18.

19 . Wegen der von der Besteuerung ausgeschlossenen Dienst¬
einkünfte nsw . vcrgl . Artikel 4 Ziffer 2 , 4 — 6 ; ferner
vergl . Art . 66.

20 . Keinen Unterschied macht es , unter welcher Bezeichnung
die Dienstcinkünfte den Beamten gewährt werden.
Ebensowenig kommt es darauf an , ob dieselben bei
der Pensionierung anrechnungsfähig sind oder nicht.
Nur bei den im Auslande stationierten Beamten kann
der letztere Unterschied von Bedeutung sein (Art . 4
Ziffer 5).

21 . Der zur Bestreitung des Dienstaufwandes bestimmte
Teil der Diensteinkünfte der in Artikel 18 I 1 Abs . 1
genannten Steuerpflichtigen ist nach Maßgabe der fol¬
genden Bestimmungen bei der Besteuerung außer An¬
satz zu lassen:

a ) Reisekostenvergütungen und solche Tagegelder oder
Entschädigungen , welche an die in öffentlicher Dienst¬
stellung befindlichen Personen für ihre einzelnen Dienst¬
riffen und für die Dauer ihrer vorübergehenden Be¬
schäftigung außerhalb ihres Wohnortes gewährt werden,
sind steuerfrei.

Hierher gehören insbesondere auch die dem Lvkomotiv-
nnd Fahrpersonale der Eisenbahnen bei Ausübung des
Fahrdienstes gewährten Fahr - , Meilen - und Übcr-
nachtungsgelder , ferner die den Lokomotivführern und
Heizern für Nachtfahrten , den Schaffnern für längeren
Aufenthalt bewilligten Vergütungen ; dagegen nicht die
Prämien für ersparte Heiz - nsw . Materialien , welche
steuerpflichtig sind.

Im übrigen ist

d ) bei Militärpersonen , bei Reichs - , Staats - und
Hofbeamten , bei Geistlichen und bei Lehrern an öffent¬
lichen Unterrichtsanstalten lediglich derjenige Betrag oder
derjenige Teil der Dicnsteinkünftc frei zu lassen , welcher
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ausdrücklich als Vergütung für Dienstaufwand(Dienst-
kostenaversum, Geschäftskosteuvergütung, Bnreaueut-
schädiguug, Repräsentationskosten, Pferdennterhaltungs-
gclder, Maukogelder usw.) bewilligt oder im Etat ver¬
rechnet wird. Dabei ist es ohne Bedeutung, ob der
Beamte an dem bewilligten Betrag Ersparnisse macht
oder ob er Znbuße leisten muß.

Beträge, die ein Beamter zur Bestreitung vermehr¬
ter Aufwendung für Lebensbedürfnisse bezieht(Teue¬
rungszulagen, Stationszulageu), gelten nicht als Dicust-
aufwandsentschädignng;

o) bei anderen öffentlichen Beamten einschl. der
GemÄndebeamten sowie bei den in privaten Dienstver¬
hältnissen stehenden Personen(z. B. Fabrikdirektoren,
Bankdirektoren,Genossenschaftsbeamten, Gutsinspektoren,
Hauslehrern usw.) derjenige Betrag frei zu lassen,
welcher für die mit den dienstlichen Verrichtungen etwa
verbundenen Ausgaben tatsächlich Verwendung findet.
Dabei ist es ohne Belang, ob nach dem betreffenden
Dienstvertrag ein bestimmter Betrag der Dienstein¬
künfte als Dienstaufwandsentschädigungbezeichnet ist
oder nicht.

Hiernach ist insbesondere auch die Vergütung der
Gemeindevorsteher insoweit steuerpflichtig, als sie eine
zutreffende Dicnstaufwandsentschädigung übersteigt.

22. Tagegelder und Reisekosten, welche aus öffentlichen
Kassen als Entschädigung für die mit der Erfüllung
staatsbürgerlicher und ähnlicher Pflichten verbundenen
Aufwendungen gewährt werden, sind steuerfrei. Hier¬
her gehören insbesondere die den Mitgliedern des
Reichstags und den Landtagsabgeordncten zustehenden,
sowie die etwa den Mitgliedern der Amtsräte, der Ge¬
meindevertretungen, der Einkommensteuerschätzungsaus¬
schüsse usw. bewilligten Bezüge der gedachte» Art.
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Zu Art . 1812
Abs. 2.

Zu Art . 18 I
2 und 3.

Zu Art . 18 II.
Rechte auf
periodische

Hebungen und
Vorteile.

23 . Für Dienstboten , Handwerksgesellen nnd Handwerks¬
lehrlinge , welche freie Wohnung und Beköstigung im
Hause des Dienstberechtigten beziehen , ist der Wert
dieser Naturalbezüge mit 300 in Anrechnung zu
bringen.

Dienstverpflichtete von höherer Stellung , wie Haus¬
hälterinnen , sog. Stützen , Gewerbegehülfen , fallen nicht
unter diese Bestimmung . Die etwaige freie Wohnung
und Beköstigung dieser Personen ist deshalb unter Be¬
rücksichtigung der jedesmaligen besonderen Verhältnisse
zu veranschlagen.

Die Bemessung der beim Dienstberechtigten in Abzug
zu bringenden Kosten der den Dienstverpflichteten zu
gewährenden Naturalleistungen wird durch die Vor¬
schrift in Absatz 1 nicht berührt.

24 . Wegen Nichtanrechnung eines Teils der nach Tages¬
oder Wochensätzcn bedungenen Löhne der Arbeiter,
Handwerksgesellen und ähnlicher Personen s. § 13
Z . 21 und 22.

25 . Wegen Berechnung des nach Arbeitstagen bemessenen
Lohnes bei nicht dauernder Beschäftigung s. Z 13 Z . 24.

26 . Rechte auf periodische Hebungen und Vorteile setzen einen
Rechtsanspruch voraus . Die lediglich auf dem freien
Willen des Gebers beruhenden einseitigen Zuwendun¬
gen sind steuerfrei.

27 . Der Umstand , daß jemand eine bestimmte Summe tat¬
sächlich alljährlich bezieht , begründet für sich allein
noch nicht die Annahme eines Rechts auf den Bezug.

28 . Als fortlaufend gilt jede Einnahme , welche periodisch
wiederkehrt , auch wenn sie von vornherein auf eine
bestimmte Zeitdauer beschränkt ist.

29 . Einmalige Bezüge , wie die des Gnadenquartals und
Gnadenmonats seitens der Hinterbliebenen von Be¬
amten , sind wegen Mangels periodischer Wiederholung
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nicht steuerpflichtig . Das gleiche gilt von außerordent¬
lichen , nur für den einzelnen Bedürfnisfall bewilligten
Unterstützungen an Beamte , auch wenn sie sich tatsäch¬
lich wiederholen . Vergl . Ziffer 16.

30 . Ein vertragsmäßig in einer bestimmten Summe ver¬
einbarter Kaufpreis verliert nicht dadurch den Charakter
einer Kapitalforderung , daß die Zahlung in bestimmten
Jahresraten bedungen wird . Die Jahresraten sind
deshalb nicht steuerpflichtig.

Nur wenn das Vorhandensein einer in Raten zu
zahlenden Kapitalforderuug nicht zntrifft , kann von
einem Recht auf periodische Hebungen im Sinne des
Artikel 18 die Rede sein.

31 . Letzteres ist der Fall bei einer durch Kauf erworbenen
Leibrente . Der Rentenkäufer , welcher gegen einmalige
Zahlung eines Kapitals das Recht auf den Bezug
einer lebenslänglichen Rente erwirbt , erhält in der Rente
nur die Leistung des Rentenverkäufers , nicht aber zu¬
gleich eine Rückzahlung des Kapitals . Eine derartige
Leibrente ist steuerpflichtig.

32 . Die von einer Versicherungsgesellschaft auf Gegen¬
seitigkeit an ihre Mitglieder gezahlten sog . Dividenden
stellen nur denjenigen Betrag dar , um welchen die
Prämien der Versicherten bei richtiger Vorausberech¬
nung der Geschäftsergebnisse hätten niedriger bemessen
werden müssen . Sie bilden deshalb für die Versicherten
keine steuerpflichtigen Erträge.

33 . Erträge aus Rechten auf periodische Hebungen sind
insbesondere auch:

a ) die Unterhaltsrente des getrennt lebenden oder ge¬
schiedenen Ehegatten (HZ 1361 u . 1580 B . G . B .) .
S . 8 14 . Z . 12;

K) die vom unehelichen Vater zu gewährende Unter¬

haltsrente des unehelichen Kindes (8 1710 B . G . B .) ;
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nicht dagegen die vom ehelichen Vater einem Kinde

zufließenden Alimente (s. Art . 18 II 2 letzter Abs .) ;

o) fortlaufende Stipendien;
ä ) fortlaufende Jahresunterstützuugen ausgeschiedeuer

Beamten ohne Rücksicht auf etwaigen Vorbehalt des

Widerrufs.
34 . Wie nach Art . 9 . Z . 1 diejenigen Lasten , welche aus

der gesetzlichen Unterhaltuugspflicht gegenüber Ver¬

wandten gerader Linie erwachsen , nicht abzugsfähig

sind , so unterliegen die entsprechenden Einnahmen ge¬

mäß Art . 18 II 2 letzter Abs . nicht der Steuerpflicht.

Bergs . 8 9 Z . 6 — 9. Die daselbst aufgeführteu

abzugsfähigen Lasten sind bei den Empfängern steuer¬

pflichtig.

Einkommen
der Aktien¬
gesellschaften

usw.

Zu Art . 19Z .1.
Berechnung

der Betriebs¬
überschüsse.

8 19.

Zn Artikel 19 des Gesetzes.

1. Der Artikel 19 des Gesetzes bezieht sich auf Aktien¬

gesellschaften , Kommanditgesellschaften auf Aktien , Ge¬

sellschaften m . b. H . und eingetragene Genossenschaften,

und zwar sowohl auf einheimische wie auf auswärtige.

2 . Soweit nicht in Artikel 19 abweichende Bestimmungen

getroffen sind , kommen auch für die dort behandelten

Erwerbsgesellschaften die allgemeinen Grundsätze des

Einkommensteuergesetzes z» Raume.

3 . Insbesondere sind unter „Betriebsüberschüssen " die

Überschüsse der nach Maßgabe der allgemeinen Be¬

stimmungen des Einkommensteuergesetzes zu berechnen¬

den Erträge aus den in Artikel 7 genannten Quellen

über die gesetzlich gestatteten Abzüge zu verstehen.

4 . Demnach sind die Überschüsse einer Handel oder Ge¬

werbe betreibenden Aktiengesellschaft usw . gleichbedeutend

mit ihrem Ertrag im Sinne des Artikel 17 . Die
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Berechnung des Ertrages erfolgt also auch hier durch
Gegenüberstellung der jährlichen Betriebseinnahmen
und -ausgaben nach Maßgabe der allgemeinen Grund¬
sätze des Einkommensteuergesetzes.

5 . Ebenso haben auch bei den Erwerbsgesellschasten die
ausgestellten Bilanzen usw . nur den Charakter von
Beweisstücken (vergl . Z 17 Z . 7) .

Da die Erwerbsgesellschaften jedoch nach Artikel 25 III
verpflichtet sind , die Bilanz , die Gewinn - und Verlust¬
rechnung und den Geschäftsbericht sowie gegebenenfalls
die dazu seitens der zuständigen Stellen gefaßten Be¬
schlüsse in Verbindung mit einer Erläuterung dem
Vorsitzenden des Schützungsausschusses einzureichen , so
sollen diese Aufstellungen usw ., sofern sie den handels¬
rechtlichen Vorschriften entsprechen und soweit sich nicht
Unrichtigkeiten ergeben , auch tatsächlich die Grundlage
für die nach Maßgabe der Bestimmungen des Ein¬
kommensteuergesetzes vorzunehmende Berechnung der
Betriebsüberschüsse sowie des steuerpflichtigen Teils der
letzteren (vergl . Z . 6) bilden.

6 . Abweichend von den allgemeinen Bestimmungen ist die
Vorschrift , daß die Überschüsse nicht insgesamt , son¬
dern nur in einem bestimmten Umfange steuerpflichtig
sein sollen , nämlich soweit sie

a.) als Zinsen oder Gewinnanteile an die Mitglieder
verteilt werden;

ferner soweit sie verwandt werden
b ) zur Tilgung der Schulden oder des Grund¬

kapitals ;
0) zur Verbesserung der geschäftlichen Einrichtungen;
ä ) zur Geschäftserweiterung;
s ) zur Bildung von Reservefonds jedweder Art;
1) zu außerordentlichen über das Maß der zutreffen¬

den Absetzungen hinausgeheuden Abschreibungen.
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7 . Die in Ziffer 6 aufgeführten Verwendungen sind nur
dann steuerpflichtig , wenn sie aus den Überschüssen
gedeckt sind oder , falls die Ausgabe im Laufe des
Geschäftsjahres erfolgt ist , die Überschüsse dieses Jahres
entsprechend vermindert haben.

Dagegen liegt keine Stenerpflicht vor , wenn die Ver-
Wendung aus Reserven oder aus dem sonstigen Ver-
mögensbestande geschehen ist.

8 . Steuerpflichtig ist nur die Summe der unter die Mit¬
glieder verteilten oder zu bestimmten Zwecken ver¬
wendeten Beträge . Dabei ist es ohne Bedeutung,
nach welchem Maßstabe die Verteilung an die Mit¬
glieder erfolgt ist ; insbesondere stellen also auch die
Gewinnanteile der Konsumvereinsmitglieder dann steuer¬
pflichtige Überschüsse des Vereins dar , wenn die Ver¬
teilung nur nach Maßgabe der für gekaufte Waren
ausgegebenen Marken erfolgt.

Nicht steuerpflichtig sind diejenigen Überschußbeträge,
welche eine sonstige Verwendung gefunden haben , z. B.
durch eine aus irgend welchen Rücksichten stattfindende
Entäußerung zu Gunsten eines Dritten , Schenkungen
zu mildtätigen , gemeinnützigen oder öffentlichen Zwecken,
Zuschüsse an Pensions - oder Unterstützungskassen,
welche eine selbständiges Rechtssubjekt bilden (vergl.
Z . 19 ) usw . ; insbesondere gehört hierher auch der
Einkommensteuerbetrag , während die sonstigen Steuern
bereits bei Berechnung des Betriebsüberschusses gemäß
Artikel 9 in Abzug zu bringen sind ; ferner gehört
dahin derjenige Teil des Gewinns der Versicherungs¬
gesellschaften , welcher statuten - und vertragsmäßig den
Versicherten  auszuzahlen ist.

9 . Nicht steuerpflichtig sind die aus den Überschüssen be¬
wirkten Zuwendungen an Mitglieder des Aufsichtsrats,
Beamte und Arbeiter , auch soweit sie nicht als Be¬
triebskosten anzusehen sind.
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10 . Der Inhaber von Genußscheinen steht — selbst bei
etwaiger Verpflichtung , künftig die Genußscheine gegen
Aktien umzutnuschen — der Aktiengesellschaft nicht als
Mitglied , sondern als Gläubiger gegenüber . Die gegen
Ausgabe von Genußscheinen erhaltenen Summen ge¬
hören zu den Schulden , nicht zum Grundkapitale der
Gesellschaft . Die an die Inhaber von Genußscheinen
ausgezahlten Gewinnanteile bilden deshalb abzugs¬
fähige Betriebskosten.

11 . Nur die an Mitglieder als solche gewährten Gewinn¬
anteile sind steuerpflichtig . Sind die Mitglieder einer
Erwerbsgesellschaft , z. B . einer Gesellschaft m . b. H .,
bei dieser gegen Vergütung tätig , so gehören diese
Vergütungen zu den abziehbaren Betriebskosten , soweit
sie nicht etwa eine angemessene Höhe übersteigen und
demgemäß zu solchem Betrage tatsächlich den Charakter
verteilten Gewinnes haben.

12 . Als steuerpflichtige Zinsen kommen bei Aktiengesell¬
schaften die sog . Aktienzinsen in Betracht ; d . h . Zinsen,
welche im Gesellschaftsvertrage den Aktionären in be¬
stimmter Höhe für den Zeitraum bedungen sind , welchen
die Vorbereitung des Unternehmens bis zum Anfänge
des vollen Betriebes erfordert.

13 . Steuerpflichtig sind die aus den Betriebsüberschüssen
zur Tilgung von Schulden verwendeten Beträge . Unter
Schulden sind nicht die laufenden Schulden zu ver¬
stehen . Diese haben den Charakter von Betriebskosten.

14 . Steuerpflichtig sind die Aufwendungen zur Verbesse¬
rung der geschäftlichen Einrichtungen . Zu den letzteren
gehören alle den Zwecken der Erwerbsgesellschaft
dienenden Grundstücke , Gebäude , sonstigen baulichen
Anlagen , Maschinen , Gerätschaften und anderen be¬
stimmungsmäßig dem Betriebe dauernd zu erhaltenden
toten Bestandteile.
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15 . Eine Verbesserung der geschäftlichen Einrichtungen liegt

vor , wenn

u . der Wert einzelner Bestandteile durch die betreffen¬

den Maßnahmen über den ursprünglichen Wert hinaus

erhöht wird.
Unter dem ursprünglichen Wert ist derjenige zu ver¬

stehen , welchen der Gegenstand zur Zeit des Erwerbes

durch den Steuerpflichtigen besaß;

d . die Ersetzung einzelner Bestandteile durch neue

erfolgt;
o . eine Vermehrung der geschäftlichen Einrichtungen

stattfindet , ohne daß eine Geschäftserweiterung vorliegt.

Zu a, kommt lediglich der Wertunterschied , zu d und

o die gesamte Aufwendung in Anrechnung . Zu b ist

jedoch von der Aufwendung der etwa noch vorhandene

Wert des ausgeschiedenen Gegenstandes in Abzug zu

bringen , sofern der Erlös daraus als Einnahme be¬

rücksichtigt wird.

16 . Eine Verbesserung liegt insbesondere auch daun vor,

wenn veraltete Maschinen durch neue ersetzt werden.

17 . Eine zu berücksichtigende Geschäftserweiterung liegt so¬

wohl dann vor , wenn Einrichtungen oder Anlagen zur

Ausdehnung des Betriebsumfauges hergestellt werden,

als auch dann , wenn das Betriebskapital (vergl . Z 8

Z . 1) aus den Betriebsüberschüssen vermehrt wird.

18 . Reservefonds und kaufmännische Abschreibungen unter¬

scheiden sich auch dann von einander , wenn die letzteren

als Ernenerungsfonds (in Bezug auf Betriebsanlagen)

oder als Delkrederefonds (in Bezug auf Forderungen)

besonders gebucht werden . Die Bildung eines Reserve¬

fonds bedeutet immer eine Vermehrung  des Ver¬

mögens aus den Betriebsüberschüsseu , während die Ab¬

schreibungen die Richtigstellung des Werts der Ver-

mögeusstücke bezwecken.
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19 . Die Rücklagen zu Reservefonds sind im vollen Umfange
steuerpflichtig , jedoch ist im Gesetze die Einschränkung
vorgesehen , daß , wenn der Reservefonds für Wohl¬
fahrtszwecke , zu Unterstützungen , sowie für Pcusions-
kassc» zu Gunsten von Angestellten , Gehülfen oder
Arbeitern bestimmt ist , die Veranlagungsstelle » berechtigt
sind , die Rücklagen ganz oder teilweise außer Betracht
zu lassen . Die Veranlagungsstellen entscheiden nach
billigem Ermessen.

Handelt cs sich überall nickt um einen zur Verfügung
der Gesellschaft bleibenden Fonds , sondern um Zuwen¬
dungen an eine selbständige Kasse , so tritt Steuer¬
freiheit gemäß Z . 8 ein.

20 . Wird ein Gewinnrest oder ein sonstiger Gewinnbetrag
unverteilt auf neue Rechnung vorgetragen , so ist der¬
selbe als Reservefonds zu besteuern . Gelaugt er im
nächsten Jahr oder später zur Verteilung , so ist er vom
Gewinn abzusetzen.

21 . Rücklagen für Selbstversicherung gegen Feuersgefahr usw.
haben den Charakter eines Reservefonds.

22 . Ebenso bilden Rücklagen zur Begleichung möglicher
künftiger Verluste oder später zu erwartender besonderer
Ausgaben steuerpflichtige Reservefonds.

23 . Der Betrag der kaufmännischen Abschreibungen soll
insoweit steuerpflichtig sein , als letztere über das Maß
der zutreffenden Absetzungen hinausgehen und damit
als außerordentliche sich darstelleu.

24 . Zutreffend sind die Absetzungen im Sinne des Art . 19
nur dann , wenn sie den Grundsätzen des Einkommen¬
steuergesetzes entsprechen , also sich auf die durch natür¬
liche Einflüsse oder durch bestimmungsmäßigen Gebrauch
entstehende regelmäßige jährliche Wertverminderung des
Anlagekapitals (Art . 8 Abs . 2 Z . 2) beschränken.

Im einzelnen kommen in dieser Beziehung die Be¬
stimmungen des Z 8 Z . 1 und 11 ff . zur Anwendung.
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Durchschnitts¬
berechnung

usw.

8 19.

25 . In Bezug auf die Wertvermiuderung von Forderungen
gilt die Bestimmung des Artikel 13 Ziffer 1 , wonach
unbeibringliche Forderungen außer Ansatz bleiben,
zweifelhafte nach dem wahrscheinlichen Werte zu ver¬
rechnen sind.

26 . Die zu niedrige Bewertung einer neu beschafften Be¬
triebsanlage ist einer entsprechend unzutreffenden Ab¬
schreibung gleich zu achten . Da bei zutreffender Be¬
wertung die bilanzmäßigen Überschüsse des Geschäfts¬
jahres entsprechend höhere gewesen sein würden , so ist
der das zutreffende Maß übersteigende Betrag der Ab¬
schreibung als aus den Überschüssen entnommen anzusehen.

27 . Bei der Prüfung , ob die bilanzmäßigen Abschreibungen
das zutreffende Maß überschreiten , dürfen die Veran¬
lagungsstellen von Beanstandungen absehen , wenn im
einzelnen Fall ein wesentliches steuerliches Interesse nicht
in Frage steht.

28 . Bei den Aktiengesellschaften , Kommanditgesellschaften
auf Aktien , Gesellschaften m . b. H . und eingetragenen
Genossenschaften sollen nach Art . 19 nur bestimmte
Verwendungen  aus den Betriebsüberschüffen besteuert
werden . Es kommt demnach das Steuerobjekt in der
Vergangenheit  zur Entstehung . Daraus folgt,

a,. daß eine Schätzung des mutmaßlichen Ertrages,
wie sie für einen bestimmten Fall Art . 13 Z . 2 letzt.
Abs . vorschreibt , bei derartigen Erwerbsgesellschaften
nickt zu Raume kommen kann . Vielmehr sind diese
Erwerbsgesellschaften stets nach dem Ergebnisse der
Vergangenheit zu besteuern und demnach nicht zu ver¬
anlagen , solange ein abgeschlossenes Geschäftsjahr nicht
vorliegt . Liegt letzteres mit einem steuerpflichtigen Ein¬
kommen vor , so hat die Veranlagung vom Beginne des
auf das Geschäftsjahr folgenden Monats ab zu ge¬
schehen ;
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d . daß es bei der Feststellung des Ergebnisses und
insbesondere auch bei der Berechnung des Durchschnitts¬
ergebnisses nicht darauf ankommt , ob etwa die Be¬
triebsverhältnisse der Erwerbsgesellschaft inzwischen eine
wesentliche Äendernng erfahren haben (vergl . K 13 ).
Vergl . ferner ß 61 Z . 1 und Z 62 Z . 1.

29 . Im Falle der beschränkten Steuerpflicht (Art . 2 ) sind
jedoch nur diejenigen Geschäftsjahre bei der Durch¬
schnittsberechnung zu berücksichtigen , während welcher
der einheimische Betrieb bestanden hat.

30 . Bei Aktiengesellschaften erfolgt der wirkliche Abschluß
des Geschäftsjahres erst durch die Genehmigung der
Bilanz seitens der Generalversammlung.

31 . Stellt eine in Liquidation befindliche Erwerbsgesellschaft
ihren Betrieb völlig ein , indem nur das vorhandene
Vermögen versilbert wird (HZ 149 , 294 H .G .B .), so
ist die Entstehung neuer Überschüsse und damit die
Steuerpslicht ausgeschlossen . Wird der Betrieb trotz
der Liquidation fortgesetzt , so ändert sich in steuerlicher
Beziehung nichts . Vergl . Z 62 Z . 7 Abs . 3.

32 . Das bei Errichtung einer Aktiengesellschaft oder das
von einer Aktiengesellschaft bei der Ausgabe neuer Aktien
erzielte Agio gehört nicht zu den Betriebsüberschüssen.

Wird das Agio jedoch bei der Ausgabe von Wert¬
papieren innerhalb des laufenden Geschäftsbetriebes er¬
zielt , fo ist es den Überschüssen zuzurechnen.

Entsprechend ist die Abzugsfähigkeit des Disagios im
ersten Falle zu verneinen , im zweiten zu bejahen.

33 . Da nach Artikel 19 Ziffer 2 und 3 in dem Falle des
Artikel 2 Ziffer 2 und 3 und des Artikel 4 Ziffer 2 s,
und d als steuerpflichtiges Einkommen derjenige Teil
der Überschüsse gilt , welcher auf den .hiesigen Betrieb
entfällt , so sind zunächst die ganzen steuerpflichtigen
Betriebsüberschüffe der Erwerbsgesellschaft in derselben
Weise zu ermitteln , wie wenn die Gesellschaft im Herzog-

Liquidation
der Erwerbs¬

gesellschaft.

Agio.

Zu Art . IS
Z . 2 und 3.
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Steuertartf.

Zu Art . 20 I.

tume voll steuerpflichtig wäre . Nachdem so das Teilungs¬

objekt gefunden ist , muß der Maßstab zur Ermittelung

der Anteilsquote bestimmt werden . Hierbei ist zu unter¬

scheiden , ob sich der Gewinn des hiesigen Betriebes

gesondert berechnen läßt oder nicht . Im elfteren Falle

bestimmt sich die von den steuerpflichtigen Überschüssen

ans das Herzogtum entfallende Quote nach dem Ver¬

hältnisse des besonderen Gewinns aus dem hiesigen

Betriebe zu den gesamten Überschüssen.

Ist eine besondere Gewinnberechnung nicht tunlich

— und dies trifft in der Regel zn — , so erfolgt die

Feststellung der Teilungsquote nach den aus den tat¬

sächlichen Betriebsverhältnissen eines jeden Unternehmens

sich ergebenden Merkmalen , welche für die Gewinn¬

erzielung vornehmlich bestimmend sind , insbesondere bei

Versicherungsgesellschaften nach dem Verhältnisse der

im Herzogtum aufkommeuden zu der gesamten Prämien-

eiunahme , bei Hypothekenbanken nach dem Verhältnisse

des Betrages der von Grundbesitzern des Herzogtums

zu entrichtenden Darlehnszinsen zu der gesamten Zius-

einnahme . Für denjenigen Staat , in welchem die Leitung

des Betriebes erfolgt , rechtfertigt sich die Zuteilung

einer Vorzugsquote.

Vergl . K 4 Z . 4 und ß 2 Z . 9 Abs . 2.

II Steuersätze.

8 20 .

Zu Art . 20 des Gesetzes.

1 . Der in Art . 201 enthaltene regelmäßige Tarif findet

in den unter Ziffer 2 und 3 behandelten Fällen nur

nach Maßgabe des dort Bemerkten Anwendung.
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2. Die lediglich aus hiesigem Grundbesitz oder aus hiesigen Zu Art.̂ 20
Gewerbe- oder Handelsanlage» oder sonstigen ge¬
werblichen Betriebsstätten steuerpflichtigen auswärtigen
natürlichen  Personen (Art. 2 Z. 2 und 3) sind bei
einem Einkommen von weniger als 400 sowie in
den Stnfcn 1 bis 44 nach einem Ausnahmesatze zu
veranlagen, wie die Aufstellung in Anlage 8 ergibt.
Falls die Steuerpflichtigen neben den Erträgen aus den
gedachten Quellen auch noch gemäß Art. 2 Z. 1
steuerpflichtiges Gehalt usw. beziehen, greift der Aus¬
nahmesatz für das ganze Einkommen Platz.

In den höheren Stufen tritt der regelmäßige Steuer¬
satz ein.

3. Bei Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf ZuArt.20111.
Aktien, Gesellschaften mit beschränkter Haftung und
eingetragenen Genossenschaften ist die Jahressteuer in
den Stufen 1 bis 79 die tarifmäßige, von da ab steigt
sie für jede weitere Stufe um 20 ^

4.  Die Bestimmung über die Behandlung von Bruchteilen Zu Art. 20 V.
einer Mark bezieht sich nur auf die Berechnung der
Jahressteuer. Sie greift nicht auch für diejenigen
Bruchteile Platz, welche sich etwa ergeben, wenn gemäß
Art. 76 ein Teil oder ein Vielfaches der gemäß Art. 20
berechneten Jahressteuer zur Erhebung kommt.

8 21 . Ermäßigung
der

Zu Art. 21 des Gesetzes. Steuersätze.

1. Artikel 21 ist nicht anwendbar auf die nur aus Artikel2
steuerpflichtigen natürlichen Personen noch auf juristische
Personen.

2.  Ein Abzug gemäß Art. 21 Z. I ist nur zulässig, wenn Zu Art. 21 1.
das steuerpflichtige Einkommen ohne den Abzug weniger
als 3600 ^ beträgt.
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Kommt bei einem Steuerpflichtigen , welcher Anspruch
auf einen Abzug gemäß Art . 21 Z . I hat , auch eine
Ermäßigung nach Art . 21 II in Frage , so ist für die
Beurteilung dieser Ermäßigung dasjenige Einkommen
des Steuerpflichtigen maßgebend , welches ihm nach
Berücksichtigung des Abzugs gemäß Art . 21 Z . I verbleibt.

3 . Der Abzug von 50 für jeden in Betracht kommenden
Haushaltungsangehörigen ist gesetzliche Pflicht.

4 . Der Abzug von 50 hat auch dann einzutreten,
wenn der Schulbesuch in nicht mehr schulpflichtigem
Alter stattfindet . Andererseits hat der Schulbesuch solche
Wirkung nur dann , wenn er der gebräuchlichen Bedeu¬
tung des Gesetzesausdrucks entsprechend nicht einen nur
unwesentlichen Teil der Tätigkeit des Betreffenden bildet,
wie z. B . der Besuch von Fortbildungsschulen durch die
Lehrlinge . Ferner fällt unter den Begriff des Gesetzes
nicht der Besuch von Hochschulen (Universitäten , tech¬
nischen Hochschulen , Handelshochschulen , Konservatorien
usw .), wohl aber der Besuch von Gymnasien , Real¬
schulen , Handelsschulen , Baugewerkschulen usw . Ohne

/ Unterschied ist es , ob es sich um Privatschulen oder um
öffentliche Schulen handelt.

Zu Art . 21 II . 5 . Die . Berücksichtigung ungünstiger wirtschaftlicher Ver¬
hältnisse gemäß Art . 21 Z . II ist gestattet , nicht ge¬
boten . Es darf jedoch nicht lediglich nach Willkür Ver¬
fahren werden , vielmehr ist von der Befugnis Gebrauch
zu machen , wenn dies im einzelnen Falle der Billigkeit
entspricht . Während also ein Abzug gemäß Art . 21 Z . I
ohne Rücksicht auf die sonstigen Verhältnisse stets erfolgen
muß , kann eine Berücksichtigung nach Art . 21 Z . II
dann versagt werden , wenn die ungünstigen Verhältnisse
durch anderweitige günstige Verhältnisse eine ausreichende
Abschwächung erfahren.

6 . Während bei einem Einkommen von mindestens 2400
nur ungünstige Verhältnisse bestimmter Art in Betracht
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gezogen werde» dürfen und auch das Maß der zulässigen
Ermäßigung beschränkt ist, können bei denjenigen Steuer¬
pflichtigen, deren Einkommen weniger als 2400 be¬
trägt, ungünstige Umstände jeglicher Art, und zwar
ohne Einschränkung des Maßes, berücksichtigt werden,
also z. B . auch besondere Teuerungsverhältnisse, voraus¬
gesetzt, daß dieselben bei den betreffenden einzelnen
Steuerpflichtigen zur Wirkung gelangen. Die be¬
treffenden ungünstigen Verhältnisse müssen jedoch auch
hier stets im einzelnen festgestellt und bewertet werden.
Eine Veranlagung nach „Gesamtverhältnissen" ist nicht
zulässig. (Vergl. ß 46 Z . 1.).

7. Ein Antrag des Steuerpflichtigen ist nicht Vorbedingung
der Ermäßigung.

8. Die Versagung der Ermäßigung kann im Rechtsmittel¬
verfahren angefochten werden.

9. Der Umstand, daß eine außergewöhnliche Belastung
auf den freien Willen des Steuerpflichtigen zurückzu¬
führen ist, steht ihrer Berücksichtigung nicht im Wege.

10. Art. 21 Ziffer II hat den Fall im Auge, daß infolge
ungünstiger wirtschaftlicher Verhältnisse besondere An¬
forderungen an das vorhandene Einkommen  des
Steuerpflichtigen gestellt werden. Dagegen kommt die
Bestimmung nicht zu Raum, wenn die ungünstigen
wirtschaftlichen Verhältnisse lediglich den Ertrag einer
Quelle mindern, indem diesem Umstande der Steuertarif
Rechnung trägt.

11. Voraussetzung des Art. 21 Z. II ist, daß die un¬
günstigen wirtschaftlichen Verhältnisse oder deren Nach¬
wirkungen zu Beginn des Steuerjahrs bestehen und die
Steuerfähigkeit des Steuerpflichtigen im Steuerjahre
wesentlich beeinträchtigen. Für die Berechnung schwan¬
kender Erträge nach dem Ergebnisse des vor dem Steuer¬
jahre liegenden Zeitraums ist Z . II ohne Bedeutung.
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12 . Die Anwendung der Z . II des Art . 2l steht einer Er¬

mäßigung des Steuersatzes wegen Veränderung im Laufe

des Steuerjahrs (Art . 62 ) nicht entgegen.

13 . Eine Ermäßigung wegen außergewöhnlicher Belastung
durch Kinder kann an sich auch neben dem nach Art . 21

Z . I vorgeschriebenen Abzüge gewährt werden ; es

werden dann aber ganz besonders ungünstige Verhält¬

nisse vorliegen müssen.

14 . Eine Ermäßigung wegen Erkrankung kann auch ein-

treten , wenn nicht der Haushaltungsvorstand , sondern
ein Haushaltungsangehöriger von der Krankheit be¬

troffen ist.

15 . Da der Steuerpflichtige in der Lage ist , den Abzug
der von ihm zu entrichtenden Schuldzinsen nach Maß¬

gabe der Art . 9 und 10 herbeizuführen , so ist eine be¬

sondere Berücksichtigung der Schuldenlast gemäß Art . 21

nur unter der Voraussetzung statthaft , daß diese Last

— z. B . weil hohe Kapitalabzahlungen zu leisten sind

— in außergewöhnlichem Maße drückend auf die Steuer¬
fähigkeit einwirkt.

Die besondere Berücksichtigung darf nicht zu dem

Zwecke stattfinden , um die Nichtanrechnung nicht

ordnungsmäßig angemeldeter Schulden (Art . 10 ) aus¬

zugleichen.

III . Veranlagung.

8 22 .

Zu Artikel 22 des Gesetzes.

1 . Wegen des Begriffs des Wohnsitzes und Aufenthalts
vergl . ß 1 Z . 2 ff.

2 . Wegen des Sitzes der juristischen Personen s. 8 1 Z . 26.
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3 . Die Bestimmung des Art . 22 Z . 2 Abs . 1 bezieht sich
auch auf diejenigen Personen , welche im Herzogtum
einen dienstlichen Wohnsitz haben , ohne daselbst zu
wohnen oder sich aufzuhalten.

4 . Die aktiven Offiziere und Militärbeamten der Garni¬
sonen Oldenburg und Osternburg sowie die Gendarmen
des Herzogtums sind in der Stadt Oldenburg zu ver¬
anlagen . Auf die Dienstboten und sonstigen in ihrem
Haushalte lebenden selbständigen Personen bezieht sich
diese Vorschrift nicht.

5 . Die ihre Wehrpflicht erfüllenden Personen sind an dem¬
jenigen Orte zu veranlagen , welcher vor der Erfüllung
der Wehrpflicht der zutreffende war.

6 . Die Veranlagung der nach Z 14 Z . 10 als selbständig
geltenden Kinder , welche außerhalb des Hauses der
Eltern sich aufhalten und als Lehrlinge , Dienstboten usw.
in einem Dienstverhältnisse sich befinden , hat au dem
Orte des Aufenthalts zu erfolgen.

7 . Ist eine Person auf Grund ihres Aufenthalts im Herzog¬
tums steuerpflichtig , der Aufenthaltsort aber z. B . wegen
ständigen Wechselvs (vergl . 8 1 Z . 15 ) zu der maß¬
gebenden Zeit nicht mit Sicherheit festzustcllen , so kann
das Staatsministerium , Departement der Finanzen , den
Veranlaguugsort bestimmen.

8 . Im Fall eines mehrfachen persönlichen Wohnsitzes eines
Steuerpflichtigen ist die Entscheidung des Staats¬
ministeriums , Departement der Finanzen , über den Ort
der Veranlagung durch einen der beteiligten Schätzungs¬
ausschuß -Vorsitzenden einzuholen , welche sich dieserhalb
zu verständigen haben . Die Einholung hat möglichst
vor Beginn des Steuerjahrs zu erfolgen.

9 . Im Falle des Art . 22 Z . 5 Abs . 3 hat der Vorsitzende
des Schätzungsnusschusscs derjenigen Gemeinde , aus
welcher dem Steuerpflichtigen der größte Ertrag zufließt,
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die Entscheidung des Staatsministeriums , Departement

der Finanzen , über den Ort der Veranlagung herbei¬

zuführen , und zwar möglichst vor Beginn des Steuer¬

jahres . Ist es zweifelhaft , welchem Vorsitzenden die

obige Pflicht obliegt , so haben die in Betracht kommenden

sich hierüber zu verständigen.

10 . Der Steuerpflichtige hat einen Rechtsanspruch darauf,

allein von dem gesetzlich für seine Veranlagung zu¬

ständigen Ausschüsse veranlagt zu werden.

Vorbereitung
-er

Veranlagung.
Zeitpunkt

der Personen¬
stands-

ausnahme.

8 23.

Zu Art . 23 des Gesetzes.

1 . Die zur namentlichen Feststellung der Steuerpflichtigen

erforderliche Aufnahme des Personenstandes hat im

Anfänge des Steuerjahres mit möglichster Beschleuni¬

gung stattzufinden und ist spätestens bis zum 7 . Mai

einschl . zu beschaffen . ^

2 . Im Interesse einer rascheren Erledigung empfiehlt sich

in denjenigen Gemeinden , in welchen nur eine geringe

Zahl von Ab - und Zugängen stattzufinden pflegt , die

Aufnahme des Personenstandes schon Ende April und

sodann Anfang Mai eine Nachprüfung der Aufnahme

mit Rücksicht auf die eiugetretenen Änderungen.

Auch im übrigen sind nach Möglichkeit schon vor Mai

solche Vorbereitungen zu treffen , daß die Aufnahme

Anfang Mai rasch erfolgen kann.

Sonstige Vor¬
schriften für

die Personen-
stands-

aufnahme.

8 24.

Zu Artikel 24 des Gesetzes.

1 . Die Personenstandsaufnahme hat nach Art . 23 durch

den Gemeindevorstand zu geschehen , welcher sich dazu

unter seiner Verantwortlichkeit der Hülfe anderer Ge-
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meindebeamten bedienen kann . Da die Aufnahme die
Grundlage des ganzen Veranlagungsgeschäfts bildet , so
ist die größte Sorgfalt auf sie zu verwenden.

2 . Soweit die Personenstandsaufnahme nicht auf Grund
der vorjährigen Personenstandsliste , der An - und Ab¬
meldungen , Ab - und Zugangslisten usw . oder auf Grund
eigener Wissenschaft der damit betrauten Beamten ge¬
schehen kann , muß eine genaue Feststellung an Ort und
Stelle erfolgen , wobei die Mitwirkung der Hausbesitzer
und Haushaltungsvorstände sowie der Geschäftsinhaber
und sonstigen Arbeitgeber gemäß Art . 24 in Anspruch
genommen werden kann oder nach Anordnung des Vor¬
sitzenden des Schätzungsansschusses in Anspruch zu
nehmen ist.

3 . Die Einziehung der den Hausbesitzern oder Haushaltungs-
Vorständen obliegenden Auskunft kann in der Weise vor
sich gehen , daß den Beteiligten unter Hinweis auf die
Strafandrohung in Artikel 69 des Gesetzes Haus¬
haltungslisten gemäß Muster 2 zur Ausfüllung nach
dem Stande der Bevölkerung am Aufnahmetermiue
schon vor diesem Termine zugestellt werden.

Der Vorsitzende des Schätzungsausschusses ist befugt,
für seinen Bezirk oder für einzelne Gemeinden desselben
die Anwendung von Haushaltungslisten bei der Per¬
sonenstandsaufnahme anzuordneu . Dabei kann er , wenn
es ihm zweckmäßig erscheint , die Verwendung eines
abweichenden Formulars vorschreiben.

4 . Die den Geschäftsinhabern und sonstigen Arbeitgebern
obliegende Pflicht , über ihre nicht bei ihnen Kost und
Wohnung findenden Dienstverpflichteten gemäß Art . 24
Z . 3 Auskunft zu erteilen , greift nur Platz , wenn es
sich um innerhalb des Herzogtums stattfindende Betriebe
handelt.

Die Auskunft ist durch Übersendung eines die ent¬
sprechende Aufforderung enthaltenden Formulars nach
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Muster 3 einzuziehen . Von dem Rechte der Auskunfts-

einziehung ist solchen Arbeitgebern gegenüber , welche

Dienstverpflichtete dauernd beschäftigen (vergl . insbe¬

sondere tz 13 Z . 21 ) , in der Regel Gebrauch zu machen.

Zuständig für die Einziehung ist in erster Linie der

Gemeindcvorstand der Wohnsttzgemeinde des Arbeitge¬

bers oder , wenn der Betrieb in einer anderen Gemeinde

vor sich geht , dieser Gemeinde . Der Gemeindevorstand

zieht die in Frage stehende Auskunft hinsichtlich der

sämtlichen  von dem Arbeitgeber beschäftigten , im Her¬

zogtums wohnhaften Personen ein , auch wenn diese

verschiedenen Gemeinden angehören , und hat zu dem

Ende die nötige Anzahl von Formularen zu behändigeu.

Sobald die ausgefüllten Formulare bei ihm wieder ein¬

gegangen sind , hat er dieselben , soweit sie sich ans an¬

dere Gemeinden beziehen , den betreffenden Gemeinde¬

vorständen ohne Verzug zu übermitteln.

Auch der Gemeindevorstand der Wohnsttzgemeinde

der Arbeitnehmer ist zur direkten Einziehung der Aus¬

kunft von einem außerhalb dieser Gemeinde wohnenden

Arbeitgeber berechtigt.
Der Vorsitzende des Schätzungsansschusfes ist befugt,

in Bezug auf die Art der Einziehung sowie auf die

Einrichtung des Formulars für seinen Bezirk oder für

einzelne Gemeinden desselben abweichende Anordnung

zu treffen ; insbesondere kann er auch statt der Ge¬

meindeverzeichnisse (Muster 3) Einzelformulare vor¬

schreiben.
5 . Die der Gemeindebehörde in Art . 24 Z . 4 gegebene

Befugnis , noch weitere Auskunft von den Hausbesitzern,

Haushaltungsvorständen und Arbeitgebern zu verlangen,

beschränkt sich auf die in Art . 24 behandelten Ver¬

hältnisse.
6 . Rechtzeitig vor Beginn des Steuerjahrs werden die nach

Artikel 24 zur Auskunftserteilung verpflichteten Perso-
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nen auf diese Verpflichtung sowie auf die Folgen etwaigen
Ungehorsams vom Staatsministerium, Departement der
Finanzen, durch öffentliche Bekanntmachung im Amts¬
blatt und einigen anderen Tagesblättern (vergl. A 28
Z . 1) hingewiesen werden. Seitens der Vorsitzenden
der Schätzungsansschüsse ist für die weitere Verbreitung
der Bekanntmacbnng Sorge zu tragen, soweit es ihnen
erforderlich erscheint.

7. Welche Feststellungen im einzelnen notwendig sind, er¬
gibt das Formular der Personenstandsliste(Muster 4),
in welche das Ergebnis der Personenstandsausnahme
einzutragen ist. Es wird dazu noch folgendes bemerkt:

8. In die Listen sind aufzunehmen:
a) die am 1. Mai vorhandenen Einwohner der Ge¬

meinde einschl. derjenigen, welche zeitweise des Arbeits¬
verdienstes wegen oder aus anderen Gründen, insbeson¬
dere auch zur Erfüllung ihrer Wehrpflicht, abwesend
sind. Als lediglich zeitweise abwesend gelten auch die¬
jenigen Kinder, welche außerhalb des Hauses der Eltern
ihrer Erziehung oder Ausbildung wegen untergebracht
sind, wie Schüler, Studenten, landwirtschaftliche Volon¬
täre usw. ; nicht dagegen solche, welche als Lehrlinge,
Dienstboten usw. in einem Dienstverhältnisse sich be¬
finden. Diese letzteren sind in die Listen des Aufent¬
haltsorts einzutragen (vergl. § 14 Z . 10).

Nicht in die Liste aufzunehmen sind diejenigen Ein¬
wohner, welche innerhalb der ersten 3 Tage des Mai
in eine andere Gemeinde des Herzogtums zu verziehen
beabsichtigen oder verzogen sind;

v) diejenigen Personen, welche in der Zeit vom
1. Mai bis zum 3. Mai einschl. aus einer anderen
Gemeinde des Herzogtums zugezogen sind;

o) diejenigen Beamten, welche am 1. Mai in der
Gemeinde ihren dienstliche» Wohnsitz, aber keinen ge¬
wöhnlichen Wohnsitz im Herzogtums haben;

97 7



24. 174

ä ) diejenigen Deutschen , welche sich am 1 . Mai in

der Gemeinde anfhalten , ohne im Deutschen Reich einen

Wohnsitz zu haben;
s ) diejenigen Angehörigen des Herzogtums , welche

aus der Gemeinde ins Ausland (außerhalb des Deut¬

schen Reichs ) verzogen sind , sofern seit der Auswanderung

ein Zeitraum von 2 Jahren noch nicht verstrichen ist;

4) diejenigen Angehörigen des Herzogtums , welche

als Reichsbeamte oder Offiziere ihren dienstlichen Wohn¬

sitz im Auslande haben und deren letzter innerhalb des

Herzogtums belegener Veranlagungsort oder Aufent¬
haltsort oder deren Geburtsort in der Gemeinde sich

befindet;
Z ) solche Ausländer , welche sich in der Gemeinde

des Erwerbes wegen oder länger als ein Jahr auf¬

halten ;
ll ) diejenigen Aktiengesellschaften , Kommanditgesell¬

schaften auf Aktien , Gesellschaften mit beschränkter Haf¬

tung und eingetragenen Genossenschaften , welche ihren

Sitz in der Gemeinde haben;
i) diejenigen auswärtigen juristischen Personen (Kor¬

porationen , Gesellschaften , Vereine , Stiftungen ), welche

in der Gemeinde Grundstücke besitzen oder durch Un¬

terhaltung einer gewerblichen oder Handelsanlage , z. B.

eines Ladens , Kontors , einer ständigen Agentur , einer

Verkaufs - oder sonstigen Betriebsstätte , ein stehendes

Gewerbe betreiben;
L ) diejenigen außerhalb des Herzogtums wohnenden

oder sich aufhaltenden natürlichen Personen , welche in

der Gemeinde Grundstücke besitzen oder ein stehendes

Gewerbe betreiben;
1) die durch besondere Bestimmung des Gesetzes

(Artikel 22 ) oder der Ausführungsbestimmuugen (§ 22)

den betreffenden Gemeinden zur Veranlagung über¬

wiesenen Steuerpflichtigen.
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Die unter 6, 4, Ir , i und Ir genannten Steuerpflichtigen
sind am Schluffe der Personenstandsliste in je einer
besonderen Abteilung aufzuführen . Das gleiche gilt
von den in Z 22 Z . 4 genannten Steuerpflichtigen.

9 . In der Liste ist ferner zu verzeichnen,

s.) welche Personen Haushaltungsvorstände sind,
und zwar sind diese mit dem Familienname » , den
Vornamen und ihrem Berufe genau in die Spalten
3 und 4 einzutragen . Als Haushaltungsvorstand gilt
auch diejenige Person , welche zwar nicht Haupt einer
Familie ist , aber auch der Haushaltung eines Anderen
nicht angehört , der sog. Einzelsteuernde.

Das Nähere ergibt sich aus Art . 14 des Gesetzes
und § 14 dieser Ausführungsbestimmungeu.

Hervorzuhebeu ist nur noch , daß die bei den Eltern
lebenden unverheirateten Kinder daun in der Regel
selbständig aufzuführeu sind , wenn sie z. B . als Fa¬
brikarbeiter ihre Arbeitskraft im wesentlichen außerhalb
des wirtschaftlichen Betriebes der Eltern verwerten und
soviel Einnahme haben , daß sie davon auch außerhalb
des elterlichen Haushalts angemessen leben könnten.
Vergl . 8 14 Z . 4 und 9.

Ebenso sind selbständig aufzuführeu solche voll¬
jährige unverheiratete Kinder , welche auf Grund aus¬
drücklichen Vertrages im Dienste der Eltern stehen,
falls ihre Dienstleistungen eine genügende Gegenleistung
gegen die Leistungen der Eltern bilden . Vergl . 8 14 Z . 9.

Ferner sind solche volljährige unverheiratete Kinder
selbständig aufzuführen , welche auf Grund ausdrück¬
lichen Vertrages als Kostgänger bei den Eltern leben
und aus ihren eigenen Mitteln ein angemessenes Kost¬
geld zahlen . Vergl . ß 14 Z . 9.

Endlich sind als selbständig einzutragen die bei den
Eltern lebenden verheirateten Kinder . Als verheiratet
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gelten auch die verwitweten oder geschiedenen Kinder.

Haben diese Kinder ihrerseits wiederum Kinder , so

werden die letzteren , sofern sie nicht selbständig sind,

in der Regel zur Haushaltung der Eltern , nicht der

Großeltern gehören;
d ) welche Personen der Haushaltung der einzelnen

Haushaltungsvorstände angehören (Ehegatte , Verwandte

und Verschwägerte . Vergl . Ärt . 14.

Hier genügt die Angabe der Zahl der Personen,

mit der Hervorhebung,
ns .) wieviele von ihnen eine Schule besuchen oder noch

nicht schulpflichtig sind (vergl . Z 14 Z . 11 ). Da

dies von großer Bedeutung für die Veranlagung

ist , so muß auf die richtige Eintragung besondere

Aufmerksamkeit verwandt werden;

pp ) wieviele männlich und weiblich , volljährig und

minderjährig sind;
o) welchen Lohn sowie sonstige Bezüge die bei dem

Dienstberechtigten Kost und Wohnung genießenden

Dienstverpflichteten (Dienstboten usw .) im übrigen er¬

halten ;
ä ) welche Vergütung die sonstigen in einem dauern¬

den privaten Dienstverhältnisse stehenden Personen

(Privatangestellte , Gehilfen , Arbeiter usw .) beziehen.

Diese Angabe ist auf Grund der gemäß Ziffer 4 ein-

gezogenen Auskunft und zwar auch daun zu machen,

wenn der Dienstverpflichtete selber nicht Haushaltungs¬

vorstand ist.
Die Eintragungen zu o und ä haben in der Spalte 6

(Bemerkungen ) zu erfolgen.

10 . Die dem berufsmäßigen Unteroffizierstand angehören¬

den Personen können insoweit , als ihr Einkommen

lediglich in ihren Militärbezügen besteht , ohne nament¬

liche Bezeichnung summarisch in die Liste ausgenommen
werden.
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11 . Iw der Liste ist in Spcilte 4 bei den in die häusliche

Gemeinschaft des Dienstberechtigten aufgenommenen

Dienstverpflichteten (Z , 9 o) sowie bei den sonstigen

in einem dauernden privaten Dienstverhältnisse stehende»

Personen (Z . 9 ä ) der Dienstberechtigre anzngeben,

entweder durch Eintragung des Namens oder durch

Verweisung auf die betreffende Nummer der Liste.

12 . Die Eintragung in die Liste hat tunlichst entweder in

alphabetischer Reihenfolge zu geschehen oder es hat die

Reihenfolge der örtlichen Lage der Hausgrundstücke zu

entsprechen.

13 . Die Richtigkeit der ansgefüllten Personenstandsliste ist

vom Gemeindevorsteher durch Vollziehung des derselben

vorgedruckten Vermerks zu bescheinigen.

14 . Sodann ist die Personenstandsliste unter Allschließung

der etwaigen Haushaltungslisten und der von den

Arbeitgebern eingezogeuen Verzeichnisse der Dienstver¬

pflichteten an den Vorsitzenden des Schätzungsaus¬

schusses einzusenden.

15 . Der Liste ist in dem Fall ein Begleitbericht beizusügen,

daß noch Erläuterungen oder Ergänzungen zu geben

sind oder daß eine vorgekommene Auskunftsverweigerung

zwecks Strafverfolgung gemäß Artikel 69 und 70 des

Gesetzes zu melden ist.

16 . Die Personenstandsliste ist sofort nach Eingang beim

Vorsitzenden einer Nachprüfung zu unterziehen und

gegebenenfalls richtig zu stellen . Sodann ist auf Grund
derselben die Steuerrolle ( Art . 46 Abs . 2 ) durch Ein¬

tragung der in der Liste aufgeführten Personen und

im übrigen , soweit tunlich , vorzubereiten.

17 . Wenn Haushaltungslisten gemäß Ziffer 3 geführt
werden , kann auf Anordnung des Vorsitzenden von

der Aufstellung von Personenstandslisten (Z . 7 ) abge¬

sehen werden . In solchem Falle hat die Vorbereitung
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Steuer¬
erklärung.

8 25.

der Steuerrolle (Z . 16 ) direkt auf Grund der Haus-
haltungslisten und der gemäß Ziffer 4 von den Arbeit¬

gebern eingezogenen Verzeichnisse zu erfolgen.

8 25.

Zu Artikel 25 des Gesetzes.

1. Die nach Artikel 25 vorgeschriebene Steuererklärung

hat alljährlich bis zu dem vom Staatsministerium,
Departement der Finanzen , durch öffentliche Bekannt¬

machung festgesetzten Tage bei dem Vorsitzenden des

Schätznngsausschusses zu erfolgen.
Auf die öffentliche Bekanntmachung finden die Vor¬

schriften des 8 28 Anwendung.

2 . Die Verpflichtung zur Steuererklärung ist davon ab¬

hängig , ob steuerpflichtiges Einkommen oder Vermögen
vorhanden ist.

3 . Die Aktiengesellschaften , Kommanditgesellschaften auf

Aktien , Gesellschaften mit beschränkter Haftung und

eingetragenen Genossenschaften haben bei ihrer Steuer¬
erklärung (Art . 25 III ) ein Formular gemäß Muster 5

zu verwenden.
Die Steuererklärung derjenigen sonstigen Steuer¬

pflichtigen , welche im Vorjahre nicht zur 14 . oder einer

höheren Steuerstufe eingeschätzt waren , hat auf einem

gemäß Muster 6 — oder auch 7 — , die Steuerer¬
klärung der übrigen Steuerpflichtigen auf einem gemäß

Muster 7 eingerichteten Formulare zu erfolgen.
Bei Ausfüllung des Steuererklärungsformulars nach

Muster 7 sind die unter 7 a. anliegenden Erläute¬
rungen zu beachten.

4 . Sofern das Formular etwa im einzelnen Falle nicht

ausreichen sollte , kann es in einer vom Steuerpflichtigen

beizufügenden Anlage ergänzt werden.
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5 . Dem Steuerpflichtigen steht es frei , die seiner Steuer¬
erklärung zu Grunde liegenden Berechnungen oder
andere zum Verständnisse der Angaben dienende Er¬
läuterungen und Zusätze in das Formular oder in eine
dem Formulare beizufügeude Anlage aufzunehmen.

6 . Die Gemeindebehörde hat rechtzeitig den im Vorjahre
zur 14 . oder einer höheren Steuerstufe eingeschätzten
sowie den sonstigen gemäß Art . 25 Z . II mutmaßlich
in Betracht kommenden einheimischen Steuerpflichtigen
ihres Bezirks je zwei Steuererklärungsformulare mit-
znteilen ; von der Mitteilung ist aber weder der Ein¬
tritt der Verpflichtung noch der Lauf der Frist zur
Abgabe der Steuererklärung abhängig.

Den beiden Steuererklärungsformularen nach Mu¬
ster 7 ist im ersten Jahr ein Exemplar der Erläute¬
rungen (Anlage 7 a.) ohne weiteres beizufügen ; später
hat dies nur bei neu eiugetretener Steuererklärungs¬
pflicht oder auf Wunsch des Steuerpflichtigen zu ge¬
schehen.

Steuerpflichtige , denen die Formulare nicht zuge¬
gangen sind , können solche bei ihrer Gemeindebehörde
oder an den etwa sonst dafür vorgesehenen Stellen
kostenlos in Empfang nehmen.

Das eine Formular ist dazu bestimmt , vom Steuer¬
pflichtigen nach Ausfüllung zur Erleichterung der
nächstjährigen Steuererklärung aufbewahrt zu werden.
Ebenso sind die Erläuterungen aufzubewahreu.

Das Staatsministerium behält sich vor , demnächst
im Wege der Verfügung anzuordnen , daß die Mit¬
teilung des zweiten Steuererklärungsformulars einzu¬
schränken oder ganz zu unterlassen ist.

7 . Die Steuererklärungspflicht besteht ohne weiteres , für
die inländischen Steuerpflichtigen.

Für die auswärtigen Steuerpflichtigen (vergl . ß 24
Z . 8 s , I , i und Ir) tritt sie erst auf besondere Auf-
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forderung des Vorsitzenden des Sckiätzungsausschnsses
ein und zwar nur insoweit, als die Aufforderung dies
ergibt. In der Aufforderung ist eine Frist zu be¬
stimmen und auf die Folgen der Nichteinhaltung hin¬
zuweisen. Der Aufforderung sind 2 Steuererklärungs¬
formulare beizufügen. Für die Aufforderung kann
Muster 8 verwandt werden. Vergl. Z. 28.

8. Für die inländischen steuerpflichtigen Erwerbsgesell¬
schaften besteht die Steuererklärungspflicht ohne Rück¬
sicht auf die Höhe ihrer bisherigen Einschätzung gleich¬
mäßig.

Für die inländischen steuerpflichtigen natürlichen
Personen ist sie dagegen verschieden. Sie tritt nämlich
bei denjenigen Personen, welche im Vorjahr ein Ein¬
kommen von weniger als 1200 versteuert haben,
ohne weiteres nur in Bezug auf das Kapitalvermögen
ein, während eine weitergehende Verpflichtung von einer
besonderen Aufforderung des Vorsitzenden des Schätzungs-
ausschuffes abhängt.

9. Der Vordruck der Formulare nach Muster 5 und 6
enthält die erforderliche Anleitung zur Ausfüllung.
Wegen des Formulars nach Muster 7 wird auf
Ziffer 3 letzter Absatz verwiesen.

Es wird nur noch folgendes bemerkt:
Zu Art. 25 I . 10 . Welche Personen zu den Mitgliedern der Haushaltung

gehören, ist nach Artikel 14 des Gesetzes und Z 14
der Ausführungsbestimmungen zu beurteilen.

11. Zwischen dem Einkommen oder Vermögen des Haus¬
haltungsvorstandes und der Haushaltungsangehörigen
ist nicht zu unterscheiden, vielmehr sind die gleichartigen
Teile zusammenzufaffen.

12. Gemäß Art. 25 Z. I 1, 2, 4 und 5 sind sowohl die
Wohngebäude, wie die der Landwirtschaft und dem
Handels- und Gewerbebetriebe dienenden Gebäude und
Grundstücke anzumelden.
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13.  Es sind nicht allein die ganzen Gebäude, sondern auch
einzelne wirtschaftlich selbständige Teile derselben, wenn
sie vermietet oder gemietet sind, als solche anzumelden,
z. B . wenn ein Gebäude mehrere Wohnungen enthält.

Nicht dagegen fällt unter die Anmeldepflicht der
Ziffer 1 und 4 der Fall , daß kein reines Mietverhält-
uis vorliegt, sondern ein Steuerpflichtiger fremden in
sein Haus aufgenommenen Personen gegen Entgelt
außer der Wohnung auch sonstige Leistungen, wie Auf¬
wartung, volle oder teilweise Beköstigung, Überlassung
von Möbeln oder ähnliches, gewährt. Die Einnahmen
hieraus sind beim Reinertrag aus sonstiger nicht fest¬
gelohnter Tätigkeit zu berücksichtigen(Art. 25 I 13).
Dies trifft z. B . zu bei Kostgängern, Schlafstellen¬
mietern usw.

14.  Die Gebäude sind gemeindeweise einzeln aufzuführen;
soweit jedoch bei einzelnen Arten von Gebäuden die
Übersicht durch eine Zusammenfassung nicht beein¬
trächtigt wird (z. B. bei Fabrikanlagen, Ziegeleien,
kleinen Arbeiterhänsern, Wirtschaftsgebäuden), ist diese
innerhalb der einzelnen Gemeinden zulässig.

Bei Angabe der Größe der Grundstücke können
innerhalb der einzelnen Gemeinden die derselben Art
oder Knlturart angehörenden Flächen znsammengefaßt
werden, wie Ackerland, Wiesen, Weiden, Holzungen,
unkultivierte Flächen, Gartengrundstücke, Parkanlagen,
Teiche, Bauplätze, Fabrikplätze, Zimmerplätze.

Der zu einem Gebäude gehörende Haus- und Hof¬
platz einsckll. Hausgarten braucht nicht besonders an¬
gegeben zu werden.

15.  Als Kapitalvermögen gelten nicht diejenigen Kapital¬
forderungen, welche durch vorübergehende Belegung der
aus dem laufenden Jahreseinkommen des Steuerpflich¬
tigen stammenden Geldbeträge entstanden sind, noch
derartige Geldbeträge selber, also z. B. nicht das von
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einem Beamten erhobene und bis zum baldigen Ver¬
brauche vorübergehend auf Scheckkonto belegte Gehalt;
wohl aber der aus dem Vorjahr etwa ersparte Ge¬
haltsbetrag (Artikel 11 Z. 1 und 2 des Vermögens¬
steuergesetzes).

16. Unter dem Kapitalvermögen sind auch diejenigen For¬
derungen und Barbestände zu berücksichtigen, welche
den Charakter von landwirtschaftlichem  Betriebs¬
kapitale haben, also z. B . die für den Ankauf von
Vieh bestimmten Gelder; ferner die in dem Landwirt¬
schaftsbetriebe erwachsenen, aus dem Vorjahre stam¬
menden Forderungen.

Das dem Handels- oder Gewerbebetriebe dienende
Betriebskapital ist lediglich nach Maßgabe der Z . 18
anzumelden.

17. In Z . 6 o ist der Ausdruck „Gewinnanteil" gleich¬
bedeutend mit „Geschäftsanteil".

Zu Art. 25 18. Das einem Handels- oder Gewerbebetriebe dienende
Anlage- und Betriebskapital umfaßt an sich die sämt¬
lichen dem Betriebe dienenden oder für ihn bestimmten
Gegenstände und Rechte. Hinsichtlich der Anmeldung
der Gebäude und Grundstücke ist jedoch bereits zu
Art. 25 Z. I 1, 2, 4 und 5 Bestimmung getroffen
(s. Z. 12). Im übrigen wird auf Grund des Art. 25
Z . I 7 vorgeschrieben, daß in der Steuererklärung fol¬
gendes anzugeben ist:

a) Das dem Betriebe dienende Kapitalvermögen in
einer  Summe.

Das Kapitalvermögen befaßt insbesondere
na) bares Geld,
dd) Wertpapiere,
o«) Anteile an Gesellschaften mit beschränkter Haftung,

Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaftenusw.,
ää ) die ausstehenden Forderungen.
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Für die Berechnung ist Art. 19 des Vermögens¬
steuergesetzes maßgebend.

Soweit ein Handel- oder Gewerbetreibender Kapital¬
vermögen besitzt, welches nicht oder nicht mehr dem
Geschäftsbetriebe dient, also nicht mehr zum Betriebs¬
kapitale gehört, hat er es nach Maßgabe des Art. 25
I 6 anzumelden.

d) Der Wert des zum dauernden Gebrauche bestimm¬
ten toten Betriebsinventars(Maschinen, Geräte, Trans¬
portmittel, Werkzeuge und sonstige Einrichtungen) in
einer  Summe (vergl. Z 8 Z. 1).

0) Der Wert des lebenden Betriebsinventars in einer
Summe.

ä) Der Wert der zum Verkaufe bestimmten Waren¬
vorräte, der Roh- und Hülfsstoffe einschl. der in
Bearbeitung begriffenen Stoffe, der vorhandenen Futter¬
vorräte, Feuerungsmaterialienund ähnlicher zum Ver¬
brauche bestimmter Gegenstände in einer  Summe.

s) Der Wert der dem Betriebe dienenden Urheber-,
Verlags-, Patent- und sonstigen selbständigen Rechte
in einer  Summe.

Daneben können
1) die Betriebsschuldeu angegeben werden, und zwar

genügt hier ebenfalls lediglich die Angabe in einer
Summe.

Stehen den Betriebsschuldeu(1t. t°) Kapitalien gemäß
1t. a gegenüber, so ist es gestattet, zwischen beiden eine
Aufrechnung vorzunehmen und nur den Wertnnterschied,
je nach dem Ergebnis, unter a. oder 1 einzutragen,
wobei die Eintragung unter 1° eine freiwillige bleibt.
Wird von dieser Befugnis Gebrauch gemacht, so ist der
Eintragung die Bemerkung beizufügen, daß eine Auf¬
rechnung zwischena und 1° stattgefundeu hat.

Den Steuerpflichtigen ist gestattet, zu 1t. 5 bis s
statt des durch Schätzung zu findenden Wertes der be-
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treffenden Betriebsmittel die letzteren selber in der Weise

anzugeben , daß seitens des Schätzungsausschusses eine

annähernde Schätzung des Wertes vorgenommen werden
kann.

Diejenigen Steuerpflichtigen , welche kaufmännische,
den Bestimmungen des Handelsgesetzbuchs entsprechende
Geschäftsbücher führen , können bei der vorstehend an¬

geordneten Angabe den Stand am Schluffe des un¬
mittelbar vorhergegangeneu Geschäfts - oder Wirtschafts¬
jahres zu Grunde legen.

Zu Art . 25 19 . Unter den „Naturalbezügen " sind nicht die Natural-

2 - ^ 0- ertrüge der eigenen Wirtschaft , sondern Leistungen
Dritter zu verstehen . Es gehören dahin z. B . freie
Dienstwohnung des Beamten , freie Wohnung und Be¬
köstigung von Handlungsgehülfeu , Gutsverwaltern usw.

Zu Art . 25  20 . Der Reinertrag aus Landwirtschaftsbetrieb , Handels-

Z. I 11—13. Gewerbebetrieb und aus sonstiger nicht festgelohnter
Tätigkeit ist nach Maßgabe der Bestimmungen in Ar¬
tikel 16 Ziffer III 1— 3 bezw . Artikel 17 und 18
des Gesetzes und KZ 16 — 18 dieser Ausführuugsbe-
stimmuugen zu ermitteln.

Soweit der Ertrag sich nicht rechnungsmäßig fest¬

stellen läßt , ist er zu schätzen.
Der Mietwert der vom landwirtschaftlichen Pächter

mitgepachteteu Wohnung (Art . 16 III 2 ; K 16 Z . 11)
ist bei der Angabe außer Berechnung zu lassen.

Vergl . ferner Z . 13 Abs . 2.
. 21 . Es ist der Reinertrag des letzten Jahres (Geschäfts¬

oder Wirtschaftsjahres . Art . 13 Z . 2 ; K 13 Z . 16)
anzugeben.

Wenn die Veranlagung auf Grund des Durchschnitts
mehrerer Jahre stattfinden muß (Art . 13 Z . 2), so
hat der Vorsitzende des Schätzungsausschusses die

Steuererklärung durch Anlegung der betreffenden
früheren Erklärungen und Nachweisung der bei der
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letzten Veranlagung für die einzelnen Jahre festge¬
stellten, aus der betreffenden Steuerrolle ersichtlichen
Beträge zu ergänzen. Sind frühere Steuererklärungen
nicht vorhanden, so hat in der Regel die nachträgliche
Einziehung auf Grund des Artikel 25 Ziffer IV zu
erfolgen. Die letztjährigen Feststellungen sind einer
Nachprüfung zu unterwerfen, doch darf ohne Grund
von ihnen nicht abgewichen werden.

22. Die im Vorjahre mit weniger als 1200 Ein¬
kommen veranlagten Steuerpflichtigen haben diejenigen
Angaben, zu welchen sie ohne weiteres verpflichtet sind
(Art. 25 II sh, auf dem vorgeschriebenen Formulare
(Muster 6 oder 7) zu machen. Bei den erst auf be¬
sondere Aufforderung des Vorsitzenden zu machenden
Angaben(Art. 25 II d) steht den Steuerpflichtigen die
Form frei, soweit nicht in der Aufforderung dieserhalb
Anordnung getroffen ist. Für die Aufforderung kann
Muster 9 verwandt werden.

23. Da die Angabe in der Steuererklärung der steuer¬
pflichtigen Erwerbsgesellschaft nur das letzte Geschäfts¬
jahr betrifft, während die Veranlagung auf Grund
des Durchschnitts der letzten drei Jahre zu erfolgen
hat, so ist vom Vorsitzenden entsprechend der Vorschrift
in Ziffer 21 zu Verfahren.

24. Der Vorsitzende des Schätzungsausschusses kann sowohl
die Verabladung eines Steuerpflichtigen unter Bruch¬
androhung vornehmen, wie auch die Auskunftserteilung
durch Bruchandrohung erzwingen. Dagegen darf die
Vorlegung von Beweismitteln nicht erzwungen werden
(vergl. 8 54 Z. 3.).

Die erkannte Brüche ist im Verwaltungswege ein¬
zuziehen und fließt in die Staatskasse.

25. Neben der Pflicht des Nießbräuchers zur Steuererklärung
bleibt die Pflicht des betreffenden Eigentümers bestehen.
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Zu Art . 25
Z. VI.

Zu Art. 25
Z. VII.

Zu Art . 25
Z. IX.

26. Nach Artikel 25 Z. VI ist dem Steuerpflichtigen aus¬
nahmsweise gestattet, soweit es sich um nur durch
Schätzung zu ermittelnde Erträge handelt, in die Steuer¬
erklärung statt der ziffernmäßigen Angabe der Erträge
diejenigen Nachweisungen aufzunehmen, deren es zur
Schätzung der Erträge bedarf. Die Anwendung dieser
Bestimmung setzt voraus, daß Erträge in Frage stehen,
welche ihrer Natur nach  nur durch Schätzung er¬
mittelt werden können; die Bestimmung bezieht sich aber
nicht auf den Fall , daß die Erträge lediglich deshalb
geschätzt werden müssen, weil sie sich, z. B . wegen
mangelnder Buchführung, rechnungsmäßig nicht mehr
ermitteln lassen. Demnach fallen unter die Bestimmung
z. B. die nach Art. 25 Z . I 9 anzumeldenden Natural¬
bezüge, die im Haushalte verbrauchten Erzeugnisse der
eigenen Wirtschaft, die Werte, mit welchen zweifelhafte
Forderungen einzustellen sind, die Abschreibungen usw.
Wo die Voraussetzung der Ziffer VI nur auf einzelne
Ertragsteile oder Rechnungsansätze zutrifft, sind die
übrigen Bestandteile den allgemeinen Bestimmungen
entsprechend ziffernmäßig anzugeben.

27. Unter die Bestimmung in Art. 25 Ziffer VII 2 fällt
insbesondere der Mietwert der Wohnung im eigenen
Hause, welcher der Anmeldepflicht überhaupt nicht
unterliegt.

28. Die in Art. 25 Ziffer IX vorgesehene besondere Auf¬
forderung an die auswärtigen Steuerpflichtigen ist in
der Regel zu erlassen. Vergl. Z . 7.

Vertretung in 8 26.
der Steuer¬
erklärung. Zu Artikel 26 des Gesetzes.

Unter dem Ausdrucke „väterliche Gewalt" ist die
elterliche Gewalt des Vaters und der Mutter zu
verstehen(88 1626, 1627 und 1684 B . G. B .).
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8 27.

8 27.

Zu Artikel 27 des Gesetzes.
1. Die Bestimmung in Art. 27 Ziffer 1 Hut nur die Ein¬

reichung einer äußerlich vorschriftsmäßigen Steuerer¬
klärung im Auge. Die Erklärung ist insbesondere auch
dann nicht vorschriftsmäßig, wenn sie nickt auf dem vor¬
geschriebenen gedruckten Formular erfolgt, wenn die in
Art. 25 Ziffer VIII vorgeschriebeue Versicherung oder
die Unterschrift des Steuerpflichtigen fehlt oder wenn
sie überhaupt keinerlei Angabe über das Vorhandensein
oder Nichtvorhandensein von Einkommen oder Ver¬
mögen enthält.

2. Sind derartige wesentliche Mängel in der Form einer
rechtzeitig eingereichten Steuererklärung vorhanden, so
soll dem betreffenden Steuerpflichtigen, wenn der Vor¬
sitzende des Schätzungsausschusfes es für tunlich erachtet,
Gelegenheit zur Beseitigung der Mängel vor Ablauf
der Frist gegeben werden.

Zu dem Ende find die eingehenden Steuererklärungen,
soweit möglich, sofort auf ihre vorschriftsmäßige Form
zu prüfen.

3. Auf sachliche Unrichtigkeiten in der Steuererklärung be¬
zieht sich die in Art. 27 Ziffer 1 enthaltene Androhung
des Verlustes der Rechtsmittel nicht. Für diese kommen
die Bestimmungen in Art. 65 Z. 2,67 und 68 in Betracht.

4. Die Steuererklärung gilt als versäumt, wenn sie trotz
bestehender Verpflichtung überhaupt nicht oder nicht
vorschriftsmäßig(vergl. Z. 1) eingereicht ist.

5. Ob die Nachholung einer versäumten(Z. 4) Steuer¬
erklärung gemäß Art. 27 Z. 2 zu verlangen ist, ent¬
scheidet der Vorsitzende des Schätzungsausschusfes bezw.
die Veranlagungsstelle oder die Beschwerdestelle.

Ist die Steuererklärung überall nicht eingereicht, so
hat der Vorsitzende des Schätzungscinsschusscs die vor-

Nachteiie bei
Nichterfüllung
der Steuer-
erklärungs-

püicht.
Z,iArt .27Z.1.

ZuArt .27Z.2.
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6.

7.

8.

9.

10 .

11 .

gesehene Aufforderung in der Regel zu erlaffen . Dabei
kann Muster 10 benutzt werden.

Durch die Abgabe einer vorschriftsmäßigen Steuer¬
erklärung in der nach Art . 27 Ziffer 2 gesetzten weiteren
Frist werden die Folgen der ersten Versäumnis (Art . 27
Z . 1) nicht beseitigt.

Der gemäß Art . 27 Ziffer 2 im Falle des Ungehorsams
dem Steuerpflichtigen aufzuerlegende Steuerzuschlag von
25 "/ » ist begrifflich von der veranlagten Steuer abhängig.

Wenn daher die Steuer »ach Art . 63 zum Abgänge
kommt , gemäß Artikel 61 oder 62 erhöht oder ermäßigt
wird oder nach Artikel 65 , 67 und 68 eine Berichtigung
erfährt , so hat dies auch eine entsprechende Änderung
des Zuschlags zur Folge.

Die in einer unvorschriftsmäßigen Steuererklärung ent¬
haltenen Angaben haben den Charakter freiwilliger Er¬
klärungen . Sind sie wissentlich oder grobfahrlässig
falsch angegeben , so fallen sie unter Artikel 67 und 68.

Die Anwendung des Art . 27 setzt das Bestehen der
Steuerpflicht voraus . Wer der Steuerpflicht überhaupt
nicht unterliegt , ist zur Abgabe einer Steuererklärung
nicht verpflichtet und kann von den Rechtsuachteilen
des Art . 27 nicht getroffen werden.

Wird in Frage gestellt , ob die Verpflichtung zur
Abgabe einer Steuererklärung überhaupt besteht , so ist
hierüber zu entscheiden , bevor ein Ausspruch über Ver¬
wirkung des Rechtsmittels erfolgt.

Über die Frage , ob das gesetzliche Rechtsmittel wegen
Versäumung der Steuererklärung verwirkt ist , entscheidet
die zur Entscheidung über das Rechtsmittel berufene
Stelle.

Bestreitet der Steuerpflichtige die Rechtmäßigkeit der
auf Grund des Art . 27 Z . 2 erlassenen besonderen
Aufforderung oder der Auferlegung des Zuschlags , so
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hat über die Beschwerde gemäß Art . 59 das Staats¬
ministerium , Departement der Finanzen , zu entscheiden.

Liegt bei Abgabe der Entscheidung bereits eine endgül¬
tige Entscheidung über die Frage der Vorschriftsmäßigkeit
der Steuererklärung gemäß Z . 10 vor , und bildet diese
Frage für die Entscheidung des Staatsministeriums
die Voraussetzung , so ist das Staatsministerium an die
gedachte Entscheidung gebunden.

12 . Der Zuschlag bedeutet keine Erhöhung der Veranlagung
selber . Er ist deshalb gesondert zu behandeln und für
die Umlegung von Kommunalsteuern nach dem Fuße
der Einkommensteuer ohne Bedeutung.

13 . Wegen der Berechnung von Fristen siehe 8 74 Z . 4.

8 28.

Zu Artikel 28 des Gesetzes.

1 . Die Bekanntmachung hat in dem für amtliche Bekannt¬
machungen des Staatsministeriums bestimmten Blatt
(Amtsblatt ) sowie in einigen anderen vom Staats¬
ministerium , Departement der Finanzen , im Amtsblatte
zu bezeichnenden Tagesblättern zu erfolgen.

2 . Die Vorsitzenden haben , soweit nötig , für die weitere
Verbreitung der Bekanntmachung in ihrem Bezirke
Sorge zu tragen.

3 . Vergl . ß 10 Z . 11 , 8 24 Z . 6 und ß 25 Z . 1.

8 29.

Zu Artikel 29 des Gesetzes.

Die Einrichtung mehrerer Schätzungsbezirke in der¬
selben Gemeinde erfolgt im Wege der einfachen Ver¬
fügung.
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Mitglieder des
Ichiitzungs-
ausjchusses.

Wahl der
Mitglieder des

Achätzungs-
ausschusses.

8 30.

Zu. Artikel 30 des Gesetzes.

Der Schätzungsausschuß ist aus Eingesessenen der Ge¬
meinde zu bilden. Es kommen jedoch nur solche Ein¬
gesessene in Betracht, welche den Vorschriften des
Art. 33 genügen.
Sind in einer Gemeinde mehrere Schätzungsbezirke
eingerichtet(Art. 29), so ist es gesetzlich nicht notwendig,
daß die Mitglieder der einzelnen Schätzungsausschüsse
den entsprechenden Bezirken entnommen sind; nötig ist
nur, daß sie der Gemeinde angehören.

8 31.

Zn Artikel 31 des Gesetzes.

1. Die Zahl der Mitglieder der einzelnen Schätzungsaus^
schüsse wird vom Staatsministerium, Departement der
Finanzen, im Wege der einfachen Verfügung bestimmt.

2. Sind in einer Stadt II . Klasse oder in einer Land¬
gemeinde mehrere Schätzungsbezirke eingerichtet(Art. 29),
so ist der Bürgermeister bezw. Gemeindevorsteher
ständiges Mitglied für jeden Ausschuß.

8 32.

Zu Artikel 32 des Gesetzes.

1. Die Bedingungen der Wählbarkeit ergeben sich aus
Art. 33 des Gesetzes.

2. Die nichtständigen Mitglieder und die Ergänzungsmit¬
glieder (Art. 32 Z . 1 und 3) sind vom Gemeinderate,
die Ersatzmänner(Art. 32 Z. 4) vom Schätznngsans-
schnsse zu wählen.
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3 . Der Vorsitzende des Schätznngsausschusses entscheidet
im einzelnen Falle darüber , ob ein Ersatzmann zu
wählen ist . Mit der Leitung der Wahl kann das
ständige Mitglied beauftragt werden.

Die Wahl kann bei Gelegenheit des Schätzungsge¬
schäftes vorgenommen werden.

4 . Auch in Bezug auf die Vornahme der dem Schätzungs¬
ausschuß obliegenden Wahlen sind die Bestimmungen
der Gemeindeordnung in Anwendung zu bringen (s. ins¬
besondere Art . 25 Z 1 Abs . 1 und HZ 3 und 4 der
revidierten Gemeindeordnung ).

8 33.

Zu Artikel 33 des Gesetzes.

1 . Zu den Mitgliedern des Ausschusses gehören auch die
Ergänzungsmitglieder.

2 . Wegen des Gemeindebürgerrechts s. Art . 5 und 6 der
rev . Gemeindeordnung.

3 . Im übrigen vergl . Art . 32 Z . 1.

8 34.

Zu Artikel 34 des Gesetzes.

1 . Siehe Art . 7 der revidierten Gemeindeordnung.
2 . Die betreffenden Vorschriften der Gemeindeordnung

finden auf die Ersatzmänner ganz in gleicher Weise
Anwendung , wie auf die nichtständigen Mitglieder.
Jede Ablehnung oder Niederlegung des Amts ist also,
trotzdem die Wahl nicht vom Gemeinderat erfolgt ist,
beim Gemeindevorstand einzubringen und unterliegt der
Entscheidung der Gemeindevertretung bezw . auf erfolgte
Berufung der Vorgesetzten Verwaltungsbehörde.

Wählbarkeit
-er Mitglieder

des
Lchätznngs-
ausschuffes.

Annahme,
Ablehnung

oder
Niederlegung
des Amtes.
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Vorlitz.

Obliegenheiten
des

Vorsitzenden.

8 35.

Zu Artikel 35 des Gesetzes.

Der Verwaltungsbeamte kann »ach Art. 35 Z . 2
bei einzelnen Veranlagungen das ständige Mitglied mit
seiner Vertretung im Vorsitze beauftragen. Unter Ver¬
anlagungen sind auch Einspruchsverhandlungenzu
verstehen.

8 36.

Zu Artikel 36 des Gesetzes.

1. Der Vorsitzende hat das zur Vorbereitung und Durch¬
führung des Schätzungsgeschäftsinnerhalb seines Bezirks
Erforderliche zu veranlassen. Dazu gehört insbesondere

u) die Verbreitung der vom Staatsministerium, De¬
partement der Finanzen, zu erlassenden Bekannt¬
machungen(Z10 Z. 11, 8 24 Z . 6, Z 25 Z. 1) inner¬
halb seines Bezirks, soweit nötig;

d) die nähere Anweisung der Gemeindebehörden in
Bezug auf die Personenstandsaufnahme(vergl.dazuZ24);

o) die an die auswärtigen Steuerpflichtigen zu er¬
lassende Aufforderung zur Steuererklärung(ß 25 Z . 28) ;

cl) die etwa gemäß Art. 25 Z. II b an die beschränkt
Steuererklärungspflichtigen zu erlassende Aufforderung
zu einer weitergehenden Steuererklärung;

s) die Nachprüfung der eingegangenen Steuererklärun¬
gen (Art. 25) bezüglich ihrer vorschriftsmäßigen Form
und Herbeiführung der Richtigstellung innerhalb der
Einreichungsfrist, soweit dies tunlich erscheint, gemäß
8 27 Z . 2.

Das Entsprechende gilt hinsichtlich der nach Art. 10
und Art. 15 Abs. 2 Z . 2 eingegaugenen Anmeldungen;
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I) die bei versäumter Steuererklärung gemäß Art. 27
Z. 2 (Z 27 Z. 5) zu erlassende Aufforderung;

Z) die Nachprüfung der von den Gemeindebehörden
aufgenommenen Personenstandslisten, insbesondere auch
durch Vergleichung mit der letztjährigen Steuerrolle und
den Ab- und Zugangslisten. Zweifel sind klarzustelleu,
Unrichtigkeiten zu beseitigen und Lücken zu ergänzen;

II) die Nachprüfung der eingegangenen Anmeldungen
und Steuererklärungen in Bezug auf ihren sachlichen
Inhalt. Soweit es durchführbar erscheint, ist die Be¬
seitigung von Mängeln durch Rückfragen oder Ver¬
nehmungen gemäß Art. 25 Z. IV zu versuchen;

i) die Vorbereitung der Steuerrolle durch Eintragung
des Personenstandes— möglichst alphabetisch oder in
der Reihenfolge der örtlichen Lage der Hausgrundstücke
— sowie der angemeldcten bezw. sonst fcstgestellten
Steuermerkmale, soweit dies tunlich erscheint(vergl. §24
Z. 12 und 16).

2. Dem Vorsitzenden liegt die Pflicht ob, über die Besitz-,
Vermögens- und Einkommensverhältnisse der Steuer¬
pflichtigen möglichst vollständige Nachrichten einzuziehen,
sowie insbesondere auch über den der Schätzung unter¬
liegenden Wert von Grundstücken, Gebäuden, landwirt¬
schaftlichem Inventar usw. tunlichst sich zu unterrichten.
U. a. hat der Vorsitzende beim Anzuge von Steuer¬
pflichtigen aus anderen Bezirken oder von außerhalb
des Herzogtums zu prüfen, ob nicht die Einziehung einer
Auskunft über die bisherigen Steuerverhältnisse sich
empfiehlt, und gegebenenfalls entsprechend zu Verfahren.
Die Pflicht," sich nach Möglichkeit über die genannten
Verhältnisse Kenntnis zu verschaffen, beschränkt sich aber
nicht ans die Zeit, in welcher die Veranlagung statt-
sindet oder vorbereitet wird, sondern ist eine fortdauernde.
Die sorgsame Erfüllung dieser Pflicht des Vorsitzenden
sowie der in Art. 38 den Ansschußmitgliedern aufer-
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Pflichten
der Behörden.

8 37.

legten ähnlichen Verpflichtung ist von der größten
Wichtigkeit, da von ihr die Möglichkeit, eine Kontrolle
über den Inhalt der Steuererklärungen und An¬
meldungen zu üben, sowie überhaupt eine den wirklichen
Verhältnissen der Steuerpflichtigen entsprechende Veran¬
lagung vorzunehmen, wesentlich beeinflußt wird.

3. Der Vorsitzende vertritt die Interessen des Staates.
Diese Interessen verlangen, daß sämtliche Steuerpflichtige
veraulagt werden und zwar unter Anwendung der Vor¬
schriften des Gesetzes und der Ausführungsbestimmungen
entsprechend ihren wirklichen Verhältnissen. Daß dies
nach Möglichkeit geschieht, dafür ist der Vorsitzende
verantwortlich. Es ist demnach seine Pflicht, hierauf
im Schätzungsausschussemit allen Kräften hiuzuwirken
und die Richtigstellung unzutreffender Veranlagungen
nach Maßgabe der Anweisung in Z 49 durch Einlegung
von Rechtsmitteln zu versuchen.

8 37.

Zu Artikel 37 des Gesetzes.

1. Der Artikel 37 trifft nur die einheimischen Behörden.
2. Die Verpflichtung der einheimischen Staats - und

Kommunalbehörden, dem Vorsitzenden des Schätzungs¬
ausschusses die Einsicht von Büchern, Akten usw. zu
gestatten und auf Ersuchen Abschriften aus denselben
zu erteilen, erstreckt sich nicht auf die staatlichen oder
kommunalen Sparkassen.

Durch diese Vorschrift wird die Verpflichtung, im
gerichtlichen Strafverfahren Auskunft aus den Büchern
zu geben oder Zeugnis abzulegen, nicht berührt.

3. Die den Behörden obliegende Erteilung von Abschriften
hat kostenfrei zu erfolgen.
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195 38 , 39.

8 38.

Zu Artikel 38 des Gesetzes.

Es gilt entsprechend das zn H 36 Z . 2 Bemerkte.

8 39.

Zn Artikel 39 des Gesetzes.

Zur Festsetzung einer Geldstrafe gegen ein Ausschuß-
mitglied gemäß Art . 39 Z . 2 sind die erschienenen Aus¬
schußmitglieder auch dann zuständig , wenn ihre Zahl
im übrigen keine beschlußfähige ist.
Über eine Beschwerde gegen die Festsetzung einer Geld¬
strafe oder die Zurlastlegung von Kosten durch den

Vorsitzenden hat gemäß Artikel 59 das Staatsmini¬
sterium , Departement der Finanzen , zn entscheiden.
Die Voraussetzungen des Art . 39 Z . 3 sind nur dann
vorhanden , wenn die wiederholte Weigerung , zu er¬
scheinen oder mitzuwirken , in demselben Steuerjahre
vorkommt.

Eine wiederholte Weigerung , zu erscheinen , liegt auch
dann vor , wenn ein Ausschußmitglied wiederholt ohne

genügende Entschuldigung ausbleibt.
Auch im Falle des Art . 39 Z . 3 kommen die Be¬
stimmungen des Art . 39 Z . 2 zu Raume.
Entzieht sich ein Ausschußmitglied der Wahrnehmung
des Amts (Art . 39 Z . 3), so hat der Vorsitzende dem

zuständigen Gemeindevorstande zur Veranlassung des
Erforderlichen (Art . 7 Z 3 der rev . Gemeindeordnung)
Mitteilung zu machen.
Im Falle des Art . 39 Z . 3 gilt das betreffende Ans¬
schußmitglied als ausgeschieden (Art . 32 Z . 3).
Bei der Berufung der Ansschußmitglieder kann ein
Formular nach Muster 11 benutzt werden.

Pflichten
der Mitglieder

des
Schätzungs¬
ausschusses.

Berufung des
Ausschusses.
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Verpflichtung
der Mitglieder

des
Ausschusses.

Protolrofl-
führung.

Beschluß¬
fassung.

8 40.

Zu Artikel 40 des Gesetzes.

1. Die eidliche Verpflichtung hat in der für die Abnahme
von Eiden gesetzlich vvrgeschriebenen Form zu erfolgen
(Gesetz vom 12. Dezember 1881).

2. Die eidliche Verpflichtung erstreckt sich nicht auf das
Versprechen der Geheimhaltung. Letzteres ist auch nicht
als Gelöbnis an Eidesstatt, sondern in der Form eines
einfachen Gelöbnisses zu geben.

3. Es ist die Vorschrift in § 26 der Ausführungsbe-
ftimmungen zum Vermögenssteuergesetze zu beachten.

8 41.
Zu Artikel 41 des Gesetzes.

Für die Form des nach Artikel 41 aufzunehmenden
Protokolls sind die für die Protokolle der Ämter be¬
stehenden Vorschriften maßgebend(Art. 10 8 2 des
Gesetzes vom 7. Januar 1879, betreffend die Ein¬
richtung der Ämter im Herzogtum Oldenburg).

8 42.

Zu Artikel 42 des Gesetzes.

1. Bei Stimmengleichheit scheidet das dem Lebensalter nach
jüngste Ausschußmitglied aus der Zahl der Abstimmen¬
den aus, sowohl wenn ein ständiges Mitglied, wie in
den Städten I. Klaffe, überhaupt nicht vorhanden ist,
wie auch, wenn das ständige Mitglied lediglich ab¬
wesend ist.

2. Die Vorschrift, daß ein Ausschußmitglied bei der Be¬
ratung über seine eigene Veranlagung oder über die¬
jenige bestimmter Verwandten abzutreten hat, hindert
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nicht, mit ihm als Steuerpflichtigen oder Zeugen vor
der Beratung oder zwischen den einzelnen Beratungen
zwecks Auskunft zu verhandeln.

8 43.

Zu Artikel 43 des Gesetzes.

1. Die Entsendung sachkundiger Kommissare des Staats¬
ministeriums zur Teilnahme am Schätzungsgeschäft ist
geeignet, sowohl die Durchführung neuer gesetzlicher
Bestimmungen zu erleichtern als auch die gleichmäßige
Handhabung der bestehenden Vorschriften zu sichern.
Da die Herbeiführung und Aufrechterhaltung solcher
gleichmäßigen Handhabung innerhalb der einzelnen
Amtsbezirke Sache des Vorsitzenden und der nachH44
zu wählenden außerordentlichen Ausschußmitglieder sein
soll, so wird den Kommissaren des Staatsministeriums
im wesentlichen die Aufgabe zufallen, die Gleichmäßigkeit
unter den einzelnen Amtsbezirken zu fördern. Das
Staatsministerinm behält sich vor, dem Obigen ent¬
sprechend nach Bedarf Anordnung zu treffen.

2. Nimmt der Bezirkskatasterbeamte gemäß Art. 27 des
Vermögenssteuergesetzesam Schätzungsgeschäfte teil, so
gilt er gleichzeitig in Bezug auf die Einkommensteuer-
Veranlagung als Kommissar des Staatsministeriums.

8 44.

Zu Artikel 44 des Gesetzes.

1. Über die Aufgabe der außerordentlichen Mitglieder
vergl. ß 43.

2. Das Staatsministerinm wird die Wahl und die Zu¬
ziehung von außerordentlichen Mitgliedern nach Bedarf
im Wege der Verfügung anordnen.

Kommissare
des Staats-
miilisteriums.

Außerordent¬
liche

Mitglieder des
Schätzmigs-
ausschusses.
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Prüfung und
Ergänzung
des Ver-

anlagungs-
»uttcriats.

8 45.

3. Nur für die Amtsbezirke, nicht für die Städte I . Klasse
können außerordentliche Ausschußmitgliedergewählt
werden.

4. Die Wahl erfolgt vom Amtsrat auch dann, wenn der
Amtsverband über den Bezirk des Amtes hinausgeht.

5. Bedingung der Wählbarkeit ist, daß der Betreffende
im Bezirke des Amts wohnhaft ist.

6. Werden ordentliche Mitglieder eines Schätzungsaus-
schusfes zu außerordentlichen Mitgliedern gewählt, so
kommt ihre letztgedachte Eigenschaft nicht zur Wirkung,
solange sie in ihrer ersten tätig sind.

7. Die Annahme der Wahl steht im freien Ermessen der
Gewählten.

8. Die näheren Bestimmungen über die an die außer¬
ordentlichen Mitglieder zu gewährenden Tage- und
Reisegelder werden im Wege der Verfügung getroffen
werden.

8 45.

Zu Artikel 45 des Gesetzes.

1. Durch die dem Ausschüsse gesetzlich obliegende Prüfung
des Veranlagungsmaterials wird die in Z 36 der Aus¬
führungsbestimmungen angeordnete Prüfung seitens des
Vorsitzenden nicht entbehrlich. Letztere dient vielmehr
dazu, zwecks rascherer Durchführung des Schätzuugs-
geschäfts die Prüfung des Ausschusses zu erleichtern.

2. Zu dem Veranlagungsmateriale gehören auch die Steuer¬
erklärungen. Sie sind für die Veranlagung von ganz
besonderem Werte, vor allem insoweit, als sie keine
Schätzungen, sondern Angaben von Tatsachen enthalten.
Andererseits haben sie aber keine den Schätzungsaus¬
schuß bindende Bedeutung. Vielmehr ist der Ausschuß
berechtigt, wenn er die Richtigkeit einer Steuererklärung
bezweifelt, letztere außer acht zu lassen.
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3. Auch ist der Ausschuß gesetzlich uicht gehalten, wegen
der von ihm angezweifelteu Steuererklärungen mit den
betreffenden Steuerpflichtigen in Verhandlung zu treten.
Er hat dies aber dann zu tun, wenn er annehmcn
muß, daß davon im Interesse der Veranlagung ein Er¬
folg zu erwarten ist.

4. Je unsicherer die Grundlage einer Steuererklärung ist,
um so vorsichtiger ist bei ihrer Würdigung zu Verfahren.
Steuererklärungen, welche lediglich auf Schätzung be¬
ruhen, sind deshalb besonders scharf nachzuprüfen.

5. Will der Schätzungsausschuß mit dem Steuerpflichtigen
weiter verhandeln oder sonstige Erhebungen vornehmen,
wie z. B. durch Vernehmung von Zeugen oder Sach¬
verständigen, so hat gemäß Artikel 36 der Vorsitzende
das Erforderliche zur Ausführung zu bringen. Die
etwaigen mündlichen Vernehmungen des Steuerpflichtigen
oder der Zeugen und Sachverständigen können auch vor
dem Ausschuß erfolgen.

6. Die Vernehmung von auswärtigen Zeugen und Sach¬
verständigen kann durch Ersuchen der für den Wohnort
oder Aufenthaltsort zuständigen Verwaltungsbehörde
herbeigeführt werden.

7. Wegen der Berechtigung von Zeugen und Sachver¬
ständigen, ihre Aussage zu verweigern, vergl. die
88 383 bis 385, 407 und 408 der Zivilprozeßordnung.

8. Die Gebühren für Zeugen und Sachverständige be¬
messen sich nach Art. 2 Abs. 2 des Gesetzes vom
11. Januar 1897 wegen Abänderung des Gesetzes vom
15. März 1870, betreffend die Gebühren in Ver¬
waltungssachen.

9. Eine Beeidigung der Zeugen und Sachverständigen ist
nicht zulässig. Wegen der Beeidigung im Rechtsmittel¬
verfahren s. Z 54 Z . 7 und 8.

10. Der Vorsitzende hat für sich allein — ohne entsprechen¬
den Beschluß des Schätzungsausschusses— kein Recht
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Eintragung
in die

Iteuerrolle.

zur Vernehmung von Zeugen und Sachverständigen.
Im Rechtsmittelverfahren ist es anders (vergl . 8 54
Ziffer 8).

11 . Eidliche oder eidesstattliche Versicherungen dürfen vom
Steuerpflichtigen nicht gefordert noch ihm , auch wenn
er sich dazu erbietet , abgenommen werden.

Ungefordert abgegebene Versicherungen dieser Art
sind als nicht geschehen zu betrachten.

12 . Einsicht in die Bücher des Steuerpflichtigen darf im
Schätzungsverfahren nur mit seinem Einverständnisse
genommen werden . Für das Rcchtsmittelverfahren
gelten abweichende Vorschriften (Art . 54 Abs . 3) . Vergl.
ß 25 Z . 24 und 8 54 Z . 3.

13 . Bei der Ausführung der Erhebungen ist auf tunlichste
Einschränkung der Kosten Bedacht zu nehmen.

14 . Erklärungen eines Steuerpflichtigen und Ergebnisse einer
Beweisaufnahme müssen , wenn sie gegen den Steuer¬
pflichtigen verwertet werden sollen , aktenmäßig fest¬
gestellt sein.

8 46.

Zu Artikel 46 des Gesetzes.

1 . Der Ausschuß setzt für sämtliche Steuerpflichtige die
einzelnen Steuermerkmale und die danach zutreffende
Stufe fest . Eine Veranlagung nach Gesamtverhältnissen
ist nicht zulässig (vergl . ß 21 Z . 6).

2 . Die Einrichtung der Steuerrolle hat nach Muster 12
zu geschehen. Aus dem Muster ergibt sich des näheren,
in welchem Umfang und in welcher Weise Eintragungen
zu erfolgen haben . Innerhalb der einzelnen Spalten
sind weitere Trennungen oder Zusammenfassungen,
welche im einzelnen Falle zweckmäßig oder unbedenklich
erscheinen , zulässig . Im übrigen sind wegen der äußeren
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Anordnung der Eintragungen die für die Personen¬
standsliste getroffenen Vorschriften maßgebend . Vergl.
außer K 24 Z . 8 letzt. Absatz und Z . 12 insbesondere
auch die Anmerkungen ans der Personenstandsliste
(Muster 4 ).

3 . Die Eintragung in Spalte 34 kann auch nach Be¬
endigung des Schätzungsgeschäfts in Abwesenheit des
Ausschusses vorgenommen werden.

8 47.

Zu Artikel 47 des Gesetzes.

1 . Nach Fertigstellung der Steuerrolle ist dieselbe zunächst
vom Vorsitzenden nachzuprüfen.

2 . Etwaige Schreib - oder Rechenfehler sind — soweit nötig
nach Vornahme näherer Feststellung — k. H . zu be¬
seitigen.

3 . Soweit sich sonstige Unrichtigkeiten vorfinden , ist zu
erwägen , ob sie zur Erhebung des Einspruchs Veran¬
lassung geben . Im Zweifel ist Anweisung des Staats --
Ministeriums , Departement der Finanzen , einzuholen.

4 . Nach Erledigung der Prüfung ist von der Rolle (Amts¬
rolle , Magistratsrolle ) eine beglaubigte Abschrift (Mi-
nisterialrolle ) herzustellen und an das Staatsministe¬
rium , Departement der Finanzen , einzusenden . In
dem Begleitberichte , welchem eine Abschrift des Veran¬
lagungsprotokolls beizufügen ist , sind die nichtbeseitig-
ten Unrichtigkeiten zu verzeichnen unter gleichzeitiger
Mitteilung , in welchen Fällen die Einlegung des Ein¬
spruchs beabsichtigt wird.

Das Staatsministerium behält sich vor , die Aus¬
dehnung des Berichts auf weitere Punkte im Wege der
Verfügung vorzuschreiben.

5 . Das Staatsministerium , Departement der Finanzen,
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Auslegung
der
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8 48.

hat die Steuerrolle einer gleichen Prüfung wie der

Vorsitzende zu unterziehen.
Etwaige Schreib - oder Rechenfehler sind k. H . zu

beseitigen und sonstige Mängel festzustellen , alles , soweit
nötig , nach Anhörung des Vorsitzenden.

Soweit sich eine Veranlassung zur Erhebung des

Einspruchs ergibt , ist entsprechend Bestimmung zu

treffen.
Sodann ist die Steuerrolle mit den Prüfungsver¬

handlungen dem Vorsitzenden zurückzusendeu.

6 . Die Erledigung des Nachprüfungsverfahrens ist nach
Möglichkeit zu beschleunigen.

7 . Auf Grund der geprüften Steuerrolle erläßt das Staats¬
ministerium , Departement der Finanzen , die Anweisung

zur Erhebung der Steuer.

8 48.

Zu Artikel 48 des Gesetzes.

1 . Nachdem die Ministerialrolle an den Vorsitzenden zu¬

rückgelangt ist , hat dieser zunächst die Amtsrolle (Ma-

gistratsrolle ), welche inzwischen zur Aufstellung des

Hebungsregisters zu benutzen war , soweit nötig , in

Übereinstimmung zu bringen.

2 . Sodann hat — nach vorheriger öffentlicher Bekannt¬

machung —- die Auslegung der Rolle zu erfolgen und

zwar — abgesehen von den Städten I . Klaffe — in

der Regel beim Gemeindevorsteher bezw. Bürgermeister.
Zu dem Ende ist diesem die Ministerialrolle mit

einer Verfügung gemäß Muster 13 zu übersenden.

In den Städten I . Klaffe bestimmt der Vorsitzende

den Ort der Auslegung.
Die Bekanntmachung ist vom Vorsitzenden nach
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Muster 14 zu erlassen und hat mindestens im Amts¬
blatte des Herzogtums und am Gitterkasten der Ge¬
meinde zu erfolgen.

3 . Der Gemeindevorsteher bezw . Vorsitzende hat Sorge
zu tragen , daß die ausliegeude Steuerrolle Unbefugten
überall nicht zugänglich ist und daß im übrigen de»
Steuerpflichtigen die Einsichtnahme nur in Bezug auf
ihre eigene Steuerveranlagung ermöglicht wird.

4 . Die an die auswärtigen Steuerpflichtigen (vergl . ß 24
'Z . 8 6, ck, i und Ir) über ihre Veranlagung zu er¬

lassende Benachrichtigung hat durch Formular gemäß
Muster 15 zu erfolgen . Nach Anordnung des Vor¬
sitzenden kann das Formular auch noch zu weiteren
Mitteilungen benutzt und demgemäß ergänzt bezw . ab¬
geändert werden.

Die zu bescheinigende Zustellung ist in der Regel durch
Ersuchen der zuständigen auswärtigen Behörde zu be¬
wirken . Für das Ersuchungsschreiben kann ein For¬
mular nach Muster 16 benutzt werden.

, 5 . Das Staatsministerium behält sich vor , die schriftliche
Mitteilung der Veranlagung auch an die einheimischen
Steuerpflichtigen oder an bestimmte Arten derselben
vorzuschreiben.

Auch steht es den einzelnen Vorsitzenden frei , der¬
artige Mitteilungen stattfinden zu lassen.

Die Vorschriften über die Auslegung der Steuer¬
rolle werden dadurch nicht berührt.

Ebensowenig ändert sich der Lauf der Einspruchs¬
frist . Auf letzteres ist in der Mitteilung hinzuweisen.
Vergl . 8 49 Z . 3.

Für die Mitteilung kann ein Formular nach Muster
17 benutzt werden.

6 . Nach Ablauf der Auslegungsfrist geht die Rolle mit
entsprechender Bescheinigung versehen an den Vorsitzen¬
den zurück.
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7. Nachdem der Vorsitzende die auf der Ministerialrolle
erfolgten Eintragungen auf die Amtsrolle (Magistrats¬
rolle) übertragen hat, hat er elftere nebst den Prüfungs-
Verhandlungen, von denen Abschrift zurückznbehalten ist,
an das Staatsministerinm, Departement der Finanzen,
znrückzusenden.

IV . Rechtsmittel gegen die Veranlagung/

Einspruch. 8 49.

Zu Artikel 49 des Gesetzes.

1. Sowohl dem Steuerpflichtigen als auch dem Vorsitzen¬
den des Schätzungsausschusfes steht die Berufung gegen
jedes Ergebnis der Veranlagung zu. Es kann also
insbesondere auch der Steuerpflichtige eine zu niedrige
und der Vorsitzende eine zu hohe Veranlagung anfech¬
ten. Es ist jedoch die Erhebung des Einspruchs gegen
eine zu hohe Veranlagung in erster Linie Sache des
Steuerpflichtigen und es wird deshalb bestimmt, daß
der Vorsitzende zu solchem Einsprüche, sofern er im
einzelnen Fall erwünscht erscheinen sollte, zuvor die
Genehmigung des Staatsministeriums, Departement der
Finanzen, einzuholen hat.

2. Der Einspruch des Steuerpflichtigen ist an keine Form
gebunden. Er kann schriftlich eingebracht oder zu Pro¬
tokoll gegeben werden.

3. Für die einheimischen, bei der ordentlichen Veranlagung
in die Steuerrolle (Artikel 46) aufgenommenen Steuer¬
pflichtigen beginnt der Lauf der dreiwöchigen Einspruchs¬
frist mit dem auf den Ablauf der Auslegungszeit der
Rolle folgenden Tage. Dies ist auch dann der Fall,
wenn die betreffenden Steuerpflichtigen infolge Anord-
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NUng des Staatsministeriums , Departement der Finan¬
zen , oder des Vorsitzenden eine besondere Benachrichti¬
gung erhalten haben . Vergl . Z 48 Z . 5.

Bei den übrigen Steuerpflichtigen , also den aus¬
wärtigen (Art . 48 Abs . 3 ) , den gemäß Artikel 61 und
62 anderweitig veranlagten , den nach Artikel 63 in
Zugang gebrachten , sowie den gemäß Art . 65 nach¬
träglich veranlagten , beginnt der Fristenlauf mit dem
auf die Benachrichtigung folgenden Tage.

4 . Ist der Einspruch eines Steuerpflichtigen verspätet ein¬
gegangen , so hat ihn der Vorsitzende unter Angabe der
Gründe zurückzuweisen.

Widerspricht der Steuerpflichtige der Zurückweisung,
so ist die Entscheidung der Einspruchsstelle herbeizu¬
führen.

5 . Nach Ablauf der nach der Auslegungszeit der Rolle zu
berechnenden Ausschlußfrist ist von dem Vorsitzenden
dem Staatsministerium , Departement der Finanzen , die
Zahl der erfolgten Einsprüche berichtlich mitzuteilen.

6 . Es ist dem Ermessen des Steuerpflichtigen überlaffen,
ob er bei Einspruch des Vorsitzenden dem Anheimge¬
ben desselben , sich zu äußern , Folge leisten will oder
nicht.

7 . Ergänzt der Vorsitzende innerhalb der Einspruchsfrist
seinen Einspruch durch Protokollarische Vorbringung
neuer Gründe , so ist auch dieserhalb dem Steuerpflich¬
tigen Gelegenheit zur Gegenäußerung zu geben.

8 50.

Zu Artikel 50 des Gesetzes.

1 . Sind in dem Einsprüche keine Gründe angegeben , so
ist vom Vorsitzenden in gleicher Weise , wie in Z 49
Ziffer 4 vorgeschrieben , zu Verfahren.
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2 . Es empfiehlt sich, die gegen die Veranlagung geltend

zu machenden Einwendungen vollständig anzugeben , da

die Geltendmachung neuer Einwendungen bei der Be¬

rufung nur bedingt zulässig ist (Z 53 Z - 2 ).

3 . Die Einspruchsstelle ist nicht gebunden , von den in dem

Einspruch etwa benannten Beweismitteln Gebrauch zu

machen . Es bleibt vielmehr ihrem pflichtmäßigen Er¬

messen überlassen , wieweit sie solches für sachdienlich

erachtet.

Entscheidung
des

Ausschusses.

8 51.

Zu Artikel 51 des Gesetzes.

1 . Auf die Verhandlungen über den Einspruch und die

Entscheidung finden die das Schätzungsgeschäft betreffen¬

den Vorschriften entsprechende Anwendung . Danach

liegt insbesondere auch gemäß Art . 36 es dem Vor¬

sitzenden ob , die Angaben des Beschwerdeführers nach¬

zuprüfen und nach Möglichkeit die tatsächlichen Verhält¬

nisse klarzustellen , wenn nötig , durch Vernehmung des

Beschwerdeführers (Artikel 25 IV ) oder durch Ver¬

nehmung von Zeugen und Sachverständigen gemäß

Art . 45 Z . 3 und Art . 54 Abs . 4 (vergl . 8 54

Z . 7 und 8).
2 . Die Entscheidungen der Einspruchsstelle sind in das nach

Muster 18 einzurichtende Einspruchsregister einzutragen.

Über die Verhandlungen ist ein Protokoll nach

Maßgabe des ß 41 aufzunehmen , in welchem das für

die Entscheidung in Betracht Kommende , soweit es nicht

in das Einspruchsregister selbst eingetragen wird , zu

verzeichnen ist.
3 . Es empfiehlt sich, das Einspruchsregister vor der Ein¬

spruchssitzung durch Ausfüllung der Spalten 1 bis 6

und gegebenenfalls der Spalte 8 vorzubereiten.

4 . Im übrigen vergl . Z 54.
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8 52.

Zu Artikel 52 des Gesetzes.

1 . Nach Beendigung der Einspruchsverhandlung hat der
Vorsitzende das Einspruchsregister nebst Protokoll dem
Staatsministerium , Departement der Finanzen , in be¬
glaubigter Abschrist (Ministerialregister ) mit den Vor¬
verhandlungen zu übersenden unter Angabe der etwa
beabsichtigten Berufungen . Soweit nötig , ist daneben
besonderer Bericht zu erstatten.

2 . Das Staatsministerinm , Departement der Finanzen,
prüft die Entscheidungen des Ausschusses und sendet
das Register nebst den Vorverhandlungen mit den etwa
zu gebenden Anweisungen — insbesondere in Bezug
auf die Einlegung von Berufungen — an den Vor¬
sitzenden zurück . Nachdem dieser sein Register (Amts-
register , Magistratsregister ) mit dem Ministerialregister
in Übereinstimmung gebracht , sendet er letzteres an das
Staatsministerium , Departement der Finanzen , wo es
verbleibt.

3 . Die Zustellung der Ausschußentscheidungen hat erst
zu erfolgen , nachdem das Einspruchsregister vom Staats¬
ministerium zurückgelangt ist . Die Zwischenzeit ist zur
Ausfertigung der Entscheidungen zu benutzen , wobei ein
Formular nach Muster 19 zu verwenden ist.

8 53.

-Zu Artikel 53 des Gesetzes.

1. Die Berufung muß eine Begründung enthalten . Es
genügt gegebenenfalls die Hinweisung auf die im Ein¬
spruch angegebenen Gründe.

2 . Neue Einwendungen dürfen in der Berufung nur in¬
soweit vorgebracht werden , als sie zur Widerlegung
neuer Feststellungen der Einspruchsstelle dienen.

Rechtskraft
der Ausschuß-
enttcheidimg.

Berufung an
das Ataats-
ininisterium.
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Befugnisse der
Beschwerde-

Kellen.

54.

Ist die Berufung eines Steuerpflichtigen verspätet ein¬

gegangen oder enthält sie keine Begründung , so hat

der Vorsitzende nach Maßgabe des Z 49 Ziffer 4 bezw.

8 50 Ziffer 1 zu verfahren.
Die Bestimmungen in § 49 Z . 2 , 6 und 7 finden

entsprechende Anwendung.

Bei Berufungen ist das Aktenmaterial der Berufungs¬

stelle erst nach Ablauf der Berufungsfrist und , wenn

eine Berufung des Vorsitzenden vorliegt , nach Ablauf

der dem Steuerpflichtigen zur Gegenäußeruug gemäß

Artikel 53 Abs . 2 gegebenen Frist zu übersenden.

Bei Übersendung des Aktenmaterials hat der Vorsitzende

sich zu der Berufung eines Steuerpflichtigen gutachtlich

zu äußern und seine eigene Berufung , soweit nötig,

näher auszuführen.
Handelt es sich um eine Berufung des Vorsitzenden,

so ist , wenn eine Gegenäußerung des Steuerpflichtigen

nicht vorliegt , dies ausdrücklich hervorzuheben , anderen¬

falls ist die Gegenäußerung zu begutachten.

8 54.

Zu Artikel 54 des Gesetzes.

1 . Die Beschwerdestellen (Einspruchsstelle und Berufungs¬

stelle ) können ihre Nachprüfung auf die angefochtenen

Punkte beschränken ; sie sind jedoch berechtigt , nicht ver¬

pflichtet , die Nachprüfung auf weitere Punkte oder auf

die ganze Veranlagung auszudehnen ; die Wahl des

Vorgehens steht in ihrem freien Ermessen.

2 . Die Berufungsstelle ist nach Artikel 54 Abs . 2 ins¬

besondere befugt , gemäß Artikel 25 IV vom Steuer¬

pflichtigen unter Androhung von Geldstrafen bis zu

60 hinsichtlich seiner Vermögens - und Einkommens-

Verhältnisse Auskunft zu verlangen und ihn zu dem Ende
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zu verabladen , ferner gemäß Art . 45 Z . 3 Zeugen
und Sachverständige zu vernehmen.

3 . Die Verpflichtung des Steuerpflichtigen , auf Verlangen
seine Geschäftsbücher , Urkunden oder sonstige Schrift¬
stücke vorzulegen , besteht nur im Rechtsmittelverfahren
(vergl . Z 25 Z . 24 und 8 45 Z . 12 ).

Wegen der Verpflichtung der Behörden , Einsicht zu
gestatten , vergl . Art . 37 nnd 8 37.

4 . Zu den auf Verlangen vorzulegenden Schriftstücken ge¬
hören insbesondere auch Bilanzen und Gewinn - und
Verlustrechnungen.

5 . Die Beschwerdestellen und der Vorsitzende des Schätzungs¬
ausschusses sind befugt , die Einsicht auch durch einen
beeidigten Sachverständigen vornehmen zu lassen , welcher
nicht Mitglied der gedachten Stellen oder unterstellter
Beamter ist.

6 . Es kann nur die Vorlegung der Bücher usw . verlangt
werden ; eine Einsendung der Bücher , wobei der Steuer¬
pflichtige die Gewahrsam derselben verlieren würde,
kann nur eine freiwillige sein . Im geeigneten Falle
wird es sich empfehlen , die Einsendung wahlweise an¬
heimzustellen.

7 . Die Beeidigung von Zeugen und Sachverständigen so¬
wie die amtsgerichtliche Vernehmung derselben kann
nur im Rechtsmittelverfahren verlangt werden . Vergl.
8 45 Z . 9.

8 . Zur Beeidigung von Zeugen und Sachverständigen ist
nur das Amtsgericht zuständig . Zu einer Vernehmung
ohne Beeidigung ist im Rechtsmittelverfahreu ohne
weiteres auch der Vorsitzende des Schätzungsausschusses
befugt (vergl . 8 45 Z . 10 und 8 51 Z . 1).

9 . Die Beschwerde (Einspruch oder Berufung ) ist entweder
einfach zu verwerfen oder für ganz oder teilweise be¬
gründet zu erklären.
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Es ist also z. B ., wenn ein Steuerpflichtiger eine
Herabsetzung in bestimmtem Umfange beantragt, weder
gestattet, eine weitergehende Herabsetzung vorzunehmen
noch unter Verwerfung der Beschwerde eine Erhöhung
der Stufe eintreten zu lassen.

Ebensowenig ist es zulässig, auf eine über den An¬
trag des Vorsitzenden hinaus gehende Erhöhung zu
erkennen.

10. Es ist nicht notwendig, im Rechtsmittelverfahren den
Ermäßigungs- oder Erhöhungsantrag auf eine bestimmte
Stufe zu richten. Es kann auch die zutreffende Er¬
mäßigung oder Erhöhung beantragt werden.

Revision. Z 55.

Zu Artikel 55 des Gesetzes.

1. Die Einlegung der Revision muß schriftlich erfolgen.
2. Das Rechtsmittel der Revision ist nur gegeben gegen

die Entscheidung der Berufungsstelle, d. h. gegen das
durch die Entscheidung festgestellte Ergebnis der Ver¬
anlagung. Das Rechtsmittel bezieht sich also nicht auf
sonstige Beschlüsse der Berufungsstelle. Auch kann mit
demselben nicht lediglich die Begründung einer Ent¬
scheidung angegriffen werden.

3. Gegen die Entscheidung der Berufungsstelle über die
Kosten allein findet eine Revision nicht statt.

4. Das Stualsministerium hat die Revisivnsschrift auch
dann dem Oberverwaltungsgerichte zu übermitteln, wenn
sie verspätet eingegangen ist.

5. Die Prüfung der Revisionsstelle erstreckt sich nur auf
das bei Fällung der angefochtenen Entscheidung vor¬
liegende tatsächliche Material. Die Anführung neuer
Tatsachen oder Beweismittel in der Revisionsschrift ist
ohne Bedeutung.
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6 . Ist im Revisionsverfahren eine Sache zur anderweitigen

Entscheidung an die Berufungsstclle zurückgegeben , so

ist letztere an die vom Oberverwaltungsgericht über

die Auslegung und Anwendung der gesetzlichen Vor¬

schriften ausgesprochene Auffassung gebunden , jedoch

nur in Bezug auf die Entscheidung der zurückgegebenen

Sache.

8 56.

Zu Artikel 56 des Gesetzes.

1 . Wegen Berechnung der Fristen im Rechtsmittelverfahren
s. 8 74 Z . 4.

2 . Die bedingte Einlegung eines Rechtsmittels ist unwirksam.

3 . Die Einlegung eines Rechtsmittels bei einer nichtzu-

ständigeu Einkommensteuerstelle zieht keinen Nachteil

nach sich ; bei einer anderen Stelle dagegen , z. B . dem

Gemeindevorstand , ist die Einlegung wirkungslos.

4 . Geht eine Rechtsmittelschrift bei einer unzuständigen

Stelle ein , so ist sie von der letzteren ungesäumt an

die zuständige Stelle wciterzugeben.

8 57.

Zu Artikel 57 des Gesetzes.

1 . Die veranlagte Steuer muß , auch wenn die Veranlagung

angefochten wird , in der vorgeschriebenen Frist gezahlt
werden.

2 . Zuvielgezahlte Steuerbeträge werden ohne Zinsver¬

gütung zurückgezahlt.

8 58.

Zu Artikel 58 des Gesetzes.

Anträge auf Wiedereinsetzung gegen die Versäumnng

der Einspruchs - und Berufungsfrist sind beim Vor-

Weltlmmungen
in Betreff der
Rechtsmittel

allgemein.

Zahlung der
Steuer bei

Einlegung von
Rechtsmitteln.

Wieder¬
einsetzung in
den vorigen

Stand.
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sitzenden des Schätznngsausschusses schriftlich oder zu
Protokoll, gegen Versäumnis der Revisionsfrist beim
Staatsministerimrij Departement der Finanzen, schrift¬
lich einzulegen.

Oberste
Leitung des
Schiitzungs-

geschäfts.
Weschwerden

außerhalb des
Rechtsmittel-
Verfahrens.

V . Oberaufsicht.

8 59.

Zu Artikel 59 des Gesetzes.

1. Über Beschwerden gegen das Verfahren des Schätzungs¬
ausschusses und des Vorsitzenden entscheidet, soweit nicht
das Rechtsmittelverfahren Platz greift (Art. 49 ff.), in
erster Instanz das Staatsministerium, Departement
der Finanzen.

Wendet sich die Beschwerde gegen eine schriftliche
Verfügung, so ist sie innerhalb einer Woche nach der
Zustellung derselben bei dem Vorsitzenden des Schätzungs¬
ausschusses einzubringen und innerhalb fernerer drei
Wochen zu begründen.

2. In zweiter Instanz entscheidet über Beschwerden gegen
das Verfahren der Schätzungsausschüsse und der Vor¬
sitzenden das Staatsministerium als Gesamtministerinm.

Der Antrag muß beim Staatsministerium, Departe¬
ment der Finanzen, innerhalb einer Woche nach Zu¬
stellung der angefochtenen Verfügung des letzteren ein¬
gebracht und innerhalb fernerer drei Wochen begründet
werden.

3. Über Beschwerden gegen das Verfahren der Beru¬
fungsstelle hat, soweit nicht das Rechtsmittelverfahren
Platz greift (Art. 49 ff.), das Gesamtministerium als
einzige Instanz zu entscheiden.

Wendet sich die Beschwerde gegen eine schriftliche
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Verfügung, so ist sie innerhalb einer Woche»ach der
Zustellung derselben beim Staatsministerium, Departe¬
ment der Finanzen, einzubringen und innerhalb fernerer
drei Wochen zu begründen.

VI . Steuerjahr und Veränderung der veranlagten
Steuer innerhalb desselben.

1, Es hat jedes Jahr eine neue Veranlagung stattzu¬
finden.

2. Die Veranlagung gilt, vorbehältlich der im Gesetz ent¬
haltenen abweichenden Bestimmungen, für das ganze
Steuerjahr oder, wenn jemand erst im Laufe des
Steuerjahrs steuerpflichtig wird, für den Rest des
Steuerjahrs.

1. Artikel 61 findet auf Aktiengesellschaften, Kommandit- wbre.
gcsellschaften auf Aktien, Gesellschaften mit b. H. und
eingetragene Genossenschaften keine Anwendung, da bei
diesen Erwerbsgesellschaften die Veranlagung lediglich
nach dem Ergebnisse der Vergangenheit erfolgt. Vergl.
8 19 Z. 28.

2. Der Artikel 61 findet Anwendung auf sämtliche selb¬
ständig veranlagte Personen sowie auf diejenigen
steuerlich selbständigen Personen, deren Veranlagung
unzutreffender Weise oder auf Grund der Bestimmung
in Z 24 Ziffer 10 unterblieben ist.

8 60.

Zu Artikel 60 des Gesetzes.

Stenerjahr.

8 61.

Zu Artikel 61 des Gesetzes.

Vermehrung
des

Einkommens
îm Steuer-
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3 . Als veranlagt gilt auch derjenige , welcher in der Steuer-

rolle oder Zugangsliste selbständig aufgeführt , aber

wegen nicht genügender Höhe des Einkommens von

Einkommensteuer freigelaffen ist.
4 . Ist eine Veranlagung unzutreffender Weise unterblieben,

so ist sie zunächst nach Maßgabe des Artikel 65 nach¬

zuholen , sofern auf Grund derselben von dem Steuer¬

pflichtigen Einkommensteuer zu zahlen ist.

5 . Die Vermehrung des Einkommens während des lau¬

fenden Steuerjahrs rechtfertigt nur dann eine Neuver-
anlaguug , wenn die Vermehrung auf die in Artikel 61

Ziffer 2 genannten Ursachen , nämlich auf Vermögens¬

zuwachs infolge gewisser Tatsachen , zurückzuführen ist.

6 . Ob die Vermehrung des Einkommens bei dem Haus¬

haltungsvorstand oder bei dessen Haushaltungsange¬
hörigen stattgefunden hat , ist ohne Unterschied.

7 . Da der Steuerpflichtige entsprechend dem durch die

Vermehrung veränderten Einkommen neu zu veranlagen

ist , so unterliegt die frühere Feststellung des Ein¬

kommens nicht der Nachprüfung . Es ist vielmehr das
fortan zu besteuernde Einkommen dadurch zu finden,

daß zu der früher sestgestellten Summe der aus dem

Vermögenszuwachs entspringende Reinertrag hinzuge¬

fügt wird . Die etwa außerdem aus anderem Anlasse

seit der früheren Veranlagung stattgefundene Ein¬

kommensvermehrung bleibt ebenso außer Betracht , wie

eine etwa eingetretene Einkvmmensverminderung oder

sonstige Änderung.
Entsteht die in Anrechnung zu bringende Vermehrung

jedoch infolge des Eintritts einer Person in die Haus¬

haltung des Steuerpflichtigen (Art . 61 Z . 2 d ) und

wird durch diesen Eintritt die Voraussetzung eines Ab¬

zugs nach Artikel 21 Ziffer I geschaffen , so hat der

Abzug stattzufinden , wobei aber ein Heruntergehen

unter die bisherige Veranlagung nicht zulässig ist.
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Die Voraussetzung des Abzugs liegt nur vor . wenn
die nach der früheren Veranlagung ohne Berück¬

sichtigung etwaiger Ermäßigungen (Art . 21 Z . I und
II ) sich ergebende Einkommenssumme zusammen mit der
anzurechnenden Vermehrung die Höhe von 3600 ^
nicht erreicht.

Eine Einkommensverminderung kann nur nach Maß¬
gabe des Artikel 62 Berücksichtigung finden.

8 . Bei der Verheiratung zweier zur Einkommensteuer ver¬
anlagter Personen muß die Steuer der Ehefrau gemäß
Artikel 63 zum Abgauge gebracht werden . Der Ehe¬
mann ist in dem Falle neu zu veranlagen , daß die

Ehefrau Ertrag bringendes Vermöge » besitzt.
9 . Unter Vermögen ist Vermögen im Sinne des Ver¬

mögenssteuergesetzes zu verstehen . Es fallen also ins¬
besondere auch darunter Nießbrauchrechte und Renten.

10 . Entsprechend den Bestimmungen in Artikel 65 Absatz 2
und 3 ist eine gemäß Artikel 61 Ziffer 2 vorzu¬
nehmende anderweitige Veranlagung nicht mehr zu¬

lässig , wenn nach dem betreffenden Steuerjahre drei
Stcuerjahre abgelaufen sind . Die Verpflichtung zur
Zahlung des Mehrbetrages der Steuer geht auf die
Erben , jedoch nur bis zur Höhe ihres Erbteils , über.

8 62.

Zu Artikel 62 des Gesetzes.

1 . Artikel 62 findet auf die steuerpflichtigen Erwerbsge¬

sellschaften keine Anwendung . Vergl . Z 61 Z . 1.

2 . Eine mit Beginn des Steuerjahrs eintretende Ver¬
minderung des Einkommens , z. B . wegen einer zum
1. Mai erfolgenden Pensionierung , gilt nicht als im

Laufe des Steuerjahrs geschehen . Sie ist gemäß Z 13
Ziffer 2 lediglich bei der regelmäßigen Veranlagung
zu berücksichtigen.

Verminderung
des

Einkommens
im Äteuer-

jahre.
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62.

3 . Es genügt allgemein der Wegfall  einer Ertragsquelle.
Demnach kommt es nicht darauf an , ob die Quelle
wie im Falle des Konkurses , der Zwangsversteigerung,
der Enthebung vom Amt usw . unabhängig von dem
eigenen Willen des Steuerpflichtigen verloren gegangen,
oder von dem letzteren freiwillig aufgegeben ist.

4 . Voraussetzung für den Ermäßigungsanspruch ist jedoch,
daß die Ertragsquelle selbst  wegfällt ; es genügt
nicht , daß das Einkommen daraus erlischt oder ver¬
mindert wird.

5 . Beim Kapitalvermögen ist es deshalb nicht ausreichend,
wenn die bedungenen Zinsen von einer Kapitalforde¬
rung rückständig bleiben oder auf einen niedrigeren
Satz ermäßigt werden . Auch kann es nicht als Weg¬
fall einer Ertragsquelle im Sinne des Gesetzes gelten,
wenn die bei der Veranlagung vorhanden gewesenen
und berücksichtigten Kapitalien ganz oder teilweise zum
Zweck einer anderen wirtschaftlichen Anlage , z. B - zum
Ankäufe von Grundbesitz , verwendet sind , der Vermögens¬
stand im ganzen also unberührt geblieben ist.

Endlich steht auch die Neubelastung mit einer ver¬
zinslichen Schuld für sich allein bei unverändertem
Stande des Aktivvermögens dem Wegfall einer Ertrags¬
quelle nicht gleich.

6 . Beim Grundvermögen gilt z. B . eine Ertragsquelle
als weggefallen für den Pächter oder Nießbräucher
eines Grundstücks , wenn sein Pacht - oder Nießbrauch¬
recht aufhört , für den Eigentümer eines Mietgebäudes,
wenn dasselbe abgebrochen oder bis zum Ablaufe des
betreffenden Steuerjahrs , sei es wegen Umbaus , sei es
aus anderen Gründen , unbenutzbar geworden ist . Da¬
gegen kann ein Ermäßigungsanspruch nicht damit be¬
gründet werden , daß ein Gebäude unvermietet bleibt
oder daß der Eigentümer durch Verpachtung eines bis
dahin selbstbewirtschafteten Grundstücks seine Einkünfte
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schmälert; auch im letzten Falle bleibt die Ertrags¬
quelle, das Grundstück, unberührt.

7. Beim Handel und Gewerbe bleibt eine bloße Ein¬
schränkung der Produktion oder der bis dahin betrie¬
benen Geschäftszweige, sowie ein Rückgang des Umsatzes
oder der Kundschaft außer Betracht.

Dagegen gilt als Wegfall der Quelle die Einstellung
des Gewerbebetriebes überhaupt oder eines als be¬
sonderer Betrieb anzusehenden Teils des bisherigen
Unternehmens, z. B. einer von mehreren Fabriken oder
selbständigen Betriebsstätten.

Der Betriebseinstellung steht gleich:
die Liquidation des Geschäfts, sofern damit nicht

tatsächlich eine Fortsetzung des Betriebes, z. B. im
Wege des gewinnbringenden Ausverkaufs, verbunden
ist, sondern die Liquidation sich auf die Abwickelung
der bestehenden Verpflichtungen, Verwertung der vor¬
handenen Bestände zu und unter Einkaufspreis usw.
beschränkt. Bergt. 8 19 Z. 31;

die Veräußerung oder Verpachtung des bisher selbst
betriebenen Gewerbes, sowie die Übertragung desselben
auf eine Aktiengesellschaft oder Gesellschaftm. b. H.;

der Austritt aus einer offenen Handelsgesellschaft.
8. Bei sonstiger gewinnbringender Beschäftigung gilt als Er¬

tragsquelle das bestimmte Amt oder die Berufstätigkeit,
durch welche im Einzelsalle der Ertrag erworben wird.

Nicht nur die gänzliche Niederlegung des Amtes
(Pensionierung) oder die gänzliche Einstellung der
Praxis als Arzt, Anwalt usw. begründet den Er¬
mäßigungsantrag; auch der Wechsel des bisherigen Amts¬
oder Dienstverhältnisses, die mit der Verlegung des Wohn¬
sitzes verknüpfte Aufgabe der bisherigen Praxis kann
als Wegfall der Ertragsquelle gelten, sofern nicht ein
im wesentlichen gleichartiges Amt usw. an die Stelle tritt.

Andererseits genügt weder die bloße Verminderung
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des Einkommens — z. B. infolge Rückgangs der
Klientel, Sinkens der Löhne oder dergleichen— noch
die Einschränkung des Verfügungsrechts.

Eine nur vorübergehende Arbeitslosigkeit gilt nicht
als Wegfall der Ertragsquelle. Ob die tatsächliche
Arbeitslosigkeit als vorübergehend anzusehen ist, hängt
von den Umständen des Einzelsalles ab; eine ununter¬
brochene, nicht in der Eigentümlichkeit der Beschäftigungs¬
art (z. B. in der sog. Saisonarbeit bei den Bauhand¬
werkern) begründete Arbeitslosigkeit von mehr als
3 Monaten ist aber in der Regel nicht als eine vor¬
übergehende anzusehen.

9. Als außergewöhnliche Unglücksfälle kommen namentlich
in Betracht: Krankheiten oder Todesfälle unter den er¬
werbenden Mitgliedern der Haushaltung, Viehseuchen,
Feuerschaden, Hagelschlag, Überschwemmung und ähn¬
liche mit örtlicher oder individueller Beschränkung
wirkende Naturereignisse.

Nicht als außergewöhnliche Unglücksfälle gelten wirt¬
schaftliche Vorgänge, welche auf den betreffenden Er¬
werbszweig im allgemeinen einen nachteiligen Einfluß
üben, wie Stockungen im gewerblichen und Handels¬
verkehr oder ungünstige Ernten.

10. Die Einkommensminderung muß mit dem Wegfall einer
Einnahmequelle oder mit einem Unglücksfall in ur¬
sächlichem Zusammenhänge stehen.

11. Die Ursache der Minderung muß erst im Laufe des
Steuerjahrs eingetreten sein. Bei Krankheiten kann
der Beginn im Vorjahre liegen, da die fortdauernde
Krankheit als eine täglich sich erneuernde Ursache an¬
zusehen ist. Dasselbe gilt von der nicht nur vorüber¬
gehenden Arbeitslosigkeit.

12. Voraussetzung der Ermäßigung ist, daß das Einkommen
um mehr als den fünften Teil für die Dauer des
Steuerjahrs vermindert ist.
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Für die Vergleichung kommt auf der einen Seite
das Einkommen in Betracht , zu welchem der Steuer¬
pflichtige bisher veranlagt war oder — wenn etwa die
Ermäßigungsverhandlungen dazu Veranlasfung geben —
auf Grund der Artikel 65 oder 68 nachträglich ver¬
anlagt wird . Veranlagt ist der Steuerpflichtige mit
demjenigen Reineinkommen , welches bei Berücksichtigung
etwaiger Ermäßigungen nach Art . 21 I und II verbleibt.

Auf der anderen Seite ist das Einkommen in Rech¬
nung zu stellen , welches er zum Zeitpunkte des etwaigen
Inkrafttretens der beantragten Steuerermäßigung tat¬
sächlich bezieht und das deshalb unter Berücksichtigung
des Art . 21 neu festzustellen ist . Es ist hier also ins¬
besondere auch jede Einkommensvermehrung in Betracht
zu ziehen , welche inzwischen etwa eingetreten ist.

Bei der Vergleichung muß sich ergeben , daß das
frühere Einkommen um mehr als */s sich vermindert
hat und daß die Einkommensverminderung , welche durch
den Wegfall einer Einnahmequelle oder durch einen
Unglücksfall herbeigeführt ist , ebenfalls mehr als */s
des früheren Einkommens ausmacht.

13 . Eine Einkommcnsverminderung kann nur insoweit in
Betracht gezogen werden , als sie für den ganzen Rest
des Steuerjahrs bestehen wird und als sie nicht bereits
bei der Veranlagung berücksichtigt ist . Vergl . Z 13.

14 . Die Ermäßigung kann auch beansprucht werden , wenn
mehrere zeitlich verschiedene Eiukommeusverminderungen
stattfinden , welche zusammen das veranlagte Einkommen
um mehr als den fünften Teil vermindern . In solchem
Falle hat die Ermäßigung vom Beginne des auf den
Eintritt der letzten Einkommensvermiuderung folgenden
Monats ab zu geschehen.

15 . Tritt nach einer zur Berücksichtigung gelangten Ver¬
minderung im Laufe desselben Steuerjahrs eine weitere
Verminderung ein , so ist dieselbe nach Maßgabe des
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Artikel 62 selbständig zu behandeln . Das verbliebene

Einkommen ist mit dem auf Grund der ersten Ver¬

minderung veranlagten gemäß Z . 12 in , Vergleich zu
stellen.

16 . Der Verminderung des Einkommens ist eine Vermehrung

der Ausgaben nicht gkeichzuachten.

ZuArt .62Z.2. 17 . Eine Ermäßigung kann auch dann beansprucht werden,
wenn bei einem Steuerpflichtigen gewisse in Art . 62

Ziffer 2 näher bestimmte Erträge im Laufe des Steuer¬

jahrs wegfallen und diese Erträge gemäß Art . 61 oder

63 des Gesetzes anderweit zur Einkommensteuer heran¬

zuziehen sind.

18 . Es genügt , daß die anderweitige Steuerpflicht nach

Maßgabe des Gesetzes besteht ; nicht notwendig ist , daß

die tatsächliche Besteuerung eintritt . Es ist demnach

ohne Belang , wenn etwa die Neueinschätzung irrtümlich

unterblieben ist und nicht mehr nachgeholt werden kann

oder wenn sie eine höhere Veranlagung des Steuer¬

pflichtigen nicht ergibt.

19 . Es ist notwendig , genügt aber auch andererseits , daß

die anderweitige Steuerpflichtigkeit der weggefallenen

Erträge zu Beginn des auf den Wegfall (Ziffer 17)

folgenden Monats besteht . Es muß deshalb zu diesem

Zeitpunkte — soweit es sich nicht um weggefallenen

Grundbesitz oder weggefallene gewerbliche Anlagen

handelt — die betreffende Person , welcher die wegge¬

fallenen Erträge zufallen , im Herzogtum allgemein

steuerpflichtig sein ; dagegen ist es ohne Bedeutung , ob

diese Steuerpflicht und damit die anderweitige Be¬

steuerung der in Frage stehenden Erträge noch im Laufe

des Steuerjahrs aufhört , indem z. B . die steuerpflichtige

Person ihren Wohnsitz in einen anderen Bundesstaat

verlegt.

20 . Für eine Ermäßigung auf Grund des Art . 62 Z . 2
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ist es nicht Voraussetzung, daß die Einkommensver¬
minderung eine bestimmte Höhe hat.

21: Der Antrag auf Ermäßigung ist beim Vorsitzenden des
Schätzuugsausschusses anzubringen.

22- Auch die Erben sind zur Stellung von Anträgen auf
Ermäßigung der Steuer des Erblassers berechtigt.

23. Ist die Einkommensverminderuug mit dem Ende eines
Monats erfolgt, so hat die Abgangstellung mit dem
Beginne des unmittelbar folgenden Monats zu geschehen.
Tritt z. B. eine Pensionierung zum 1. Juni ein, so
hat der Bezug des bisherigen Gehalts mit dem Ablaufe
des 31. Mai geendet; die etwaige Steuerermäßigung hat
also mit dem1. Juni zu beginnen. Vergl. ß 63 Z. 15.

8 63.

Zu Artikel 63 des Gesetzes.

Zu- und Ab
Sänge

im engeren
Sinne.

1. Der Artikel 63 behandelt die eigentlichen Zu- und
Abgänge.

2. Die Zugangsbestimmungen beziehen sich auf die Fälle,
in deuenbei einer Person,welche bis dahin wegen Mangels
der Steuerpflicht überhaupt nicht oder wegen Unselbstän¬
digkeit in steuerlicher Hinsicht nicht selbständig veranlagt
werden konnte, die Voraussetzungen der selbständigen
Veranlagung innerhalb des Steuerjahrs eintreten. Die
Veranlagung ist mit Wirkung vom Beginne des folgen¬
den Monats ab vorzunehmen. Vergl. ferner Z . 4.

3. Die Abgangsbestimmungen beziehen sich auf die Fälle,
in welchen im Laufe des Steuerjahrs bei einem selb¬
ständig veranlagten Steuerpflichtigen die Steuerpflicht
überhaupt oder durch Eintritt in eine fremde Haus¬
haltung die steuerliche Selbständigkeit aufhört. Die
bisherige Veranlagung fällt mit Beginn des folgenden
Monats hinweg.

Zu Art . 63
Abs. t.
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4. Den Fällen zu Ziffer 2 ist im Gesetze der Fall gleich¬
gestellt, daß die bei beruflichen oder ihrer aktiven Dienst¬
pflicht genügenden Militärpersonen bestehende Ein¬
schränkung der Stenerpflicht(Artikel4 Ziffer4 a) durch
Ausscheiden aus dem Militärdienste wegfällt. Der Weg¬
fall der Einschränkung bedeutet die Entstehung einer
anders gearteten Steuerpflicht gegenüber der bisherigen.
Die bisherige Steuerpflicht gilt in allen Fällen als er¬
loschen und es ist eine ganz neue Veranlagung vorzu¬
nehmen, sofern im übrigen die erforderlichen Voraus¬
setzungen vorliegen.

Für Unteroffiziere und Mannschaften des Beur¬
laubtenstandes , welche sich im aktiven Dienste be¬
finden, gilt vorstehendes nicht. S . Art. 66 Z. 1.

5. Den Bestimmungen zu Ziffer 4 entspricht es, daß bei
den zur Ableistung ihrer aktiven Militärpflicht oder zum
Zwecke der Berufswahl in den Militärdienst eintretenden
Personen(Art. 4 Z. 4a) ebenfalls die alte Stenerpflicht
wegfällt und eine neue entsteht.

6. Was in Bezug auf das Ausscheiden aus dem Militär¬
dienst oder den Eintritt in den Militärdienst gilt (Z. 4
und 5), greift in gleicher Weise in dem Falle Platz,
daß die Zugehörigkeit zu einem in der Kriegsformation be¬
findlichen Teile des Heeres oder der Marine aufhört
oder beginnt(Art. 4 Z. 4 6). Auch hier fällt die alte
Steuerpflicht weg und es entsteht eine neue Steuerpflicht.

7. Eine vollständige Neuveranlagung hat auch dann statt¬
zufinden, wenn eine nach Art. 2 beschränkt steuer¬
pflichtige Person im Laufe des Steuerjahrs gemäß
Art. 1 allgemein steuerpflichtig wird, oder wenn der
umgekehrte Fall vorliegt, da jede der beiden Arten der
Steuerpflicht für sich einen durchaus selbständigen
Charakter hat.

8. Ein Zn- oder Abgang im Sinne des Art. 63 liegt
ferner dann vor, wenn eine nach Artikel3 steuerfreie
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oder beschränkt steuerpflichtige Person durch Ausscheiden
aus der betreffenden Stellung allgemein steuerpflichtig,
oder eine allgemein steuerpflichtige Person durch Eintritt
in die Stellung steuerfrei oder beschränkt steuerpflichtig
wird.

9. Durch das Ableben des Haushaltungsoorstandes erlischt
seine Steuerpflicht und fällt somit seine Veranlagung
weg. In solchem Falle hat deshalb stets die voll¬
ständige Neuregelung der Veranlagung der Hinter¬
bliebenen Haushaltungsangehörigen nach Maßgabe der
gesetzlichen Vorschriften stattzufinden.

Stirbt nicht der Haushaltungsvorstand, sondern ein
Haushaltungsangehöriger, so kann nur eine Ermäßigung
der bestehenden Veranlagung nach Artikel 62 in Frage
kommen.

10. Wegen Abgangs infolge Verheiratung sieheZ 61 Z . 8.
11. Ist die Stenerpslicht einer Person im Laufe des Steuer¬

jahrs durch Verlegung des Wohnsitzes außerhalb des
Herzogtums erloscheu, so kann bei einer im weiteren
Lause des Steuerjahrs erfolgten Zurückverlegung des
Wohnsitzes die alte Veranlagung nicht wieder anf-
leben, sondern es muß eine neue Veranlagung erfolgen.
Dies gilt auch, wenn die Verlegung und Rückverlegung
des Wohnsitzes im Laufe desselben Monats erfolgt.

12. Die Zu- und Abgangstellung erfolgt von dem Beginne
des auf den Eintritt oder das Erlöschen der Steuer¬
pflicht folgenden Monats ab mit den unter Ziffer 13
und 14 genannten Ausnahmen.

13. Wird zum ersten Tage eines Monats ein dienstlicher
Wohnsitz neu begründet, so hat die etwa dadurch er¬
forderlich werdende Zugangstellung vom Beginne dieses
Monats ab zu erfolgen.

14. Wird eine Abgangstellung dadurch erforderlich, daß
s.) Steuerpflichtige zur Ableistung ihrer Dienstpflicht

Zu Art . 63
Abs. 2.
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Iu - und Ab¬
gangstellung.

s 64.

oder zum Zwecke der Berufswahl in das Heer oder

die Marine eintreten (Z . 5),

ff) die Kriegsformation in Ansehung eines Teils des

Heeres oder der Marine angeordnet wird (Z . 6 ),

so hat in Rücksicht auf Z 46 des Reichsmilitärgesetzes

vom 2. Mai 1874 die Abgaugstellung bereits vom

ersten des Monats ab zu erfolgen , in welchem der

Steuerbefreiungsgrund eintritt.

1b . Ist das Erlöschen der Stenerpflicht mit dem Ende

eines Monats erfolgt , so hat die Abgaugstellung mit

dem Beginne des unmittelbar folgenden Monats zu ge¬

schehen. Vergl . 8 62 Z . 23.

8 64.

Zu Artikel 64 (und anderen ) des Gesetzes.

1 . Eine Zu - oder Abgangstellung im weiteren Sinne

greift Platz:
a ) bei einer Abänderung der Veranlagung im Laufe

des Steuerjahrs wegen Vermehrung oder Verminde¬

rung des Einkommens (Art . 61 und 62 ; 61

und 62 ) ;
ff) bei den eigentlichen Zu - und Abgängen infolge

Entstehens oder Erlöschens der Steuerpflicht im Laufe

des Steuerjahrs (Art . 63 ; § 63 ) ;

ferner:
0) bei der Abänderung der Veranlagung im Rechts¬

mittelverfahren (Art . 49 ff .) ;

ä ) bei der nachträglichen Veranlagung der über¬

gangenen oder zu niedrig veranlagten Steuerpflichtigen

gemäß Art . 65 (vergl . H 65 ) ;

s ) bei der Höherveranlagung im Strafverfahren ge¬

mäß Art . 67 ff . (vergl . M 67 ff .) ;

sodann:
1) bei der von Amts wegen vorzunehmenden Berichti-
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gung einer gegen die Reichsgesctzgebung oder Art . 3 des
Einkommensteuergesetzes verstoßenden Veranlagung , sowie
einer Doppelveranlagung;

endlich:

Z) bei Steuerumschreibungen infolge Wohnsitzwechsels
der Steuerpflichtigen innerhalb des Herzogtums (vergl.
Z . 5 , Z . 7 1b. a) ;

lr) bei der Erkennung eines Steuerzuschlags gemäß
Art . 27 Z . 2;

i ) beim Erlasse von Einkommensteuer auf Grund des
Art . 66 Abs . 1;

lr) beim sonstigen Erlasse von Einkommensteuer
(Art . 66 Abs . 2 ).

Zugänge gemäß Z . 1 6 (vergl . Z 63 ) entstehen ins¬
besondere

a ) dadurch , daß Deutsche Reichsangehörige ins Herzog¬
tum verziehen oder im Herzogtum als Beamte oder
Offiziere einen dienstlichen Wohnsitz erhalten;

d ) dadurch , daß ein im Herzogtums wohnhafter An¬

gehöriger eines anderen Deutschen Staates seinen bis¬
herigen zweiten Wohnsitz im Heimatsstaat aufgibt;

o) dadurch , daß Ausländer im Herzogtum ihren

Wohnsitz oder des Erwerbes wegen ihren Aufenthalt
nehmen oder ihren Aufenthalt über ein Jahr hinaus
ausdehnen;

ä ) durch die Lösung des Verhältnisses , vermöge dessen
die Steuerfreiheit einer Person gemäß Artikel 3 be¬
gründet war;

s ) durch Eintritt der in Art . 2 angegebenen Voraus¬
setzungen für die beschränkte Steuerpflicht;

lh durch Eintritt der in Art . 1 angegebenen Voraus¬

setzungen der allgemeinen Steuerpflicht bei einem nur
beschränkt Steuerpflichtigen;
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Z) durch Gründung einer steuerpflichtigen Er¬
werbsgesellschaft im Herzogtume(vergl. dazu K 19
Z- 28 1t. a);

ll) durch Ausscheiden einer Person aus dem Unter¬
offizier-- oder Gemeinenstande, sofern im übrigen die
Voraussetzungen für eine selbständige Veranlagung
vorliegen;

1) durch Endigung der Zugehörigkeit zu einem in der
Kriegsformation befindlichen Teile des Heeres oder der
Marine, sofern im übrigen die Voraussetzungen für
eine selbständige Veranlagung vorliegen;

Ir) durch Austreten einzelner, dadurch steuerpflichtig
werdender Mitglieder aus einer Haushaltung, und
zwar infolge Auflösung der Haushaltung, gerichtlicher
Scheidung oder dauernder Trennung der Ehegatten,
Verheiratung von Kindern usw. Vergl. ß 14.

3. Abgänge gemäß Ziffer 1 d (vergl. tz 63) entstehen
insbesondere

s.) durch das Ableben eines (selbständig veranlagten)
Steuerpflichtigen;

d) durch Übertritt eines Steuerpflichtigen in den
Haushalt eines anderen, z. B . durch Verheiratung;

o) durch Begründung eines dienstlichen Wohnsitzes
in einem anderen Deutschen Staat oder einem Schutz¬
gebiete;

ä) durch den Verzug eines Angehörigen des Herzog¬
tums nach einem anderen Deutschen Staat oder einem
Deutschen Schutzgebiete;

s) durch den Wegzug einer dem Herzogtume nicht
angehörigen Person aus dem Herzogtume;

4) durch Ablauf eines zweijährigen Zeitraums, wäh¬
rend dessen ein Angehöriger des Herzogtums sich un¬
unterbrochen im Ausland aufgehalten hat;
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A) durch Wegfall der Voraussetzungen , welche die
Steuerpflicht gemäß Artikel 2 des Gesetzes begründen;

ll ) durch Verlust der oldenburgischen Staatsange¬
hörigkeit , sofern nicht die Voraussetzungen vorliegen,
unter denen auch fremde Staatsangehörige der Steuer
unterworfen sind;

i ) dadurch , daß die Kriegsformation in Ansehung
eines Teils des Heeres oder der Marine augeorduet
wird;

ll ) dadurch , daß Steuerpflichtige zur Ableistung ihrer
Dienstpflicht in das Heer oder die Marine eintreten;

1) dadurch , daß eine steuerpflichtige Erwerbsgesell¬
schaft sich auflöst.

4 . Von Amts wegen ist eine Berichtigung der Veranla¬
gung vorzunehmen (Z . 1 4 ) ,

a.) wenn die Veranlagung gegen Reichsgesetze ver¬
stößt . In Betracht kommen insbesondere das Doppel¬
besteuerungsgesetz vom 13 . Mai 1870 (vergl . ß 1 Z.
22 ff .) , sodann ß 46 des Reichsmilitärgesetzes vom
2 . Mai 1874 , welcher die Besteuerung der Militär¬
bezüge der Militärpersonen einschränkt (vergl . Art . 4
Z . 4 und Z 4 Z . 11 ff .) , und ferner die Reichsgesetze
vom 31 . Mai 1906 , betreffend die Pensionierung der
Offiziere usw . bezw . die Versorgung der Unterklassen
des Reichsheeres usw . (vergl . Art . 4 Z . 6 und 8 4
Ziffer 18 ).

Es wird dabei bestimmt , daß eine Berichtigung von
Amts wegen im Fall eines Verstoßes gegen Art . 4
Z . 4 s, auch dann vorzunehmen ist , wenn Bezüge der
daselbst behandelten Offiziere in Frage stehen;

d ) wenn die Veranlagung gegen Artikel 3 des Ein¬
kommensteuergesetzes verstößt;

o) wenn eine mehrfache selbständige Veranlagung
desselben Steuerpflichtigen vorliegt ; nicht dagegen , wenn
ein Steuerpflichtiger gleichzeitig selbständig und als
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Haushaltungsangehöriger veranlagt wird , oder wenn
bei selbständiger Veranlagung gleichzeitig sein Einkom¬
men einem anderen Haushaltungsvorstande zugerechnet
wird . Hier ist es Sache des verletzten selbständig ver¬
anlagten Steuerpflichtigen , den Rechtsmittelweg zu be¬
schreiten.
Bei den Steuerumschreibungen infolge Wohnsitzwechsels
innerhalb des Herzogtums (Z . 1A ) handelt es sich
nicht um wirkliche Steuer Ab - und Zugänge , sondern
nur um einen Wechsel in der für die Hebung der
Steuer zuständigen Stelle für das zweite Steuerhalb¬
jahr.

Steuerumschreibungen haben zu erfolgen , wenn ein
Steuerpflichtiger im ersten Stenerhalbjahr oder zu
Beginn des zweiten Steuerhalbjahrs , und zwar bis zum
3 . November einschl -, den Hebnngsbezirk , in welchem
seine Veranlagung stattgefunden hat , verläßt , um in
einen anderen Hebungsbezirk des Herzogtums zu ver¬
ziehen . Ein solcher Steuerpflichtiger ist in seiner Ver-
anlagnngsgemeinde zum Abgang und in derjenigen
Gemeinde , welcher er Anfang November angehört oder
in welche er Anfang November verzieht , vom 1 . No¬
vember ab in Zugang zu bringen.

Bei einem derartigen Verzüge hat der Gemeinde¬
vorstand der Abzugsgemeinde dem Gemeindevorstande
der Zuzugsgemeinde ungesäumt Mitteilung nach Muster
20 zu machen . Zu dem Ende ist den Gemeindevor¬
ständen das dazu erforderliche Material nach näherer
Bestimmung rechtzeitig zu übermitteln.

Das Staatsministerium , Departement der Finanzen,
kann im Wege der einfachen Verfügung , wo es die
örtlichen Verhältnisse ihm zweckmäßig erscheinen lassen,
den Wegfall der Steuerumschreibung anordnen . Eine
derartige Anordnung ist im Amtsblatte zu veröffent¬
lichen.
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6. Die Zu- und Abgangstellung erfolgt durch Zu- uud
Abgangslisten nach den in Anlage 21 und 22 enthal¬
tenen Formularen.

7. Die für die Zu- und Abgangstellung in Frage kommen¬
den Fälle sind

a) zum Teil in die Listen aufzunehmen, bevor über
sie entschieden ist. Hier bezweckt die Aufnahme zugleich
die Herbeiführung der Entscheidung. Es gehören hier¬
her die zu Ziffer 1 unter a, ff, ff Z, 1 und ff auf¬
geführten Fälle, über welche das Staatsministerium,
Departement der Finanzen, zu entscheiden hat;

ff) zum anderen Teile sind sie erst anfzunehmen,
nachdem eine Entscheidung erfolgt ist. Hier bezweckt
die Aufnahme nur die Herbeiführung der Hebung oder
der Rückzahlung bezw. Nichthebung. Es gehören hier¬
her die Fälle

zu Z. 1 ä, deren Entscheidung in der Regel dem
Schätzungsausschnsse(vergl. Z 65 Z. 9),

zuZ. 1 s und ff, deren Entscheidung dem Vorsitzenden,
zu Z. 1 o, deren Entscheidung den Beschwerdestellen

bezw. der Revisionsstelle
obliegt.

8. Die Aufstellung der Listen ist Sache des Vorsitzenden
des Schätzungsausschusses.

9. Welche Eintragungen in die Ab- und Zugangslisten
zu erfolgen haben, geht aus dem Formulare näher
hervor. In den für die Begründung des Ab- und
Zugangs bestimmten Spalten sind alle diejenigen An¬
gaben zu machen, welche für die Entscheidung in der
Sache, insbesondere auch in Bezug auf Neuveranlagungen
sowie auf den Zeitpunkt des Ab- oder Zugangs, er¬
forderlich sind.

Soweit die Ab- und Zugangstellung sich auf eine
Vorentscheidung gründet, ist auf diese hinzuweisen.
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10 . In den Fällen der Ziffer 1 ff , A und 1 hat der Ge¬

meindevorstand die Listen dadurch vorzubereiteu , daß

er auf Grund der Au - und Abzugsmeldungen (Mini-

sterialbek . vom 3 . September 1891 ) , der in Z . 5 Abs . 3

vorgeschriebeuen Umzugsmitteilungen sowie seiner son¬

stigen Kenntnis der Verhältnisse und der Ungezogenen

Erkundigungen eine vorläufige Aufstellung vornimmt

und dem Vorsitzenden übersendet . Letzterer prüft die

Listen nach und ändert sie dem Ergebnis entsprechend,

soweit erforderlich nach vorheriger weiterer Erkundung.

11 . In den Fällen der Ziffer 1 a , o, ä , s , ff ff und ff

stellt der Vorsitzende ans Grund der Akten die Liste
auf . Es bleibt ihm aber überlassen , sich auch in Be¬

zug aus diese Fälle der Hülfe des Gemeindevorstandes
zu bedienen.

12 . Es können Fälle verschiedener Art in dieselbe Liste

ausgenommen werden.

13 . Hinsichtlich der Steuerumschreibungen infolge Wohnsitz¬

wechsels (Z . 1 Z ) hat der Gemeindevorstand den Listen¬

entwurf bis Ende November an den Vorsitzenden ein¬

zusenden . Wegen der übrigen Fälle sind die Listen

nach Bedarf aufzustellen.

14 . Der Vorsitzende des Schätzungsausschusses hat eine

Ausfertigung der ausgestellten Zu - und Abgangslisten
(Ministeriallisten ) dem Staatsministerium , Departement

der Finanzen , soweit nötig mit den Vorakten , zur Fest¬

stellung vorzulegen.

15 . Das Staatsministerium prüft die Listen , 'trifft nach

Vornahme der erforderlichen Rückfragen die etwa nö¬

tigen Entscheidungen und sendet die Listen an den

Vorsitzenden , welcher sie nach Ergänzung seines Exem¬

plars (Amtsliste , Magistratsliste ) wieder an das Staats¬
ministerium zurückgehen läßt.

16 . Hinsichtlich der Zugangslisten hat der Vorsitzende die
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Hebung , hinsichtlich der Abgangslisten die Zurückzahlung
bezw . die Unterlassung der Hebung zu veranlassen.

17 . Soweit in de » Zu - oder Abgangslisten Entscheidungen
getroffen sind (§ 64 Z . 7)

a ) über eine Abänderung der Veranlagung gemäß
Art . 61 Z . 2 und Art . 62,

d ) über eine Neuveranlagung auf Grund des Artikel 63,
hat der Vorsitzende die Steuerpflichtigen unter Ver¬
wendung eines Formulars nach Muster 23 und 24 zu
benachrichtigen.

Der Lauf der Einspruchsfrist beginnt mit dem auf die
Benachrichtigung folgenden Tage (vergl . 8 49 Z . 3
Abs . 2) .

Ob bei Entscheidungen über sonstige Abgänge eine
Benachrichtigung der Beteiligten nach den vorliegenden
Umständen im einzelnen Fall angemessener Weise zu
erfolgen hat , bleibt der Entscheidung des Vorsitzenden
überlassen.

Bei Abgängen infolge Wegzugs kann eine besondere
Benachrichtigung in der Regel unterbleiben.

Ist der Abgang auf einen Antrag des Steuerpflich¬
tigen verfügt , so hat eine Benachrichtigung in der Regel
stattzufinden.

18 . Die Zugänge und Abgänge — erstere soweit sie sich
auf bereits veranlagte Steuerpflichtige beziehen — sind
zu den betreffenden Nummern der Steuerrolle , der
Nachstenerrolle oder der Zugangsliste durch kurzen Ver¬
merk anzudeuten.

VII . Nachträgliche Veranlagung.
8 65.

Zu Artikel 65 des Gesetzes.
1. Der Artikel 65 des Gesetzes regelt die Fälle , in denen

irrtümlich eine Veranlagung überhaupt nicht stattge-
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funden hat oder die Veranlagung infolge bestimmter

Umstände zu niedrig erfolgt ist . Hier hat eine nach¬

trägliche Veranlagung stattzufinden.

2 . Die nachträgliche Veranlagung bedeutet die Nach¬

prüfung der für die regelmäßige Veranlagung zu

Grunde zu legenden Verhältnisse ; sie ist also ver¬

schieden von der anderweitigen Veranlagung infolge der

Vermehrung des Einkommens innerhalb des Steuer¬

jahrs (Art . 61 ).
3 . Ein Steuerpflichtiger ist bei der Veranlagung dann

übergangen worden (Art . 65 Abs . 1 Z . 1), wenn er

in die Steuerrolle überhaupt nicht oder , bei Ent¬

stehung der Steuerpflicht im Laufe des Steuerjahrs,

in die Zugangsliste nicht innerhalb 2 Monate nach

Entstehung der Steuerpflicht ausgenommen ist . Wegen

des letzten Falles vergl . jedoch Z . 9.

Die nachträgliche Veranlagung eines solchen Steuer¬

pflichtigen innerhalb der zulässigen Zeit ist an beson¬

dere Voraussetzungen nicht gebunden.
4 . Ist ein Steuerpflichtiger dagegen veranlagt — steuer¬

frei oder zu einer zu niedrigen Stufe — , so ist eine

nachträgliche Erhöhung der Veranlagung nur in den

in Art . 65 Abs . 1 Z . 2 genannten Fällen angängig

und zwar in den Grenzen dieser Fälle . Es sind dies

Fälle , in denen es sich um die Nichtberücksichtigung

von Erträgen handelt , welche ihrer Art nach steuerer¬

klärungspflichtig waren , aber nicht zur Anmeldung ge¬

langt sind , weil
a ) die betreffende Anmeldung irrtümlich oder ohne

sonstige Verschuldung unrichtig oder unvollständig war;

b ) die Anmeldung trotz Steuererklärungspflicht unter¬

blieben ist;
o) die Anmeldung unterblieben ist , weil der be¬

treffende Steuerpflichtige zu der Steuererklärung nicht

verpflichtet war , z. B . wegen zu niedriger Steuerstufs
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(Art. 25 II 5) oder als Auswärtiger bei mangelnder
Aufforderung(Art. 25 IX ) oder im Falle des Zu¬
gangs bei mangelnder Aufforderung(Art. 63 und
Art. 64 Abs. 2);

ferner ist der Fall eingeschlossen, daß
ä) im übrigen durch eine irrtümlich unrichtige Er¬

klärung des Steuerpflichtigen oder eine Auskunftsver¬
weigerung(vergl. Art. 25 IV) die unrichtige Veran¬
lagung hervorgerufen ist.

Eine weitergehende Nachprüfung der früheren Ver¬
anlagung ist nicht zulässig.

5. Ziffer 4 trifft insbesondere auch den Fall, daß die an
sich steuererkläruugspflichtigen Einkünfte aus einer Erb¬
schaft nicht angegeben werden können, weil über den
Erbanfall überhaupt oder über den Erbanteil noch Un¬
gewißheit besteht(vergl. Z 2 Z. 14).

6. Liegt eine strafbare Hinterziehung der Steuer vor, so
findet nicht der Artikel 65 des Gesetzes Anwendung,
sondern es kommen die Artikel 67 ff. zu Raume. Vergl.
8 68 Z. 2.

7. Soweit im Falle des Artikel 65 Absatz1 Ziffer 2 ein
rechtzeitiger Einspruch seitens des Vorsitzenden möglich
ist, steht demselben die Wahl zwischen Einspruch und
nachträglicher Veranlagung zu. Mit der letzteren ist
aber erst vorzugehen, wenn die nachzuprüfende Veran¬
lagung rechtskräftig ist.

8. Artikel 65 findet auch auf juristische Personen An¬
wendung.

9. Die Veranlagung der Nachsteuer erfolgt nach den Vor¬
schriften des Einkommensteuergesetzes. Es ist also ins¬
besondere der Schätzungsausschuß für die Vornahme zu¬
ständig, sofern es sich nicht allein  um eine nachträgliche
Zugaugstellung (Art . 63) — ohne eine gleichzeitige
nachträgliche Jahresveranlagung— oder um die Nach¬
prüfung  einer Zugangstellung  handelt; in diesen
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beiden Fällen ist das Erforderliche gemäß Artikel 64

Absatz 1 vom Staatsministerium , Departement der

Finanzen , unter Verwendung der vorgeschriebenen Zu¬

gangsliste (vergl . Z . 11 ) vorzunehmen.
10 . Die Veranlagung der Nachsteuer erfolgt einheitlich für

den ganzen Zeitraum , auf welchen sich die Verpflich¬

tung zur Nachsteuer erstreckt.
Demgemäß wird bestimmt , daß die nachträgliche Ver¬

anlagung , auch wenn es sich um verschiedene Jahre

handelt , von demjenigen Schätzuugsansschusse wahrzu¬

nehmen ist , welcher zur Zeit der nachträglichen Veran¬

lagung oder der Vorbereitung derselben der allgemein

zuständige ist . Besteht ein solcher Ausschuß nicht , so

hat derjenige einzutreten , welcher die letzte Veranlagung
vorgenommen hat oder für dieselbe zuständig war.

Die Nachprüfung hat für jedes Jahr besonders zu

erfolgen . Es gilt jedoch das Gesamtergebnis als ein

einheitliches , insbesondere also auch in Bezug auf die

Einlegung von Rechtsmitteln.
11 . Bei der Veranlagung der Nachsteuer ist , abgesehen von

den unter Ziffer 9 behandelte » Ausnahmefällen , welche
einfach durch Zugangsliste zu erledigen sind , das unter

25 anliegende Formular zu benutzen . Mit demselben

ist entsprechend den die Steuerrolle betreffenden Vor¬

schriften in Z 47 Ziffer 1— 5 und K- 48 Ziffer 7 zu

Verfahren.
12 . Hierauf hat der Vorsitzende die nachträglich veran¬

lagten Steuerpflichtigen unter Verwendung eines For¬

mulars nach Muster 26 zu benachrichtigen.

13 . Gegen die nachträgliche Veranlagung sind die gewöhn¬

lichen Rechtsmittel (Art . 49 ff .) zulässig.
Der Lauf der Einspruchsfrist beginnt mit dem auf

die Benachrichtigung folgenden Tage (vergl . Z 49 Z . 3
Abs . 2 ).

14 . Wegen der Zugangstellung vergleiche Z 64.
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VIII . Erlaß von Steuer.

8 66.

Zu Artikel 66 des Gesetzes.

1 . Die Bestimmungen des Artikel 66 berühren nicht die
Veranlagung selber . Diese bleibt nach Maßgabe der
sonstigen gesetzlichen Bestimmungen bestehen . Es
handelt sich vielmehr nur um einen zeitweiligen Erlaß
der veranlagten Steuer oder eines Teils derselben.

2 . Die Abgangstellung hat von Amts wegen zu erfolgen.
Im übrigen vergleiche wegen derselbe » K 64.

3 . Es ist die ganze Monatssteuer auch dann zu erlassen,
wenn der Steuerpflichtige nur einen Teil des Monats
sich im aktiven Dienste befindet.

4 . Wegen des Begriffs der „ heimischen Gewässer " s. 8 4
Z . 16 Abs . 2.

6 . Fährt das zum auswärtigen Dienste bestimmte Schiff
oder Fahrzeug allein , so liegt die Voraussetzung des
Art . 4 Z . 4 b vor . S . Z 4 Z . 16 . Abs . 1.

IX . Strafbestimmungen.

8 67.

Zu Art . 67 des Gesetzes.

1 . Sobald der begründete Verdacht einer in Art . 67 mit
Strafe bedrohten Zuwiderhandlung vorliegt , hat der
Vorsitzende des Schätzungsausschusses die zur Feststellung
des Tatbestandes erforderlichen Ermittelungen zu ver¬
anlassen und gleichzeitig mit Rücksicht auf Art . 67 Abs . 4
zu den Akten ausdrücklich zu vermerken , daß gegen

Mannschaften
-es

Deurlanbten-
standes usw.

ZuArt . 66Z . 1.

ZuArt .66Z.2.

Wissentliche
und grobfahr-
tMge Fatsch¬

meldung.
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den Steuerpflichtigen die Untersuchung wegen Zuwider¬

handlung nach Art . 67 eingeleitet sei.

2 . Eine wissentliche oder grobfahrlässige Falschmeldung ist

auch dann strafbar , wenn sie nicht geeignet ist , zur

Verkürzung der Steuer zu führen . Auch ist bei der

wissentlichen Falschmeldung die Absicht der Hinterziehung

nicht Voraussetzung der Strafbarkeit.

1 . Der Artikel 68 bezieht sich nur auf strafbare Hinter¬

ziehungen (Art . 67 ) . Die Nachforderungen außerhalb

der Fälle der Hinterziehung behandelt Art . 65.

2 . Erfolgt in dem gerichtlichen Strafverfahren eine Frei¬

sprechung , weil der Tatbestand eines Vergehens nach

Artikel 67 nicht hat festgestellt werden können , so ist

mit der Verneinung der strafbaren Hinterziehung auch

die Nachforderung der Steuer aus Art . 68 ausgeschlossen.

Es kann dann nur noch die Nachbesteuerung aus Ar¬

tikel 65 in Frage kommen , für welche der vom Straf¬

richter festgestellte Tatbestand nicht maßgebend ist.

Vergl . K 65 Z . 6.

6 . Festsetzungen des Vorsitzenden auf Grund des Art . 68

können durch Beschwerde gemäß Art . 59 angesochten
werden.

4 . Wegen der Zugangstellung vergl . Z 64.

Einziehung der
hinterzogenen

Steuer.

8 68 .

Zu Art . 68 des Gesetzes.

Falsche Aus¬
kunft bei der

Personen¬
stands¬

aufnahme.

8 69.

Zu Artikel 69 des Gesetzes.

Vergl . Z 24 Ziffer t5.
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8 70 . Straf¬
verfolgung.

Zu Artikel 70 des Gesetzes.

In der Regel hat der Vorsitzende eine vorläufige
Festsetzung der Geldstrafe vorzunehmen und nur unter
besonderen Umständen zur sofortigen Abgabe der Sache
an die Staatsanwaltschaft zu schreiten.

8 71.

Zu Artikel 71 des Gesetzes.

Verletzung der
Verschwiegen¬

heitspflicht.

Es ist nur die unbefugte Offenbarung verboten. In¬
wieweit seitens der Behörden an andere Behörden
— auch auswärtige — Mitteilung über Steuerveran¬
lagungen usw. gemacht werden darf, unterliegt der Be¬
stimmung des Staatsministeriums, Departement der
Finanzen.

X . Hebung der Einkommensteuer.

8 72 . Hebungs-
vorfchriften.

Zu Artikel 72 des Gesetzes.

1. Die Erhebung der Einkommensteuer erfolgt auf Grund ZuArt.72Z.i.
der Steuerrollen und der Zu- und Abgangslisten nach Hebungs-
den entsprechend zu erteilenden Anweisungen.

2. Die Steuer wird von den dazu bestimmten Hebungs¬
beamten an den gewöhnlichen oder besonders dazu fest¬
gesetzten Hebungsorten in zwei halbjährlichen Terminen
gehoben, und zwar
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im September
für das erste Steuerhalbjahr (Hebungsperiode Mai/

Oktober)
und

im März
für das zweite Steuerhalbjahr (Hebungsperiode

November/April ) .

3 . Die Hebuugstermine und die Hebungsperioden können

vom Staatsministerium , Departement der Finanzen , im

Wege der Verfügung für einzelne Bezirke geändert

werden . Eine solche Änderung ist im Amtsblatte be¬

kannt zu machen.
4 . Zuständig für die Hebung ist der Hebungsbeamte des¬

jenigen Bezirks , in welchem die Steuerveranlagung

stattgefunden hat oder in welchem der Steuerpflichtige

gemäß Z 64 Z . 5 in Zugang gebracht ist.

5 . Hebungsbeamte sind
a ) in den Städten I . Klasse , sofern nicht der Staat

die Steuer durch eigene Organe erheben läßt (Art . 75

Abs . 1), die Stadtkämmerer;
d ) in anderen Gemeinden , denen die Hebung gemäß

Artikel 75 Absatz 2 übertragen ist , die damit besonders

beauftragten Beamten;
o) im übrigen die Amtseinnehmer.

6 . Die Zahlung der Steuer kann auch vor den allgemeinen

Hebungsterminen erfolgen , sobald an den Hebungsbe¬

amten Hebungsanweisung gelangt ist.

7 . Die Steuer kann auch vor den allgemeinen Hebungs¬

terminen beigefordert werden , sobald sie fällig ist . Von

dieser Befugnis soll jedoch nur unter besonderen Um¬

ständen Gebrauch gemacht werden.

8 . Die auf die Hebungsperiode entfallende Steuer wird

fällig mit dem 15 . Tage des ersten Monats der Hebungs-

Periode , vorausgesetzt , daß dann die Steuerrolle durch

Beendigung des Schätzungsgeschäfts (8 46 Z . 1 und 3)
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vom Schätzungsausschußoder die Zugangliste vom
Staatsmiuisterium, Departement der Finanzen, festge¬
stellt ist. Soweit letzteres nicht der Fall, tritt die
Fälligkeit mit der Feststellung ein.

Handelt es sich um Zugänge der in § 64 Z. 7 6
behandelten Art, so tritt die Fälligkeit mit der Zu¬
stellung der dort erwähnten Entscheidung an die Steuer¬
pflichtigen, spätestens aber mit der Feststellung der
Zugangliste ein.

9. Wegen Befristung mit der Zahlung gelten die für
staatliche Forderungen allgemein bestehenden Grundsätze.

10. Die zwangsweise Beitreibung der Einkommensteuer
richtet sich nach den über die Zwangsvollstreckung wegen
Geldforderungen in Verwaltuugssachen allgemein be¬
stehenden Bestimmungen. Vergl. Gesetz vom 14. April
1882 und Ministerialbekanntmachung dazu vom1. No¬
vember 1899.

11. Die Steuer ist zunächst vom Haushaltungsvorstande
beizufordern.

Sofern dies nicht möglich ist, z. B . infolge Todes¬
falls oder Abwesenheit, oder sofern von vornherein die
Beiforderung als eine vergebliche erscheint, z. B . wegen
notorischer Zahlungsunfähigkeit, hat sofort die Bei¬
forderung von den Haushaltungsangehörigenoder ein¬
zelnen derselben zu erfolgen.

Jeder Haushaltungsangehörige haftet für die ganze
Steuer.

12. Bei Dienstboten, Handwerksgesellen, Haudwerkslehr-
lingen und anderen in ähnlicher Stellung befindlichen
Dienstverpflichteten, welche in die häusliche Gemeinschaft
des Dienstberechtigten ausgenommen sind, ist von dem
Rechte, die Steuer vom Dienstberechtigten gegen Aus¬
stellung einer besonderen lediglich die Steuern des be¬
treffenden Dienstverpflichteten behandelnden Quittung
(vergl. Z 47 Abs. 2 der Ausführungsbestimmungen
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Zu Art .72 Z. 2.
Haftung der

Haushaltungs¬
angehörigen.

ZuArt .72Z .3.
Einziehung

der Steuer der
Dienst¬

verpflichteten.
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Verjährung
derzurHebung

gestellten
Steuer.

Zustellungen.

73, 74. 240

zum Vermögenssteuergesetz) einzuzieheu, iu der Regel
Gebrauch zu machen.

Sollten sich dadurch in einzelnen Fällen Unbilligkeiten
ergeben, so ist in diesen davon Abstand zu nehmen.

8 73.

Zu Artikel 73 des Gesetzes.

Als Zahlungstermin gilt der nach der Fälligkeit der
Steuer (vergl. tz 72 Z. 8) liegende erste allgemeine
Hebungstermiu(Z 72 Z. 2 und 3), sofern nicht ein
besonderer Zahlungstermin festgesetzt ist.

XI . Schluß beftimmungen.

8 74.

Zu Artikel 74 des Gesetzes usw.

1. Der Artikel 74 trifft nur die an die Steuerpflichtigen
zu bewirkenden Zustellungen und diese nur insoweit,
als eine Mitteilung im Gesetze vorgeschrieben ist und
nicht im Ermessen der Behörden steht.

Eine derartige Anordnung enthält das Gesetz aber
nur in Bezug auf

n) die Veranlagung der auswärtigen Steuerpflichtigen
(Art. 48 Abs. 3 und Art. 49 Abs. 3);

b) den Einspruch und die Berufung des Vorsitzenden
(Art. 49 Abs. 4, Art. 53 Abs. 2).

o) die Einspruchseutscheidung des Schätzungsaus¬
schusses(Art. 52 Abs. 1) und die Berufuugsentscheidung
des Staatsministeriums, Departement der Finanzen
(Art. 5511).
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Hier finden also in Bezug auf die Zustellung die¬
jenigen Bestimmungen Anwendung , welche für Zu¬
stellungen bei Zwangsvollstreckungen wegen Geldforde¬
rungen in Verwaltungssachen nach dem Gesetze vom
14 . April 1882 und der Ministerialbekanntmachung
dazu vom 1 . November 1899 (vergl . das . ZZ 6 ff) gelten.

2 . Bei anderen Zustellungen — also z. B . in den Fällen
der Art . 25 Z . II . IV und IX ; 45 Z . 3 ; 54 Abs . 3;
73 Abs . 1 — steht die Form derselben im Ermessen
der betreffenden Behörde . In den Fällen jedoch , in
denen an die Zustellung eine Rechtswirkung sich knüpft,
z. B . der Lauf einer Frist , ist für die Feststellung des
Nachweises der Zustellung Sorge zu tragen.

3 . Schriftstücke , welche die Einkommensverhältnisse von
Steuerpflichtigen betreffen , sind stets geschlossen zuzu¬
stellen.

4 . Für die Berechnung von Fristen gelten die Bestimmungen Fristcnlauf.
des B . G . B . (ZZ 187 — 193 ), soweit nicht besondere
Vorschriften getroffen sind.

8 75.

Zu Artikel 75 des Gesetzes.

Vergl . K 72 Ziffer 5.

Hebung der
Steuer durch

Gemeinde-
behSrden . Ent¬

schädigung.

8 76.

Zu Artikel 76 des Gesetzes.

Festsetzung des
Eintzommen-
steuerbedarfs.

Der Artikel 76 läßt die Veranlagung der Jahres¬
steuer unberührt . Es soll aber für jede Finanzperiode
bestimmt werden , welcher Teil oder das Wievielfache
der veranlagten Jahressteuer zu heben ist.
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Erlaß von
Ausführung !-' -
bestimmungen.

8 77.

Zu Artikel 77 des Gesetzes.

Die Abänderung dieser Ausführungsbestimmungen
bleibt Vorbehalten.

Vermeidung
von Doppel¬
besteuerung.

8 78.

Zu Artikel 78 des Gesetzes.

Da das Doppelbesteuerungsgesetz sich nur auf Ange¬
hörige des Deutschen Reichs bezieht, so schafft es gegen eine
Doppelbesteuerung von Ausländern keinen Schutz; aber
auch in Bezug auf Deutsche ist der Schutz des Gesetzes
kein vollständiger (vergl. 8 1 Z - 22). Der Art . 78
gibt dem Staatsministerium , Departement der Finanzen,
die Befugnis , den unvollständigen Schutz durch Verein¬
barungen mit anderen Staaten — deutschen wie aus¬
ländischen — zu ergänzen.

Aufhebung
des bisherigen

Gesetzes.

8 79.

Zu Artikel 79 des Gesetzes.

Gemäß Art . 79 Abs. 2 behalten die auf Grund des
bisherigen Einkommensteuergesetzes stattgehabteu Wahlen
zum Schätzungsausschuß unter der Herrschaft des neuen
Gesetzes, wie wenn sie neu vorgenommen wären , in der
Weise ihre Wirksamkeit, daß die Mitglieder der am
Ende des Steuerjahrs 1906/07 vorhandenen Schätzungs¬
ausschüsse bei Inkrafttreten des neuen Gesetzes in ihrem
Amte verbleiben.

Nach Ablauf von 2 Jahren scheidet sodann die zuerst
gewählte Hälfte gemäß Art . 32 Z . 2 aus.
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8 80.

Zu Artikel 80 des Gesetzes.

Da nach dem Gesetze vom 9. Mai 1906, betreffend
die Verwaltungsgerichtsbarkeit, die Errichtung eines
Oberverwaltungsgerichts zum 1. Dezember 1906 erfolgt
ist, so tritt auch Art. 55 des Einkommensteuergesetzes
mit dem 1. Mai 1907 in Kraft.

Inkrafttreten
des Gesetzes.
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Anlage
(Z 1 Ziffer 22 der Ausführungsbestimmungen

zum Einkommensteuergesetz.)

Neichsgesetz
wegen

Beseitigung der Doppelbesteuerung
vom 13. Mai 1870.

8 1-
Ein Deutscher darf vorbehaltlich der Bestimmungen in

den ZZ 3 und 4 zu den direkten Staatssteuern nur in dem¬
jenigen Bundesstaate heraugezogen werden, in welchem er
seinen Wohnsitz hat.

Einen Wohnsitz im Sinne dieses Gesetzes hat ein
Deutscher an dem Ort , an welchem er eine Wohnung
unter Umständen inne hat, welche auf die Absicht der dauern¬
den Beibehaltung einer solchen schließen lassen.

8 2.
Ein Deutscher, welcher in keinem Bundesstaat einen

Wohnsitz hat, darf nur in demjenigen Staat , in welchem
er sich aufhält, zu den direkten Staatssteuern herangezogen
werden.

Hat ein Deutscher in seinem Heimatstaate und außer¬
dem in anderen Bundesstaaten einen Wohnsitz, so darf er
nur in dem ersteren zu den direkten Staatssteuern heran¬
gezogen werden.
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In Bundes - oder Staatsdiensten stehende Deutsche

dürfen nur in demjenigen Bundesstaate besteuert werden , in

welchem sie ihren dienstlichen Wohnsitz haben.

8 3.

Der Grundbesitz und der Betrieb eines Gewerbes , so¬

wie das aus diesen Quellen herrührende Einkommen darf

nur von demjenigen Bundesstaate besteuert werden , in

welchem der Grundbesitz liegt oder das Gewerbe betrieben
wird.

8 4.
Gehalt , Pension und Wartegeld , welche Deutsche Militär¬

personen und Zivilbeamte , sowie deren Hinterbliebene aus

der Kasse eines Bundesstaates beziehen , sind nur in dem¬

jenigen Staate zu besteuern , welcher die Zahlung zu

leisten hat.

8 5.
An den Wirkungen , welche der Wohnsitz oder Auf¬

enthalt außerhalb des Bundesgebietes auf die Steuerpflichtig-

keit eines Deutschen äußert , wird durch das gegenwärtige

Gesetz nichts geändert.
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Anlage 8.
(Z 20 Ziffer 2 der Ausfiihrungsbestimmungen

zum Einkommensteuergesetz .)

Külfstafek
für die Veranlagung der lediglich aus hiesigem Grundbesitz
oder aus hiesigen Gewerbe - oder Handelsanlagen oder son¬
stigen gewerblichen Betriebsstätten steuerpflichtigen auswär¬
tigen natürlichen Personen bei einem Einkommen von weniger
als 400 ^ sowie in den Stufen 1 bis 44 einschließlich.

(Artikel 2 Ziffer 2 und 3 des Einkommensteuergesetzes .)



Einkommen Einkommen

ansschl. ansschl.

2600
2800
3000
3200
3400
3600
3900
4200
4500
4800
5100
5400
5700
6000
6400
6800
7200
7600
8000
8400
8800

In den höheren Stufen tritt der
regelmäßige Steuersatz (Artikel 20 I
des Gesetzes) ein.

f- « i
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Muster I
(Z 10 Ziffer̂ l der Ausführungsbestimmungen

zum Einkommensteuergesetz.)

Gemeinde. - Steuerjahr 19.

Anmeldung
der Kapitalschulden, Schuldziusen und sonstigen Lasten, welche bei der

Veranlagung des Unterzeichneten Steuerpflichtigen abzusetzen sind.
-- - Die Abzüge unter 1 bis 3 sind nur zulässig, wenn sie angemeldet

werden (vgl. Randbemerkung I ). .
I. Zu l - 3

-es Formulars:
Der Steuerpflichtige

verliert sein Recht auf
Berücksichtigung dieser
Lasten, wenn er sie
nicht in jedem Jahr
innerhalb der be-
stimmtenFrist dem

1. Kapitalschulden und Schuldzinsen:
(Vergl. Randbemerkung II .)

Schuld¬
kapital.

Zins¬
fuß-
°/o

Der Gläv
Name

und Stand.

biger.
Wohnort

und Wohnung.

Jahres!
der Zi

betrag
nsen,

4

Vorsitzenden des
Schätzungsaus¬
schusses auf demvor-
iiegenden Formular
oder auf dem Steuer-
erklärungssormular
anmeldet.

II. Zu 1
des Formulars:
Nicht mit aufzu-

fiihren sind:
a. die Haushal¬

tungsschulden , da
diese überhaupt nicht
abziehbar sind;
d.die imlaufenden

kaufmännischen
oder sonstigen ge¬
werblichen (nicht
landwirtschaftlichen) Zus-

An
den Herrn Vorsitzenden des Schätzungs¬
ausschusses der Gemeinde . .

in

173 13
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Verkehre bestehen¬
den Schulden , da diese
bei der Ermittelung
des Geschäftsgewinns,
bezw. der Schätzung
des Wertes des ge¬
werblichen Anlage-
und Betriebskapitals
zu berücksichtigensind;

o. die mit den
Zinsen verbundenen
Abträge (Tilgungs-
beträge , Amortisati¬
onsquoten ), welche
nicht abgezogen werden
dürfen.

III . Zu 1 und 2
des Formulars:

Schulden und Lasten
dürfen nicht abgezogen
werden:

u. soweit sie mit
auswärtigem Grund¬
besitz oder auswärti¬
gen gewerblichen An¬
lagen in wirtschast-
lichemZusammenhange!
stehen, d. h. durch den
Erwerb oder Betrieb
dieser Ertragsquellen
entstanden sind;

I>. wenn sie aus¬
schließlich auf den aus¬
wärtigen Ertrags¬
quellen rechtlich hasten
tgrundbuchmähig ein¬
getragen sind) ;

o, die Lasten dürfen
nur zu einem ver - ;
hältnismäßigen Teil l
abgezogen werden , !
wenn sie ungeteilt
auf den hiesigen und
auswärtigen Ertrags - !
quellen rechtlich haften,
ohne daß ein wirt¬
schaftlicher Zusammen¬
hang mit einer der i
Quellen besteht.

Ein auswärtiger
Steuerpflichtiger kann

2. Dauernde private Lasten, welche auf einem Rechts¬
grunde beruhen, soweit es sich nicht um eine auf
allgemeiner Bestimmung des Bürgerlichen Gesetzbuchs
beruhende Unterhaltungspflicht in Bezug auf Ver¬
wandte gerader Linie handelt, sowie Renten öffent¬
lich-rechtlicher Natur:

Nähere Be¬
zeichnung der
Lasten nach

ihrer Art und
ihrem

Mechtsgrunde.

Der Glär

Name
und Stand.

rbigcr

Wohnort
und Wohnung.

Jahri
lcistu
.45.

s-
ng.

4

Bemerkungen
linSbesonderk
Angabe über
elwaigc Be¬
schränkungen
—vgl.Nand-
bcinerkg.lv >.

Zus.

3. Gesetz- oder vertragsmäßig zu entrichtende Beiträge
zu Witwen-, Waisen- und Penfionskaffen, sowie Ver¬
sicherungsprämien, welche für Versicherung des Steuer¬
pflichtigen auf den Todes- oder Erlebensfall gezahlt '
werden: !

-- - Diese Ausgaben , welche nur bis zum Höchstbetrage
von zusammen 300 ^ abzugsftthig sind, müssen
einzeln angegeben werden . Prämien für Versiche¬
rungen auf das Leben von Angehörigen des Steuer¬
pflichtigen und anderen Personen , sowie für Aus¬
steuer - , Militärdienst - und ähnliche Versicherungen
sind nicht abzugsfähig.

Jährl
Beitr

ode
Präm

(nach A
der

vergütc
oder f

gerechn
Divide
u. der(
^5.

che
ige

ien
bzug

ten
n-
:ten
rde
l .,.
4

Art

der

Versicherung

usw.

Kasse
oder

Versicherungs¬

gesellschaft.

Im Fa
Lebensv

rung wird
zur Verme
Rückfragen

anzuo

Betrag der
Versiche¬

rung.

ll einer
ersich
empfoh
idung

hier a
eben:
Summe
bisherc
zahlten
mien od
pitalbet

e-
len,
on
uchl

der
nge-
Prä-
Ka-
'äge.

-!!
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>erc
bcr
8c-

den Abzug von Schul¬
den und Lasten nur
beanspruchen, wenn sie
mit den hiesigen Er¬
tragsquellen in wirt¬
schaftlichem Zusam¬
menhänge stehen und
außerdem auf ihnen
rechtlich haften.

IV. In 2
des Formulars:

lcn
id-
V.

In Spalte „Be¬
merkungen" ist zur
Ermittelung des Kapi¬
talwerts der Jahres¬
leistung eine etwaige
Beschränkung der¬
selben— auf Lebens¬
zeit, bestimmte oder
unbestimmte Dauer —
anzugeben und bei
Beschränkung auf Le¬
benszeit auch das
Alter der betr. Per¬
sonen.

:n,
>n
ich
>cr

rü-
iix-
>ge.-t

! V. Zu 4
des Formulars:
Hier können die

iübrigen vom Rohein-
kommen abzuziehenden
Lasten(Staats steuern
ohne Einkommen¬

steuer, Kommunalab¬
gaben, Beiträge zur
Landwirtschafts-Han¬
dels- und Handwerks¬
kammer, zu Innungen
und Krankenkassen, zur
reichsgesetzlichen Un¬
fall- und zur reichs¬
gesetzlichen Invaliden¬
versicherung, gesetz-
und vertragsmäßig zu
entrichtende Prämien
für Feuer-, Hagel-,
Vieh- und sonstige
Sachversicherung, so-
>M, für Haftpflicht¬
versicherung usw.) ein¬
zeln angegeben werden.

4. Sonstige Abzüge (vgl. RandbemerkungV):

j Nähere Bezeichnung. Betra 4 !
4

Ich versichere hiermit, die obigen Angaben nach bestem
Wissen und Gewissen gemacht zu haben.

Anmeldungen
ohne Unterschrift
gelten als nicht

abgegeben.

(Ort), den . ten . 19 (Datum).

(Eigenhändige
' Unterschrift.)

Anmerkung.
Wissentlich unrichtige oder grobfahrlttssig falsche Anmeldungen werden
nach Artikel 67 des Einkommensteuergesetzesund Artikel 43 des Vcr-
mögenssteuergesetzesbestraft.
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Muster S.
(8 24 Ziffer 3 der Ausführungsbestim¬
mungen zum Einkommensteuergesetz.)

Gemeinde

Personenstandsangabe
zum Zwecke der Steuerveranlagung nach dem Stande

vvn Anfang Mai 19.

Haushaltungsliste Nr.
Ort: Straße (Platz):. . Nr.

Lau¬
sende
Num¬
mer.

I . Des Haushaltungs
(Familienhaupt oder eiuzelstehend

Name
(Familienname und sämtliche

Vornamen).

Vorstandes
er Steuerpflichtiger)

Berufs- oder Er¬
werbsart.

» . Zahl
der zur Haushal¬
tung gehörenden.
eine Schule be¬
suchenden oder

noch nicht
schulpflichtigen

Personen.

Bemerkungen
(s. besonders

Ziffer1 letzter Ab¬
satz der nachstehen¬
den „Anleitung").

HI . Der sonstigen Mitgli

Name
(Familienname und Rufname).

reder der Ha
BcrwandtschaftS-
verhältniS zum
HaushaltungS-

vorstande.

ushaltnng (E

Berufs- oder
Erwerbsart.

hefrau.
Lebens¬
alter

lJahre).

Kinder usw.)

Bemerkungen.

—

—

177
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i

IV . Der beim Haushaltungsvorstandc Kost und Wohnung genießenden
Dienstboten, Gewcrbegehilfen und sonstigen Dienstverpflichteten

Lau- jährliche
sende
Num¬
mer.

Name
(Familienname und sämtliche

Vornamen).

Arbeits- oder Dienst¬

verhältnis.
Lvhn-
beziigc.

weitere Bezüge außer
Lohn, Kost und Wohm'
lz. B. übliche Geschenki
Naturalleistungen , lvie^

Viehweide usw.)uach ihrr^
Gesamtwerte anzugebei.

oder näher zu beschreibe

Ich versichere hiermit, die obige Liste unter Beachtung der iich
folgende» Anleitung nach bestem Wissen und Gewissen ausgcfüllt zu Halm

Falls der Vordruck für
alle Eintragungen nicht ge¬
nügend Raum bietet, ist die
Fortsetzung auf besonderem
Blatte beizufügen.

(Ort),den. jeu ig . (Datw

. (Unterschrift.)

Anleitung zur Ausfüllung nachstehend.
Insbesondere ist daselbst auch Ziffer3 und4
zu beachten.

Anleitung
zur Ausfüllung der Haushaltungsliste.

1. Für jede Haushaltung ist eine besondere Liste
auszufüllen. Eine Haushaltung besteht aus dem
Familienhanptc (Haushaltungsvorstand) und den¬
jenigen Familiengliedern — Ehegatte, Verwandte,



Verschwägerte — , welche unter wirtschaftlicher
Abhängigkeit vom Haushaltnngsvorstand
in dessen Haushalte leben (Hanshaltungsangehörige ) .
Als wirtschaftlich abhängig vom Haushaltungsvor-
stande gelten außer dem Ehegatten diejenigen Fa¬
milienglieder , deren Unterhalt ganz oder zum Teile
von ihm bestritten wird , d . h . ihm ohne genügende
Gegenleistung zur Last fällt . Stets sind als wirt¬
schaftlich abhängig anzusehen die minderjährigen
unverheirateten Kinder , sofern sie nicht ihre Arbeits¬
kraft im wesentlichen außerhalb des Betriebes des
Haushaltungsvorstandes verwerten ; ferner die tat¬
sächlich im Haushalte lebenden volljährigen unver¬
heirateten  Kinder , sofern sie weder ihre Arbeits¬
kraft im wesentlichen außerhalb des wirtschaftlichen
Betriebes des Haushaltungsvorstandes verwerten,
noch von dem Haushaltungsvorstande durch einen
ausdrücklichen Vertrag zu Dienstleistungen verpflichtet
oder als Kostgänger angenommen sind . Demnach
sind die bei den Eltern lebenden unverheirateten
Kinder dann in der Regel als selbständig und nicht
zur Haushaltung der Eltern gehörig anzusehen,
wenn sie , z. B . als Fabrikarbeiter , ihre Arbeitskraft
im wesentlichen außerhalb des wirtschaftlichen Be¬
triebes der Eltern verwerten und soviel Einnahme
haben , daß sie davon auch außerhalb des elterlichen
Haushalts angemessen leben könnten . Ebenso sind
selbständig aufzuführen solche volljährige unverhei¬
ratete Kinder , welche auf Grund ausdrücklichen Ver¬
trages im Dienste der Eltern stehen , falls ihre Dienst¬
leistungen eine genügende Gegenleistung gegen die
Leistungen der Eltern bilden . Weiter sind solche
volljährige unverheiratete Kinder selbständig aufzu¬
führen , welche ans Grund ausdrücklichen Vertrages
als Kostgänger bei den Eltern leben und aus ihren



eigene » Mitteln ein angemessenes Kostgeld zahlen.
Verheiratete  Kinder sind stets als wirtschaftlich
unabhängig  anzusehen und deshalb nicht mit
den Eltern in einer und derselben Liste aufznführen.

Als Haushaltungsvorstand gilt auch diejenige
Person , welche zwar nicht Haupt einer Familie ist,
aber auch der Haushaltung eines Anderen nicht an¬
gehört , der sog . Einzelsteuernde.

Die zur Haushaltung gehörenden Personen,
welche eine Schule besuchen oder noch nicht
schulpflichtig sind,  sind nur nach ihrer Zahl
unter II der Liste einzutragen . Als Schulen im
Sinne dieser Bestimmung gelten außer den Volks¬
schulen insbesondere auch Gymnasien , Realschulen,
Handelsschulen , Baugewerkschulen usw . , jedoch nicht
die Hochschulen (Universitäten , technische Hochschulen,
Handelshochschulen , Konservatorien usw .). Füllt der
Schulbesuch nur einen unwesentlichen Teil der Tätig¬
keit des Betreffenden aus , wie z. B . der Besuch von
Fortbildungsschulen bei den Lehrlingen , so kommt
er nicht in Betracht . Kinder werden auch dann
als in dem Haushalte des Familienhauptes lebend
angesehen , wenn sie ihrer Erziehung oder Aus¬
bildung wegen außerhalb des Hauses nntergcbracht
sind , wie Schüler , Studenten , landwirtschaftliche
Volontäre usw ., nicht aber solche, welche als Lehr¬
linge , Dienstboten usw . in einem Dienstverhältnisse
sich befinden . Diese letzteren gehören als steuerlich
selbständig in die Listen des Aufenthaltsorts.

Den leiblichen Kindern sind Stiefkinder , ange¬
nommene Kinder und Pflegekinder gleich zu achten.
Unter den Begriff der Pflegekinder fallen jedoch in
der Regel nicht solche Personen , welche bei dem
Haushaltungsvorstande vertragsmäßig gegen
Entgelt  untergebracht sind , also z. B . nicht die
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auf Kosten der Armenkasse in Familien unterge¬
brachten Kinder. — Derartige Armenkinder sind in
Spalte „Bemerkungen" mit entsprechender Bezeich¬
nung aufzuführen.

2. In die Liste sind sämtliche Personen, welche sich zur
Zeit der Personenstandsansnahmein der Gemeinde
aufhalten, einzutragen, mit Ausnahme derjenigen
Fremden, welche in Gasthäusern auf kurze Zeit
wohnen oder sich hier besuchsweise bei Angehörigen
für kurze Zeit aufhalten. Diejenigen Personen,
welche sich zur Zeit der Personenstandsaufnahme
ans Reisen oder zum Betrieb eines Gewerbes an
anderen Orten des In - oder Auslandes vorüber¬
gehend anfhalten, jedoch ihre Wohnung oder ihren
wesentlichen Aufenthalt in der Gemeinde haben —
wie Handlungsreisende, Seefahrer , Kahnschiffer,
Hausierer usw. — sind bei ihren Angehörigen oder,
wo sie sonst gewöhnlich ihre Wohnung haben, auf¬
zuführen; ebenso die zur Erfüllung ihrer Wehrpflicht
abwesenden Personen.

3. Die Liste ist von dem Haushaltungsvorstand oder
dessen Vertreter, bezw. dem einzelstehenden Steuer¬
pflichtigen, nach Empfang sorgfältig auszufülleu, zu
unterschreiben und zur Abgabe an den mit dem Ein¬
sammeln beauftragten Gemeindebeamten bereit zu
halten.

4. Zur Erteilung der hier geforderten Auskunft sind
nach Artikel 24 des Einkommensteuergesetzesalle
Haushaltungsvorstände, sowie deren Vertreter ver¬
pflichtet. Wer die geforderte Auskunft verweigert
oder ohne genügenden Entschuldigungsgrund in der
gestellten Frist garnicht oder unvollständig oder
unrichtig erteilt, wird nach Artikel 69 des Einkom¬
mensteuergesetzes mit Geldstrafe bis zu 300 ^
bestraft. _
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Gemeinde
(Hier ist vom Arbeitgeber die Wohnsitz gemeinde
der Arbeitnehmer anzugebcn — zu vergleichen

Anmerkung 2 auf der Rückseite.)

Muster 3.
(Z 24 Ziffer 4 der Ausführungsbestimmungen

zum Einkommensteuergesetz.)

Angabe Mm Zwecke der Einkommen¬
steuerveranlagung.

In dem unten bezeichnten Betriebe sind Anfang Mai 19.
folgende Angestellte, Gehilfen und Arbeiter beschäftigt:

Lfd.
Nr.

Name

(Familienname
und

Bornainen).

Wohnort
(in Städten
und größeren
Orten auch
Straße und

Haus¬
nummer).

Arbeits¬
oder

Dienst -
Verhält¬

nis.

E
ode

Be¬

trag.

F5

)ehalt
r Lohn.

Angabe, ob
Tages-,

Wochen-,
Monats¬

oder
Jahres¬

lohn.

Sonstige
Bezüge

(z. B f freie
Wohnung,
übliche Ge¬
schenke usw.)
nach ihrem

jährlichen Ge¬
samtwert an¬
zugeben oder
näher zu be¬

schreiben.

Be¬
merkungen.

-I. 2. 3. 4. 5. 6. 7.

l Wohnort : . , Wohnung:
i Unterschrift : . .

-Straße Nr.Des Arbeitgebers

Art des Betriebes:

Dieser Vordruck ist unter Beachtung der Anmerkungen auf der Rückseite sorg¬
fältig auszusüllcn , zu unterschreiben und , wenn bei der Abgabe (Zusendung ) nichts Anderes be¬
stimmt ist, ungesäumt an den die Auskunft einfordernden Gemeindevorstand portofrei zurück¬
zusenden. Auf Ziffer 4 der Anmerkungen wird besonders verwiesen.
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Anmerkungen.
1. Anzugeben sind nur die im Herzogtum Oldenburg woh¬

nenden Angestellten . Gehilfen und Arbeiter , welche nicht Kost
nnd Wohnung beim Arbeitgeber genießen.

2. Wohnen die in einem Betriebe beschäftigten Angestellten usw. in
verschiedenen inländischen Gemeinden , so ist für jede Gemeinde
ein besonderes Verzeichnis herzugeben (zu vergl . die Be¬
merkung auf der ersten Seite , oben links ).

3. Zuständig für die Einziehung der durch Ausfüllung des umseitigen
Vordrucks zu erteilenden Auskunft ist in erster Linie der Ge¬
meindevorstand der Wohnsitzgemeinde des Arbeitgebers oder , wenn
der Betrieb in einer anderen Gemeinde vor sich geht, dieser Ge¬
meinde . Der Gemeindevorstand zieht die in Frage stehende Aus¬
kunft hinsichtlich der sämtlichen von dem Arbeitgeber beschäftigten,
im Herzogtums wohnhaften Personen ein , auch wenn diese ver¬
schiedenen Gemeinden angehören , und hat zu dem Ende die nötige
Anzahl von Formularen zu behändigen . Sobald die ausgesüllten
Formulare bei ihm wieder eingegangen sind, hat er dieselben, soweit
sic sich auf andere Gemeinden beziehen , den betreffenden Gemeinde¬
vorständen ohne Verzug zu übermitteln.

Auch der Gemeindevorstand der Wohnsitzgemeinde der Arbeit¬
nehmer ist zur direkten Einziehung der Auskunft von einem außer¬
halb dieser Gemeinde wohnenden Arbeitgeber berechtigt.

4. Wer die geforderte Auskunft verweigert oder ohne genügenden
Entschuldigungsgrund in der gestellten Frist gar nicht oder un¬
vollständig oder unrichtig erteilt , wird mit Geldstrafe bis
zu 300 bestraft (Artikel 69 des Einkommensteuergesetzes ).
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Ämt

Gemeinde

Muster 4.
(Z 24 Ziffer 7 der Ausführungs¬
bestimmungen zum Einkommen¬

steuergesetz.)
Steuerjahr 19..

Personenjtandsliste.
, den. 19.

Diese Liste ist nach bestem Wissen unter Beachtung der
Vorschriften des Einkommensteuergesetzesvom 12. Mai 1906
und der dazu erlassenen Ausführungsbestimmungen vom 12. Fe¬
bruar 1907 vollständig und richtig aufgestellt.

Der Gemeindevorsteher.

Anmerkungen.
1. Werden für jede Bauerschaft oder jeden Bezirk einer Gemeinde

besondere Listen angefertigt, so ist auf dieser Seite (oben links)
die Angabe der Bauerschaft(des Bezirks) hinzuzufügen. Werden
dagegen alle Steuerpflichtigen einer Gemeinde in einer Liste
verzeichnet, so ist die Bauerschast(der Bezirk) am Köpfender Innen¬
seiten. oberhalb des Vordrucks, anzugeben. — Bei Städten und
städtisch gebauten Orten kann an derselben Stelle die Straße an¬
gegeben werden.

2. In der Liste sind aufzuführen:
unter AbteilungI : natürliche Personen, welche in der Gemeinde

ihren Wohnsitz oder Aufenthalt haben, mit Ausschluß der aktiven
Offiziere und Militärbeamten(Ziffer VII ). sowie der Gendarmen
(Ziffer VIII ). VergleicheZ 24 Ziffer 8 It . a. d. v. ä und Z
der Ausführungsbesttmmungen zum Einkommensteuergesetz;

unter Abteilung II : Angehörige des Herzogtums, welche inner¬
halb der letzten zwei Jahre aus der Gemeinde ins Reichsaus¬
land verzogen sind. Vergleiche Ziffer 8 s der Ausführungs¬
bestimmungen;

unter Abteilung III : Angehörige des Herzogtums, welche als
Reichsbeamte oder Offiziere ihren dienstlichen Wohnsitz im Aus¬
lande haben und deren letzter innerhalb des Herzogtums be-
legener Veranlagungsort oder Aufenthaltsort oder deren Ge¬
burtsort in der Gemeinde sich befindet. Vergleiche Ziffer 8 I
der Ausführungsbestimmungen;

unter AbteilunglV: Aktiengesellschaften,Kommanditgesellschaften
aus Aktien. Gesellschaften mit beschränkter Haftung und ein¬
getragene Genossenschaften, welche ihren Sitz in der Gemeinde
haben. Vergleiche Ziffer8 Ii der Ausführungsbestimmungen;
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unter Abteilung V : auswärtige juristische Personen (Korpo¬
rationen , Gesellschaften, Vereine , Stiftungen ), welche in der Ge¬
meinde Grundstücke besitzen oder durch Unterhaltung einer ge¬
werblichen oder Handelsanlage ein stehendes Gewerbe betreiben.
Vergleiche Ziffer 8 i der Ausführungsbestimmungen;

unter Abteilung VI : natürliche Personen , welche außerhalb des
Herzogtums wohnen oder sich aufhalten und in der Gemeinde
Grundstücke besitzen oder ein stehendes Gewerbe betreiben Ver¬
gleiche Ziffer 8 st der Aussührungsbestimmungen;

unter Abteilung VII : aktive Offiziere und Militärbeamte der
Garnisonen Oldenburg und Ostcrnburg (diese Abteilung kommt
nur für die Stadt Oldenburg in Betracht — siehe Z 22 Ziffer 4
der Ausführungsbestimmungen ) ;

unter Abteilung VIII : Gendarmen (wie zu VII ).
3 . Dabei (vergl . Anmerkung 2) sind anzugeben:

in Abteilung II und III : der jetzige Aufenthaltsort und die
Wohnung in Spalte 6;

in Abteilung IV und V : die Firma oder sonstige Bezeichnung
in Spalte 3 und der Sitz in Spalte 4;

in Abteilung V : außerdem der Grund der Steuerpflicht in
Spalte 6;

in Abteilung VI : der Wohnort und der Grund der Steuer-
Pflicht in Spalte 6.

4. In Spalte 6 (Bemerkungen ) ist auch anzugeben:
a ) welchen Lohn sowie sonstige Bezüge die bei dem Dienst¬

berechtigten Kost und Wohnung genießenden Dienstverpflichteten
(Dienstboten usw.) im übrigen erhalten;

p ) welche Vergütung die sonstigen in einem dauernden privaten
Dienstverhältnisse stehenden Personen (Privatangestellte , Ge¬
hilfen , Arbeiter usw.) beziehen . — Diese Angabe ist auf Grund
der gemäß A 24 Ziffer 4 der Ausführungsbestimmungen zum
Einkommensteuergesetz eingezogenen Auskunft , und zwar auch
dann zu machen, wenn der Dienstverpflichtete selber nicht
Haushaltungsvorstand ist.

b. Bei den in Anmerkung 4 zu u) und b) bezeichnten Personen ist
in Spalte 4 stets der Dienstberechtigte (Arbeitgeber ) anzugeben,
entweder durch Eintragung des Namens oder durch Verweisung
auf die betreffende Nummer der Liste (z. B . : „Dienstmagd bei
Nr . 12", „Handlungsgehülfe bei H . II ." usw .).

0. Wegen der Eintragungen in Spalte S vergleiche Artikel 14 des
Einkommensteuergesetzes und Z 14 sowie ß 24 Ziffer 9 der Aus¬
führungsbestimmungen ; außerdem wegen Spalte 5 u Artikel 211
des Einkommensteuergesetzes und Z 21 Ziffer 3 der Ausführungs¬
bestimmungen.

7. Im übrigen vergleiche Z 24 der Ausführungsbestimmungen zum
Einkommensteuergesetze , sowie die Anleitung auf der Haushaltungs¬
liste (Muster 2).
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1. 2. w 4. 5. 6.

Lau¬

fende

Num¬

mer.

Haus¬

num¬

mer

(Brand
kasse-
num-
inerl.

Der Steuer!

Name
(Familienname

und Vornamen ).

'flichtigcn

Berufs¬
oder

Erwerbsart
(zu vergleichen

Anmerkung 5) .

Zahl d
haltur

höriger
Verwai

schwägert
ziihlung
haltungs

n.
welche

eine
Schule

be¬
suchen

oder
noch
nicht
schul¬

pflichtig
sind.

er Ha>
lgsanc

(Eheg
rdte . V
e) unter
des Hc
rorstan

d

de
übri

n ) vo
jc

d ) nrir

jc

männ-
j lich.

rs --
e-

atie,
er-
Mit-
us-
des:

r

gen
l-

ihrig
rder-

chrig

weib¬
lich.

Bemerkungen.
(Hier sind besonders
auch die in Anmer¬
kung 4 bezeichneten
Angaben zu machen;
außerdem sind hier

die etwaigen Armen-
kinder gemäß Ziffer 2
letzt . Abs . der An¬
leitung zur Haus¬

haltungsliste aufzu¬
führen .)

rr

d

d

a,

d

-1.

d

n

b

-r

d

-- d

—

a

b
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Muster 3.
(8 25 Ziffer 3 der Ausführungs-

Gemeinde bestimmungen zum Einkommen-- ' — — -.  stcuergesetz .)

Steuererklärung
(Gesellschaft oder
Genossenschaft^

NI . . . (Sitz, Bctriebsstättc .)

Gemäß Artikel 25 Ziffer III des Einkommensteuergesetzesvom
12. Mai 1906 wird hierbei je eine Ausfertigung

1. der Bilanz unserer Gesellschaft(Genossenschaft).
2. der Gewinn- und Verlustrcchnung,
3. des Geschäftsberichts

für das letzte Geschäftsjahr unter Beifügung
ständigen Stellen gefaßten Beschlüsse mit
übersandt:

Das Geschäftsjahr begann mit dem
und endigte mit dem ten
Ans den in diesem Geschäftsjahr
sind verwendet:

Das nicht Zu¬
treffende ist
>u streiche» .

der dazu
folgenden

seitens der zu
Erläuterungen

erzielten Betnebsüberschtissen

zur Bcrteilung von Zinsen, Dividenden vder son¬
stigen Gewinnanteilen, gleichviel unter welcher Be¬
nennung, an die Mitglieder (Aktionäre, Gesell¬
schafter usw.)

Hier sind auch die den Geschäftsguthaben der Mit
glieder etwa zugeschriebenen Beträge mit zu berücksichtigen.

Bei Kommanditgesellschaften auf Aktien gilt derjenige
Teil der Überschüsse, welcher an Persönlich haftende Ge

Zu übertragen:

den Herrn Vorsitzenden des
Schätznngsausschusses der
Gemeinde

Bei der Ausfüllung des Formulars sind  auch
die Anmerkungen am Schlüsse zu beachten.

189 14
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Übertrag:
sellschafter für ihre nicht auf das Gesamtkapital der
.Kommanditisten gemachten Einlagen oder als Tantieme
verteilt wird , nicht als Ertrag der Gesellschaft.

d) zur Tilgung von Schulden oder des Grundkapitals
Unter Schulden sind nicht die laufenden Schulden

zu verstehen.
o) zur Verbesserung der geschäftlichen Einrichtungen

oder zur Geschäftserweitcrung. . . . . . .
Zu den geschäftlichen Einrichtungen gehören alle den

Zwecken der Erwerbsgesellschaft dienenden Grundstücke,
Gebäude , sonstigen baulichen Anlagen , Maschinen , Gerät¬
schaften und anderen bestimmungsmäßig dem Betriebe
dauernd zu erhaltenden toten Bestandteile.

Eine Verbesserung der geschäftlichen Einrichtungen
liegt vor , wenn
a) der Wert einzelner Bestandteile durch die betreffenden

Maßnahmen über den ursprünglichen Wert hinaus
erhöht wird . Unter dem ursprünglichen Wert ist der¬
jenige zu verstehen , welchen der Gegenstand zur Zeit
des Erwerbes durch den Steuerpflichtigen besaß;

ich die Ersetzung einzelner Bestandteile durch neue erfolgt;
o) eine Vermehrung der geschäftlichen Einrichtungen statt¬

findet , ohne daß eine Geschäftserweiterung vorlicgt.
Zu s.) kommt lediglich der Wertunterschied , zu Ich

und ch die gesamte Aufwendung in Anrechnung.
Zu Ich ist jedoch von der Aufwendung der etwa
noch vorhandene Wert des ausgcschiedenen Gegen¬
standes in Abzug zu bringen , sofern der Erlös
daraus als Einnahme berücksichtigt wird.

Eine Verbesserung liegt insbesondere auch dann vor,
wenn veraltete Maschinen durch neue ersetzt werden.

Eine zu berücksichtigende Geschäftserwciterung liegt
sowohl dann vor , wenn Einrichtungen oder Anlagen zur
Ausdehnung des Betriebsumfanges hergestellt werden,
als auch dann , wenn das Betriebskapital aus den Be-
triebsüberschüssen vermehrt wird.

ä) zur Bildung von Reservefonds.
Als Reservefonds gilt jede aus den Betriebsllber-

schüssen gebildete Ansammlung , die im Einzelfall eine
Vermehrung des Vermögens darstellt.

Außer Betracht bleiben solche Fonds , die lediglich
zur Deckung bereits bestehender Verpflichtungen dienen;

Zu übertrugen:
190
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Betrag.

Übertrag : l.
insbesondere bei Versicherungsgesellschaften diejenigen
Fonds , welche das Deckungskapital für die durch den
Versicherungsvertrag den Versicherten gegenüber über - I
noiumenen Verbindlichkeiten zur Zahlung der Ver¬
sicherungssummen und der den Versicherten als sogen.
Dividende zuriickzngewtthrcnden Prämienüberschüsse bilden i
(Prämien - , Dividendenreserven ).

Vorträge auf neue Rechnung sind als Reservefonds
zu besteuern.

s ) zu außerordentlichen Abschreibungen . !.
Der Betrag der kaufmännischen Abschreibungen soll

insoweit steuerpflichtig sein , als letztere über das Maß
der zutreffenden Absetzungen hinausgehen und damit als
außerordentliche sich darstcllen . !

Zutreffend sind die Absetzungen im Sinne des Ar¬
tikel 19 des Einkommensteuergesetzes nur daun , wenn
sie den Grundsätzen des Gesetzes entsprechen , also sich
auf die durch natürliche Einflüsse oder durch bestimmungs¬
mäßigen Gebrauch entstehende regelmäßige jährliche Wert¬
verminderung des Anlagekapitals beschränken . !

Die zu niedrige Bewertung einer neu beschafften
Betriebsanlage ist einer entsprechend unzutreffenden Ab¬
schreibung gleich zu achten , Da bei zutreffender Be¬
wertung die bilanzmäßigen Überschüsse des Geschäftsjahres
entsprechend höhere gewesen sein würden , so ist der das j
zutreffende Maß übersteigende Betrag der Abschreibung >
als aus den Überschüssen entnommen anzusehen.

Hiernach betragen die steuerpflichtigen Betriebs-
Überschüsse sür das letzte Geschäftsjahr im ganzen .

0 . Bemerkungen . (Hier ist besonders auch bei auswärtigen Gesellschaften»sw.
anzugeben , welcher Teil der Betriebsüberschüsse auf den Geschäftsbetrieb im
Herzogtum Oldenburg entfällt — Artikel 19 Ziffer 2 des Gesetzes .)

Daß obige Angaben nach bestem Wissen und Gewissen geinacht
sind und daß die anliegenden Ausfertigungen mit den Urschriften übcr-
einstimmcn , wird hiermit versichert.

(Ort ), den . len . 19 . (Datum)
. (Unterschrift .)

191 14*



Anmerkungen.
1. Unterlassene oder verspätete Abgabe der Steuererklärung hat für den Steuer¬

pflichtigen den Verlust der gesetzlichen Rechtsmittel gegen die Einschätzung zur Folge.
Die Steuererklärung gilt u . a . auch dann als nicht gemäß Artikel 25 des Gesetzes

abgegeben , wenn sie nicht auf dem vorgeschriebenen gedruckten Formular erfolgt
ist, wenn die in Artikel 25 Ziffer VIII des Gesetzes vorgeschriebene Versicherung
oder die Unterschrift des Steuerpflichtigen fehlt , oder wenn sie überhaupt keiner¬
lei Angabe über das Vorhandensein oder Nichtvorhandensein von Einkommen
enthält.

2. Wird die versäumte Steuererklärung nicht innerhalb der durch besondere Auf¬
forderung gesetzten weiteren Frist abgegeben , so hat der Steuerpflichtige neben
der veranlagten Steuer einen Zuschlag von 25"/ ^ zu entrichten , unbeschadet
der Verpflichtung zur Zahlung des etwa der Staatskasse entzogenen Betrages,
der etwa nach Artikel 67 des Gesetzes verwirkten Strafe , sowie der durch die
Feststellung einer hinterzogcnen Steuer erwachsenen Kosten.

3 . Wissentlich unrichtige oder unvollständige Angaben , sowie Verschweigung von
steuerpflichtigen Erträgen werden mit dem vier - bis zehnfachen Jahresbetrage
der Steuer , um welche der Staat verkürzt worden ist oder verkürzt werden sollte,
und , wenn ein solcher Betrag nicht zu ermitteln , mit Geldstrafe von 5 bis 300
bestraft . Ist die Falschmeldung zwar nicht wissentlich erfolgt , aber auf grobe
Fahrlässigkeit zurückzuführen , so tritt eine Geldstrafe bis zu 100 >/5 . ein.

4. Dem Steuerpflichtigen werden von der Gemeindebehörde seines Wohnortes oder
dem Vorsitzenden des Schätzungsausschusses bis weiter für jedes Jahr zwei
Formulare zur Steuererklärung , falls sie ihm nicht zugesandt sind, auf Wunsch
verabfolgt . Zur Erleichterung der Erklärung im nächsten Jahre wird dem
Steuerpflichtigen dringend empfohlen , beide Formulare  übereinstimmend
auszufüllen und eins  derselben aufzubcwahren.

5. Soweit der Vordruck für die Eintragung aller Angaben nicht ausreicht , ist die
Steuererklärung auf einem beizufügenden besonderen Blatte sort-
zusetzen.
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Gemeinde

Für diejenigen Steuerpflichtige » ,
welche im Vorjahre zur 13 . oder zu
einer niedrigeren Stcuerstufc ver¬

anlagt waren . -- - - -

Muster

(8 25 Ziffer 3 der Ansfnhrungsbestinnnnngen
zum Einkommensteuergesetz .)

Ztenerjahr IN

Steuererklärung
de

in (Wohnort)

(Stand und Name)

Stmße ^
(Platz ) ' ' . '

Zum Zwecke der Steuerveranlagung teile ich für mich und meine
Haushaltungsangehörigcn , nämlich:

Hierneben sind diejenigen Haus-
haltungsaiigchörigen nament¬
lich aufzusithre » . welche beson¬
deres Vermögen besitzen oder be¬
sonderes Einkommen beziehen.

über unsere Vermögens - und Einkommensvcrhältnissc folgendes mit:
I . Kapitalvermögen (ausschließlich des einem Handels - oder Ge¬

werbebetriebe dienenden Betriebskapitals ) nach dem Stand am 1. Mai:

1. Zu I 1 und 2:

Ist der Kurswert
nicht in Erfahrung zu
bringen , so empfiehlt
es sich zur Vermei¬
dung von Rückfragen,
die betreffenden Wert¬
papiere genau zu be¬
zeichnen.

2 . Zu I 2 und 3:
Gewinnanteile

von solchen Aktien¬
gesellschaften,
Kommanditgesell¬
schaften auf
Aktien , Gesell¬
schaften mit be¬

ll. lediglich zinstragende Wertpapiere — Wertpapiere mit
gleichem Zinsfüße summarisch zusammengefaßt . — (Vergl.
Randbemerkung 1.)

Nennwert.

FL.

Kurswert.

FL
Zinsfuß.

°/o

Jahres¬
zinsen.

FL

Aus. xxxxx xxxxxx

Bemcrkuugeu.

An
den Herrn Vorsitzenden des Schätzungs-
msschnsses der Gemeinde.

in

Bei Ausfüllung dieses Formulars sind
die am Rande gegebenen Anweisungen
zu beachten . Im übrigen wird auf die
Anmerkungen am Schlüsse verwiesen.
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schränkterHaftung
und eingetrage¬
nen Genossen¬
schaften,welche ihren
Sitz im Herzogtume
haben , sind nur steuer¬
pflichtig, soweit sie
30/0  des eingezahlten

i Betrages der Aktien
bezw. der Geschäfts¬
anteile übersteigen.
Diese Einschrän¬
kung der Steuer¬
pflicht greift je¬
doch nur dann

^Platz , wenn der
^Steuerpflichtige bis
! zum 10. Mai j . I.
i die in Betracht kom¬

menden Gewinnan¬
teile , nach den ver-
schieden« : Erwerbs-

! gesellschaften getrennt,
^dem Vorsitzenden des
' Schätzungsausschusses
?anmeldet , und zwar
! unter Angabe des
j Nennwerts seiner Ak-
! tien oder Geschäfts¬

anteile und der Höhe
der verteilten Pro¬
zente.

2. Wertpapiere mit Dividendenertrag (einschließlich der AW
zinse») — die gleichartigen stimm arisch znsammcngefaßt.-l
(Vergl. Randbemerkungen1 und 2.)

'Au Dividenden und Aktien- ^
Bezeichnung der Nennwert. - Kurswert- zülsen sind im letzten ^ Bc- '

Wertpapiere. > v>ayve vcrterlt : ! uleltiulgnl
^ v/o '! ^ ^

3. sonstige Geschäftsanteile (z. B. von Gesellschaften mit bl!
schränkter Haftung, stillen Gesellschaften— 8 335 fs. dlj
Handelsgesetzbuchs—, Erwerbs- und Wirtschaftsgenossks
sckaftcn und Gewerkschaften) einzeln anfgc sülch
(Bergs. Randbemerkung2.)

Bezeichnung. Betrag.
^5.

Im letzt
lind v

'Vu

cn Jahre
erteilt:
!

Bemerkung»

! z

Ans. xxxxx

Diese Anmeldung
i kann dadurch erfolgen,

daß die in Betracht
kommenden Aktien
unter 2 und die be¬
treffenden Geschäfts¬
anteile unter 3 dem
Lbigen entsprechend
genau bezeichnet
werden.

Bei den übrigen
Wertpapieren und Ge¬
schäftsanteilen ist eine
solche nähere Bezeich¬
nung nicht not¬
wendig.

Der Abzug der 3 o/g
darf nicht gleich bei
der Steuererklärung

4. das übrige Kapitalvermögen einschließlich der Barbestäi»
— Die einzelnen Forderungen sind getrennt  mit dis
Zinsfuß anzugeben. Bei festem Zinsfüße kommt der sc
das Steuerjahr zugesicbcrte Betrag, bei beweglichem Zm
fuße der Betrag des Vorjahres oder, wenn ein solcher iiü
vorhanden, der mutmaßliche Betrag für das Steucrjahr;:
Anrechnung. — (Vergl. Randbemerkungen3 und 4.)

, zm« ,
ft O/o r/U

Bemerkungen
(insbesondere ist bei beweglichem ZiuM
hier anzugeben, ob der Ertrag des Vorjaft
oder der mutmaßliche Ertrag des Steil«

jahrs eingetragen ist).

Zus. xxxxxx
l
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vom Anmeldcnden vorgenommcn werden ; dieser hat vielmehr die volle Divi¬
dende usw. anzugeben.

3. In I 4:
Es sind auch Zinsen mit zu berücksichtigen, welche in solchen unverzinslichen

Kapitalforderungen inbegriffen sind, bei denen ein höheres als das ursprünglich
gegebene Kapital zurückgewährt wird.

Kapitalsorderungen, welche durch vorübergehende Belegung der aus dem
laufenden Jahreseinkommen stammenden Geldbeträge entstanden sind, bleiben un¬
berücksichtigt.

Wenn ein zur festen Belegung bestimmtes Kapital am l . Mai vor¬
übergehend überhaupt nicht oder zu niedrigem Zinsfüße sz. B. auf Schcckkouto) belegt
ist, so sind die Zinserträge als schwankende zu behandeln, also in gleicher Weise, wie
bei beweglichem Zinsfüße. — Liegt ein solcher Fall vor, so ist in der Spalte „Be¬
merkungen" darauf hinzuwcisen.

Bei Kapitalien, welche wegen demnächstigen Wegfalls nur für einen Teil des
Steuerjahrs Zinsen erbringen werden, sind die letzteren nach dem voraussichtlichen
Betrage zu berechnen; sofern aber in solchem Fall außerdem feststcht oder gemutmaßt
werden kann, daß eine andere Ertragsquelle an die Stelle treten wird, ist solches bei der
Berechnung in Betracht zu ziehen. Dcmnach sind vorübergehend belegte Kapitalien, welche
zur Verwendung im laufenden Betriebe der Landwirtschaft bestimmt sind, nur mit
dein tatsächlichen Ertrag in Anrechnung zu bringen, da daneben der Landwirtschafts¬
betrieb besonders herangezogen wird. Ferner ist in dem Falle, daß sich jemand vor
dem t . Mai ein Wohnhaus mit Antritt zum l . November gekauft hat, das dafür
bestimmte Kapital uur mit den Halbjahrszinsen, jedoch unter Hinzurechnung des halben
Jahresmietwerts zu berücksichtigen. In Fällen dieser Art ist in der Spalte „Be¬
merkungen" eine Erläuterung zu geben.

4. Zu I:
Unter dem Kapitalvermögen sind auch diejenigen Forderungen und Barbestände

zu berücksichtigen, welche den Charakter von landwirtschaftlichem Betriebskapitäle
haben, also z. B. die für den Ankauf von Vieh bestimmten Gelder; ferner die in
dem Landwirtschaftsbetrieb erwachsenen, aus dem Vorjahre stammenden Forderungen,
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IL. Von dem vorstehend angegebenen Vermögen und Einkommen sind
abzuziehen:

-- Die Abzüge unter 1 bis 3 sind nur zulässig, wenn sic angcmeldct werden
(vcrgl. Randbemerkung1). Die weitere Ausfüllung des nachfolgenden Teils dieses
Formulars ist nicht geboten, wohl aber, und zwar besonders im Interesse des
Steuerpflichtigen selber, erwünscht. — Ist die Höhe der Abzüge schwankend, so ist
der Betrag des letzten Jahres anzngeben, oder, wenn es sich um neue Abzüge
handelt, der mutmaßliche Betrag für das Steuerjahr. — —

1. Zu II 1 dis 3:
Der Steuerpflichtige

verliert sein Recht auf
Berücksichtigung dieser
Lasten, wenn er sie
nicht in jedem Jahr
innerhalb der be-
stimmtenFrist dem
Vorsitzenden des
Schätzungsaus¬
schusses auf vorge¬
schriebenem Formular
anmeldet. Zu der
Anmeldung kann auch
das nebenstehende
Formular verwen¬
det werden.

L. Zn II 1:

Nicht mit aufzu-
siihren sind:

n. die Haushal¬
tungsschulden , da
diese überhaupt nicht
abziehbar sind;
b.die imlaufenden

kaufmännischen
!oder sonstigen ge¬
werblichen (nicht
landwirtschaftlichen)

1. Kapitalschulden und Schuldzinsen.
(Vergl. Randbemerkungen2 und 3.)

Schuld¬
kapital.

Zins¬
fuß.
°/o

Der Glä
Name

und Stand.

ibiger
Wohnort

und Wohnung.

Jahres
der Z

betrag
nscn

st

ji
!>

Zus.

196



273

Verkehre bestehen¬
den Schulden , da diese
bei der Ermittelung
des Geschäftsgelvinns,
bezw. der Schätzung
des Wertes des ge¬
lverblichen Anlage-
und Betriebskapitals
zu berücksichtigen sind;

o. die mit den
Zinsen verbundenen
Abträge (Tilgungs¬
beträge, Amortisati¬
onsquoten ), welche
nicht abgezogen werden
dürfen.

3. Zu II I und 2:
Schulden und Lasten

dürfen nicht abgezogen
werden,

a . soweit sie mit
auswärtigem Grund¬
besitz oder auswärti-

!gen gewerblichen An¬
lagen in wirtschaft-
l̂ichemZusammcnhange

!stehen, d. h. durch den
!Erwerb oder Betrieb
dieser Ertragsquellen
entstanden sind;

b. wenn sie aus¬
schließlich auf den aus¬
wärtigen Ertrags¬
quellen rechtlich haften
(grundbuchmäßig ein¬
getragen sind) ;

e. die Lasten dürfen
nur zu einem ver¬
hältnismäßigen Teil
abgezogen werden,
wenn sie ungeteilt
auf den hiesigen und
auswärtigen Ertrags¬
quellen rechtlich haften,
ohne daß ein wirt¬
schaftlicher Zusammen¬
hang mit einer der
Duellen besteht.

Ein auswärtiger
Steuerpflichtiger kann

2. Dauernde private Lasten, welche auf einem Rechts¬
grunde beruhen, soweit eS sich nicht um eine auf
allgemeiner Bestimmung des Bürgerlichen Gesetzbuchs
beruhende Ilnterhaltungspflicht in Bezug auf Ver¬
wandte gerader Linie handelt, sowie Renten öffent¬
lich-rechtlicher Natur.

(Bergt . Randbemerkung 3.)

Nähere Be¬
zeichnung der
Lasten nach

ihrer Art und
ihrem

Rechtsgrundc.

Der Glä>

Name
und Stand.

ibiger

Wohnort
und Wohnung.

Jahres¬

leistung.

>/5. ! .g

Bemerkungen
(insbesondere
Angabe über
etwaige Be¬
schränkungen
—vgl.Rand-
bemerknng4).

Z»i.

3. Gesetz- oder vertragsmäßig zu entrichtende Beiträge
zu Witwen-, Waisen- und Pensiouskassen, sowie Ver¬
sicherungsprämien, welche für Versicherung des Steuer¬
pflichtigen auf den Todes- oder Erlebensfall gezahlt
werden.

- Diese Ausgaben , welche nur bis zum Höchstbetrage
von zusammen 30V abzugsfähig sind, müssen
einzeln angegeben werden . Prämien für Versiche¬
rungen auf das Leben von Angehörigen des Steuer¬
pflichtigen und anderen Personen , sowie für Aus¬
steuer -, Militärdienst - und ähnliche Versicherungen
sind nicht abzugsfähig . -— —

Jährliche
Beiträge

oder
Prämien

lnach Abzug
der

vergüteten
oder an-

gerechneten
Dividende
u . dergl.).

Art

der

Versicherung

usw.

Kasse
oder

Versicherungs¬

gesellschaft.

Im Fall einer
Lebensversiche¬

rung wird empfohlen,
zur Vermeidung von
Rückfragen hier auch

anzugeben:
'Summe der
bisher einge-
zcchlten Prä¬
mien od. Ka-
pitalbctriigc.

Betrag der
V ersichc-

rung.
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^den Abzug von Schul¬
den und Lasten nur
beanspruchen, wenn sie
mit den hiesigen Er¬
tragsquellen in wirt¬
schaftlichem Zusam¬
menhänge stehen und
außerdem auf ihnen
rechtlich haften.

4 . Zn II 2:

In Spalte „Be¬
merkungen" ist zur
Ermfttelung des Kapi¬
talwerts der Jahres¬
leistung eine etwaige
Beschränkung  der¬
selben— ans Lebens¬
zeit, bestimmte oder
unbestimmte Tauer —
anzugeben und bei
Beschränkung auf Le¬
benszeit auch das
Alter der bctr. Per¬
sonen.

5. Zu II 4:

Hier können  die
übrigen vom Rohein¬
kommen abzuziehenden
Lasten (Staatssteuern
ohne Einkommen¬

steuer, Kommunalab¬
gaben, Beiträge zur
Landwirtschaft«-,Han¬
dels- und Handwerks¬
kammer, zu Innungen
und Krankenkassen, zur
reichsgesetzlichen Un¬
fall- und zur reichs¬
gesetzlichen Invaliden¬
versicherung, gesetz-
und vertragsmäßig zu
entrichtende Prämien
für Feuer-, Hagel-,
Vieh- und sonstige
Sachversicherung, so¬
wie für Haftpflicht¬
versicherung usw.) ein¬
zeln angegeben werden.

274

4. Sonstige Abzüge (vcrgl. Randbemerkungü).

Nähere Bezeichnung. Bctra

4

Ich versichere hiermit, die vbigc» Angabe» »ach bestem
Wisse» »»d Gewisse» gemacht zu habe».

(Ort), den . ten . I». (Datum).

(Eigenhändige
.Unterschrift .)

Anmerkungen nachstehend.
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Anmerkungen.
1. Unterlassene oder verspätete Abgabe der Steuererklärung hat für den Steuer¬

pflichtigen den Verlust der gesetzlichen Rechtsmittel gegen die Einschätzung zur Ein¬
kommensteuer und Vermögenssteuer zur Folge.

Die Steuererklärung gilt u . a . auch dann als nicht gemäß Artikel 25 des Ein¬
kommensteuergesetzes abgegeben , wenn sie nicht auf dem vorgeschriebcnen gedruckten
Formular erfolgt ist. wenn die in Artikel 25 Ziffer VIII des Einkommensteuer¬
gesetzes vorgeschriebene Versicherung oder die Unterschrift des Steuerpflichtigen fehlt
oder wenn sie überhaupt keinerlei Angabe über das Vorhandensein oder Aicht-
vorhandensein von Einkommen oder Vermögen enthält.

2. Wird die versäumte Steuererklärung nicht innerhalb der durch besondere Auf¬
forderung gesetzten weiteren Frist abgegeben , so hat der Steuerpflichtige neben den
veranlagten Steuern einen Zuschlag von je llöchg zu entrichten , unbeschadet der
Verpflichtung zur Zahlung der etwa der Staatskasse entzogenen Beträge , der etwa
nach Artikel 67 des Einkommensteuergesetzes bezw. Artikel 13 des Vermögens¬
steuergesetzes verwirkten Strafe , sowie der durch die Feststellung der hinterzogenen
Steuern erwachsenen Kosten.

3. Wissentlich unrichtige oder unvollständige Angaben , sowie Verschweigung von
steuerpflichtigen Erträgen oder steuerpflichtigem Vermögen werden mit dem vier-
bis zehnfachen Jahresbetrage der betreffenden Steuer , um welche der Staat ver¬
kürzt worden ist oder verkürzt werden sollte, und . wenn ein solcher Betrag nicht
zu ermitteln , mit Geldstrafe von 5 bis 300 ---5. bestraft . Ist die Falschmeldung
zwar nicht wissentlich erfolgt , aber auf grobe Fahrlässigkeit zurückzufiihren , so tritt
eine Geldstrafe bis zu 100 ein.

I . Die Steuererklärung ist für Personen , welche unter väterlicher Gewalt . Pflegschaft
oder Vormundschaft stehen, von deren Vertreter abzugeben . Für Personen,
welche abwesend oder sonst verhindert sind, die Steuererklärung selbst abzugeben,
können Bevollmächtigte cintreten . Den : Nießbräuchcr liegt die gleiche
Pflicht zur Steuererklärung ob, wie dein Eigentümer.

5. Jeder Steuerpflichtige hat das Recht, seine Steuererklärung auf weitere , das Ein¬
kommen oder das Vermögen betreffende Verhältnisse auszndehncn ; er kann zu dem
Zwecke statt des gegenwärtigen Formulars ein Formular nach Muster 7 benutzen,
welches ihm nebst den besonders gedruckten „Erläuterungen " (Anlage 7n) auf
Wunsch von der Gemeindebehörde seines Wohnorts oder dem Vorsitzenden des
Schätzungsausschusses verabfolgt wird . Zur Erleichterung der Erklärung im
nächsten Jahre wird dem Steuerpflichtigen empfohlen , ein zweites Formular zur
Steuererklärung , welches bis weiter für jedes Jahr mit verabfolgt wird , überein¬
stimmend mit dein an den Vorsitzenden des Schätzungsausschusses einzusendenden
Formular auszufüllen und aufznbewahren.

6. Soweit der Vordruck oder der nachstehende Raum für die Eintragung
aller Angaben nicht ansreicht , ist die Steuererklärung auf einem
beizufügcnden besonderen Blatte fortzusetzen.
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j

Gemeinde

- - ---- Für diejenigen Steuerpflichtigen,
welche im Vorjahre zur 14 . oder zu
einer höheren Stcuerstufe veranlagt
waren.

Mutter 7.

(Z 25 Ziffer 3 der Ausführungsbestimmungen
zum Einkommensteuergesetz .)

Kteuerjahr 19

Steuererklärunq
de

in . (Wohnort!

(Stand und Name)

Nr
(Platz,

Zum Zwecke der Stcncrm .'rcinlng » ng teile ich für mich und meine
Hc>nsl )nltnngsangchiirigcn , nämlich:

Hierneben sind diejenigen Haus¬
haltungsangehörigen namentlich
aufzuführen , welche besonderes
Vermögen besitzen oder besonderes
Einkommen beziehen.

über unsere Vermögens - und Einkmnmensverhältnisse folgendes mit:
I . Kapitalvermögen Ausschließlich des einem Handels - oder Gewerbebetriebe

dienende » Betriebskapitals ) nach dem Stand am 1. Mai (vergl . Erläuterungen
Ziffer 1— 5) : .

1. lediglich zinstragende Wertpapiere — Wertpapiere mit gleichem Zins¬
füße summarisch znsammcngefaßt — . (Vergl . Erläuterungen Ziffer 1.)

Nennwert. Kurswert. Zinsfuß.
°/o

Jahreszinsen.
Bemerkungen.

Zus. xxxxx xxxx
Au

deu Herrn Vorsitzenden des Schützungsausschusses
der Gemeinde

in

Bei Ausfüllung dieses Formu¬
lars sind die im ersten Steuer-
jahre beigegebenc » Erläute¬
rungen (Anlage 7-rf zu beachten.
Im übrigen wird auf die An¬
merkungen am Schluffe ver¬
wiesen.
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2 . Wertpapiere mit Dividendenertrag (einschließlich der Aktienzinsen ) —

die gleichartigen summarisch zusammeugefaßt . — (Vergl . Erläuterungen
Ziffer 1 und 2 .)

Bezeichnung der Wert¬
papiere.

Nennwert. Kurswert.
An Di»

Alttenzi
letzten

idenden mid
isen sind im
Jahre der
teilt:

utL

Bemerkungen.

Zus. XXXX XXX

3 . sonstige Geschäftsanteile (z. B . von Gesellschaften mit beschränkter Haf¬
tung , stillen Gesellschaften — § 335 ff . des Handelsgesetzbuchs — , Er¬
werbs - und Wirtschaftsgenosscnschaften und Gewerkschaften ) einzeln auf¬
geführt . (Vergl . Erläuterungen Ziffer 2 .)

Bezeichnung.
Betrag. Im letz

sind
X

ten Jahre
»erteilt: Bemerkungen.

Zus. XXX

4 . das übrige Kapitalvermögen einschließlich der Barbestände . — Die
einzelnen Forderungen sind getrennt mit dem Zinsfuß anzugeben . Bei
festem Zinsfüße kommt der für das Steuerjahr zugesicherte Betrag , bei
beweglichem Zinsfüße der Betrag des Vorjahrs oder , wenn ein solcher
nicht vorhanden , der mutmaßliche Betrag für das Steuerjahr zur An¬
rechnung . — (Vergl . Erläuterungen Ziffer 3 — 5 .)

Kapital.

^5

Zinsfuß.

°/n

Jährlicher
Zinsertrag.

Bemerkungen
tinsbesondere ist bei beweglichem ZinStV
hier anzugebcn , ob der Ertrag des Vorjahr¬
oder der mutmaßliche Ertrag des Steuer-

jabrs eingetragen ist>.

Zus. XXXX
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II . Gebäude und Grundstücke im Herzogtum einschließlich der einem Ge¬
werbebetriebe dienenden:

1. Bestand an eigenen Gebäuden (vcrgl. Erläuterungen Ziffer 0):

Gemcinde-
bezirk und

Belegenheits-
ort.

Zahl, Art,
Fcuerver-

sicherungs-
suiiniic.

,/tL

Jährlicher
Ertrag

an Pacht oder
Miete risw.
lVergl . El-

läutcnulgcn
Ziffer 9.)

ivcrkanfs-
«vcrt lnach
Schätzuna ).
Vcrgl , Er

läuterurgc»
Ziffer t >,

- Die Ein¬
gabe ist >inc
sreitvillige , ---

Bemerkungen.
(Vergl . Er¬
läuterungen

Ziffer 7,)

s) verpachtete ( in Verdi »-
düng mit Crnndliejih ) :

<Jst die Pacht-
jumme eine ge¬
meinschaftliche, so
ist sie bei den
Grundstücken an-
Mgeben, In die¬
sem Fall ist in
Spalte »Bemer¬
kungen" ein Hin¬
weis zu machen,)

i>) vermietete:
<Dic Miete ist

nach der Miet¬
summe des Vor¬
jahres anzngcben
oder , wenn das
Gebäude damals
noch nicht ver¬
mietet wurde , nach
dem mutmaß¬
lichenErtrage des
Steuerjahrs,)

e) seibstiie» uitte:
ZJndieSpaltc

»jährlicher Er¬
trag" ist hier der
Jahresmietwert

der sclbstbennhten
Wohnung nach
Schätzung einzn-
tragen,
, — Die Angabe
« eine freiwil-
ltge, - -
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2. Bestand an eigenen Grundstücken (vergl. Erläuterungen Ziffer 8) :

Gemeinde¬
bezirk und

Belegenheits-
ort.

aj verpachtete:

dj seldstbewirtschaftetc:

Flächeninhalt.

Irs. ĉ in

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx
Gepachtete Grundstücke (mit oder ohne Gebäude):

Art.

Jährlicher
Ertrag an
Pacht usw.

(vergl.Erläw
termigcn
Ziffer g).

Verkaufswert
(nach

Schätzung).
Vergl. Erläu¬

terungen
Ziffer 4t.
-- Die An

gäbe ist eine
freiwillige.

Bemerkungen.

Gemeinde¬
bezirk und Be-
legenheitsort.

Art. Flächen¬
inhalt.

I,u

Verpächter.
Jährliche

Pacht.

Wie
viel
Ge¬
bäu¬
de?

Bemerkungen
(soweit Weiter-

verpachtuug stell
findet, hier »lif!
Pachtsumurea>-

»ugebeus.

4. Gemietete Gebäude:

Gemeinde¬
bezirk und Be-
legenheitsort.

Zahl. Art. Vermieter. Jährliche
Miete.

Bemerkungen
(soweit Weiter-

Vermietung Be¬
findet, hier neR
Mietsumme emi»-

gebeui. .
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Arten. Zahl.

Verkaufs-
Wert (nach
Schatzung ).
Vergl . Er¬

läuterungen
Ziffer 4 t.

— Die An¬
gabe ist eine
freiwillige -^-'

Demer-
knngen.

Arten. Zahl.

Verkaufs-
Wert (nach
Schätzung ).
Vergl . Er-
lüuteiungcn
Ziffer 44.
^ Die An¬

gabe ist eine
freiwillige . ^

Deiner-
knngen.

1. Pferde:
a) Zuchthengste

(angekört) . .
b) Zuchtstuten . .
e> Ljähr. Pferde
cl) Enter.
s> Fohlen . . . .
f) sonstige 3jähr.

u. altere Pferde

3 . Schafe:
u) Znchtböcke . .
d) Mutterschafe.
a) Lämmer . . .
ct) sonstige Schafe

Zus.
4 . Schweine:

a ) Zuchteber . . .
d ) Zuchtsauen . .
a) Läufer

(Faselschweine)
ä ) Ferkel . . . .
s) Mastschweine

Zus.
L. Rindvieh:

a) Zuchtstiere . .
b) Milchkühe . .
e) Färsen

(Quenen ) . .
ä) Rinder . . . .
e) Kälber . . . .
t) Weide- und

Mastvieh . .

Zus.
!i. Ziegen.

Zus.

tV . Reinertrag aus Landwirtschaftsbetrieb im Herzogtum:
1. Werden geordnete , den Reinertrag ziffernmäßig nachweisende Bücher

geführt ? . .
2 . Ertrag des letzten Wirtschaftsjahres (vcrgl . Erläutern,igcn Ziffer 10 ) :

Rohertrag
Abzüge,

oltne die in
(siehe Erläute-

rnngcn Ziffer 11,
Ziffer VIII auf-
gesührten ls. Er' Reinertrag. Bemerkungen.

12 UNd 17). läulcrungeii
Ziffern und 12).

3 . Ertrag ans Holzungen (vergl . Erläuterungen Ziffer 13 ) :
s.) Wert des Jahresznwachses der Holzungen (nach Schätzung)

^ - Die Angabe ist eine freiwillige . ^ -
b ) Wert der letztjährigen sog. kleinen Nutzungen . ^
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V Handel und Gewerbe im Herzogtum:
1. Anlage - und Betriebskapital —

mit Ausnahme von Grund¬
stücken und Gebäuden , welche
unter II anzngeben sind —
(vergl .Erläuterungen Ziffer 14 ) :
g.) Kapitalvermögen , welches dem

Betriebe dient (vergl .Erlttuterungen
Ziffer 14 1t, u) .

v ) Wert des zum dauernden Ge¬
brauche bestimmten toten Betriebs¬
inventars (vergl . Erläuterungen
Ziffer 14 1t, b) .

v) Wert des lebenden Betriebsin-

Bci verschiedenen gesonderten Betrieben
Bezeichnung der einzelnen Betriebe.

> —

^ 5. ; „-5

ventars (vergl , Erläuterungen
Ziffer 14 1t, o) .

ä ) Wert der zum Beikaufe bestimm¬
ten Warenvorräte , der Roh - und
Missstoffe , der vorhandenen
Futtervorräte , Feuerungsmateri-
alien usw. (vergl, Erläuterungen
Ziffer 14 1t, <i ° .

s ) Wert der dem Betriebe dienenden
Urheber-, Verlags -, Patent - und
sonstigen selbständigen Rechte (vgl.
Erläuterungen Ziffer 14 It , s ) .

Zusammen:
I ) Betriebsschulden (vergl , Erläute¬

rungen Ziffer 14 lt , I ) .
Bleiben:

Bemer¬
kungen.

2 . Reinertrag aus Handels - und Gewerbebetrieb (vergl . Erläuterung ?»
Ziffer 15 bis 19 ) :
a) Werden kaufmännische , den Bestimmungen des Handelsgesetzbuches

entsprechende Geschäftsbücher geführt ? .
d ) Ertrag des letzten Geschäftsjahres (vergl . Erläuterungen Ziffer 15):

Bezeichnung
des Betriebes.

Rohertrag
i>, Erläuterungen
Ziffer 1S- IS ),

Abzüge,
ohne die in

Ziffer VIII auf-
gesührten <s, Er¬

läuterungen
Ziffer 16 und 18),

Reinertrag. Bemerkungen,
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VI . Nei »lertrag aus sonstiger gewinnbringender Beschäftigung und aus
Rechten ans periodische Hebungen und Vorteile irgend welcher
Art (vergl. Erläuterungen Ziffer 20 bis 30) :

1. Gehalte , Wartegelder , Pensionen , Witwen - und Waisengelder , Renten
und sonstige feste Bezüge , einschließlich der nach bestimmten Zeitabschnitten
festgesetzten Vergütungen und Löhne (anzugcben nach ihren um l . Mai
zutreffenden Beträgen ) :

a) Geldbezüze (vergl . Erläuterungen Ziffer 20 und 28) :

Nähere Bezeichnung. Jahresbetrag.
Bemerkungen

OnSbrsouderc Angaben über etwaige
Beschränkungen , vergl . Erläute-

rungenZiffcr2l ; Dienstwohnungen,
vergl . Ziffer 29).

b) Naturalbezüge (freie Wohnung, freie Beköstigung, Lebensmittel usw.) :

Nähere Bezeichnung.
Wert

(auf ein Jahr be¬
rechnet ).

Bemerkungen
(wie zu a ).

2 . Reinertrag aus nicht festgelohnter Tätigkeit mit Ausnahme von Land-
Wirtschafts -, Handels - und Gewerbebetrieb — anzugeben mit dem im
unmittelbar vorhergehenden Jahr erzielten Ertrage — (vergl . Erläute¬
rungen Ziffer 22 bis 29 ) :

Nähere Bezeichnung.
Rohertrag

ks. Erläuterungen
Ziffer eg bis ss ).

Abzüge,
ohne die in

Ziffer VIII auf-
geführten (s. Er¬

läuterungen
Ziffer 23 u . flg .).

Reinertrag. Bemerkungen.

VII . Noch nicht fällige Ansprüche aus Lebens -, Kapital - und Renten¬
versicherungen (vergl. Erläuterungen Ziffer 31 bis 33) :

Versicherungsgesellschaft.
Art ^ Betrag

der Versicherung.I ^

Summe der bis¬
her eingczahltcn
Prämien oder
Kapitalbeträgc.

Bemerkungen.
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t

VIII . Bon dem vorstehend angegebenen Vermögen nnd Einkommen
sind abznziehen tvcrgl. Erläutcruugru Ziffer 34 bis 39 ) :

--- Die Abzüge unter 1 bis 3 sind nur zulässig , wenn sie angemcldet werden (vergl.
Erläuterungen Ziffer 34 ). Die weitere Ausfüllung des nachfolgenden Teils dieses
Formulars ist nicht geboten , wohl aber , und zwar besonders im Interesse des t
Steuerpflichtigen selber , erwünscht . — Ist die Höhe der Abzüge schwankend , jo
ist der Betrag des letzten Jahres anzugeben , oder , wenn es sich um neue Abzüge
handelt , der mutmaßliche Betrag für das Steuerjahr . Bergl . Erläuterungen:
Ziffer 42 letzter Absatz . —

1. Kapitalschulden und Schuldzinsen (vergl . Erläuterungen Ziffer 3b Mid 36) :

Schuldkapital. Zinsfuß Der Gläubiger
Jlilpcsbekrlig
der Zin 'c».

FL Nume und Stand. Wohnort und Wohnung. FL .g

Zus. Zus.

2 . Dauernde private Lasten , welche auf einem Nechtsgrunde beruhen , so¬
weit es sich nicht uni eine uns allgemeiner Bestimmung des Bürgerlichen i
Gesetzbuchs beruhende Uuterhultuugspflicht in Bezug auf Verwandte
gerader Linie handelt , sowie Renten öffentlich -rechtlicher Natur (vergl . Er - i
lauterungeu Ziffer 36 und 37 ) : :

Nähere Bezeichnung
der Lasten nach ihrer
Art lind ihrem Rechts-

gründe.

Der Gl

Name und Stand.

Üubiger

Wohnort nnd Wohnung.

Jahc
lcistt

FL

es-
ng.

-ff

Bemerkungen
(insbesondere An¬
gabe über etwaige

Beschränkungen
— vergl . Erläute¬
rungen Ziffer 3?)-

Zus.
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3 . Gesetz- oder vertragsmäßig zu entrichtende Beiträge zu Witwen -,
Waisen - und Pensionskasse », sowie Versicherungsprämien , welche für
Versicherung des Steuerpflichtigen ans den Todes - oder Erlebensfall
gezahlt werden:

— Diese Ausgabe » , weiche nur bis rum Höchstbetrage von zusammen 300
abzugsfählg sind, müssen einzeln angegeben werden . Prämien für Versicherun¬
gen auf das Leben von Angehörigen des Slcuerpflichtigen und anderen Per¬
sonen, sowie für Aussteuer -, Militärdienst - und ähnliche Versicherungen sind
nicht abzugsfähig . —

Jährliche Beiträge oder
Prämien Mach Abzug der

vergüteten oder ange¬
rechneten Dividende

u. dgl .).
I ^

A r t
der

Versicherung usw.

Kasse
oder

Versicherungsgesellschaft.

4 . Direkte Staatssteuern mit Ausnahme der Einkommensteuer
. ..s

5. Direkte Kommunalabgaben einschließlich der Deich - und Siellasten
(vergl . Erläuterungen Ziffer 38 ) . . . .

6 . Beiträge zur Landwirtschafts -, Handels - und Handwerkskammer , sowie
Jnnungsbeiträge:

Art. Betra g-

7. Beiträge:
n) zu Krankenkassen (Name der Kasse: .. ) . . . . . ^ . ^
d) zur reichsgesehlichcn Unfallversicherung (Berufsgenosfenschaft : .. ) . . . . . ^ . ^

(Prämien für private Unfallversicherung sind nicht abzugsfähig .t
o) zur reichsgesetzlichcn Invalidenversicherung . . ^

8 . Gesetz- und vertragsmäßig zu entrichtende Prämien für Feuer -,
Hagel -, Vieh - und sonstige Sachversicherung , sowie für Haftpflichtver¬
sicherung:

Art der Versicherung.
Jahresbe

der Präm
trag
ien.
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9. Laufende Beiträge zu Privat -Wasserbaugenossenschaften (Artikel 339 ff.̂
der Deichordnung ) und Genossenschaften zur Förderung der Bodeiisi
kultur (dlrtikcl 26 sf. der Wnsservrduung), soweit es sich nicht uni'
Abtragung von Schulden handelt . . . ŝi

Hicrneben können Sieucrpflichlige mit
einem Jahreseinkommen unter lOOOO -4L,
wenn sie glauben , das; bei ihnen Verhältnisse
vorlicgen , die eine Crmäsftgung des Ztcuer-
sah es nach Artikel 21 Ziffer II des Einkom¬
mensteuergesetzes rechtfertigen , die zur Be¬
gründung dienenden tatsächlichen Angaben
machen . — Beträgt das Einkommen des Steuer¬
pflichtigen mindestens 2400 ^ L, so können nur
nachfolgende Umstände berücksichtigt werden:
außergewöhnliche Belastung durch Unterhalt,
Erziehung und Ausbildung der Kinder ; durch
Verpflichtung zum Unterhalte mittelloser son¬
stiger Angehöriger (deren Name und Alter ge¬
gebenenfalls anzufiihren sind ) ; andauernde
oder häufige Krankheit ; in außergewöhnlichem
Maße drückende Verschuldung , z. B . weil hohe
Kapitalabzahlungen zu leisten sind ; außerge¬
wöhnliche UnglücksfLlle (Brandschaden , Vieh¬
seuchen usw, ) .

Ich versichere hiermit , die obigen Angaben nach bestem Wisse«
und Gewissen gemacht zu haben.

. (Ort ), den . HZ . 19. (Datum ).
(Eigenhändige Unter¬

schrift.)

Anmerkungen.
1. Unterlassene oder verspätete Abgabe der Steuererklärung hat für den Steuerpflichtigen de«

Verlust der gesetzlichen Rechtsmittel gegen die Einschätzung zur Einkommensteuer und Beo
mögensstcuer zur Folge.

Die Steuererklärung gilt u a . auch daun als nicht gemäß Artikel 25 des Einkomnm-
steuergesetzes .' abgegeben , wenn sie nicht auf dein vorgeschriebenen gedruckten Formular erfolgt
ist , wenn die in Artikel 25 Ziffer VIII des Einkommensteuergesetzes vorgeschriebene Ver¬
sicherung oder die Unterschrift des Steuerpflichtigen fehlt oder wenn sie überhaupt keinerlei
Angabe über das Vorhandensein oder Nichlvorhandensein von Einkommen oder Vermögeft
enthält . i

2 Wird die versäumte Steuererklärung nicht innerhalb der durch besondere Aufforderung ge- i
setzten weiteren Frist abgegeben , so hat der Steuerpflichtige neben den veranlagten Steuer » j
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einen Zuschlag von je 250/0 zu entrichten , unbeschadet der Verpflichtung zur Zahlung der
etwa der Staatskasse entzogenen Beträge , der etwa nach Artikel 67 des Einkommensteuer¬
gesetzes bezw . Artikel 43 des Vermögenssteuergesetzes verwirkten Strafe , sowie der durch die
Feststellung der hinterzogenen Steuern erwachsenen Kosten.

3. Wissentlich unrichtige oder unvollständige Angaben , sowie Verschweigung non steuerpflichtigen
Erträgen oder steuerpflichtigem Vermögen werden mit dem vier - bis zehnfachen Jahresbei¬
träge der betreffenden Steuer , um welche der Staat verkürzt worden ist oder verkürzt werden
sollte , und , wenn ein solcher Betrag nicht zu ermitteln , mit Geldstrafe von 5 bis 300
bestraft . Ist die Falschmeldung zwar nicht wissentlich erfolgt , aber auf grobe Fahrlässigkeit
zurückzuführen, so tritt eine Geldstrafe bis zu 100 ein.

i . Jedem Steuerpflichtigen werden bis weiter von der Gemeindebehörde seines Wohnortes
oder dem Vorsitzenden des Schätzungsausschnsses für jedes Jahr zwei  Formulare zur
Steuererklärung , falls sie ihm nicht zngesandt sind, auf Wunsch verabfolgt . Im ersten
Jahr und später bei neu rintretender Stcuererklärungspflicht wird diesen Formularen ein
Exemplar der bei der Ausfüllung zu beachtenden „ Erläuterungen " beigefügt . Jur Er¬
leichterung der Erklärung im nächsten Jahre wird den Steuerpflichtigen dringend em¬
pfohlen , beide Steuererklärungsformulare übereinstimmend auszufüllen nnd eins derselben
nebst den Erläuterungen aufzubewahren.

0. Soweit der Vordruck oder der nachstehende Raum für die Eintragung aller Angaben nicht
allsreicht , ist die Steuererklärung auf einem beiznfügrnden besonderen Blatte fortznsctzrn.





DieseErläuterungensindsürdenkünftigenGebrauchsorgfältigauszubewahreu.
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Anlage 7 a.
(8 25 Ziffer 3 der Ausführungsbestimmungcn

zum Einkommensteuergesetz.)

Erläuterungen
zum SteuererkLärungsformulare Muster 7.

1 zu Ziffer I 1 und 2 des Formulars:
Ist der  Kurswert  nicht in Erfahrung zu bringen,

so empfiehlt es sich zur Vermeidung von Rückfragen,
die betreffenden Wertpapiere genau zu bezeichnen.

2. zu Ziffer I 2 und 3:
Gewinnanteile  von solchen Aktiengesell¬

schaften , Kommanditgesellschaften auf Aktien,
Gesellschaften mit beschränkter Haftung und
eingetragenen Genossenschaften , welche ihren
Sitz im  Herzogtu me haben , sind nur steuerpflichtig,
soweit sie 3 °/o des eiugezahlten Betrages der Aktien,
bezw . der Geschäftsanteile übersteigen . Diese Ein¬
schränkung der Steuerpflicht greift jedoch
nur dann Platz,  wenn der Steuerpflichtige bis zum
10 . Mai j . I . die in Betracht kommenden Gewinn¬
anteile , nach den verschiedenen Erwerbsgesellschaften ge¬
trennt , dem Vorsitzenden des Schätzungsausschusfes an-
meldet,  und zwar unter Angabe des Nennwerts
seiner Aktien oder Geschäftsanteile und der Höhe der
verteilten Prozente.
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Diese Anmeldung kann dadurch erfolgen , daß die

in Betracht kommenden Aktien unter 2 und die be¬

treffenden Geschäftsanteile unter 3 dem Obigen ent¬

sprechend genan bezeichnet  werden.

Bei den übrigen  Wertpapieren und Geschäftsan¬
teilen ist eine solche nähere Bezeichnung nicht not¬

wendig.
Der Abzug der 3 °/o darf nicht gleich bei der Steuer¬

erklärung vom Anmeldenden vorgenommen
werden;  dieser hat vielmehr die volle  Dividende usw.

anzugeben.

3. zu Ziffer I 4:
Es sind auch Zinsen mit zu berücksichtigen , welche

in solchen unverzinslichen Kapitalforderungen inbe¬

griffen sind , bei denen ein höheres als das ursprüng¬
lich gegebene Kapital znrückgewährt wird.

Kapitalfordernngen , welche durch vorübergehende
Belegung der aus dem laufenden Jahreseinkommen
stammenden Geldbeträge entstanden sind , bleiben un¬

berücksichtigt.
Wenn ein zur festen Belegung bestimmtes

Kapital  am 1 . Mai vorübergehend überhaupt nicht

oder zu niedrigem Zinsfuß auf Scheckkonto belegt ist,

so sind die Zinserträge als schwankende zu behandeln,

also in gleicher Weise , wie bei beweglichem Zinsfüße.

Liegt ein solcher Fall vor , so ist in der Spalte „Be¬

merkungen " darauf hinzuweisen.

Bei Kapitalien , welche wegen demnächstigen Wegfalls

nur für einen Teil des Steuerjahrs Z 'nsen erbringen

werden , sind die letzteren nach dem voraussichtlichen

Betrage zu berechnen . Diese Vorschrift greift jedoch

nicht Platz , wenn an die Stelle der Kapitalien eine

Ertragsquelle treten wird , welche an sich der Ein¬

kommensteuer unterliegt , zu derselben aber nicht mehr
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herangezogen werden kann . Unter die Vorschrift faÜen
z. B . vorübergehend belegte Kapitalien , welche zur
Verwendung im laufenden Betriebe der Landwirtschaft
bestimmt sind . In Fällen dieser Art ist in der Spalte
„Bemerkungen " eine Erläuterung zu geben.

4. zu Ziffer I 4:
Noch nicht fällige Ansprüche aus Lebens -, Kapital-

und Rentenversicherungen sind unter VII des For¬
mulars einzutragen.

5. zu Ziffer I:
Unter dem Kapitalvermögen sind auch diejenigen

Forderungen und Barbestände zu berücksichtigen , welche
den Charakter von landwirtschaftlichem  Betriebs-
kapitale haben , also z. B . die für den Ankauf von
Vieh bestimmten Gelder ; ferner die in dem Landwirt¬
schaftsbetrieb erwachsenen , aus dem Vorjahre stammen¬
den Forderungen.

6. zu Ziffer II 1:
Soweit bei einzelnen Arten von Gebäuden die Über¬

sicht durch eine Zusammenfassung nicht beeinträchtigt
wird (z. B . bei Fabrikanlagen , Ziegeleien , kleinen
Arbeiterhäuseru , Wirtschaftsgebäude »), ist diese inner¬
halb der einzelnen Gemeinden zulässig ; im übrigen sind
die Gebäude einzeln aufzuführen.

Es sind nicht allein die ganzen Gebäude , sondern
auch einzelne wirtschaftlich selbständige Teile derselben,
wenn sie vermietet oder gemietet sind , als solche an¬
zumelden , z. B . wenn ein Gebäude mehrere Woh¬
nungen enthält.

Nicht dagegen fällt unter die Anmeldepflicht der
Fall , daß kein reines Mietverhältnis vorliegt , sondern
ein Steuerpflichtiger fremden in sein Haus aufge-
nvmmenen Personen gegen Entgelt außer der Woh-

215 16*



nung auch sonstige Leistungen, wie Aufwartung, volle
oder teilweise Beköstigung, Überlassung von Möbeln
oder ähnliches, gewährt. Die Einnahmen hieraus sind
beim Reinertrag aus sonstiger nicht festgelohnter Tätig¬
keit zu berücksichtigen. Dies trifft z. B . bei Kost¬
gängern, Schlafstellenmietern usw. zu.

7. zu Ziffer II 1:
Unter „Bemerkungen" können auch die Kosten an¬

gegeben werden, welche die Erhaltung der Ge¬
bäude in ihrem bisherigen Zustande  während
des letzten Jahres verursacht hat. Nicht in Betracht
kommen die Kosten von Neubauten und Verbesserungen.
Reparaturkosten, die den Zweck haben, ein Gebäude in
einen Zustand zu versetzen, in dem es bei der Erwer¬
bung durch den Steuerpflichtigen sich noch nicht be¬
funden hat, sind demnach nicht mit zu berücksichtigen.

8. zu Ziffer II 2:
Bei den Grundstücken können innerhalb der einzelnen

Gemeinden die derselben Art oder Kulturart ange¬
hörenden Flächen zusammeugesaßt werden, wie Acker¬
land, Wiesen, Weiden, Holzungen, unkultivierte Flächen,
Gartengrundstücke, Parkanlagen, Teiche, Bauplätze,
Fabrikplätze, Zimmerplätze.

Der zu einem Gebäude gehörende Haus- und Hof¬
platz einschl. Hausgarteu braucht nicht besonders an¬
gegeben zu werden.

9. zu Ziffer II 1 und 2:
Als Ertrag  aus verpachtetem Grundbesitze, bezw.

aus vermieteten oder verpachteten Gebäuden gilt neben
dem vom Pächter oder Mieter zu entrichtenden Pacht¬
oder Mietzins:

a) der Geldwert der dem Pächter(Mieter) etwa ob¬
liegenden Natural- und sonstigen Nennleistungen,



b ) der Geldwert der dem Verpächter (Vermieter)
etwa vorbehaltenen Nutzungen.

10 zu Ziffer IV 2:
Das landwirtschaftliche Wirtschaftsjahr er¬

streckt sich vom 1. Mai bis 30 . April ; wenn jedoch
der Betriebsinhaber geordnete , den Reinertrag ziffern¬
mäßig nachweisende Bücher führt und seiner Buch¬
führung ein anderer Jahreszeitraum  zu Grunde
liegt , so ist dieser  Zeitraum für die Ertragsberechnung
maßgebend.

11. zu Ziffer IV 2:
Bei Berechnung des Reinertrags  sind die unter

Ziffer VIII des Formulars behandelten Abzüge unbe¬
rücksichtigt zu lassen.

Die Ausfüllung der Spalten „Rohertrag " und „Ab¬
züge " ist eine freiwillige ; doch wird empfohlen , sie,
wenn irgend möglich , vorzunehmen . Weiter wird an¬
heimgegeben , wenn möglich , am Ende des Formulars
oder auf besonderer Anlage eine ins einzelne gehende
Rechnung nach Maßgabe der Anleitung in Ziffer 12
und 17 aufzustellen.

12. zu Ziffer IV 2:
Als Reinertrag  aus landwirtschaftlichem Betrieb

einschließlich der Viehzucht und der landwirtschaftlichen
Nebenbetriebe gilt der gesamte Rohertrag der maß¬
gebenden Wirtschaftsperiode nach Abzug der Bewirt¬
schaftungskosten , soweit letztere nicht zu den unter VIII
des Formulars aufzuführenden Abzügen gehören.

Wegen des Begriffs des Rohertrages vergl . Z . 17.
In Einnahme sind zu stellen:

a ) der erzielte Preis für alle gegen Barzahlung oder
auf Kredit veräußerte Erzeugnisse aus allen Wirt-
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schaftszweigcn cinschl. des lebenden Wirtschafts-
invcntars, für die Verleihung von Zugkraft und
anderen Wirtschaftsmitteln(z. B. landwirtschaft¬
lichen Maschinen), sowie für die Gewährung
sonstiger, dem landwirtschaftlichen Betrieb oder
landwirtschaftlichen Nebenbetriebe zuzurechnenden
Leistungen(z. B . aus Hengsthalterei);

d) der Geldwert aller Erzeugnisse, welche im übrigen
verausgabt oder welche zur Bestreitung des Haus¬
haltes des Haushaltungsvorstandes, zum Unter¬
halte seiner Angehörigen sowie der nicht zum
Wirtschaftsbctriebe gehaltenen Hausgenossen ver¬
braucht oder sonst zu ihrem Nutzen oder ihrer
Annehmlichkeit verwendet sind; hierher gehört
namentlich auch der Aufwand an Naturalien für
die Beköstigung des zur Hülfeleistung im Haus¬
halt oder zur persönlichen Bedienung gehaltenen
Gesindes sowie für die Unterhaltung der im
wesentlichen dem persönlichen Gebrauche dienenden
Haustiere.

In Ansatz zu bringen ist der Verkaufswert
zur Zeit und am Orte der Entnahme;

o) der Verkaufswert(vergl. Z. 18) des am Schlüsse
der Periode vorhandenen Bestandes an lebendem
Betriebskapital einschl. des lebenden Wirtschafts-
invcntars, an landwirtschaftlichen Erzeugnissen
und Vorräten, sowie die etwa an die Stelle von
verlorenen Beständen getretenen Versicherungs¬
gelder.

Im wesentlichen dem persönlichen Gebrauche
dienende Haustiere gehören nicht zum Wirtschafts-
inventare;

ä) die Zinsen von Betriebskapitalien; diese jedoch
nur insoweit, als sie nicht bei den Kapitalien
eingestellt sind.
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Von der Einnahme sind als Bewirtschaftuugskostcn
in Abzug zu bringen die — sei es bereits geleisteten , sei
es noch rückständigen — Ausgaben:

a) für die Instandhaltung — nicht auch für die Er¬
weiterung oder den Neubau — der Wirtschafts¬
gebäude und der übrigen dem Wirtschaftsbetriebe
dienenden oder denselben sichernden baulichen An¬
lagen (Mauern , Zäune , Wege , Brücken , Brunnen
usw .) ;

d>) für die Instandhaltung — nicht auch Erneue¬
rung oder Vermehrung — des toten Wirtschafts¬
inventars;

o) für die Anschaffung von lebendem Betriebskapital
(einschl . des lebenden Wirtschaftsinventars ) ;

ä ) für den Unterhalt des lebenden Betriebskapitals
(einschl . des lebenden Wirtschaftsinventars ) , soweit
derselbe nicht den Wirtschaftserzeugnissen ent¬
nommen ist;

s ) für Heizung und Beleuchtung der Wirtschafts¬
räume , nicht auch der für den Haushalt benutzten
Räume;

k) für Samen , Pflanzen , Futter - und Dungmittcl,
Rohstoffe und sonstige Materialien , welche für
den laufenden Wirtschaftsbetrieb einschl . der
etwaigen Nebenbetriebe zugekauft worden sind;

Z) für Gehalt , Lohn und sonstige Dienstbezüge —
soweit dieselben nicht den Wirtschaftserzeugnissen
entnommen sind — an das zum Wirtschaftsbe¬
triebe , nicht auch an das zum Haushalt oder zu
persönlichen Dienstleistungen angenommene Per¬
sonal;

U) die von landwirtschaftlichen Nebenbetrieben zu ent¬
richtenden indirekten Abgaben , wie Branntwein¬
steuer , Zuckersteuer usw . ;
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1) der Verkaufswert der aus der vorangegangenen
in die maßgebendeWirtschaftsPeriode übernommenen
Bestände an lebendem Betriebskapital (einschl . des
lebenden Wirtschaftsinventars ) , landwirtschaftlichen
Erzeugnissen und Vorräten;

ii) ein der Abnutzung entsprechender Prozentsatz des
Substanzwerts der dem Wirtschaftsbetriebe dienen¬
den Gebäude und des dauernden toten Wirtschafts¬
inventars;

1) die Zinsen von Betriebsschulden ; diese jedoch nur
insoweit , als sie nicht gemäß Artikel 9 Ziffer 1
und Artikel 10 des Einkommensteuergesetzes an¬
gemeldet werden konnten.

Wenn der Inhaber des landwirtschaftlichen Betriebes
geordnete , den Reinertrag ziffernmäßig nachweisende
Bücher nicht führt und dieser Reinertrag — wie es
dann die Regel sein wird — sich auch im übrigen
nicht rechnungsmäßig genau bestimmen läßt , so ist er
im Wege der Schätzung festzusetzen.

Bei dieser Schätzung sind , soweit möglich , die den
Ertrag bestimmenden Umstände des Einzelfalls festzu¬
stellen und zu berücksichtigen.

Im übrigen können Anhaltspunkte für die Schätzung
durch Vergleichung mit den zuverlässig bekannt ge¬
wordenen Ergebnissen anderer gleichartiger Betriebe
gewonnen werden.

Insbesondere können auch in solchen Bezirken , in
denen Verpachtungen Vorkommen , die in dem maßgeben¬
den Wirtschaftsjahre gezahlten Pachtpreise als Grundlage
dienen . Dem für die selbstbewirtschaftete Landstelle
normal erscheinenden Pachtpreis ist dann unter Be¬
rücksichtigung der vorliegenden besonderen Verhältnisse
— größere oder geringere Tüchtigkeit des Steuer¬
pflichtigen ; mehr oder weniger günstige Ernteergebnisse,
Getreide - und Viehpreise des Jahres und sonstige Ver-
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hältuisse — derjenige Betrag hinzuzusetzen , welcher ans
das außer der Landstelle verwendete Betriebskapital
sowie auf die Aufsicht und Arbeit des Besitzers und
seiner Angehörigen entfällt.

Schließlich kann der Umstand als Anhalt dienen,
daß das steuerbare Reineinkommen eines Steuerpflichtigen
sich deckt mit

a) dem Übergewinn , welcher am Ende des Wirtschafts¬
jahres in Kapitalien oder in vermehrtem Werte
des Inventars , der Erzeugnisse und Vorräte vor¬
handen ist,

d ) den gesamten Kosten des Haushalts,
o) der gezahlten Einkommensteuer.

Diese Erträge sind gegebenenfalls festzustellen bezw.
zu schätzen. Ist kein Übergewinn , sondern ein Fehl¬
betrag vorhanden , so ist dies entsprechend in Rücksicht
zu ziehen ; ebenso , wenn z. B . ein Steuerpflichtiger
seinen Aufwand durch freiwillige Zuschüsse von Ange¬
hörigen oder aus anderen Erträgen bestreitet , welche
ihm als steuerpflichtig nicht angerechnet werden dürfen.

Das Einkommen des Pächters ist nach denselben Grund¬
sätzen zu ermitteln , wie bei dem Betrieb auf eigenen
Grundstücken . Jedoch ist folgendes zu beachten:

a) Solche an sich abzugsfähige Ausgaben , welche ver¬
tragsmäßig der Verpächter zu bestreiten hat , wie
z. B . Abgaben , Kosten der Gebäudeunterhaltung,
dürfen ebensowenig dem Pächter gutgerechnet werden,
wie die dem Verpächter zur Last bleibende Ab¬
nutzung der Gebäude.

d ) Den beim Pächter abzurechnenden Betriebsaus¬
gaben treten hinzu : der bedungene jährliche Pacht¬
zins sowie der Geldwert der vom Pächter neben
dem Pachtpreis übernommenen Naturallieferungen
und Leistungen.

Soweit es sich jedoch um Arbeitsleistungen des
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Pächters, seiner Haushaltuugsangehörigen, Dienstlcutc
und Wirtschaftsgespanue handelt, fällt der förmliche
Abzug um deswillen weg, weil die betreffenden Leistungen
auch nicht bei den Einnahmen in die Erscheinung treten.

Der Mietwert der mitgepachteten Wohnung, welcher
dem Pächter an anderer Stelle angerechnet wird, ist hier
unberücksichtigt zu lassen.

Erscheint ein landwirtschaftlicher Nebenbetrieb(Torf¬
stiche, Sand-, Lehm-, Tongruben, Ziegeleien, Brauereien,
Brennereien usw.) als ein selbständiges in sich abge¬
schlossenes Unternehmen, so ist der Ertrag aus dem¬
selben nicht unter Landwirtschaftsbetrieb, sondern unter
Handel und Gewerbe(Ziffer V) nach den dort maß¬
gebenden Grundsätzen zu berechnen und aufzuführen.
Bei Betrieben, bei denen die Erträgnisse der Substanz
des Bodens entnommen werden (Torfstiche, Sand-,
Lehm- und Tongruben, Ziegeleien usw.), ist die etwaige
Wertverminderung des Bodens bei der Ertragschätzung
nicht ohne weiteres mit abzusetzen, sondern besonders
anzugeben.

13 . zu Ziffer IV 3:

Der Ertrag aus Holzungen ist gesondert zu
behandeln.

Der Ertrag besteht:
a) in der unter Berücksichtigung des Alters, Standes

und der sonstigen Verhältnisse der Holzungen durch
Schätzung zu findenden Jahresvergrößerung des
Kapitalwerts(Jahreszuwachs);

d) in den jährlichen sog. kleinen Nutzungen(Holzweide,
Laub. Sträucher, Durchforstungsholz usw.).

Die Aufforstungskosten, auch soweit sie zur Erhaltung
des Forstbestandes aufgewandt werden, sind nicht ab¬
zuziehen. Die Aufforstung bedeutet nur eine Kapital¬
anlage, wie der Abtrieb eine Kapitalaufnahme.



Der Jahreszuwachs ist unter Vergleichung der beim
Verkaufe auf dem Stamme bei mittlerer Konjunktur
zu erzielenden Preise zu finden . Es können demnach
daneben Abtriebskosteu nicht in Abzug gebracht werden.

Die Betriebskosten , welche zur Gewinnung der steuer¬
baren sog. steinen Nutzungen aufgewandt werden , sind
abzuziehen.

14 . zu Ziffer V 1:
Das einem Handels - oder Gewerbebetriebe dienende

Anlage - und Betriebskapital umfaßt an sich die sämtlichen
dem Betriebe dienenden oder für ihn bestimmten Gegen¬
stände und Rechte . Hinsichtlich der Anmeldung der
Gebäude und Grundstücke wird jedoch auf Ziffer II
des Formulars verwiesen.

Zu Ziffer V des Formulars ist folgendes anzugeben:
a ) Das dem Betriebe dienende Kapitalvermögen in

einer Summe . Das Kapitalvermögen befaßt
insbesondere

aa ) bares Geld,
bist Wertpapiere,
oo) Anteile an Gesellschaften mit beschränkter

Haftung , Erwerbs - und Wirtschaftsgenossen¬
schaften usw .,

ää ) die ausstehenden Forderungen.
Für die Berechnung ist Art . 19 des Vermögens¬
steuergesetzes maßgebend.

Soweit ein Handel - oder Gewerbetreibender
Kapitalvermögen besitzt, welches nicht oder nicht
mehr dem Geschäftsbetriebe dient , also nicht mehr
zum Betriebskapitale gehört , hat er es durch Ein¬
tragung unter Ziffer I des Formulars anzumeldeu.

ist Der Wert des zum dauernden Gebrauche be¬
stimmten toten Betriebsinventars (Maschinen , Ge¬
räte , Transportmittel , Werkzeuge und sonstige Ein¬
richtungen in einer Summe.



o) Der Wert des lebenden Betriebsinventars in einer
Summe.

ä ) Der Wert der zum Verkaufe bestimmten Waren¬
vorräte , der Roh - und Hülfsstoffe einschl. der in
Bearbeitung begriffenen Stoffe , der vorhandenen
Futtervorräte , Feuerungsmaterialien und ähnlicher
zum Verbrauche bestimmter Gegenstände in einer
Summe.

s) Der Wert der dem Betriebe dienendeu Urheber -,
Verlags - , Patent - und sonstigen selbständigen Rechte
in einer Summe.

Daneben können

t ) die Betriebsschulden angegeben werden , und zwar
genügt hier ebenfalls lediglich die Angabe in einer
Summe.

Stehen den Betriebsschulden (1t . t ) Kapitalien gemäß
1t a gegenüber , so ist es gestattet , zwischen beiden eine
Aufrechnung vorzunehmen und nur den Wertunterschied,
je nach dem Ergebnis , unter a, oder k einzutragen,
wobei die Eintragung unter t eine freiwillige bleibt.
Wird von dieser Befugnis Gebrauch gemacht , so ist der
Eintragung die Bemerkung beizufügen , daß eine Auf¬
rechnung zwischen a. und t stattgefnnden hat.

Den Steuerpflichtigen ist gestattet , zu 1t. b bis s
statt des durch Schätzung zu findenden Wertes der be¬
treffenden Betriebsmittel die letzteren selber in der Weise
anzugeben , daß seitens des Schätzungsausschusses eine
annähernde Schätzung des Wertes vorgenommen werden
kann.

Diejenigen Steuerpflichtigen , welche kaufmännische,
den Bestimmungen des Handelsgesetzbuchs entsprechende
Geschäftsbücher führen , können bei der vorstehend an¬
geordneten Angabe den Stand am Schluffe des un¬
mittelbar vorhergegangenen Geschäfts - oder Wirtschafts¬
jahres zu Grunde legen.
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15. zu ZifferV 2:
Als letztes Geschäftsjahr gilt für Gewerbetreibende,

die kaufmännische Geschäftsbücher führen, dasjenige,
dessen Abschluß zu Beginn des Steuerjahres— am
1. Mai — bereits stattgefunden hat. Das gewerbliche
Geschäftsjahr erstreckt sich vom 1. Januar bis zum
31. Dezember, sofern nicht der Steuerpflichtige kauf¬
männische, den Bestimmungen des Handelsgesetzbuchs
entsprechende Geschäftsbücher führt und dieser Buch¬
führung ein anderer Jahreszeitraum zu Grunde ge¬
legt ist.

16. zu ZifferV 2:
Bei Berechnung des Reinertrags sind die unter

Ziffer VIII des Formulars behandelten Abzüge unbe¬
rücksichtigt zu lassen. Die Ausfüllung der Spalten
„Rohertrag" und „Abzüge" ist eine freiwillige; doch
wird empfohlen, sie, wenn irgend möglich, vorzunehmen.
Weiter wird anheimgegeben, wenn möglich, am Ende
des Formulars oder auf besonderer Anlage eine ins
einzelne gehende Rechnung nach Maßgabe der Anleitung
in Ziffer 17 und 18 aufzustellen.

17. zu ZifferV 2 ff. auchZ. IV 2):
In Bezug auf den Begriff des Rohertrages  ist

im landwirtschaftlichen und gewerblichen Betriebe zu
unterscheiden einerseits zwischen dem Anlage- oder ste¬
henden Kapitale, d. i. den bestimmungsgemäß dem Be¬
triebe dauernd zu erhaltenden Bestandteilen, wie land¬
wirtschaftlichen und gewerblichen Grundstücken, Gebäu¬
den und sonstigen baulichen Anlagen, Schiffen,
Maschinen, Gerätschaften und sonstigem toten Be¬
triebsinventar, und andererseits dem Betriebs- oder
umlaufenden Kapitale, d. i. den bestimmungsgemäß
fortlaufend dem Verbrauche, dem Wechsel oder der
Formveränderung unterliegenden Bestandteilen, wie
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landwirtschaftlichen Erzeugnissen, Waren- und Roh¬
stoffvorräten, Geld- und Wertpapieren u. a. Dem
Betriebskapital ist auch das lebende Vetriebsinventar
znzurechnen.

Was an Änderungen auf dem Gebiete des Anlage¬
kapitals vor sich geht, berührt nicht den Einkommens¬
begriff. Ein Zuwachs an diesem Stammvermögen muß
deshalb bei der Ertragsberechnung ebenso außer Be¬
tracht bleiben, wie ein Verlust. Dagegen entspricht es
dem Begriffe des Betriebskapitals, daß alle an dessen
Gegenständen eintretende Verluste ohne Rücksicht auf
die Ursache— wie Verluste an Waren durch Diebstahl,
Verderben oder Beschädigung, an lebendem Betriebs-
inventare durch Verenden, an Geldmitteln durch Un¬
terschlagung oder Entwendung aus der Geschäftskasse—
den Rohertrag mindern. Alle Gegenstände des Be¬
triebskapitals sind zugleich Teile des Rohertrages und
alle Veränderungen in ihrem Bestand und Werte be¬
einflussen diesen Rohertrag.

18. zu ZifferV 2:
Der Ertrag aus Handel und Gewerbe besteht nicht

allein aus dem Gewinne, der durch die unmittel¬
bare Ausübung der betreffenden gewerblichen und Han¬
delstätigkeit hervorgebracht wird, sondern auch aus dem
Gewinne, der aus Veranlassung des Handels- und
Gewerbebetriebes mittelbar durch irgend welche Zwischen¬
nutzungen, insbesondere durch die Früchte, Zinsen usw.
des gewerblichen Anlage- und Betriebskapitals erzielt
wird. Hierher gehörenz. B . die Zinsen des Bankiers
aus den jeweiligen in seinem Besitze befindlichen, dem
Gewerbebetriebe dienenden Wertpapieren.

In Einnahme sind zu stellen insbesondere:
g.) die für geschäftlicke oder gewerbliche Leistungen
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jeder Art bedungenen oder gewährten Provisionen,
Zinsen und sonstigen Gegenleistungen;

d ) der erzielte Preis für alle gegen Barzahlung oder
auf Kredit verkauften Waren und Erzeugnisse,
einschl . des lebenden Betriebsinventars;

o) der Geldwert der aus dem Betrieb entnommenen
Erzeugnisse und Waren , welche im übrigen
verausgabt oder welche zum Gebrauch oder
Verbrauche des Steuerpflichtigen , seiner Ange¬
hörigen und der nicht zum Gewerbebetriebe ge¬
haltenen Dienstboten und sonstigen Hausgenossen
verwendet sind.

In Ansatz zu bringen ist der Verkaufswert zur
Zeit und am Orte der Entnahme;

ä ) der Verkaufswert des am Schlüsse der maßgeben¬
den Periode vorhandenen Bestandes au lebendem
Betriebsiuventare , sowie die etwa an die Stelle
von verlorenen Beständen getretenen Versicherungs¬
gelder;

s ) der Kurswert oder Verkaufswert der am Schlüsse
der Periode vorhandenen , zum Betriebskapital
gehörenden Wertpapiere;

L) der Einkaufswert des am Schlüsse der Periode
vorhandenen Bestandes an Waren einschl . der
Roh - und Hülfsstoffe nach Maßgabe der derzei¬
tigen Verhältnisse , insbesondere auch unter Be¬
rücksichtigung der in Folge von Verarbeitung
gegen den ursprünglichen Zustand eingetretenen
Wertsteigerung ; sowie ferner die etwa an die
Stelle von verlorenen Beständen getretenen Ver¬
sicherungsgelder.

Von der Einnahme sind als Betriebskosten , soweit
letztere nicht unter Ziffer VIII des Formulars zu be¬
rücksichtigen sind , insbesondere folgende — sei es bereits



geleistete , sei es noch rückständige — Ausgaben in

Abzug zu bringen:

a ) für die Instandhaltung — nicht auch für die

Erweiterung oder den Neubau — der dem Be¬

triebe dienenden Gebäude und sonstigen baulichen

Anlagen;

v) für die Instandhaltung — nicht auch Erneuerung

oder Vermehrung — - des toten Betriebsinvcntars;

0) für die Anschaffung von lebendem Vetriebsinventar;

ä ) für den Unterhalt des lebenden Betriebsinventars,

soweit derselbe nicht den Warenvorräten und Er¬

zeugnissen entnommen ist;

s ) der Pacht - und Mietzins für die zum Geschäfts¬

betriebe gepachteten und gemieteten Grundstücke,

Gebäude und Utensilien.

Dient ein gemietetes Gebäude dem Steuer¬

pflichtigen zugleich zur Wohnung und zum Ge¬

schäftsbetriebe , so ist der auf die Wohnung ent¬

fallende Teil des Mietzinses nicht von der Ein¬

nahme abzusetzen;

ck) die Kosten für die im Betrieb erforderliche Hei¬

zung und Beleuchtung;

§ ) die Anschaffungskosten für die eiugekauften Roh-

und Hülfsstoffe und Waren , sowie für die sonst

im Betrieb erforderlichen Materialien;

ll ) die Löhnung der für den Gewerbebetrieb ange¬

nommenen Angestellten , Gesellen , Gehülfen , Arbeiter

einschl . des Geldwertes der etwa zu gewährenden

Beköstigung und sonstigen Naturalleistungen , so¬

weit diese nicht aus den Betriebsbeständen ent¬

nommen worden;

1) die im Geschäftsbetriebe zu entrichtenden indirekten

Abgaben (Zölle usw .) ;

ll ) der Verkaufswert der ans der vorangegangenen
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in die maßgebende Wirtschaftsperiode übernomme¬
nen Bestände an lebendem Betriebsinveutare;

1) der Kurswert oder Verkaufswert der in die Wirt¬
schaftsperiode übernommenen , zum Betriebskapitale
gehörenden Wertpapiere;

in ) der Einkaufswert der in die Wirtschaftsperiode
übernommenen Bestände an Warenvorräten einschl.
der Roh - und Hülfsstofse unter Berücksichtigung
der in Folge von Verarbeitung gegen den ursprüng¬
lichen Zustand eingetretenen Wertsteigerung;

n ) ein der Abnutzung entsprechender Prozentsatz des
Snbstanzwerts der dem Betriebe dienenden Ge¬
bäude , sonstigen baulichen Anlagen sowie des
dauernden toten Betriebsinventars;

o) die Zinsen von Schulden , welche im laufenden
Betriebe bestehen.

Nach vorstehenden Bestimmungen ist bei der Be¬
rechnung des Ertrages aus Handel und Gewerbe für
die Vergleichung des Warenbestandes am Anfang und
am Ende der Periode der Einkaufswert maßgebend,
während bei der Berechnung des Ertrages aus der
Landwirtschaft (vergl . Ziffer 12 ) für die zu vergleichen¬
den Vorräte der Verkaufs  wert einzustellen ist . Die
Berechtigung dieser Unterscheidung ist darin zu finden,
daß im gewerblichen Betriebe der Gewinn regelmäßig
erst durch den tatsächlichen Absatz  erzielt wird , dagegen
im landwirtschaftlichen Betriebe das Wesentliche die
Erzeugung  der landwirtschaftlichen Produkte ist.

Wenn ein Kaufmann Waren zum Wiederverkauf
einkäuft , so wird durch diesen Einkauf an sich der
Wert der Waren nicht vermehrt ; sie haben für den
Kaufmann im allgemeinen lediglich den Einkaufswert,
da er für diesen jeden Augenblick sich die Waren be¬
schaffen kann , während der Weiterverkauf zu dem
üblichen Verkaufspreise sich in der Regel erst im Laufe
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der Zeit verwirklichen läßt. Demgemäß kann bei einer
Vergleichung des Warenbestandes am Ende und An¬
fänge der Periode auch nur der Einkaufspreis zu
Grunde gelegt werden. Andernfalls könnte sich das
Resultat ergeben, daß ein Kaufmann, welcher sein
Warenlager im Laufe der Periode vermehrt, aber kei¬
nerlei Absatz erzielt, trotzdem steuerlich mit einem Ge¬
winn abfchlösfe.

Findet in dem gewerblichen Betrieb eine Bearbei¬
tung der eingekauften Waren (Rohstoffe) statt, so muß
die dadurch erzielte Wertsteigerung natürlich berücksich¬
tigt werden.

Im landwirtschaftlichen Betriebe tritt der Absatz in
seiner Bedeutung für den Gewinn zurück, da es sich
durchgehend um marktgängige Erzeugnisse handelt,
welche jeden Augenblick zu einem ziemlich genau fest¬
stehenden Preise (Verkaufspreise) verwertet werden
können. Hier ist deshalb die Zugrundelegung des Ver-
kausswertes von selbst gegeben.

Was von den landwirtschaftlichen Erzeugnissen in
Bezug auf die Verwertungsmöglichkeit gilt, trifft für-
lebende Tiere auch dann zu, wenn sie zum gewerblichen
Betriebskapitale (vergl. Ziffer 17) gehören. Deshalb
ist für diese ebenfalls der Verkaufswert einzustellen.

Bei Wertpapieren ist der Kurswert zu Grunde zu
legen, wenn ein solcher besteht, da die Papiere im
allgemeinen in dieser Höhe jederzeit verwertet werden
können.

19. zu ZifferV 2:
Die von den Gewerbetreibenden geführten Handels¬

bücher, aufgestellten Bilanzen usw. haben an sich ledig¬
lich den Charakter von Beweisstücken. Falls Bilanz
und Gewinn- und Verlustrechnung im einzelnen Fall
aber vorliegen, sollen sie, sofern sie den Handelsrecht-
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lichen Vorschriften entsprechen und soweit sich nicht
Unrichtigkeiten ergeben, die Grundlage für die nach
Maßgabe der Bestimmungen des Einkommensteuerge¬
setzes vorzunehmende Berechnung des Ertrages bilden.

Wenn keine ordnungsmäßige Buchführung besteht,
seitens des Gewerbetreibenden aber sonstige Nachweise
aus seinen Büchern oder sonstwie glaubhaft erbracht
werden, so sind diese nach Möglichkeit für die Schätzung
des Ertrages zu verwerten.

Lassen sich insbesondere der Umsatz, d. h. der sich
aus den baren Einnahmen und den kreditierten For¬
derungen für verkaufte Waren usw. zusammensetzende
Gesamterlös, sowie die Betriebskosten im engeren Sinne
zahlenmäßig Nachweisen, so kann dies als Anhalt dienen,
indem für die einzelnen Warenarten bestimmte Prozent¬
sätze des Umsatzes als Gewinn üblich zu sein Pflegen.
Es sind dabei jedoch stets die besonderen Verhältnisse
des einzelnen Betriebes in Rücksicht zu ziehen.

Wo obiges nicht möglich, ist es von Bedeutung, den
Wareuverbrauch der einzelnen Gewerbetreibenden, wie
Wirte, Bäcker, Schlächter usw. sestzustellen und durch
Vergleichung mit anderen Betrieben derselben Art,
deren Ertrag bekannt ist, zu verwerten.

Sind keine genügende direkte Anhaltspunkte gegeben,
so ist auf die Schätzung der aus dem Betriebe zu
deckenden Lebensuuterhaltungskosten zurückzugreifen.

Es kann nämlich der Umstand als Anhalt dienen,
daß das steuerbare Reineinkommen eines Steuerpflich¬
tigen sich deckt mit
a) dem Übergewinne, welcher am Ende des Wirt¬

schaftsjahres in Kapitalien oder in vermehrtem
Werte des Inventars , der Erzeugnisse und Vorräte
vorhanden ist,

d) den gesamten Kosten des Haushalts,
o) der gezahlten Einkommensteuer.
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Diese Erträge sind gegebenenfalls festzustellen bezw.
zu schätzen. Ist kein Übergewinn, sondern ein Fehl¬
betrag vorhanden, so ist dies entsprechend in Rücksicht
zu ziehen; ebenso, wenn z. B . ein Steuerpflichtiger
seinen Aufwand durch freiwillige Zuschüsse von Ange¬
hörigen oder aus anderen Erträgen bestreitet, welche
ihm als steuerpflichtig nicht angerechnet werden dürfen.

20. zu Ziffer V11 u:
Die aus der Kasse eines anderen Bundesstaates

bezogenen Gehalte, Pensionen und Wartegelder sind
steuerfrei und nicht mit einzutragen.

21. zu Ziffer VI 1 n und ln
Der Vermögenssteuer unterliegt auch der Kapitalwert

von Nießbrauchrechten, soweit diese nicht den Charakter
von Diensteinkünften haben, ferner der Kapitalwert der
Rechte auf Apanagen, Renten, Leibrenten, Altenteils¬
bezüge und auf andere periodische geldwerte Bezüge,
welche dem Steuerpflichtigen auf seine Lebenszeit oder
auf die Lebenszeit eines Anderen, auf unbestimmte Zeit
oder auf die Dauer von mindestens 10 Jahren entwe¬
der vertragsmäßig als Gegenleistung für die Hingabe
von Vermögenswerten oder aus letztwilligen Verfügun¬
gen oder aus Familienstiftungen oder vermöge haus¬
gesetzlicher Bestimmungen zustehen. In Rücksicht hierauf
ist in der Spalte „Bemerkungen" das Nötige hervor¬
zuheben; auch ist daselbst, wenn die Lebenszeit des
Steuerpflichtigen oder einer anderen Person dabei in
Betracht kommt, das Lebensalter derselben auzugebeu.

22. zu Ziffer VI 2:
Hierher gehört der nicht festbestimmte Gewinn aus

der Tätigkeit als Schriftsteller, Gelehrter, Künstler,
Privatlehrer, Arzt, Rechtsanwalt; als Aufsichtsrats-
Mitglied bei Aktiengesellschaften; Arbeitslohn und
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Arbeitsverdienst der Arbeiter; sowie der Gewinn aus
jeder nicht besonders genannten persönlichen Tätigkeit,
welche nicht als selbständiger Betrieb der Landwirtschaft,
des Handels oder eines Gewerbes anzusehen ist, mag
dieselbe als Haupt- oder als Nebenbeschäftigung aus¬
geübt werden. — Beziehen die obigen Personen eine
feste Vergütung, so hat die Eintragung unter VI 1
zu geschehen.

23. zu Ziffer VI 2:
Bei Berechnung des Reinertrags sind die unter

Ziffer VIII des Formulars behandelten Abzüge unbe¬
rücksichtigt zu lassen.

Die Ausfüllung der Spalten „Rohertrag" und„Ab¬
züge" ist eine freiwillige, doch wird empfohlen, sie,
wenn irgend möglich, vorzunehmen. Weiter wird an¬
heimgegeben, wenn möglich, am Ende des Formulars
oder ans besonderer Anlage eine ins einzelne gehende
Rechnung nach Maßgabe der Anleitung in Ziffer 25
aufzustellen.

24. zu Ziffer VI:
Bei der sonstigen gewinnbringenden Beschäftigung ge¬

langt zur Besteuerung die gesamte dem Steuer¬
pflichtigen für dessen Tätigkeit ausdrücklich oder still¬
schweigend zugesicherte oder tatsächlich gewährte Gegen¬
leistung. Dies gilt insbesondere von Nebenbezügeu,
welche, wie die Weihnachtsgratifikationen der kauf¬
männischen Angestellten, zwar nicht auf ausdrücklicher
Vereinbarung beruhen, aber denselben auch ohne eine
solche vom Geschäftsinhaber herkömmlich gewährt zu
werden pflegen.

Trinkgelder sind an und für sich freiwillig geleistete
Geschenke, welche der Besteuerung nicht unterliegen.
Sofern aber Kellner, Hausdiener in Gasthöfen, Kutscher
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und ähnliche Bedienstete nach den tatsächlich bestehenden
Verhältnissen auf die Trinkgelder der Gäste usw . als
ständige Erträge angewiesen sind und der Dienstherr
mit der Annahme der Trinkgelder einverstanden ist,
unterliegen letztere der Steuerpflicht.

25. zu Ziffer VI:
Von den Einnahmen aus gewinnbringender Tätigkeit

sind die Geschäftsunkosten , sowie ein etwaiger Ab¬

nutzungswert in Abzug zu bringen . Soweit zutreffend,
kommen die für den landwirtschaftlichen und gewerb¬

lichen Betrieb Platz greifenden Grundsätze (vergl . Z . 12
und 18 ) in Anwendung.

Es gelten nur solche Aufwendungen als Geschäfts¬
unkosten , welche unmittelbar zum Zwecke der Gewinn¬
erzielung dienen.

Abzuziehen sind z. B . :

s.) die Ausgaben der Rechtsanwälte an Vergütung
für das Personal ; an Miete für die Bureau¬
räume ; an Bureaubedürfuissen , wie Federn , Tinte
und Papier ; die Kosten der laufenden Unter¬
haltung der Bureaueinrichtung , sowie der Wert
der jährlichen Abnutzung der letzteren ; nicht da¬
gegen die Kosten für die erste Beschaffung , die
Vermehrung und die Erneuerung der Einrichtung;

d ) die Ausgaben der ein Fuhrwerk haltenden Ärzte
für die Instandhaltung des Wagens und Geschirrs;
ferner der Wert der jährlichen Abnutzung dieser
toten Jnventarstücke , nicht aber die Kosten der

Anschaffung , Verbesserung , Vermehrung oder Er¬
neuerung ; Weiler die Kosten der Unterhaltung
der Pferde ; endlich die Kosten der Anschaffung
der Pferde , wogegen andererseits der etwaige Erlös
aus Verkauf oder Versicherung in Einnahme zu
stellen , auch der Wertuuterschied am Anfang und
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Ende des in Betracht kommenden Jahres als Ge¬
winn oder Verlust anzurechnen ist;

o) die Ausgaben der Ärzte für die Instandhaltung
der Instrumente und der zur Ausstattung des
Sprech - und Wartezimmers — nicht des Studier¬
zimmers — dienenden Möbel , sowie der Wert
der jährlichen Abnutzung dieser Gegenstände ; nicht
dagegen die Kosten der Anschaffung und Er¬
neuerung derselben ; ferner bei einem gemieteten
Hause der auf Sprech - und Wartezimmer ent¬
fallende Teil des Mietzinses ; weiter die Kosten
der Beleuchtung und Heizung des Sprech - und
Wartezimmers , die Ausgaben für Vertretung usw.

Nicht abziehbar sind , weil nicht dem Zwecke der
Gewiunerzielung unmittelbar dienend , die Aus¬
gaben für medizinische Zeitschriften und Bücher
oder für ärztliche Vereine;

6 ) die Ausgaben der Künstler und Gelehrten für die
Besoldung von Mitarbeitern oder Gehülfen ; für
die Beschaffung der zur Ausübung der Berufs¬
tätigkeit erforderlichen Materialien , für Instand¬
haltung der nötigen Gerätschaften , sowie der Wert
der jährlichen Abnutzung der letzteren.

26. zu Ziffer VI:
Der zur Bestreitung des Dienstaufwandes  be¬

stimmte Teil der Diensteiukünfte ist nach folgenden Be¬
stimmungen außer Ansatz zu lassen:

a) Reisekostenvergütungen und solche Tagegelder oder
Entschädigungen , welche an die in öffentlicher
Dienststellung befindlichen Personen für ihre ein¬
zelnen Dienstreisen und für die Dauer ihrer vor¬
übergehenden Beschäftigung außerhalb ihres Wohn¬
ortes gewährt werden , sind steuerfrei.

Hierher gehören insbesondere auch die dem
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Lvkomotiv- und Fahrpersouale der Eisenbahnen
bei Ausübung des Fahrdienstes gewährten Fahr-,
Meilen- und Überuachtungsgelder, ferner die den
Lokomotivführern und Heizern für Nachtfahrten,
den Schaffnern für längeren Aufenthalt bewilligten
Vergütungen; dagegen nicht die Prämien für er¬
sparte Heiz- usw. Materialien, welche steuer¬
pflichtig sind.

Im übrigen ist
d) bei Militärpersonen, bei Reichs-, Staats - und

Hofbeamten, bei Geistlichen und bei Lehrern an
öffentlichen Unterrichtsanstalten lediglich derjenige
Betrag oder derjenige Teil der Diensteinkünfte
frei zu lassen, welcher ausdrücklich als Vergütung
für Dienstaufwand(Dicnstkostenaversum, Geschäfts-
kostenvergülung, Bureauentschädigung, Repräsen¬
tationskosten, Pferdeunterhaltungsgelder, Manko¬
gelder usw.) bewilligt oder im Etat verrechnet
wird. Dabei ist es ohne Bedeutung, ob der Be¬
amte an dem bewilligten Betrag Ersparnisse macht
oder ob er Zubuße leiste» muß.

Beträge, die ein Beamter zur Bestreitung
vermehrter Aufwendung für Lebensbedürfnissebe¬
zieht (Teuerungszulagen, Stationszulagen) gelten
nicht als Dienstaufwandsentschädigung;

o) bei anderen öffentlichen Beamten einschl. der Ge¬
meindebeamten sowie bei den in Privaten Dienst¬
verhältnissen stehenden Personen (z. B . Fabrik¬
direktoren, Bankdirektoren, Genossenschaftsbeamten,
Gutsinspektoren, Hauslehrern usw.) derjenige Be¬
trag frei zu lassen, welcher für die mit den dienst¬
lichen Verrichtungen etwa verbundenen Ausgaben
tatsächlich Verwendung findet. Dabei ist es ohne
Belang, ob nach dem betreffenden Dienstvertrag
ein bestinimter Betrag der Diensteinkünfte als
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Dienstaufwandsentschädigung bezeichnet ist oder
nicht. Die Dienstaufwandsentschädigung ist in der
Steuererklärung nicht ohne weiteres vom Gehalt
abzuziehen, sondern lediglich in der Spalte „Be¬
merkungen" in folgender Form hervorzuheben:

„Davon . . . . Dienstaufwandsentschädi¬
gung."

Auch die Vergütung der Gemeindevorsteher ist
insoweit steuerpflichtig, als sie eine zutreffende
Dienstaufwandsentschädigung übersteigt.

27. zu Ziffer VI:
Tagegelder und Reisekosten, welche aus öffentlichen

Kassen als Entschädigung für die mit der Erfüllung
staatsbürgerlicher und ähnlicher Pflichten verbundenen
Aufwendungen gewährt werden, sind steuerfrei. Hier¬
her gehören insbesondere die den Mitgliedern des Reichs¬
tags und den Landtagsabgeordneten zustehenden, sowie
die etwa den Mitgliedern der Amtsräte, der Gemeinde¬
vertretungen, der Einkommensteuerschätzungsausschüsse
usw. bewilligten Bezüge der gedachten Art.

28. zu Ziffer VI:
Von den periodischen Bezügen bleiben diejenigen Ein¬

nahmen außer Betracht, welche aus einem auf allge¬
meiner Bestimmung des Bürgerlichen Gesetzbuchs be¬
ruhenden Unterhaltungsanspruchegegenüber Verwandten
gerader Linie erwachsen.

Dagegen ist z. B. steuerpflichtig die Untcrhalts-
rente des getrennt lebenden oder geschiedenen Ehegatten.

Ferner sind steuerpflichtig fortlaufende Jahrcsunter-
stützungen ausgeschiedener Beamten ohne Rücksicht auf
etwaigen Vorbehalt des Widerrufs, dagegen nicht außer¬
ordentliche, für den einzelnen Bedürfuisfall bewilligte
Unterstützungen, auch wenn sie sich tatsächlich wieder¬
holen.



29. zu Ziffer VI:
Inhaber von Dienstwohnungen haben, sofern sie

eine Entschädigung zahlen, den Betrag mit der Be¬
zeichnung„Entschädigung für Dienstwohnung" unter
Ziffer VI 1 a oder2, Spalte Bemerkungen, einzu¬
tragen. Hier kann  auch der ortsübliche Mietwert der
Dienstwohnung nach Schätzung eingetragen werden.
Falls die Dienstwohnung oder ein Teil derselben vom
Inhaber weiter vermietet sein sollte, ist ebendaselbst die
betreffende Mietsumme anzugeben.

Eine freie Dienstwohnung fällt unter Ziffer VI 1 d.

30. zu Ziffer VI:
Ist einem Angestellten als Gegenleistung neben seinem

Gehalt eine zukünftige Alters- oder Witwenversorgung
zugesichert, so ist dies für seine gegenwärtige Be¬
steuerung ohne Bedeutung.

Soll eine solche Versorgung auf dem Wege Ver¬
wirklicht werden,

a) daß der Angestellte Mitglied einer Versorgungs¬
kaffe(z. B. Witwen- oder Leibrentenkasse) wird
und der Dienstgeber für ihn die erforderlichen
Beiträge ganz oder teilweise entrichtet, oder

b) daß der Dienstgeber das Leben des Angestellten
auf irgend eine Art versichert und seinerseits ganz
oder zum Teile die Prämien zahlt,

so sind die von dem Dienstgeber zu leistenden Beiträge
und Prämien dem Einkommen des Angestellten nicht
hinzuzurechnen.

Ist jedoch im einzelnen Falle nach den ganzen Ver¬
hältnissen anzunehmen, daß die Beitrags- oder Prämien¬
zahlung des Dienstgebers nur dazu bestimmt ist, dem
Angestellten einen entsprechenden Teil seiner Dienstein¬
künfte in anderer Form zu gewähren, so sind die be¬
treffenden Beträge steuerpflichtig. Eine solche Annahme
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soll aber dann ohne weiteres ausgeschlossen sein, wenn
der Dienstgeber ein zahlreicheres Personal beschäftigt
und für letzteres oder für einzelne Klassen des letzteren
eine Alters- oder Witwenversorgung allgemein vorge¬
sehen hat.

31. zu Ziffer VII:
Falls der Betrag nachgewiesen wird, für welchen die

Versicherungsgesellschaft die Polize znrückkaufen würde
(der sog. Rückkanfswert), kommt dieser zur Anrechnung.
In solchem Fall ist der Betrag in Spalte „Bemer¬
kungen" einzutragen. Der Nachweis ist durch anzu¬
legende Bescheinigung der Versicherungsgesellschaft
(Generalagent usw.) oder sonstwie zu führen.

32. zu Ziffer VII:
Die Ansprüche aus einer Lebensversicherung, welche

ein Dienstgeber für seine Angestellten vorsieht, sind dann
steuerfrei und nicht einzutragen, wenn die Voraus¬
setzungen der Ziffer 30 Absatz2 vorliegen. Hat der
Dienstgeber die Zahlung der Prämien nur zu einem
Teil übernommen, so beschränkt sich in entsprechendem
Verhältnisse die Steuerfreiheit des Anspruchs.

33. zu Ziffer VII:
Die Eintragung der Ansprüche ist von demjenigen

Steuerpflichtigen vorzunehmen, dem nach Maßgabe des
Versicherungsvertrages das Verfügungsrecht über die
Polize zusteht.

Das Verfügungsrecht besteht nicht in dem tatsächlichen
Besitze der Urkunde, sondern in der rechtlichen Befugnis,
hinsichtlich des durch die Polize beurkundeten Anspruchs
rechtswirksam verfügen zu können.

34. zu Ziffer VIII 1 bis 3:
Der Steuerpflichtige verliert sein Recht auf Berück¬

sichtigung dieser Lasten, wenn er sie nicht in jedem Jahr
innerhalb der bestimmten Frist dem Vorsitzenden
des Schätzungsausschusses auf vorgeschriebenem
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Formular anmeldet. Zu der Anmeldung kann auch das
Steuererklärungsformular verwendet werden.

35. zu Ziffer VIII i:
Nicht mit aufzuführen sind:
s) die Haushaltungsschulden , da diese überhaupt

nicht abziehbar sind,
d) die im laufenden kaufmännischen oder

sonstigen gewerblichen (nicht landwirtschaft¬
lichen) Verkehre bestehenden Schulden, da diese
bei der Ermittelung des Geschäftsgewinns, bezw.
der Schätzung des Wertes des gewerblichen An¬
lage- und Betriebskapitals zu berücksichtigen sind,

o) die mit den Zinsen verbundenen Abträge(Tilgungs¬
beträge, Amortisationsquoten), welche nicht abge¬
zogen werden dürfen.

36. zu Ziffer VIII i und 2:
Schulden und Lasten dürfen nicht abgezogen werden,

u) soweit sie mit auswärtigem Grundbesitz oder aus¬
wärtigen gewerblichen Anlagen in wirtschaftlichem
Zusammenhänge stehen, d. h. durch den Erwerb
oder Betrieb dieser Ertragsquellen entstanden sind,

d) wenn sie ausschließlich auf den auswärtigen Er¬
tragsquellen rechtlich haften (grundbuchmäßig ein¬
getragen sind;

o) die Lasten dürfen nur zu einem verhältnismäßigen
Teil abgezogen werden, wenn sie ungeteilt auf den
hiesigen und auswärtigen Ertragsquellen rechtlich
haften, ohne daß ein wirtschaftlicher Zusammen¬
hang mit einer der Quellen besteht.

Ein auswärtiger Steuerpflichtiger kann den Abzug von
Schulden und Lasten nur beanspruchen, wenn sie mit
den hiesigen Ertragsquellen in wirtschaftlichem Zusam¬
menhänge stehen und außerdem auf ihnen rechtlich haften.

37. zu Ziffer VIII 2:
In Spalte „Bemerkungen" ist zur Ermittelung des



Kapitalwerts der Jahresleistung eine etwaige Be¬
schränkung derselben— auf Lebenszeit, bestimmte oder
unbestimmte Dauer— anzugeben und bei Beschränkung
auf Lebenszeit auch das Alter der betreffenden Personen.

38. zu Ziffer VIII 5:
Soweit es sich um Beträge handelt, welche aus der

Vorbelastung  einzelner Grundstücke herrühren, kommt
nur der auf die Verzinsung von Schulden entfallende
Teil in Abzug.

39. zu Ziffer VIII:
Soweit die auf verpachtetem oder vermietetem Besitze

ruhenden abzugsfähigen Lasten vom Pächter(Mieter)
übernommen sind, können sie nicht zu gunsten des
Verpächters(Vermieters) abgezogen werden.

Allgemeine Bemerkungen.
40. Jeder Haushaltungsvorstand und jeder Einzelstehende,

welcher im Vorjahre zur 14. oder einer höheren
Steuerstuse — entsprechend einem Jahreseinkommen
von 1200 ^ oder mehr— veranlagt war, ist zur
Abgabe einer Steuererklärung auf einem
Formulare nach  Muster 7 verpflichtet.  Für die
übrigen Haushaltungsvorstände usw. besteht eine Stener-
erklärungspflicht ohne weitere Aufforderung nur be¬
züglich der Kapitalien, wobei ein Formular nach Muster6
zu benutzen ist, aber auch das Formular nach Muster7
benutzt werden kann.

41. Die Steuererklärung ist für Personen, welche unter
väterlicher Gewalt, Pflegschaft oder Vormundschaft
stehen, von deren Vertreter  abzngeben. Für Personen,
welche abwesend oder sonst verhindert sind, die Steuer¬
erklärung selbst abzugeben, können Bevollmächtigte
eintreten. Dem Nießbräucher  liegt die gleiche Pflicht
zur Steuererklärung ob, wie dem Eigentümer.

42. Feststehende Erträge (z . B . in bestimmter Höhe zu¬
gesicherte Zinsen, Renten und ähnliche feste Bezüge;



Besoldungen ; Löhne , welche nach Monats - oder Jahres¬

sätzen oder bei dauernd beschäftigten Personen nach

Tages - oder Wochensätzen bedungen sind ) sind nach

ihrem zu Beginn des Steuerjahres bekannten Betrage

zu bemessen.
Erträge , die ihrer Höhe nach unbestimmt

sind oder schwanken , sind nach dem Ergebnisse des

dem Steuerjahr unmittelbar voraugegangenen Jahres

(Geschäfts - oder Wirtschaftsjahres ) zu bemessen.
Die gleichen Grundsätze gelten für die Berechnung

der abzugsfähigen Ausgaben.
43 . Jeder Steuerpflichtige hat das Recht:

g.) seine Steuererklärung auf weitere das Einkommen

oder das Vermögen betreffende Verhältnisse aus¬

zudehnen oder , wenn er zu einer Steuererklärung
überhaupt nicht verpflichtet ist , eine solche herzu¬

geben ;
b>) hinsichtlich der der Pflichtschätznng nicht unter¬

liegenden Natnralertrüge (besonders auch des Miet¬

werts der Wohnung im eigenen Hause ) die nach

seiner Ansicht zutreffenden einzelnen Summen

anzugeben;
o) bezüglich derjenigen Vermögensteile , deren Wert

nur durch Schätzung zu ermitteln ist , den nach

seiner Ansicht zutreffenden gemeinen Wert (vergl.

Z . 44 ) anzugebeu.

44 . Der gemeine Wert einer Sache entspricht regelmäßig

dem Kaufpreise , welcher dafür im gewöhnlichen Geschäfts¬

verkehre nach ihrer objektiven Beschaffenheit , ohne Rück¬

sicht auf ungewöhnliche Umstände oder lediglich persön¬

liche Verhältnisse zu erzielen ist.
Der Wert von Annehmlichkeiten und Bequemlichkeiten,

die einem jeden Besitzer schätzbar sind , wird dem

gemeinen Werte beigerechnet.
Der Wert der besonderen Vorliebe (Affektionswert ),
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wie er aus bloß zufälligen Eigenschaften oder Verhält¬
nissen einer Sache entsteht , die ihr in der Meinung
ihres Besitzers einen Vorzug vor anderen Gegenständen
gleicher Art geben , bleibt außer Betracht.

Ebenso ist unberücksichtigt zu lassen der durch be¬
sondere Umstände bedingte außerordentliche Wert eines
Gegenstandes , d . h. derjenige subjektive Wert , den der
Gegenstand mit Rücksicht auf den höheren Grad seiner
Brauchbarkeit wegen besonderer , in der Person eines
bestimmten Besitzers liegenden Gründe hat.

Wenn jedoch die Eigenschaften einer Sache , z. B . die
Lage eines Grundstücks , die Einrichtung oder die bis¬
herige Benutzung eines Hauses , die vorteilhafte Ver¬
wendung zu gewissen subjektiven Zwecken allgemein
ermöglichen oder erleichtern und dadurch eine preis¬
steigernde Wirkung im wirtschaftlichen Tauschverkehr
ausüben , so handelt es sich nicht um einen außer¬
ordentlichen , sondern um den gemeinen Wert.

Findet z. B . in einem Hause der gutgehende Betrieb
eines freien Gewerbes statt , so kann durch diesen Um¬
stand der gemeine Wert des Hauses beeinflußt werden.

Ebenso kann es auf den gemeinen Wert steigernd
einwirken , wenn auf einem Grundstück ein konzessions¬
pflichtiges Gewerbe , wie Gastwirtschaft oder Apotheken¬
betrieb , ausgeübt wird und auch für zukünftige Inhaber
als solche die Aussicht besteht , konzessioniert zu werden.

Für die Wertbestimmung bei einem Vermögensteil
ist dessen Zustand zu Beginn der Steuerperiode maß¬
gebend . Daraus folgt , daß in der Zukunft liegende
Umstände , welche für die Preisbildung von Bedeutung
sein können , wie die Möglichkeit der zukünftigen Ver¬
wertung eines landwirtschaftlichen Grundstücks zu Bau¬
plätzen , nur insoweit zu berücksichtigen sind , als sie
schon tatsächlich im derzeitigen Verkehre den Preis
beeinflußt haben.
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Grundstücke , welche nach den ganzen Verhältnissen

bereits den Charakter von Bauplätzen haben , sind als

solche zu beurteilen , auch wenn sie bis zur entsprechen¬

den Verwendung für sich allein oder als Teil einer

Landstelle landwirtschaftlich genutzt werden.
Die Wertermittelung hat für jeden einzelnen Teil

des Vermögens besonders zu erfolgen , unbeschadet der

Befugnis , für verschiedene gleichartige Teile das Ergebnis

zusammenzufassen.
Unter den einzelnen Teilen sind die wirtschaftlich

nicht zusammengehörigen selbständigen Bestandteile des

Vermögens zu verstehen . Die zu einer wirtschaftlichen

Einheit gehörigen Vermögensteile sind bei der Würdi¬

gung des Wertes nicht von einander zu trennen , son¬

dern mit ihrem Wert im ganzen zutreffend zu erfassen.

Grundbesitz ist jedoch auch dann , wenn er zu einem

Anlage - und Betriebskapitale gehört , äußerlich geson¬

dert zu bewerten.
Eine geschloffene Landstelle ist also nicht nach dem

für die einzelnen Grundstücke zu erzielenden Verkaufs¬

preise , sondern einheitlich zu bewerten . Ebenso können

bei einer Landstelle die Gebäude in der Regel nur zu¬

sammen mit dem Grund und Boden der Landstelle
bewertet werden.

Bei forstwirtschaftlich benutzten Grundstücken ist der

Wert einheitlich für Grundstück und Holzbestand zu finden.

Als Anhalt für den Verkaufswert dienen die im ge¬

wöhnlichen Verkehre gezahlten Kaufpreise.
Wenn in einer Gegend Käufe nicht in ausreichendem

Umfange Vorkommen , so sind die Verhältnisse anderer

geeigneter Gegenden zur Vergleichung heranzuziehen.

Ist auch dies nicht angängig , so sind sonstige Anhalte

für die Ermittelung des Verkaufswerts zu suchen , wo¬

bei auch der Ertrag in Frage kommen kann.
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Der Vorsitzende
des Schlltzmigsausschusses der

Gemeinde

Muster 8.
(Z 25 Ziffer ? der AussührungsbestimmungeN

zum Einkommensteuergesetz.)

Steuerjahr 19 .
. , den IS

Auf Grund des Artikel 25 Ziffer IX des Einkommensteuer¬
gesetzes für das Herzogtum Oldenburg vom 12. Mai 1806 und
des Artikel 28 des Vermögenssteuergesetzes vom 12. Mai 1906 werden
Sie hierdurch aufgefordert , wegen Ihres im Herzogtum Oldenburg
steuerpflichtigen Einkommens und Vermögens eine Steuererklärung
unter Benutzung des anliegenden Formulars bis zum.
an den Unterzeichneten einzusenden . Bei Anfertigung der Steuer¬
erklärung sind die dem Formulare beigegebenen Erläuterungen zu
beachten.

Die Versäumnis der obigen Frist hat gemäß Artikel 27 Ziffer 1
des Einkommensteuergesetzes und Artikel 29 des Vermögenssteuergesetzcs
den Verlust der gesetzlichen Rechtsmittel gegen die Einschätzung zur
Folge . Wer wissentlich oder grobfahrlttssig in der Steuererklärung un¬
richtige oder unvollständige Angaben macht oder anmeldepflichtige Er¬
träge oder anmeldepflichtiges Vermögen verschweigt, wird nach Artikel 67
des Einkommensteuergesetzes und Artikel 43 des Vermögenssteuer¬
gesetzes bestraft.

An

in

Anmerkung . Wenn nur die Veranlagung zur Ein¬
kommensteuer in Frage steht, ist der Vordruck entsprechend
abzuändern.
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Der Vorsitzende
des Schätzungsausschussesder

Gemeinde

Muster S.
(8 25 Ziffer 22 der Ausführungs¬

bestimmungen zum Einkommensteuergesetz.)

Steuers ahr 19 .
, den . 19

Auf Grund des Artikel 25 Ziffer IIP des Einkommensteuer¬
gesetzes vom 12. Mai 1906 und des Artikel 28 des Vermögcnsstcuer-
gesetzes vom 12. Mai 1906 werden Sie zum Zweck Ihrer Steuer¬
veranlagung hierdurch aufgefordurt , das anliegende Formular zur
Steuererklärung bezüglich der Ziffer unter Be¬
achtung der dem Formulare beigegebsnen Erläuterungen auszufüllen
und bis zum an den Unterzeichneten einzu¬
senden.

Die Versäumnis der obigen Frist hat gemäß Artikel 27 Ziffer 1
des Einkommensteuergesetzes und Artikel 29 des Vermögenssteuergesetzes
den Verlust der gesetzlichen Rechtsmittel gegen die Einschätzung zur
Folge . Wer wissentlich oder grobfahrlässig in der Steuererklärung un¬
richtige oder unvollständige Angaben macht oder anmeldepflichtige Er¬
träge oder anmeldepflichtiges Vermögen verschweigt, wird nach Artikel 67
des Einkommensteuergesetzes und Artikel 43 des Vermögenssteuer¬
gesetzes bestraft.

An

in

Anmerkung . Wenn nur die Veranlagung zur Ein¬
kommensteuer in Frage steht, ist der Vordruck entsprechend
abzuändern.



Der Vorsitzende
des Schätziliigsausschussesder

Muster 1« .
iß 27 Ziffer 5 der Aussiihrungsbestimmungcn

zum Einkommensteuergesetz.)

Steuerjahr 19 .
Gemeinde

-, den 19

Sie sind der am ergangenen öffentlichen
Ihnen zugestellten

Aufforderung zur Abgabe der vorgeschriebenen Steuererklärung bis
heute nicht nachgekommen. Auf Grund des Artikel 27 Ziffer 2 des
Einkommensteuergesetzes für das Herzogtum Oldenburg vom 12. Mai
1906 und Artikel 29 des Vermögenssteuergesetzes vom 12. Mai 1906
werden Sie deshalb hierdurch nochmals aufgefordert , nunmehr spätestens
bis zum die Steuererklärung , für welche das

fliegt , an den Unterzeichneten einzusenden . Bei Anfertigung
cklärung sind die dem Formulare beigegebenen Erläuterungen

die versäumte Steuererklärung nicht innerhalb der obigen
weiteren Frist abgegeben, so haben Sie neben der zu veranlagenden
Steuer einen Zuschlag von 250/0 zu entrichten.

Wer wissentlich oder grobfahrlässig in der Steuererklärung un¬
richtige oder unvollständige Angaben macht oder anmeldepflichtige Er¬
träge oder anmeldepflichtiges Vermögen verschweigt, wird nach Artikel 67
des Einkornmensteuergesetzes und Artikel 43 des Vermögenssteuergesetzes
bestraft.

c
zu beachten.

An

Anmerkung . Wenn nur die Veranlagung zur Ein¬
kommensteuer in Frage steht, ist der Vordruck entsprechend
abzuändern.



Der Vorsitzende
des Schätzungsausschusies der

Gemeinde

Muster 11.
(Z 36 Ziffer 8 der Ausfllhrungs-

bestimmungen zum Einkommensteuergesetz.)

. , den iS

Sie werden als Mitglied des Schätzungsausschusseshiermit zur
Mitwirkung Lei dem Schätzungsgeschäst — den Einspruchsver¬
handlungen —

auf 19 , Uhr,

nach .
berufen.

Ein Ausschußmitglied, welches ohne genügenden Entschuldigungs¬
grund ausbleibt , verfällt nach dem Ermessen der erschienenen Mitglieder
in eine Geldstrafe bis zu 15 -̂ .; außerdem hat es, wenn wegen seines
Ausbleibens eine beschlußfähigeVersammlung nicht zustande kommt,
die dem Staat erwachsenden Kosten zu tragen und zu gunsten der
erschienenen Mitglieder eine vom Vorsitzenden zu bestimmende Ver¬
gütung für Weg und Versäumnis zu entrichten. Bei wiederholter
Weigerung, zu erscheinen, kommt außerdem die Bestimmung über
Niederlegung des Amtes entsprechend den für unbesoldete Gemeinde¬
ämter geltenden Vorschriften zur Anwendung.
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Muster 12.
(8 46 Ziffer2 der Ausführungs¬

bestimmungen zum Einkommensteuergesetz.)

Muster 12
(Formular zur Steuerrolle) ist am Schlüsse,

hinter Muster 26, beigefügt.
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Der Borsitzende
Muster IS.

(8 48 Ziffer 2 der Ausfllhrungs-
des Schiitzungsausschusies der bestimmungen zum Einkommensteuergesetz.)

Hierbei wird Ihnen die diesjährige Steuerrolle der Ge-

mit dem Aufträge zugesandt , dieselbe gemäß öffentlicher Bekanntma¬
chung vom heutigen Tage während der Zeit vom U,
. Mts , bis zum . tcn . Mts , ein¬

schließlich in Ihrem Geschäftszimmer zur Einsicht der beteiligten
Steuerpflichtigen auszulegen und nach Ablauf der Auslegungssrist
unverzüglich an den Unterzeichneten zuruckzusenden. Sie haben dafür
Sorge zu tragen , daß die Steuerrolle Unbefugten überall nicht zu¬
gänglich ist und daß im übrigen den Steuerpflichtigen die Einsicht¬
nahme nur in Bezug auf ihre eigene Steuerveranlagung er¬
möglicht wird.

Die geschehene Auslegung ist unter Benutzung des Vordrucks auf
der ersten Seite der Steuerrvlle zu bescheinigen.

Gemeinde , den 19

meindc

Herrn
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Der Vorsitzende
des Schätzungsansschussesder

Gemeinde

Muster 14.
(8 48 Ziffer 2 der Ausführungs¬

bestimmungen zum Einkommensteuergesetz.)

den 19

für.

..teil.
Die Steuerrvlle der Gemeinde

liegt vom tcn Mts . bis zum
Mts . einschließlich im Geschäftszimmerdes Gemeindevorstehers.
. zu zur Einsicht der beteiligten
Steuerpflichtigen aus . Die Einsicht ist jedem in der Rolle Verzeich¬
nten , jedoch nur in Bezug auf seine eigene Steuerveranlagung,
gestattet.

Gegen das Ergebnis der Veranlagung steht den Steuerpflichtigen
das Rechtsmittel des Einspruchs zu. Der Einspruch ist innerhalb einer
Ausschlußfrist von 3 Wochen, beginnend mit dem auf den Ablauf der
Auslegungszeit folgenden Tage, bei dem Unterzeichneten Vorsitzenden
des Schätzungsausschusses zu erheben, also spätestens am . IM

19 . In dem Einsprüche müssen die Gründe,
aus welchen die Veranlagung angefochten wird, angegeben werden.
Etwaige Beweismittel können dabei benannt werden. Bei unbegrün¬
deter Einlegung von Rechtsmitteln seitens der Steuerpflichtigen fallen
diesen die Kosten zur Last. Die Zahlung der veranlagten Steuer wird
durch die Einlegung von Rechtsmitteln nicht aufgehälten.

Für die auswärtigen Steuerpflichtigen, an welche nach Artikel 48
Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes und Artikel 33 des Vermögens¬
steuergesetzes eine besondere Benachrichtigung über ihre Veranlagung
zu erfolgen hat, ist die obige Einspruchsfrist nicht maßgebend.

Bekanntmachung
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Muster IS.
Der Vorsitzende (K 48 Ziffer4 der Ausführungsbestimmungen

des Schätzungsausschusses der sum Einkommensteuergesetz.)
Gemeinde. ' . .

Nr. der Steuerrolle:

8 »r Z I L
-Z 8 « ^- ^ rr L»

,8 §Iß
§ Z8 Z

' s Ks Z

>8 ^ .
.8  -

2 8
- 8
-b

8 V
8« 8

8

Z §
8 ^

8 'S8 L

An

Wie der umstehende Auszug aus der Steuerrolle des näheren er¬
gibt , sind Sie auf Grund des Einkommensteuergesetzes vom 12. Mai
1906 und des Vermögenssteuergesetzes vom 12. Mai 1906 veranlagt:

1. zur Einkommensteuer für das Steuerjahr vom 1. Mai 19 bis
30 . April 19. nach einem steuerpflichtigen Einkommen von

. . . . l/k5. zu dem Jahressteuersatze von .... - V,,
2. zur Vermögenssteuer *) für die Steuerperiode vom 1. Mai 19

bis 30 . April 19. nach einem steuerbaren Vermögen von
. . ..... zu dem Jahressteuersatze von

Der Jahressteuersatz ist je zur Hälfte in den Monaten Septem¬
ber d. I . und März k. I . an .
. . . . . .... zu zahlen . Einsendungen durch die Post
müssen unter Beachtung der Bemerkung am Rande dieser Benachrich¬
tigung und frei von Porto und Bestellgeld erfolgen.

Gegen das Ergebnis der Veranlagung **) steht Ihnen das Rechts¬
mittel des Einspruchs zu. Der Einspruch ist binnen einer Ausschluß-
srist von 3 Wochen, welche mit dem auf die Zustellung dieser Mitteilung
folgenden Tage beginnt , bei dem Unterzeichneten Vorsitzenden des
Schätzungsausschusfes zu erheben . In dem Einsprüche müssen die
Gründe , aus welchen die Veranlagung angefochten wird , angegeben
werden . Etwaige Beweismittel können dabei benannt werden.

Bei unbegründeter Einlegung von Rechtsmitteln seitens der Steuer¬
pflichtigen fallen diesen die Kosten zur Last.

Die Zahlung der veranlagten Steuer wird durch die Einlegung
von Rechtsmitteln nicht aufgehalten.

m

Anmerkungen.
9 Die Vermögenssteuer ist hier auch dann zu

vermerken, wenn eS sich nicht um das erste Jahr
der Steuerperiode handelt, also eine Neuveran-
>Mng nicht stattgefunden hat. vielmehr die früher
dcrimlagteVermögenssteuer weiter zu zahlen ist.

Kommt eine Vermögenssteuer überall nicht in
»We, so ist Ziffer s unansgefüllt zu lassen.

1Hier ist jedoch zu beachten, daß ein Einspruch
«egendie Vermögenssteucrveranlagung nur
>mersten Jahre der Steuerperiode in Frage
tMmen kann, indem in den weiteren Jahren
der gleichen Steuerperiode eine Neuveranlagung
mchtstattfindet.

Wenden!

Empfan

Für das

qsbesch

Betr

einix
steu

g.

imigen über
erbeträge.

Tag
der

Zahlung.

eingezahlte

Namensuntcrschristdes
Steuererhebers.

I.

2.
-

Halbjahr. XXX XX xxxx xxxxxxx
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Auszug aus der Sleuerrolle.
(Hier folgen die Spalten 3—36 des Steuerrollenformulars (Muster 12f).
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Muster 1 « .

Der Bürstende 4g Ziffer 4 der AnssuhrungS-
dcs Schätz»»gsausschusses der bestimmungen zum Einkommensteuergesetz.)

Gemeinde . . dm . u>. .

Nr . der Steuerrolle:

D-
wird ergebenst ersucht , den anliegenden , mit einem Dienstsiegel ver¬
schlossenen und mit der Adresse de.
. in . , sowie der
obigen Steuerrvllennummer versehenen Brief dem Adressaten gefälligst
zustcllen und dieses Stück mit Zustellungsbescheinigung an den
Unterzeichneten zurücksenden zu »vollen.

Au

rn
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Der Vorsitzende
des Schätzmlgsausschussesder

Gemeinde

Muster 17. Ami
(Z 48 Ziffer 5 der Ausführungsbestimmungen

- zum Einkommensteuergesetz .)

den lg -.

Nr . der Steuerrolle:

2

's 2
rr §

^ rr—-
rr .

» l8

. S - —

LZ §
L 8 ^ «

Z L8 rr
M --

§

'L «
8  «

rr«r

An

Auf Grund des Einkommensteuergesetzes vom 12 . Mai 1906 und
des Bermögenssteuergesetzes vom 12 . Mai 1906 sind Sie veranlagt:

1 . zur Einkommensteuer für das Sleuerjahr vom 1. Mai lg
bis 30 . April 19 nach einem steuerpflichtigen Einkommen vo»
. ^ zu dem Jahressteuersatze von .

2 . zur Vermögenssteuer *) für die Steucrperiode voni 1 . Mai 19
bis 30 . April 19 nach einem steuerpflichtigen Vermögen von
. zu dem Jahressteuersatze von .

Der Jahressteuersatz ist je zur Hälfte in den Monaten Septem¬
ber d . I . und März k. I . an

zu zahlen . Einsendungen durch die Post
müssen unter Beachtung der Bemerkung am Rande dieser Benachrichti¬
gung und frei von Porto und Bestellgeld erfolgen.

Wegen der Ihnen gegen das Ergebnis der Veranlagung **) zu¬
stehenden Rechtsmittel wird auf die öffentliche Bekanntmachung über
Auslegung der Steuerrolle verwiesen . Der Lauf der in der Bekannt¬
machung angegebenen Einspruchsfrist wird durch diese Benachrichtigung
nicht berührt , endigt also mit dem Ablaufe des .

d. I.

du

Jepli

in

Anmerkungen.
*1 Die Vermögenssteuer ist hier auch dann zu

vermerken , wenn cs sich nicht nm das erste Jahr
der Steuerperiode handelt , also eine Neuveran¬
lagung nicht stattgefunden hat .vielmehr die früher
veranlagte Vermögenssteuer weiter zu zahlen ist.

Kommt eine Vermögenssteuer überall nicht in
Frage , so ist Ziffer 2 unausgesüllt zu lassen.

"1 Hier ist jedoch zu beachten , daß ein Einspruch
gegen die Vermögenssteuerveranlagung nur
im ersten Jahre der Steuerperiode in Frage
kommen kann , indem in den weiteren Jahren
der gleichen Steuerperiode eine Neuveranlagung
nicht stattfindet.

des

Empfangsbescheinigungen über cingezahlte
Steuervetrage.

Für das Betrag. Tag
Namensnnterschrist

der Zahlung. Steuererhebers.

1.

2.

Halbjahr. XXX X X X X X X X X X X X X
Am

« gl
linde



ZZ3

Mt . Muster 18 .
Kttneinde (8 51 Ziffer 2 der Ausführungsbestim-

- mungen zum Einkommensteuergesetz .)

Steuerjahr 19.

CmspruchsreMer,
betreffend

Veranlagung der Einkommensteuer und Vermögenssteuer.

Der Vorsitzende
des Lchätznngsausschulses.

zur Einsicht.

, den . um.

An
Großherzogliches Staatsministerium,

Departement der Finanzen,

Die Vorverhandlungen liegen an.

Limits minilienuni,
Jepartement der Finanzen.

Oldenburg , den . ten . 19

Zurück an
den Herrn Vorsitzenden

zum weiteren Verfahren.
des Schätzungsausschusses

Der Vorsitzende . . , den ten. 19 .
des IchStzungsansschusies.

Nach Erledigung — ohne die Anlagen — zurück an
Großherzogliches Staatsministerium , Departe¬
ment der Finanzen.

Anmerkung.
Die Einsprüche der Steuerpflichtigen und die Einsprüche des Vorsitzenden sind im Register

« getrennten Abteilungen mit entsprechender Überschrift zu behandeln . Für das Protokoll be-
Mdet sich der Vordruck ans der letzten Seite.
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Lau¬

fende

Nr.

Num¬
mer
der

Rolle
(der

Zug.-
Liste
usw.).

Der Ste

N cim c.

uerpfl  icht ig

Berufs¬
oder

Erwerbsart.

en

Wohnort
(Wohnung).

a) Einkommensteuer-
stuse.

d) Vermögenssteuer¬
betrag.

o) Steuermerkmale.

Angabe,
ob sich der
Einspruch
gegen die

Einkommen¬
steuer lü.I
oder gegen
die Vermö¬

gens¬
steuer lV.>
oder gegen

beideSteuer»
lL . n. V.,

richtet.

1. 2. 3. 4. S.

-
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») Antrag des Einspruchs.

b) Hauptinhalt der Be¬
gründung.

o) Etwa benannte Beweis¬
mittel.

Entscheidung  des Schätzungsausschusses
nebst Begründung!

s.) hinsichtlich der Einkommensteuer,

k ) hinsichtlich der Vermögenssteuer.

Bemerkungen
(z. B . über Zurück¬

nahme des Einspruchs;
sowie bei Einspruch

des Vorsitzenden
darüber , ob eine Ge¬

genäußerung des
Steuerpflichtigen

vorlicgt ) . '

6. 7 .

f

I

259 Wenden!
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Verhandelt
vom Schätzungsausschussc der Gemeinde
.in.

am. ten. 19

Zur Verhandlung über die in diesem
Register verzeichneten Einsprüche gegen
die Steuerveranlagung hatten sich außer
dem Unterzeichneten' Vorsitzenden die
folgenden Mitglieder deS Schätzungs¬
ausschusses hier eingefnnden:

Es fehlte
entschuldigt:

unentschuldigt:

Die einzelnen Einsprüche wurden vom
Schätzungsausschusse nach näherer Er¬
örterung, wie in Spalte 7 des Registers
vermerkt, entschieden.

Hervorzuheben ist dabei noch fol¬
gendes:
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Der Vorsitzende
des Schlitzungsausschusses der

Gemeinde

Muster 19.
(Z 52 Ziffer 3 der Ausführungs¬

bestimmungen zum Einkommensteuergesetz.)

, den 19

Nr. der Stcuerrülte:

Auf den von Ihnen — dem Unterzeichneten Vorsitzenden — gegen
Ihre diesjährige Steuerveranlagung erhobenen Einspruch hat der
Schätzungsausschuß die unten folgende Entscheidung abgegeben.

Die Entscheidung wird rechtskräftig , wenn nicht innerhalb zwei
Wochen nach dem Tage der Zustellung dieser Benachrichtigung Be¬
rufung eingelegt wird . Ihrerseits ist eine etwaige Berufung , über
welche das Großherzogliche Staatsministerium , Departement der Finanzen,
entscheidet, an den Unterzeichneten Vorsitzenden zu richte». Die Be¬
rufung muß eine Begründung enthalten ; es genügt jedoch gegebenen¬
falls die Hinweisung auf die im Einspruch angegebenen Gründe . Neue
Einwendungen dürfen in der Berufung nur insoweit vorgebracht werden,
als sie zur Widerlegung neuer Feststellungen der Einspruchsstelle
dienen.

Bei unbegründeter Einlegung von Rechtsmitteln seitens der Steuer¬
pflichtigen fallen diesen die Kosten zur Last.

Die Zahlung der veranlagten Steuer wird durch die Einlegung
von Rechtsmitteln nicht aufgehalten.

Entscheidung des Schlitzungsausschusses.
(Auszug aus dem Einspruchsregister und gegebenenfalls

dem dazu aufgenommenen Verhandlungsprotokolle .)

An

in
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Muster 20.
(8 64 Ziffer 5 der Ausführungsbestint-

mungen zum Einkommensteuergesetz.)

Steuerjahr 19

UmMgsmMeilung.

Gemeinde . , den . is . .

Der — Die — nachstehend verzeichnte Steuerpflichtige ist infolge
Umzugs für das 2. Steuerhalbjahr in der dortigen Gemeinde in Zu¬
gang zu bringen:

1. Name : . -

2. Nummer der Steuer¬
rolle (Zugangsliste ):

3.  Bisheriger Wohn- oder Aufenthaltsort:

4. Künftiger „ „

l>. Einkommensteuerftufe , --- betrag:

6. Vermögens fteuerbetrag:

Der Gemeindevorsteher.

An

den Herrn Gemeindevorsteher

M
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Amt. Muster 21.
. . (Z 64 Ziffer 6 der Ausführungsbestimmungen

EeMNNoe  zum Einkommensteuergesetz.)

Steuerjahr  19

Steuer-Zugangsliste Nr.
. . den. - '19.

Die vorläufige Aufstellung dieser Liste ist
von mir nach bestem Wissen und Gewissen
vollständig und richtig erfolgt.

Der Gemeindevorsteher.

Der Vorfitzende des Schätzungsansschuffes.
, den . 19

An Großherzogliches Staatsministerium,
Departement der Finanzen , zur Feststellung.
Die Liste ist nach bestem Wissen und Gewissen
vollständig und richtig aufgestellt.

Ltaatsminillerium,
Departement der Finanzen.

Oldenburg , den 19
G. R . an den Herrn Vorsitzenden des

Schätzungsausschusses zur Beantwortung oder
i Erledigung der Prüsungsbemerkungen.

Im Aufträge:

Zur Revision.
.dess . .

Der Vorsitzende des Schätzungsausschuffes.
, den . 19

Nach Erledigung zurück an Großherzogliches
Staatsministerium , Departement der Finanzen.

Zur Revision.
.dess.
Oldenburg , den 19.

Nach Erledigung des Prüfungsverfahrens betragen die Gesamtsummen der
Zugänge:

s.) an Einkommensteuer . < . ^ .
t>) an Vermögenssteuer . . „ . „

Zu verrechnen:
zu a) für 19 ^ . ^ und für 19

6 ) „ 19. „ . „ „ „ 19. ,, .
Notiert . Der Ministerialrevisor.

Staatsministerium , Oldenburg, den . 19.
Departement der Finanzen.

1. Die Steuersätze sowie der Zeitpunkt der Zugangstellung sind, soweit erforderlich,
festgesetzt, wie in der Liste bemerkt.

2. G. R . an den Herrn Vorsitzenden des Schätzungsausschusses zum weiteren Verfahren
(8 64 Ziffer 15—18 der Ausführungsbestimmungen zum Einkommensteuergesetz).

Im Aufträge:

Zur Akte,

dess.

Vermerkt in der Amtsrolle (Zugangsliste ).

Der Vorfitzende des Schätzungsausschuffes.
. den 19.

Nach Erledigung zurück an Großherzogliches
Staatsministerium , Departement der Finanzen.
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3-10

Lau¬

fende

Num¬

mer.

Der Steuerpflichtigen

jetziger

Name

(Familienname ..
und

Vornamen ).

2 .

Bernss-
odcr

Erwerbsart.

3 .

bishe¬
riger

Wohn - oder Auf¬
enthaltsort.

4.

Zahl dcr Haus-
hallungsangehörigen

(Ehegatte , Verwandte.
Verschwägerte ) unter

Mitzählung des Haus¬
haltungsvorstandes:

:>.
welche

eine
Schule

besuchen
oder noch

nicht
schul¬

pflichtig
sind.

v.
der übrigen

n) volljährig
N) minder¬

jährig

männ¬
lich.

weib¬
lich.

5.

Nummer
der

Steuer¬
rolle
bezw.
Nach¬
steuer¬

rolle
oder
Zu¬

gangs¬
liste.

Ursache
des

Zugangs.

iSpalte 7 n. S

Die einzelnen Spalten sind nur nach Wedarf ausznfüllen.
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Weitere Begründung.

ISiuicn auch zusammcngcsaßt werden.

Iahreosteuer:

Ein¬
kommen¬

steuer.

Stufe.
Be¬
trag.

Ver-
mö-

gens-
steurr.

Be¬
trag.
45.

Zeitpunkt,
von

welchem an
der

Zugang zu
berechnen

ist-

Betrag
der

für das Steuerjahr
in Zugang

kommenden

Einkom¬
men¬
steuer.

45  !

Ver¬
mögens¬

steuer.

45 . I

merknngen,
insbesondere

auch Ver¬
änderungen

innerhalb des
Steuerjahrs

<8 64 Ziffer 18
der

Ausfiihrungs-
bestiminungcn
zum Einkom¬

mensteuer¬
gesetz).

9. 10. 11. 12. 13. 14. IS.
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Amt . . Muster SS.
(8 64 Ziffer 6 der Ausführungsbestimmungen

Gemeinde. zum Einkommensteuergesetz.)
Steuerjahr 19

Steuer -Abgangsüste Nr.
. , den . 18.

Die vorläufige Aufstellung dieser Liste ist
von mir nach bestem Wissen und Gewissen
vollständig und richtig erfolgt.

Der Gemeindevorsteher.

Staatsm inisterium,
Departement der Finanzen.

Oldenburg , den . 19
G. R . an den Herrn Vorsitzenden des

Schätzungsausschusses zur Beantwortung oder
Erledigung der Prüfungsbemerkungen.

Im Aufträge:

Nach Erledigung
Abgänge:

a ) an Einkommensteuer
b ) an Vermögenssteuer

Zu verrechnen:
zu u ) für 19.
„ i>) .. 19 . ..

Notiert.

Der Vorsitzende des Schätzungsausschusses.
, den . 19.

An Großherzogliches Staatsministerium,
Departement der Finanzen , zur Feststellung.
Die Liste ist nach bestem Wissen und Gewissen
vollständig und richtig aufgestellt.

Zur Revision.
. desi . .

Der Vorsitzende des Schätzungsausschusses.
. , den . 19.

Nach Erledigung zurück an Großherzogliches
Staatsministerium , Departement der Finanzen.

Der Ministerialrevisor.

Zur Revision.
. dess . .
Oldenburg , den . 19

des Prüfungsverfahrens betragen die Gesamtsummen der

. ..

Staatsministerium , Oldenburg , den 19
Departement der Finanzen.

1. Die Beträge sowie der Zeitpunkt der Abgangstellung sind , soweit erforderlich , fest¬
gesetzt, wie in der Liste bemerkt.

2 . G. R. an den Herrn Vorsitzenden des Schätzungsausschusses zum weiteren Verfahren
(8 64 Ziffer 15 — 18 der Ausführungsbestimmungen zum Einkommensteuergesetz ) .

Im Aufträge:

Zur Akte.

- dess . ...

Vermerkt in der Amtsrolle (Zugangsliste ).

Der Vorfitzende des Schätzungsausschusses.
. , den . 19.
Nach Erledigung zurück an Großherzogliches

Staatsministerium , Departement der Finanzen.

267



344

Lau¬
sende
Num¬
mer.

Num¬
mer
der

Steuer¬
rolle
oder
Zu¬

gangs¬
liste.

Der Steuerpflichtigen

jetziger

Name
(Familienname

und
Vornamen ).

Berufs-
odcr

Erwerbsart.

bisheriger

Wohn-
odcr Aufenthaltsort.

Zahl der Haushaltungs-
augchörigeu lEhcgatte,

Verwandte , Verschwägertes
unter Mitzählung des

Haushaltungsvorstandes:

I».

welche dxx jjbrigen
Schule ^ vollgahng

besuchen bj miude,jährig
odernoch

nicht
schul¬

pflichtig MLNU-
sind . lich.

Weib¬
lich.

6.

Die einzelnen Spalten lind nur nach Bedarf auszufüllc » .
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Ursache und weitere

Begründung des Ab¬

gangs.

Iahrcssteuer:

Einkommen¬

steuer.

Stufe.

Be¬

trag.
FL.

9.

Ver¬

mö¬

gens-
steuer.

Be¬

trag.
FL.

10.

Zeitpunkt,

von welchem
an der Ab¬

gang zu be¬
rechnen ist.

11.

Betrag
der

für das Steucrjahr
in Abgang
kommenden

Einkom¬

mensteuer.

FL. ! ^

12.

Vermö-

geussteuer.

FL I
13.

Vemerkniigen.

14.
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Muster2».
Der Vorsitzende (H g4 Ziffer 17 der Ausführungs-

des Schätzungsausschusses der bestimmungen zum Einkommensteuergesetz.)
Gemeinde. . . 19.

Nr. der Steuerrolle:

— rr§ K

S §

Gemäß Artikel des Einkommensteuergesetzes vom

12. Mai 1906 und Artikel ^  des Vermögenssteuergesetzes

vom 12. Mai 1906 ist Ihre Steuerveranlagung aus dem unten an¬

gegebenen Grunde dahin abgeändert , daß Sie vom 1. .
d. I . an veranlagt sind:

1. zur Einkommensteuer für die Zeit bis zum 30 . April 19
nach einem steuerpflichtigen Einkommen von . -4L
zu dem Jahressteuersatze  von . -2-,

2. zur Vermögenssteuer für die Zeit bis zum 30 . April 19.
nach einem steuerbaren Vermögen von . -4L
zu dem Jahressteuersatze  von . -4L

Gegen das Ergebnis der Veranlagung steht Ihnen das Rechts¬
mittel des Einspruchs zu. Der Einspruch ist binnen einer Ausschluß¬
frist von 3 Wochen, welcher mit dem auf die Zustellung dieser Mit¬
teilung folgenden -Tage beginnt , bei dem Unterzeichneten Vorsitzenden
des Schätzungsausschusses zu erheben . In dem Einsprüche müssen die
Gründe , aus welchen die Veranlagung angefochten wird , angegeben
werden . Etwaige Beweismittel können dabei benannt werden.

Bei unbegründeter Einlegung von Rechtsmitteln seitens der Steuer¬
pflichtigen fallen diesen die Kosten zur Last.

Die Zahlung der veranlagten Steuer wird durch die Einlegung
von Rechtsmitteln nicht aufgehalten.

Grund der Abänderung der Steuerveranlagung:

An

in
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Der Vorsitzende
des Schlitzuilgsausschilfsesder

Gemeinde
Rr. der Steuerrolle:

IS

rr L.

^ .2

An

Muster 24.
(8 64 Ziffer 17 der Ausfiihrungsbestim-

mungen zum Einkommensteuergesetz.)
den 10 -

Infolge . .

im d. I . sind Sie für die Zeit vom 1. .
d. I . an auf Grund des Artikel 63 Ziffer 1 des Ein¬

kommensteuergesetzes vom 12. Mai 1906 und Artikel 39 Ziffer 1 des
Vermögenssteuergesetzes vom 12. Mai 1906 hier nach Maßgabe der
nmstehend aufgeführten Steuermerkmale zur Steuer veranlagt wie folgt:

1. zur Einkommensteuer für die Zeit bis zum 30. April 19
nach einem steuerpflichtigen Einkommen von . ^ 7-
zu dem Jahressteuersatze von . -̂ 5.,

2. zur Vermögenssteuer für die Zeit bis zum 30. April 19
nach einem steuerbaren Vermögen von zu dem
Jahressteuersatze  von

Dem Obigen nach haben Sie an .
. zu zahlen:

. . /( »s im Monat .

Einsendungen durch die Post müssen unter Beachtung der Be¬
merkung am Rande dieser Benachrichtigung und frei von Porto und
Bestellgeld erfolgen.

Gegen das Ergebnis der Veranlagung steht Ihnen das Rechts¬
mittel des Einspruchs zu. Der Einspruch ist binnen einer Ausschluß¬
frist von 3 Wochen, welche mit dem auf die Zustellung dieser Mit¬
teilung folgenden Tage beginnt, bei dem Unterzeichneten Vorsitzenden
des Schützungsausschusses zu erheben. In dem Einsprüche müssen die
Gründe, aus welchen die Veranlagung angefochten wird, angegeben
werden. Etwaige Beweismittel können dabei benannt werden.

Bei unbegründeter Einlegung von Rechtsmitteln seitens der Steuer¬
pflichtigen fallen diesen die Kosten zur Last.

Die Zahlung der veranlagten Steuer wird durch die Einlegung
von Rechtsmitteln nicht aufgehalten.

Wenden!
Empfangsbescheinigung über eingezahlte

in

Für die
Monate.

Betrag. Tag
der

Zahlung.

Namensunterschrift
des

Steuererhebers.

I

!
I

273



Steuermerkmale



351

. Muster SS.
. . . . (Z 65  Ziffer 11 der Ausftihrungsbestimmungeti

zum Einkommensteuergesetz.)Gemeinde . .

Nachsteuerrolle Nr.
Steuerpflichtige (Familienname) :

i . .

. , den . 19.
Die Steuermerkmale, die Einkommen¬

steuerstufen und die Vermögenssteuer-
bcträge sind auf Grund des Veran¬
lagungsmaterials und sonstiger Kennt¬
nis nach bestem Wissen und Gewissen
in Gemäßheit der bestehenden Vor¬
schriften festgesetzt, wie in der Nach¬
steuerrolle vermerkt.

Der Schätzungsausschnß.

!Ver Vorsitzende
des SchLtznngsausschnsies. , den -. 19.

An
Großherzogliches Staatsministerium, Departement der Finanzen,

zur Einsicht.

. , den . . 19.
Die erfolgte Eintragung der Steuer¬

merkmale, der Einkommensteuerstufen
n»d der Vernivgenssteuerbcträge ent-

s spricht den Beschlüssen des Schätzungs-
ansschusses.

Der Vorsitzende
des L'chähungsausschusses.
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Staatsministerium, Oldenburg , den . '. 19.
Departement der Finanzen.

Nach Erledigung des Prüfuugsverfahreus nebst de» Prüfungs-
Verhandlungen zurück an

den Herrn Vorsitzenden des Schätznngsausschnsses

zur Benachrichtigung der Steuerpflichtigen und Aufnahme in die
Zugaugsliste.

Notiert.

Der Vorsitzende
des Schätznngsausschnsses. , den

Gelangt nebst de» Prüfuugsverhandlungen zurück an

Großhcrzoglichcs Staalsministcrinm , Departement der Finanzen.

Anmertz nngen.
In der Nackstcnerrolle sind bet der Veranlagung übergangener

Steuerpflichtiger (Artikel 65 Ziffer l des Einkommensteuergesetzes und
Artikel 41 Ziffer 1 des Bcrmögenssteucrgesetzks ) die Stenermerkmale
in derselben Weise wie in der Steuerrolle zu verzeichnen.

Findet die nachträgliche Veranlagung dagegen gemäß Artikel 65
Ziffer 2 des Einkommensteuergesetzes und Artikel 41 Ziffer 2 des Ver¬
mögenssteuergesetzes statt , so brauchen die bisherigen Steuermerkmale,
welche von der Abänderung der Veranlagung nicht betroffen werden,
in die Steuerrolle nur insoweit eingetragen zu werden , als sie für die
Zusammenrechnung des Einkommens in Betracht kommen , und zwar
in den einzelnen Spalten unter möglichster Zusammenfassung . Die
neu hinzugekommenen , sowie die abgeänderten Steuermerkmale sind mit
einem Sterne zu versehen , und es ist bei den einzelnen Summen die
bisher veranlagte Summe in Klammern einzutragen.

Die nachträgliche Veranlagung hat für jedes Steuerjahr besonders
zu erfolgen . Es gilt jedoch das Gesamtergebnis als ein einheitliches,
insbesondere auch in Bezug auf die Einlegung von Rechtsmitteln.

- Wende»!
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Steuerjahr 19.
Steucrperiode 19.
(Kommen verschiedene Steuerjahre in Frage, so sind sie
unter dem Namen des Steuerpflichtigen zu vermerken.)

Spalten 3 bis 18 wie in Muster 12
(Steuerrolle) .

Laufende
Nummer.

(Besteht die
nachträgliche
Veranlagung
in der Ab¬
änderung

einer früheren
Veranlagung,
so ist auch die

betreffende
Steuerrollen¬
nummer nebst
Schätzungs¬
bezirk anzu¬

geben.)

Hausnummer

(Brandkassenummers.

Der Steuerfr

Name
(Familienname

und
Vornamen)

und
Wohnort.

wichtigen

Berufs¬
oder

Erwerbsart.

1. 2. 3. 4.

-

-

Fortsetzung aus folgender Seite.
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"7. --

2 ^ -

Spalten 19 bis 36 wie in Muster 12 (Steuerrolle).

Kurze
Angabe des

Grundes
der nachträg¬
lichen Veran¬

lagung . (Auch
^die Spalte 36
kann zu dieser

Eintragung
benutzt

werden .)

37.

Wenden!
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*) Nach der nachträglichen Veranlagung berechnet sich die zu zahlende ge¬
samte Einkommensteuer wie folgt:

Nach der bisherigen Veranlagung betrug sie:

Nachzuerhebendc Einkommensteuer:

Die gesamte zu zahlende Vermögenssteuer berechnet sich nach der
nachträglichen Veranlagung auf:

und betrug nach der bisherigen Veranlagung:

Rachzuerhebende Vermögenssteuer:

Verhandelt vom Schtttzungsausschusse der Ge¬
meinde . in . . .

am teu . . - 19
Zur nachträglichen Veranlagung de in dieser

illachsteuerrolle verzeichneten Steuerpflichtigen
hatten sich außer dem Unterzeichneten Vor¬
sitzenden die folgenden Mitglieder des Schätzungs¬
ausschusses hier ^eingesunden:

Es fehlte
entschuldigt:

unentschuldigt:

D . Steuerpflichtige wurde veran¬
lagt , wie in die vorstehende Nachsteuerrolle ein¬
getragen.

Hervorzuheben ist dabei noch folgendes:

*) Sind in derselben Nachsteuerrolle mehrere
Steuerpflichtige veranlagt , so ist für jeden Ein¬
zelnen eine entsprechende Berechnung aufzustellen.
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*

Der Vorsitzende
des Skhiitzungsausschusiesder

Gemeinde

Rr . der Nachsteuerrollei

Muster 2 « .
(Z 65 Ziffer 12 der Ausführungsbestimmungen

zum Einkommensteuergesetz .)

. . den lg . .

b.
Z ^
8 8

^ -i
« es

^ --
88

Z -L

IN

s^

»Z L»» « s

D-L ^

Wie der nachstehende Auszug aus der Nachsteucrrolle des näheren
ergibt , haben Sie an Rachsteuer zu zahlen:

Einkommensteuer . . : .
Vermögenssteuer . : „ . .. .

Diese Summe ist an.
zu entrichten , und zwar

.j im Monat

Einsendungen durch die Post müssen unter Beachtung der Bemer¬
kung am Rande dieser Benachrichtigung und frei von Porto und Be¬
stellgeld erfolgen.

Gegen das Ergebnis der Veranlagung steht Ihnen das Rechtsmittel
des Einspruchs zu . Der Einspruch ist binnen einer Ausschlußfrist von
3 Wochen , welche mit dem auf die Zustellung dieser Benachrichtigung
folgenden Tage beginnt , bei dem Unterzeichneten " Vorsitzenden des
Schätzungsausschusses zu erheben . In dem Einsprüche müssen die Gründe,
aus welchen die Veranlagung angefochten wird , angegeben werden.
Etwaige Beweismittel können dabei benannt werden.

Bei unbegründeter Einlegung von Rechtsmitteln seitens der Steuer¬
pflichtigen fallen diesen die Kosten zur Last.

Die Zahlung der veranlagten Steuer wird durch die Einlegung
von Rechtsmitteln nicht aufgehalten.

Bezieht sich die nachträgliche Veranlagung auf verschiedene Steuer¬
jahre , so kann nur das Gesamtergebnis der Veranlagung angefochtenwerden.

An

m

Wenden!

Cmpfa

Für

ngsbes

Bctr

chein
stell

ig-

igullg über
-»betrüge.

Tag
der

Zahlung.

eingezahlte

Namensunterschrift
des

Steuererhebers.
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Auszug aus der Nachsteuerrolle.
(Hier folgen die 3 letzten Seiten — ohne den Vordruck zum

Protokolle — des Formulars zur Nachsteuerrolle (Muster 25 )̂.
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Amt

Gemeinde

Muster 12.
(8 46 Ziffer2 der Ausführungsbestimmungen zum

Einkommensteuergesetz.)
I

Stenexjahre 19 , 19 und 19

Stellet Periode 19

erste

§ escheinigunaen
über die

zweite

Veranlagung.

dritte

. , den . 19.

In dieser Steuerrollesind sämtliche Einwohner der Gemeinde
und die sonstigen Steuerpflichtigen nach Maßgabe der Personenstands¬
liste (Haushaltungslisten) und der sonstigen Feststellungen richtig auf¬
geführt. Die erfolgte Eintragung der Steuermerkmale, der Ein¬
kommensteuerstufen und der Vermögenssteuerbeträge entspricht den
Beschlüssen des Schätzungsausschusses.

Der Vorsitzende
des Schätzungsansschusses.

. , den . . 19.

Die Steuermerkmale, die Einkommensteuerstufen und die Ver¬
mögenssteuerbeträge sind auf Grund des Veranlagungsmaterials und
sonstiger Kenntnis nach bestem Wissen und Gewissen in Gemäßheit
der bestehendenVorschriften festgesetzt, wie in der Steuerrolle vermerkt.

Der Schätzungsausschnß.

. , den . 19.

In dieser Steuerrollesind sämtliche Einwohner der Gemeinde
und die sonstigen Steuerpflichtigen nach Maßgabe der Personenstands-
liste (Haushaltungslisten) und der. sonstigen Feststellungen richtig auf¬
geführt. Die erfolgte Eintragungder Steuermerkmale, der Ein-
kommensteuerstusen und der Vermögenssteuerbeträge entspricht den
Beschlüssen des Schätzungsausschusses,

Der Vorsitzende
des Schätzungsansschusses.

. , den . . 19.

Die Steuermerkmale, die Einkommensteuerstufen und die Ver¬
mögenssteuerbeträge sind auf Grund des Veranlagungsmaterials und
sonstiger Kenntnis nach bestem Wissen und Gewissenin Gemäßheit
der bestehendenVorschriften festgesetzt, wie in der Steuerrolle vermerkt.

Der Schätzungsausschnß.

. , den . 19. .

In dieser Steuerrollesind sämtliche Einwohner der Gemeinde
undi die sonstigen Steuerpflichtigen nach Maßgabe der Personenstands¬
liste(Haushaltungslisten) und der sonstigen Feststellungen richtig auf¬
geführt. Die erfolgte Eintragungder Steuermerkmale, der Ein¬
kommensteuerstufen und der Vermögenssteuerbeträge entspricht den
Beschlüssen des Schätznngsausschusses.

Der Vorsitzende
des Schätzungsausschusses.

. , den . 19. .

Die Steuermerkmale, die Einkommensteuerstufen und die Ver¬
mögenssteuerbeträge sind auf Grund des Veranlagungsmaterialsund
sonstiger Kenntnis nach bestem Wissen und Gewissen in Gemäßheit
der bestehendenVorschriften festgesetzt, wie in der Steuerrolle vermerkt.

Der Schätzungsausschuß.

Olfdenburg,  den . 19.

Nach Erledigung des Prüfungsverfahrensbetragendie Ge¬
samtsummen:
a) der Einkommensteuer. . 4̂,

d) der Vermögenssteuer.
Zu verrechnen:

I für 19.
zu

l für 19.

zu b:.

. . ^ .

für 19. . H,

für 19. . ..

Der Ministerialrevisor.

Oldenburg,  den . 19.

Nach Erledigung des Prüfungsverfahrensbetragendie Ge¬
samtsummen:
rr) der Einkommensteuer

K) der Vermögenssteuer
Zu verrechnen:

für 19.

für 19

für 19.

zu n:-

zu d:
für 19

Der Ministerialrevisor.

Notiert.

. , den . 19. .

Diese Steuerrollehat vom bis zum
. d. Js . in.

. zur Einsicht der beteiligten
Steuerpflichtigen ausgelegen.

Der Gemeindevorsteher.

Notiert.

V,

Oldenburg,  den . 19.

Nach Erledigung des Prüfungsverfahrensbetragen die Ge¬
samt ummeru
а) dsr Einkommensteuer. . .

б) dft Vermögenssteuer . . .
Zu verrechnen:

^. l für 19

^.
zu L.<

>für 19

. s für 19
zu KZ. ! für 19

M Notiert.

... .

Der Ministerialrevisor.

. , den . 19.

Diese Steuerrollehat vom bis zum
. d. Js . in .

zur Einsicht der beteiligten

Steuerpflichtigen ausgelegen.

Der Gemeindevorsteher.

, den 19.

bis zumDiese Steuerrollehat vom
. . d. Js . in .
. zur Einsicht der beteiligten

Steuerpflichtigen ausgelegen.

Der Gemeindevorsteher.



Sauerschaft (Syirk)
Dahl - er

Hanshattungs-
augehörigen

(Ehegatte , Ver¬
wandte,

Verschwägerte)
unter

Mitzählung des
Haushaltungs

Vorstandes

Lau¬

sende

Num¬

mer.

(Im ersten
Steuer

jahr
ist dar¬

unter die
vorig
jährige
Nummer

einge
klammert
zu ver¬
merken .)

»)

d e r

übrigen
voll¬

jährig

b) minder

jährig

(Brand
lasse
num
meid.

Berufs

oder

Erwerb

art.

Name

(F amilienna m e

und

Vorna m e n ) .

denden

mann
lich

Artterr öes Wermögens unö r n

Kandwirtschastticher Orundbesttz
einscht. - er zugehörigen Mahn - und

W irisch aftsgebiinde nsw.
ast-

eigener

setbst-
trewirt - ver-

schafteter . pachtetet' .

Hektar.

(Grund-

steuer-

reiil-

ertrag .)

Hektar.

(Grund-

steuer-

rein-

ertrag .)

10

Jah¬

res¬

pacht.

gepachteter-

Hektar. Zu

zah¬
lende

Jah¬
res¬

pacht.

Sonstiger eigener Grund¬
besitz

Mohn¬
geb ä n - e.

Feuer-

verstche-

rungs-

summe.

(Gebäude-

steuer-

miet-

wert .)

11 12 IN

Jah¬

res¬

miete,

so¬

weit

ver¬

mie¬

tet.

14

sonstige
Gebäude

und
Grundstücke

(Fabriken,
Bauplätze nsw .).

a ) Art.

t >) Hektar.

o ) Feuer-
verstche-

rungs-

summe.

15

Vieh¬
bestand.

u ) Pferde.

b ) Rind¬

vieh.

o ) Schafe.
Iah-
res- ä ) Schwei

Pacht, ne.

soweit
ver- o ) Ziegen.

pach-
tet.

Buch- ! _
stabe.j

16 17

Uerkanfswert:

1) zu Spalte 9 , 1b,
13 , 15 und 17,

2) des sonstigen
landwirtschaftlichen
Anlage - und Be¬

triebskapitals
ohne Gebäude

(L.),

3) des gewerblichen
Anlage - und Be¬

triebskapitals
ohne Gebäude

(G .).

Spalte
usw.

Betrag.

18

/

Seitensumme lul¬

lst

19

19 .







Seite

Kommens.

Rein¬

ertrag
der

in Spalte

11,14 » 16
aufge¬

führten

Roh¬

erträge

(einzeln
in

derselben

Reihen¬

folge).

Rein¬
ertrag :

n) aus Land¬
wirtschafts¬

betrieb
(s. auch

Spalte 36),
b) aus Han¬

dels - nnd
Gewerbe¬

betrieb
(s. auch

Spalte 86 ),
e) aus son¬

stiger nicht
festgelohntcr

Tätigkeit

19

Barerträge:
u ) aus fcstgc-

lohntcr
Tätigkeit

(Gehalte usw.),
b) aus nicht
bermögens-
steuerpflich-

tigcn Rechte»
auf periodi-

scheHebungen
(Wartegelder,

Peilsioncn,
Unfall - , In¬
validen - und
Altersrenten

usw,),
o) aus Nicß-
branchrechtc ».
R' euren usw .,
deren Wert
vcrmögens-

stenerpslichtig
ist.

20

a) Mietwert
der

eigenen
Wohnung

(Reinertrag ),
d ) Nicht ber-

mögens-
steucrpflich-

tige
Natnral-
bezüge.

«) Ver-
mögens-
stener-

pflichtigc
Natnral-
ücziige.

Kapitalwert
der

ul Altsprüche
aus

Lebens - ,
Kapital-

nnd Renten¬
versiche¬
rungen.

(Wenn Rück-
knufswert:

„R ." )
6) selbstän¬
digen nicht
zu einein
Betriebs-

kapitnle
gehörenden

Rechte,
o) Bezüge in
Spalte 21 v.

ä ) Bezüge in
Spalte 22 v.

Summe

des
Ver¬

mögens
nach den

Spalten

7 , 18

und

23.

23 24

des
Ein¬

kommens
nach deri

Spalten

26

1 1

Ver¬
mögen:

(Artikel
12 des

Ver-

mögens-

steuer-

gesetzes)

u) Kapital¬

schulden.

l>) Kapital¬
wert

der

sonstigen

Lasten.

26

gemäß Artikel 9
des Einkommen¬

steuergesetzes :
in Schuldzinseu;
d) dauernde Laste» nnd

Renten (
w Staats - und Kom-

munalstencrn, einschl.
Deich- und Siel-
lastsn, sowie Beiträge
zu PrivatwasserLan-
genossenschaftenusw. ;

ci, Kammer - und Jn-
nuiigsbeiträge , Bei¬
träge zu Kranken¬
kassen, zur Unfall-
u . Invalidenversiche¬
rung ;
Prämien für Haft¬
pflicht- nnd Sachver¬
sicherung;

r» BeitrügezuWitwen - ,
Waisen- nnd Pen¬
sionskassen, Lebens-
Versicherungsprämien
und dergl.

stabe. I_ ^

bzüge vom
Einkommen:

im einzelne»

27

gemäß
Artikel 21

Ziffer I
des Ein-
kommen-

stcner-
gesctzes:

für die eine
Schule be¬
suchenden
oder noch

nicht schul¬
pflichtigen
Haushal-

tungs-
ange-

hörigeu
— Spalte

6 —
bei Ein¬
kommen

unter
3600

28

NN

ganzen:

(Summe
der

Spalten
27

Ultd

28 .)

29

Cs verbleibt

nach Abzug

der Beträge

>n

Spalte

26

von der

Snm » ie

in Spalte

24

steuer¬
bares
Ver¬

mögen.

30

M

Spalte

29

von der

Summe

in Spalte

25

steuer¬
pflichtiges
Jahres¬

ein¬
kommen.

31

Ermiißi-

guch
gemäß
Artikel

21
Ziffei kl
des Ein-
komimn-

steinr
gesetzt

ui»
Stnfin

(Be-
grü >-
dlttlp

in

Spa t»
36.

82

i 4!

Veranlagung

zur

Ein¬
kommen¬
steuer.

33 34 3K

Bemerkungen.
Hier sind insbesondere auch die
Ermäßigungen nach Artikel 21
Ziffer II des Einkommensteuer¬
gesetzes — zu vergl . Spalte 32 —
zu begründen ; ferner ist hier auf
unberücksichtigt gelassene Erb¬
schaftsfälle hinzuweisen (vgl . Z 65
Ziffer 5 der Ansführungsbestim-
inungeu zum Einkommensteuer¬
gesetz). Ist der Durchschnitt
mehrerer Jahre für die Be¬
messung von Erträgen maßgebend
(Artikel 13 Ziffer 2 Abs. 2 des
Einkommensteuergesetzes ), so sind
hier die Ergebnisse der einzelnen
Jahre anzugeben , nach welchen
die in Spälte 20 unter n) und
b) eingetragenen Durchschnitte

berechnet sind.

36

Veränderungen
der

veranlagten
Steirern inner¬

halb des Stener-

jahres oder der

Steuerperiode.

(8 64 Ziffer 18 der

Ansführungs¬

bestimmungen
zum Einkommen¬

steuergesetz.)

37
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